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Vorwort

und seinen Zielvorstellungen angeführt
wird. Unsere in den 80er Jahren forderte
aktive Landes-Außenpolitik hat durch die
europäischen Entwicklungen sowohl ei-
ne Bestätigung wie auch neue Schubkraft
erhalten, und ein eigenes Referat soll
dazu beitragen, diesen positiven Weg
konsequent fortzusetzen.
Ich sage den Herausgebern und den Mit-
arbeitern ein herzliches Dankeschön für
die gewaltige Arbeit, die hinter einer sol-
chen Publikation steckt und wünsche den
"Agenden/Aktivitäten 1990/91" eine wei-
te Verbreitung und viele interessierte Le-
ser.

Mit den "Agenden/Aktivitäten 1990/91"
legt die NÖ Landesverwaltung wieder ei-
ne eindrucksvolle Leistungsbilanz und
zugleich einen übersichtlichen Wegwei-
ser durch die Vielfalt der Abteilungen und
Behörden sowie einen Katalog von Zu-
kunftsaufgaben vor. Es gibt diese Publi-
kationen bereits seit 1977 und sie haben
sich zu einem wichtigen "Werkzeug" für
alle entwickelt, die in Niederösterreich, für
Niederösterreich oder über Niederöster-
reich arbeiten. Vor allem aber sind sie ein
ganz wesentliches Instrument der Bür-
gernähe und der Bürgermitwirkung, auf
die wir in diesem Land großen Wert le-
gen. Die wichtigste Voraussetzung dafür
ist nämlich eine umfassende Information.
Eine Auflage von 4.500 Exemplaren
zeigt, daß wir diese Informationspflicht
ernst nehmen.
Natürlich spiegeln die "Agenden" im Lauf
der Jahre auch wichtige Schwerpunkte
und Entwicklungen wider, zum Beispiel,
wenn in dieser Ausgabe erstmals das
neue ''Europareferat" mit seiner Bilanz

Vorwort

Probleme des Umweltschutzes. Für die
sorgfältige Koordination aller Tätigkeiten
auf diesem Gebiet wurde eine umfassen-
de neue Abteilung (R/4) geschaffen.
In der Zukunft wird die NÖ Landesverwal-
tung weiterhin bemüht sein, den Anliegen
der Bevölkerung mit größter Aufmerk-
samkeit zu entsprechen. Zukünftigte mo-
dernste Bürotechnologie wird dabei den
Landesbediensteten helfen, noch stärker
auf rasche, unbürokratische Weise dem
Bürger zu begegnen.

Auch diesmal bieten die Agenden/Aktivi-
täten 1990/91 Informationen über die all-
gemeinen Tätigkeitsbereiche und die
neuesten Arbeitsergebnisse der Fachab-
teilungen der NÖ Landesverwaltungen.
Zu den aktuellsten Resultaten zählt ein
wesentlicher Schritt in der Planung des
neuen Regierungsviertels in St. Pölten.
Der Ideenwettbewerb "Landhaus" konnte
1990 erfolgreich abgeschlossen werden.
Die Jury entschied sich dabei für ein Pro-
jekt, das sich modernen städtebaulichen
Überlegungen verpflichtet fühlt, den Bür-
ger einladende Verwaltungsgebäude
schafft und in sukzessiven Ausbaupha-
sen realisiert werden kann. Doch die
Übersiedlung der NÖ Landesverwaltung
wird nicht nur geplant: Über hundert Lan-
desbedienstete sind bereits jetzt in der
Landeshauptstadt tätig.
Eine der schwierigsten Aufgaben einer
verantwortungsbewußten Verwaltung ist
in der heutigen Zeit die Bewältigung der

Dr. Karl Kern
Landesamtsdirektor
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Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung

| | | Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung

(Stand vom 21. Dezember 1990)

§2

Die Angelegenheiten der Landesverwaltung und der mittelbaren Bundesverwaltung
(einschließlich der Auftragsverwaltung des Bundes) werden auf die Mitglieder der
Landesregierung wie folgt verteilt:

I.

1. Angelegenheiten der Landesverfassung und der Behördenorganisation; Leitung
des Inneren Dienstes; Verfassungsdienst; Angelegenheiten der NÖ Verwaltungs-
akademie; Amtsinspektorat; Angelegenheiten des Rechnungshofes; Kanzleiauf-
sicht; Koordinationsdienst; Befreiung von der Verpflichtung zur Wahrung der
Amtsverschwiegenheit; Angelegenheiten der elektronischen Datenverarbeitung;
Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes; Beratungsstelle des
Amtes; Angelegenheiten der Verbindungsstelle der Bundesländer; Entsendung
von Vertretern des Landes oder der Landesregierung in öffentliche Körperschaf-
ten oder andere juristische Personen; Bestellung, Widerruf und Abberufung der
Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie Bestellung des Auf-
sichtskommissärs der Landes-Hypothekenbank Niederösterreich; Vorschlag
von Mitgliedern in den Beirat für die Verwaltungsakademie des Bundes; Kund-
machung von Staatsverträgen durch Auflage beim Amt der NÖ Landesregierung;
Angelegenheiten des Datenschutzes mit Ausnahme der Verwaltungsstrafverfah-
ren; Angelegenheiten des Landesbediensteten-Schutzgesetzes; Dienstpaßan-
gelegenheiten; Angelegenheiten der Europäischen Integration und Koordination
der Außenbeziehungen des Landes Niederösterreich; Angelegenheiten des
Unabhängigen Verwaltungssenates in Niederösterreich;

2. Personalangelegenheiten;
3. Angelegenheiten der Bezüge der Mitglieder des Landtages von Niederösterreich

und der Niederösterreichischen Landesregierung;
4. Auszeichnungsangelegenheiten; Ehrungen; Schutz des Landeswappens; Ange-

legenheiten der Dienstwohnungen und Dienstbekleidung; Angelegenheiten der
Amtshaftung, Organhaftpflicht und Dienstnehmerhaftung, allgemeine Angele-
genheiten der Verwaltungsabgaben, Kommissionsgebühren und Überwa-
chungsgebühren und des Gebührengesetzes; Stempelmarkenverschleiß; Zu-
stellung von Schriftstücken in Verwaltungssachen in das Ausland und aus dem
Ausland; Überbeglaubigungen; Bundesheerangelegenheiten und Angelegen-
heiten der Landesverteidigung, soweit sie keinem anderen Mitglied der Landes-
regierung zugewiesen sind; Zivildienstangelegenheiten; Angelegenheiten, die
sich aus der Verwaltung landeseigener Bauten und Liegenschaften ergeben,
soweit diese keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;
Verwaltung der Amtsgebäude der Bezirkshauptmannschaften; Angelegenheiten
der Bundesgebäudeverwaltung; Beschaffungsangelegenheiten; Amtsdruckerei,
Mikrofilm- und Kopierstelle, Buchbinderei, Materialamt, Werkstätten; Landhaus-
küche; Landhauskindergarten; Rechtliche und administrative Angelegenheiten
der Dienstnehmervertretungen;

5. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten; Wahlen (des Bundespräsidenten, des Na-
tionalrates, des Landtages); Angelegenheiten des NÖ Landesbürgerevidenzen-
gesetzes und des NÖ Initiativ- und Einspruchsgesetzes; Volksabstimmungen;
Volksbegehren; Wählerevidenz; Kriegsgräberfürsorge und -evidenz; NÖ Kriegs-
gräberspendenfonds;

6. Rechtsbüro;
7. Pressedienst, Volkszählung und Statistik;
8. Dokumentation;
9. Leitung und Koordination des gesamten Baudienstes einschließlich der Gebiets-

bauämter; Geologischer Dienst; Rohstofforschung; technische Dienstprüfungen;
Ingenieurkammer- und Ziviltechnikerwesen mit Ausnahme der Verwaltungsstraf-
verfahren; Luftbildstelle;

Landeshauptmann
Wirkl. Hofrat
Siegfried Ludwig
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10. Angelegenheiten des Straßen- und Brückenbaudienstes sowie alle damit direkt
zusammenhängenden verkehrstechnischen Angelegenheiten; Verwaltung der
Liegenschaften der Straßenverwaltung; Kraftfahrwesen hinsichtlich der einge-
schränkten Zulassung (Routengenehmigung) sowie der Transporte und Fahrten,
bei denen die allgemein zulässigen Maße, Gewichte und Achslasten überschrit-
ten werden; Angelegenheiten des GGSt hinsichtlich der eingeschränkten beson-
deren Zulassung und Ausstellung von Bescheinigungen für eingeschränkt be-
sonders zugelassene Fahrzeuge;
Amtssachverständigentätigkeit für Waffen-, Munitions-, Sprengmittel- und
Schießtechnik, für Verkehrstechnik und für Landwirtschaft; Bewertung von land-
wirtschaftlich genutzten Liegenschaften; Amtssachverständigentätigkeit für
Wasserbau, für Schiffahrt und für Fördertechnik;
Vermessungsangelegenheiten;
Angelegenheiten der Förderung von Wohnbauten, der Gewährung von Wohn-
beihilfen, der technischen Überprüfung von Wohnbauten und der Wohnungsge-
meinnützigkeit, soweit diese Angelegenheiten keinem anderen Mitglied der
Landesregierung zugewiesen sind; Althaussanierung; Angelegenheiten der
Stadterneuerung und Bodenbeschaffung;
Verwaltung der Gesellschaftsanteile des Landes und der daraus erzielten Ein-
nahmen, soweit diese Angelegenheiten keinem anderen Mitglied der Landesre-
gierung zugewiesen sind;
Bestellung der Mitglieder des Landessanitätsrates;
Angelegenheiten des Kabelfernsehens;
Kulturelle und museale Angelegenheiten ausgenommen die Angelegenheiten
der Förderung zeitgenössischer Kunst und des Donaufestivals; Verwaltung der
Gedenkstätten, Museal- und Depotgebäude des Landes mit Ausnahme des
Gebäudes Wien I., Herrengasse 9, Angelegenheiten der Schallaburg, Angele-
genheiten des Kultur- und Sportstättenschillings mit Ausnahme der Verwaltung
der für Sportzwecke zu verwendenden Erträgnisse;
Angelegenheiten des Verwaltungsfonds zur Hilfe für Familien;
Gemeindeförderung (Regionalisierung) gemeinsam mit Landeshauptmann-
Stellvertreter Höger.

11.

12.
13.

14.

15.
16.
17.

18.
19.

II.

1. Straßenpolizei; Kraftfahrwesen und Verkehrswesen, soweit diese Angelegenhei-
ten keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

2. Angelegenheiten der Stiftungsverwaltung;
3. Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege;
4. Finanzangelegenheiten einschließlich der Verwaltung des Landesvermögens

sowie Angelegenheiten der Landes-Hypothekenbank Niederösterreich, soweit
diese keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; NÖ Lan-
desfinanzsonderaktion für Gemeinden; Angelegenheiten der Landesbuchhal-
tung und des Landesabgabenamtes;

5. Angelegenheiten der Wasserwirtschaft (wasserwirtschaftliche Grundlagenfor-
schung, Wasserbewirtschaftung, Planungsorgan gemäß § 55 des Wasserrechts-
gesetzes 1959); technische Angelegenheiten der Gewässeraufsicht;

6. Angelegenheiten des Umweltschutzes, soweit sie nicht einem anderen Mitglied
der Landesregierung zugewiesen sind; technische Angelegenheiten der Luftfahrt
und Sicherheitstechnik im Gesundheitswesen; Angelegenheiten der Abfallwirt-
schaft, ausgenommen die gemeindeaufsichtsbehördlichen Angelegenheiten;
Angelegenheiten des Chemikaliengesetzes, ausgenommen die Überwachung
und die Giftangelegenheiten; Verwaltung von Anteilen des Landes an Gesell-
schaften, die dem Umweltschutz dienen; Angelegenheiten des NÖ Marchfeldka-
nalgesetzes;

7. Grunderwerb; Baurechtsaktion des Landes NÖ;
8. Allgemeine Bauwirtschaft; Förderung der Ortsbildpflege;
9. Grundlagenforschung; überörtliche und örtliche Raumordnung; Landesge-

schäftsstelle für Dorferneuerung; Angelegenheiten der Regelung der Bebauung
(Abschnitt II der NÖ Bauordnung 1976) mit Ausnahme der individuellen Verwal-
tungsakte; Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die dem
Verkehrsverbund dienen;

10. Hydrologie.

Landeshauptmann-
Stellvertreter
Dr. Erwin Pröll
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III.

1. Nichtlandwirtschaftliche Siedlungsangelegenheiten; Förderung von Wohnbau-
ten der Gemeinden mit einem sozialistischen Bürgermeister, Förderung von
Wohnbauten und - soweit die Bauvereinigungen ihren Sitz in Niederösterreich
haben - Angelegenheiten der Wohnungsgemeinnützigkeit bezüglich folgender
gemeinnütziger Bauvereinigungen: Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungs-
genossenschaft Amstetten, Allgemeine gemeinnützige Wohnungsgenossen-
schaft Gen.m.b.H. St. Pölten, Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossen-
schaft für Mödling, Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft Pielach-
tal, Gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft Wr. Neu-
dorf, Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft “Arthur Krupp” Ges.m.b.H. Bern-
dorf, Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft “Neunkirchen”,
Gemeinnützige Wohn- und Siedlungsgenossenschaft “Krems a.d. Donau”, Ge-
meinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft “Neue Heimat”, Gemeinnützige
Bau- und Siedlungsgenossenschaft für NÖ und Bgld. Gen.m.b.H. Hainburg,
Gemeinnützige Baugenossenschaft Österr. Siedler und Mieter Gen.m.b.H. “Ge-
bös”, Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft “Wien-Süd”, Gemein-
nützige Wohnungs- und Siedlungs AG “Schwarzatal”, Erste gemeinnützige
Wohnungsgesellschaft “Heimstätte”, Gemeinnützige Bau-, Wohn- und Sied-
lungsgenossenschaft “Schönes Wohnen”, Gemeinnützige allgem. Bau-, Woh-
nungs- und Siedlungsgenossenschaft “ÖBB”, Gemeinnützige allgem. Bau-,
Wohn- und Siedlungsgenossenschaft “Margaretengürtel”, Wohnungsaktienge-
sellschaft Linz, Erste burgenländische gemeinnützige Siedlungsgenossenschaft
Gen.m.b.H. Pöttsching, Gemeinnützige Wohnungsbau-Ges.m.b.H. “Gewog”,
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft Piestingthaler, Allgemeine Heimstätten-
genossenschaft gemeinnützige reg.Gen.m.b.H., Gemeinnützige Ein- und Mehr-
familienhäuser Baugenossenschaft reg.Gen.m.b.H., Wohnbauvereinigung für
Privatangestellte gemeinnützige Ges.m.b.H., Gemeinnützige Wohnungs- und
Siedlungsgesellschaft der Perlmoser Zementwerke AG m.b.H., Gemeinnützige
Mürz-Ybbs Siedlungs-AG “Gemysag”, Gemeinnützige Wohn-, Bau- und Sied-
lungsgesellschaft für Gemeindebedienstete, Gemeinnützige Wohnungsgesell-
schaft Steyr-Daimler-Puch Ges.m.b.H.; Gewährung von Wohnbeihilfen in den
genannten Wohnbauten und technische Überprüfung der genannten Wohnbau-
ten;

2. Gemeindeangelegenheiten und Aufsicht über Gemeindeverbände, soweit diese
keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; Gemeindeför-
derung (Regionalisierung) gemeinsam mit Landeshauptmann Ludwig;

3. Baurecht mit Ausnahme der in II. Z. 9 genannten Angelegenheiten; Straßenrecht;
4. Personenstandsangelegenheiten einschließlich des Matrikenwesens und der

Namensänderung;
5. Angelegenheiten des Hochbaues;
6. Amtssachverständigentätigkeit für Bau- und Brandschutztechnik; Bewertung von

Liegenschaften im Bauland; Normenwesen;
7. Dampfkesselwesen; Druckrohrbau; Maschinenbau; Wärme- und Gewerbetech-

nik; technische Angelegenheiten der Elektrizitätswirtschaft und Elektrotechnik;

IV.

1. Rechtliche Angelegenheiten des Energiewesens und der Energiewirtschaft;
Rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes, soweit diese keinem ande-
ren Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

2. Angelegenheiten des Wasserrechtes mit Ausnahme der Aufsicht über die Was-
serleitungsverbände “Triestingtal und Südbahngemeinden”, “Unteres Pittental”
und “Ternitz und Umgebung"; Verwaltung des öffentlichen Wassergutes;
Schiffahrtsrecht;

3. Veterinärangelegenheiten; Tierzuchtangelegenheiten; Angelegenheiten der
Tierkörperverwertung;

4. Agrarrechtliche und agrartechnische Angelegenheiten; Jagd- und Fischereian-
gelegenheiten; Angelegenheiten des Grundverkehrs und des Ausländer-Grund-
verkehrs; Angelegenheiten der Bodenreform, soweit diese von der Landesregie-
rung zu besorgen sind; Angelegenheiten des Pflanzenschutzmittelgesetzes.
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5. Verwaltung der Bauhöfe Absdorf und Plosdorf (letzterer gemeinsam mit Landes-
rat Mohnl);

6. Landwirtschaftliche Bildungsangelegenheiten; landwirtschaftliche Studienförde-
rung, Verwaltung der land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen;
Weinangelegenheiten, Obst- und Gartenbauangelegenheiten; Angelegenheiten
der Qualitätsklassen landwirtschaftlicher Produkte; Verwaltung der Anteile des
Landes in Gesellschaften, die der Weinwirtschaft dienen;

7. Rechtliche Angelegenheiten der Feuerpolizei; Feuerwehrangelegenheiten; Ka-
tastrophendienst; Verwaltung der Landesfeuerwehrschule; Angelegenheiten der
Zivilen Landesverteidigung; Angelegenheiten des Einsatzopferfonds; Angele-
genheiten der Landeswarnzentrale; Flüchtlingsangelegenheiten mit Ausnahme
der Flüchtlingsbetreuung im Rahmen der Sozialhilfe;

8. Landarbeitsrecht; Land- und Forstwirtschaftsinspektion;
9. Amtssachverständigentätigkeit für Forst-, Jagd- und Fischereiwirtschaft; forsttech-

nische Angelegenheiten; forstliche Raumplanung; fachliche Aufsicht über die
Forstorgane der Bezirksverwaltungsbehörden; Lehrforstamt Ottenstein; Förde-
rung der Forstwirtschaft; Verwaltung der Landesforstgärten; Verwaltung des
Forststraßenbauhofes;

10. Förderung der Landwirtschaft; landwirtschaftliches Siedlungswesen; landwirt-
schaftliche Wohnbauförderung; Förderung von Elektrifizierungen und Telefon-
anschlüssen; Dorfhelferinnen und Betriebshelferdienst; Notstandsmaßnahmen
und Förderung der Behebung von Katastrophenschäden im Vermögen physi-
scher und juristischer Personen mit Ausnahme der Gebietskörperschaften;

11. Bodenschutzangelegenheiten; Verwaltung der Liegenschaften des Bodenschut-
zes;

12. Landwirtschaftliche Entwässerungen und Bewässerungen; Vorflutbeschaffung;
kulturtechnische Maßnahmen; Wildbachverbauung;

13. Landwirtschaftlicher Wege- und Anlagenbau; technische Angelegenheiten der
Alm- und Weideverbesserung;

14. Geschäftsstelle für Energiewirtschaft einschließlich der Angelegenheiten der
Fernwärmeförderung.

V.

1. Angelegenheiten des Sports, der Schischulen und der Bergführer;
2. Angelegenheiten des NÖ Jugendgesetzes; Förderung von Jugendherbergen,

Jugendheimen und Jugendverbänden; Landesjugendreferat; Angelegenheiten
des NÖ Familiengesetzes mit Ausnahme der in I. Z. 18 genannten Angelegen-
heiten; Arbeitnehmerförderung; Förderung von Hausstandsgründungen; Ange-
legenheiten des NÖ Seniorengesetzes; administrative Angelegenheiten des
Landesbeirates für Jugend- und Familienpolitik sowie zur Wahrung der Interes-
sen der älteren Generation; Verwaltungsangelegenheiten des Mietrechtsgeset-
zes;

3. Hilfe für Behinderte (Abschnitt III des NÖ Sozialhilfegesetzes); Sicherstellung
von Sozialhilfeeinrichtungen mit Ausnahme der sozialen Dienste und der psy-
chosozialen Beratung, soweit letztere vom Land über das NÖ Landeskranken-
haus für Psychiatrie und Neurologie Klosterneuburg betrieben wird; Regelung
der Beziehungen zu den Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege sowie deren
Förderung mit Ausnahme der sozialen Dienste; Heranziehung von Fachkräften;
Landespensionistenheime; Landespflegeheime;

4. Rechtliche Angelegenheiten der Gemeindeärzte und damit zusammenhängende
Angelegenheiten der Gemeinden und Sanitätsgemeinden;

5. Angelegenheiten der Förderung zeitgenössischer Kunst und des Donaufestivals.

Landesrat
Liese Prokop
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VI.

1. Sparkassenaufsicht, Sparkassenregister und preisrechtliche Angelegenheiten;
Angelegenheiten des Konsumentenschutzgesetzes und des Produktsicherheits-
gesetzes; Kultusangelegenheiten und Stiftungsaufsicht;

2. Angelegenheiten des Gewerbes und damit zusammenhängende rechtliche An-
gelegenheiten des Strahlenschutzes, Angelegenheiten des gewerblichen
Rechtsschutzes, der öffentlichen Wäg- und Meßanstalten und der Berufsord-
nung der Wirtschaftstreuhänder; Rohrleitungsangelegenheiten; Angelegenhei-
ten des Berufsausbildungsgesetzes; Buschenschank, Privatzimmervermietung;
Angelegenheiten des Außenhandelsgesetzes, soweit sie nicht einem anderen
Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;

3. Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsförderung; Standortberatung; Betriebsneu-
gründungen; Förderung von Innovationen;

4. Fremdenverkehrsangelegenheiten;
5. Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die der Standortberatung,

der Betriebsansiedlung, der Förderung der gewerblichen Wirtschaft sowie dem
Fremdenverkehr dienen, sowie in der ECO Plus Betriebsansiedlung und Regio-
nalisierung in Niederösterreich Gesellschaft m.b.H.;

6. Dienstkraftwagenbetrieb; Kraftfahrwesen hinsichtlich der Bauart und Ausrüstung
sowie der Einzel-, Ausnahmegenehmigungen und Bescheinigungen von Kraft-
fahrzeugen und Anhängern, Bewilligung des Ziehens von nicht zugelassenen
Anhängern; Angelegenheiten des GGSt hinsichtlich der besonderen Genehmi-
gung von Kraftfahrzeugen und Anhängern sowie der Genehmigung von Verpak-
kungen; Sachverständigentätigkeit für das Kraftfahrwesen sowie die Aufsicht
darüber;

7. Angelegenheiten der geistigen und der wirtschaftlichen Landesverteidigung.

VII.

1. Angelegenheiten der sozialen Verwaltung, soweit sie keinem anderen Mitglied
der Landesregierung zugewiesen sind; Opferfürsorge einschließlich der Verwal-
tung des Ertrages der Opferfürsorgeabgabe; Angelegenheiten der Sozialhilfe,
soweit sie keinem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind;
Aufsicht über die Sozialhilfeeinrichtungen mit Ausnahme der Aufsicht über
private Pflegeheime; Angelegenheiten des Sozialhilfebeirates;

2. Angelegenheiten der Sozialversicherung einschließlich Entgeltfortzahlungsan-
gelegenheiten;

3. Sonderschule Wiener Neustadt;
4. Kindergartenangelegenheiten;
5. Angelegenheiten der Gemeindewachen (Evidenthaltung des Personalstandes,

Prüfung der Gemeindewachebeamten); Tierschutzangelegenheiten; Samm-
lungswesen; Totalisateur- und Buchmachergewerbe; Polizeiangelegenheiten,
soweit sie nicht der Sicherheitsdirektion zugehören, mit Ausnahme der Angele-
genheiten des selbständigen Verordnungsrechtes gemäß § 33 der NÖ Gemein-
deordnung 1973; Vorschlag von Vertrauenspersonen für die Strafvollzugskom-
mission; Wertausspielungen; Bewilligung und Evidenthaltung von Vereinen nach
dem Vereinspatent 1852; Durchführung von Erhebungen für ausländische Ver-
tretungsbehörden; Verwaltungsstrafverfahren in jenen Angelegenheiten der mit-
telbaren Bundesverwaltung, die keinem anderen Mitglied der Landesregierung
zugewiesen sind; Ausländerbeschäftigungsangelegenheiten.

Landesrat Dkfm.
Vinzenz Höfinger

Landesrat
Traude Votruba
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VIII.

1.
2.

Naturschutz;
Angelegenheiten des Gesundheitswesens, der Tuberkulosebekämpfung, der
Nahrungsmittelkontrolle, der Kurorte und der natürlichen Heilvorkommen, der
Krankenanstalten einschließlich der sanitären Aufsicht, des Leichen- und Bestat-
tungswesens, des Gemeindesanitätsdienstes mit Ausnahme der Angelegenhei-
ten der Gemeindeärzte, des Landessanitätsrates mit Ausnahme der Bestellung
seiner Mitglieder; Verwaltung der Landeskrankenanstalten; Rettungswesen; An-
gelegenheiten der Plasmapherese, der Schwangeren- und Mutterberatung und
der Säuglingsfürsorge; vom Chemikaliengesetz die Überwachung sowie die
Giftangelegenheiten;
Jugendfürsorge mit Ausnahme der Förderung von Jugendherbergen, Jugend-
heimen und Jugendverbänden; Studienbeihilfe für Fürsorger und Erzieher;
Landessäuglingsheime, Landesjugendheime; Aufsicht über private Pflegehei-
me; finanzielle Angelegenheiten der Anstaltsfürsorge; Verpflegskostenangele-
genheiten;
Rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes hinsichtlich der Anlagen für
medizinische Zwecke.

Landesrat
Ministerialrat
Dr. Ernest Brezovszky

3.

4.

5.

IX.

1. Archiv und Angelegenheiten des NÖ Institutes für Landeskunde; Bibliothek;
2. Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen,

gewerblichen und kaufmännischen Berufsschulen; Berufsschulbaufonds; perso-
nal- und dienstrechtliche Angelegenheiten der Landeslehrer an den gewerbli-
chen und kaufmännischen Berufsschulen; berufsbildende mittlere und höhere
Schulen;

3. Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen
Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Polytechnischen Lehrgänge ausgenom-
men die finanzielle Aufsicht über die Schulgemeinden; personal- und dienstrecht-
liche Angelegenheiten der Landeslehrer an den Volks-, Haupt- und Sonderschu-
len und Polytechnischen Lehrgängen;

4. NÖ Schul- und Kindergartenfonds;
5. Angelegenheiten der Studienförderung, soweit sie keinem anderen Mitglied der

Landesregierung zugewiesen sind; Zuschüsse zu Fahrtkosten von Schulkindern
im Zusammenhang mit der Verbesserung der Schulorganisation; Zuschüsse zu
den Rosten der Schülerbeaufsichtigung; Verwaltungsstrafverfahren in Vollzie-
hung schulrechtlicher Vorschriften; Angelegenheiten der Landesbildstelle;

6. Angelegenheiten des Veranstaltungswesens, Tanzschulangelegenheiten, Rund-
funkangelegenheiten;

7. Angelegenheiten der Lichtspieltheater; Filmangelegenheiten; Fernsehangele-
genheiten mit Ausnahme des Kabelfernsehens;

8. Angelegenheiten des Wasserbaues mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Ent-
wässerungen und Bewässerungen, der Vorflutbeschaffung, der kulturtechni-
schen Maßnahmen, der Wildbachverbauung und der Hydrologie; NÖ Landes-
Wasserwirtschaftsfonds; Verwaltung des Bauhofes Plosdorf gemeinsam mit
Landesrat Blochberger.

Landesrat
Josef Mohnl
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Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung

Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung

Die angegebenen Telefonnummern sind
jene der Kanzlei der jeweiligen Abteilung.

LAD
Vortr. Hofrat Dr. Karl Kern
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2010
Vortr. Hofrat Dr. Kurt Hürbe
LAD-Stellvertreter
Tel. 531 10/2020
Angelegenheiten der Landesverfassung
und der Behördenorganisation; Leitung
des Inneren Dienstes; Verfassungs-
dienst; Angelegenheiten der NÖ Verwal-
tungsakademie; Amtsinspektorat; Ange-
legenheiten des Rechnungshofes; Kanz-
leiaufsicht; Koordinationsdienst; Befrei-
ung von der Verpflichtung zur Wahrung
der Amtsverschwiegenheit; Angelegen-
heiten der elektronischen Datenverarbei-
tung; Demoskopie und Öffentlichkeitsar-
beit des Inneren Dienstes; Beratungsstel-
le des Amtes; Angelegenheiten der Ver-
bindungsstelle der Bundesländer; Ent-
sendung von Vertretern des Landes oder
der Landesregierung in öffentliche Kör-
perschaften oder andere juristische Per-
sonen; Bestellung, Widerruf und Abberu-
fung der Mitglieder des Vorstandes und
des Aufsichtsrates sowie Bestellung des
Aufsichtskommissärs der Landes-Hypo-
thekenbank Niederösterreich; Vorschlag
von Mitgliedern in den Beirat für die Ver-
waltungsakademie des Bundes; Kund-
machung von Staatsverträgen durch Auf-
lage beim Amt der NÖ Landesregierung;
Angelegenheiten des Datenschutzes mit
Ausnahme der Verwaltungsstrafverfah-
ren; Überprüfung der Einhaltung der Be-
stimmungen des Landesbediensteten-
Schutzgesetzes; Dienstpaßangelegen-
heiten; Angelegenheiten der Europä-
ischen Integration und Koordination der
Außenbeziehungen des Landes Nieder-
österreich (Europareferat); Angelegen-
heiten des Unabhängigen Verwaltungs-
senates in Niederösterreich.

I/P-A
Wirkt. Hofrat Dr. Heribert Tauböck
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2041
Personalangelegenheiten, die keiner an-
deren Abteilung zugewiesen sind, insbe-
sondere der Bediensteten des Amtes der
NÖ Landesregierung ohne Gruppe GB/2,
der Bezirkshauptmannschaften, der NÖ
Agrarbezirksbehörde, des Landesschul-
rates für NÖ und des gewerblichen Be-
rufsschulrates für NÖ; Angelegenheiten

der Bezüge der Mitglieder des Landtages
von Niederösterreich und der Nieder-
österreichischen Landesregierung.

I/P-B
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhard Rubenz
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2041
Personalangelegenheiten der Bedienste-
ten der Landesanstalten, der gewerbli-
chen und land- und forstwirtschaftlichen
Schulen sowie der Kindergärten; Pen-
sionsangelegenheiten; Dienstprüfungs-
angelegenheiten.

I/P-C
Wirk). Hofrat Dr. Dieter Berger
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2041
Personalangelegenheiten der Bedienste-
ten der Gebietsbauämter, des Straßen-
und Brückendienstes einschließlich der
Gruppe GB/2; Gehaltsvorschüsse und
Geldaushilfen; Reisegebührenangele-
genheiten; Fahrtkostenzuschußangele-
genheiten.

I/AV
Vortr. Hofrat Mag. iur. Josef Wallig
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2241,
2335, 2254
Auszeichnungsangelegenheiten; Ehrun-
gen; Schutz des Landeswappens; Ange-
legenheiten der Dienstwohnungen und
Dienstbekleidung; Angelegenheiten der
Amtshaftung, Organhaftpf l icht und
Dienstnehmerhaftung, allgemeine Ange-
legenheiten der Verwaltungsabgaben,
Kommissionsgebühren und Überwa-
chungsgebühren und des Gebührenge-
setzes; Stempelmarkenverschleiß; Zu-
stellung von Schriftstücken in Verwal-
tungssachen in das Ausland und aus dem
Ausland; Überbeglaubigungen; Bundes-
heerangelegenheiten und Angelegenhei-
ten der Landesverteidigung, soweit sie
keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind; Zivildienstangelegenheiten; Ange-
legenheiten, die sich aus der Verwaltung
landeseigener Bauten und Liegenschaf-
ten ergeben, soweit diese keiner anderen
Abteilung zugewiesen sind; Verwaltung
der Amtsgebäude der Bezirkshaupt-
mannschaften; Angelegenheiten der
Bundesgebäudeverwaltung; Beschaf-
fungsangelegenheiten; Amtsdruckerei;
Mikrofilm- und Kopierstelle; Buchbinde-
rei; Materialamt; Werkstätten; Landhaus-
küche; Landhauskindergarten; rechtliche

und administrative Angelegenheiten der
Dienstnehmervertretungen; Angelegen-
heiten des Landesbediensteten-Schutz-
gesetzes, mit Ausnahme der Überprü-
fung der Einhaltung der Bestimmungen
des Landesbediensteten-Schutzgeset-
zes.

I/2
Wirkl. Hofrat Dr. Wilfried Wais
Herrengasse 19, Tel. 531 10/3252
Angelegenheiten der Gemeindewachen
(Evidenthaltung des Personalstandes,
Prüfung der Gemeindewachebeamten);
Tierschutzangelegenheiten; Jugendschutz-
angelegenheiten; Sammlungswesen;
Totalisateur- und Buchmachergewerbe;
Polizeiangelegenheiten, soweit sie nicht
der Sicherheitsdirektion zugehören, mit
Ausnahme der Angelegenheiten des
selbständigen Verordnungsrechtes der
Gemeinden gemäß § 33 der NÖ Gemein-
deordnung1973; Vorschlag von Vertrau-
enspersonen für die Strafvollzugskom-
mission; Wertausspielungen; Bewilligung
und Evidenthaltung von Vereinen nach
dem Vereinspatent 1852; Durchführung
von Erhebungen für ausländische Vertre-
tungsbehörden; Angelegenheiten der
Geistigen und Wirtschaftlichen Landes-
verteidigung; Verwaltungsstrafverfahren
in jenen Angelegenheiten der mittelbaren
Bundesverwaltung, die keiner anderen
Abteilung zugewiesen sind; Ausländer-
beschäftigungsangelegenheiten.

I/3
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Nimführ
Herrengasse 13, Tel. 531 10/2523,
2588
Staatsbürgerschaftsangelegenheiten;
Wahlen (des Bundespräsidenten, des
Nationalrates, des Landtages); Angele-
genheiten des NÖ Landesbürgereviden-
zengesetzes und des NÖ Initiativ- und
Einspruchsgesetzes; Volksabstimmun-
gen; Volksbegehren; Wählerevidenz;
Kriegsgräberfürsorge und -evidenz; NÖ-
Kriegsgräberspendenfonds.

I/4
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Wagner
Herrengasse 13, Tel. 531 10/2599
Angelegenheiten des Sports, der Schi-
schulen und der Bergführer.
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bahngemeinden", "Unteres Pittental" und
"Ternitz und Umgebung"; Verwaltung des
öffentlichen Wassergutes; Schiffahrts-
recht.

1/10
Wirkl. Hofrat Dr. Alexander Bartl
Herrengasse 19, Tel. 531 10/3294,
3295, 3296
Jugendförderung; Landesjugendreferat;
Familienförderung; Arbeitnehmerförde-
rung; Förderung von Hausstandsgrün-
dungen; Angelegenheiten des NÖ Senio-
rengesetzes; administrative Angelegen-
heiten des Landesbeirates für Jugend-
und Familienpolitik sowie zur Wahrung
der Interessen der älteren Generation;
Verwaltungsangelegenheiten des Miet-
rechtsgesetzes; Angelegenheiten der
Wohnungsgemeinnützigkeit.

"/1
Vortr. Hofrat Mag. iur. Karl Egelseer
Herrengasse 13, Tel. 531 10/2383,
2619
Gemeindeangelegenheiten; Aufsicht über
Gemeindeverbände, soweit diese keiner
anderen Abteilung zugewiesen ist.

II/3
Wirkl. Hofrat Mag. iur. Artur Triebel
Wallnerstraße 4, Tel. 531 10/6237,
6238
Angelegenheiten des Naturschutzes, mit
Ausnahme der Amtssachverständigentä-
tigkeit.

II/4
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Rath
Bankgasse 1, Tel. 531 10/3143,  3144
Angelegenheiten der Stiftungsverwal-
tung.

II/5
Wirkl. Hofrat Dr. Friedrich Zaussinger
Operngasse 21, Tel. 531 10/4595
Aufsicht über die Wasserleitungsverbän-
de "Triestingtal- und Südbahngemein-
den", "Unteres Pittental" und "Ternitz und
Umgebung".

11/6
Wirkl. Hofrat Dr. Herbert Nimführ
Herrengasse 13, Tel. 531 10/2523,
2586, 2588
Personenstandsangelegenheiten ein-
schließlich des Matrikenwesens und der
Namensänderung.

111/1
Oberregierungsrat Dr. Johann Hahnl
Operngasse 21, Tel. 531 10/4373,
4375, 4390
Angelegenheiten des Wasserrechtes, mit
Ausnahme der Aufsicht über die Wasser-
leitungsverbände "Triestingtal- und Süd-

I/5
Wirkl. Hofrat Dr. Eduard Nowotny
Operngasse 21, Tel. 531 10/4502
Rechtliche Angelegenheiten des Ener-
giewesens und der Energiewirtschaft;
rechtliche Angelegenheiten des Strah-
lenschutzes, soweit diese Angelegenhei-
ten keiner anderen Abteilung zugewiesen
sind; rechtliche Angelegenheiten des
Dampfkesselwesens.

III/2
Wirkl. Hofrat Univ. Doz. Dr. Georg
Schmitz
Herrengasse 9, Tel. 531 10 /3013 ,
3015 ,3113 ,3115
Kulturelle und museale Angelegenheiten;
Verwaltung der Gedenkstätten, Museal-
und Depotgebäude des Landes, mit Aus-
nahme des Gebäudes Wien L, Herren-
gasse 9; Angelegenheiten des Donau-
festivals und der Schallaburg; Angele-
genheiten des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege; Angelegenheiten des
Kultur- und Sportstättenschillings, mit
Ausnahme der Verwaltung der für Sport-
zwecke zu verwendenden Erträgnisse.

III/3
Wirkl. Hofrat Univ. Prof. Dr. Helmuth
Feigl, Archivdirektor
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2044
Archiv; Angelegenheiten des NÖ Institu-
tes für Landeskunde.

1

I/6
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhard Fellner
Operngasse 21, Tel. 531 10/4853,
4854, 4007
Nichtlandwirtschaftliche Siedlungsange-
legenheiten; Förderung von Wohnbauten
gemeinnütziger Bauvereinigungen, der
Gemeinden und anderer juristischer Per-
sonen; Gewährung von Wohnbeihilfen in
solchen Wohnbauten und technische
Überprüfung solcher Wohnbauten.

l/6a
Wirkl. Hofrat Dr. Gerhard Fellner
Operngasse 21, Tel. 531 10/4853,
4854, 4007
Angelegenheiten der Förderung von
Wohnbauten, soweit sie nicht einer ande-
ren Abteilung zugewiesen sind; Gewäh-
rung von Wohnbeihilfen in solchen
Wohnbauten; Technische Überprüfung
solcher Wohnbauten; Althaussanierung;
Angelegenheiten der Stadterneuerung
und Bodenbeschaffung.

111/4
Wirkl. Hofrat Prof. Dr. Hermann Riepl,
Bibliotheksdirektor
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2847
Bibliothek.

IV/1
Vortr. Hofrat Dr. Rudolf Höbart
Herrengasse 13, Tel. 531 10/2441,
3041
Finanzangelegenheiten einschließlich
der Verwaltung des Landesvermögens
sowie Angelegenheiten der Landes-Hy-
pothekenbank Niederösterreich, soweit
diese keiner anderen Abteilung zugewie-
sen sind; NÖ Landes-Finanzsonderak-
tion für Gemeinden; Landesbuchhaltung;
Landesabgabenamt; Verwaltung der Ge-
sellschaftsanteile des Landes und der da-
raus erzielten Einnahmen, soweit diese
Angelegenheiten nicht einer anderen Ab-
teilung zugewiesen sind.

IV/2
Wirkl. Hofrat Mag. Artur Triebel
Wallnerstraße 4, Tel. 531 10/6264,
6265
Sparkassenaufsicht; Sparkassenregister
und preisrechtliche Angelegenheiten;
Angelegenheiten des Konsumenten-
schutzgesetzes und des Produktsicher-
heitsgesetzes; Kultusangelegenheiten
und Stiftungsaufsicht.

I/7
Wirkl. Hofrat Dr. Gottfried Hasenöhrl
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2917
Straßenpolizei; Kraftfahrwesen und Ver-
kehrswesen, soweit diese Angelegenhei-
ten nicht einer anderen Abteilung zuge-
wiesen sind.

I/8
Wirkl. Hofrat Dr. Josef Schachinger
Herrengasse 11,Tel. 531 10/2191
Rechtsbüro.

I/9
Wirkl. Hofrat Dr. Franz Oswald
Herrengasse 11, Tel. 531 10/2181
Pressedienst; Angelegenheiten des Ka-
belfernsehens.
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V/1
Wirkl. Hofrat Dr. Leonhard Ruzicska
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2714,
2708,2715,  3475
Angelegenheiten des Gewerbes und da-
mit zusammenhängende rechtliche An-
gelegenheiten des Strahlenschutzes; An-
gelegenheiten des gewerblichen Rechts-
schutzes, der öffentlichen Wäg- und
Meßanstalten und der Berufsordnung der
Wirtschaftstreuhänder; Rohrleitungsan-
gelegenheiten; Angelegenheiten des Be-
rufsausbildungsgesetzes; Buschenschank;
Privatzimmervermietung; Angelegenhei-
ten des Außenhandelsgesetzes, soweit
sie nicht einer anderen Abteilung zuge-
wiesen sind.

V/2
Wirkl. Hofrat Ing. Mag. Dr. Erwin
Schutzbier
Hoher Markt 3, Tel. 531 10/6116,6117
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsförde-
rung; Betriebsneugründungen; Förde-
rung von Innovationen; Standortbera-
tung; Verwaltung der Anteile des Landes
in Gesellschaften, die der Förderung der
gewerblichen Wirtschaft, der Standortbe-
ratung und der Betriebsneugründung die-
nen, sowie in der ECO Plus Betriebsan-
siedlung und Regionalisierung in Nieder-
österreich Gesellschaft m.b.H.

V/3
Wirkl Hofrat Dr. Eva Resch
Hoher Markt 3, Tel. 531 10/6126
Angelegenheiten der Errichtung, Erhal-
tung und Auflassung der öffentlichen, ge-
werblichen und kaufmännischen Berufs-
schulen; Berufsschulbaufonds; personal-
und dienstrechtliche Angelegenheiten
der Landeslehrer an den gewerblichen
und kaufmännischen Berufsschulen; be-
rufsbildende mittlere und höhere Schu-
len.

V/4
Wirkl. Hofrat Dr. Eva Resch
Hoher Markt 3, Tel. 531 10/6116,  61 17
Fremdenverkehrsangelegenheiten und
Verwaltung der Anteile des Landes in
Gesellschaften, die dem Fremdenver-
kehrdienen.

VI/2
Wirkl. Hofrat Dr. Robert Edelmüller,
Veterinärdirektor
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2892,
2764
Veterinärangelegenheiten; Tierzuchtan-
gelegenheiten; Angelegenheiten der
Tierkörperverwertung.

Vl/3
Wirkl. Hofrat Dr. Norbert Kienast
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2981,
2888
Angelegenheiten der Bodenreform, so-
weit diese von der Landesregierung zu
besorgen sind; administrative Angele-
genheiten des Landesagrarsenates und
Amtssachverständigentätigkeit für den
Landesagrarsenat; technisch-finanzielle
Endüberprüfung der Baumaßnahmen für
die Verkehrserschließung ländlicher Ge-
biete; Fachprüfung für den Agrardienst.

VI/4
Wirk). Hofrat Dr. Viktor Vacek
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2981,
2888
Agrarrechtliche Angelegenheiten; Jagd-
und Fischereiangelegenheiten; Angele-
genheiten des Grundverkehrs und Aus-
länder-Grundverkehrs; Rechtsangelegen-
heiten der NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer; rechtliche Angelegenheiten des
Forstwesens und des Veterinärwesens
einschließlich des Tierversuchswesens
und der Tierkörperverwertung; Angele-
genheiten des Mühlengesetzes; rechtli-
che Angelegenheiten des Landarbeits-
rechtes; Angelegenheiten des Pflanzen-
schutzmittelgesetzes.

VI/5
Wirkl. Hofrat Dr. Johann Jedliczka
Frauentorgasse 72 - 74, Tulln,
Tel. 022 72/5250
Landwirtschaftliche Bildungsangelegen-
heiten; landwirtschaftliche Studienförde-
rung; Verwaltung der land- und forstwirt-
schaftlichen Berufs- und Fachschulen,
Weinangelegenheiten; Obst- und Gar-
tenbauangelegenheiten; Angelegenhei-
ten der Qualitätsklassen landwirtschaftli-
cher Produkte; Verwaltung der Anteile
des Landes in Gesellschaften, die der
Förderung der Weinwirtschaft dienen.

VI/6
Wirkl. Hofrat Dr. Wolfgang Schuldes
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2763
Landwirtschaftliche Sozialversicherung.

VI/9
Wirkl. Hofrat Dr. iur. Erich Kaiser
Herrengasse 19, Tel. 531 10/3252
Rechtliche Angelegenheiten der Feuer-
polizei; Feuerwehrangelegenheiten; Ka-
tastrophendienst; Verwaltung der Lan-
desfeuerwehrschule; Angelegenheiten
der Zivilen Landesverteidigung; rechtli-
che Angelegenheiten der Überwachung,
des Schutzes und der Sicherung der Um-

welt hinsichtlich radioaktiver Verunreini-
gung; Angelegenheiten des Einsatzop-
ferfonds; Angelegenheiten der Landes-
warnzentrale; Flüchtlingsangelegenhei-
ten.

VI/10
Oberregierungsrat Mag. Herbert
Winter, Teinfaltstraße 8,
Tel. 531 10/2827, 3423
Land- und Forstwirtschaftsinspektion.

VI/11
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Alfred Gerl,
Forstdirektor
Teinfaltstraße 8, 531 10/2963
Amtssachverständigentätigkeit für Forst-,
Jagd- und Fischereiwirtschaft; forsttech-
nische Angelegenheiten; Forstl iche
Raumplanung; fachliche Aufsicht über
die Forstorgane der Bezirksverwaltungs-
behörden; Koordinierungsstelle für Wald-
schadensbekämpfung; Lehrforstamt Ot-
tenstein; Förderung der Forstwirtschaft;
Verwaltung der Landesforstgärten; Ver-
waltung des Forststraßenbauhofes.

VI/12
Oberregierungsrat Mag. Herbert
Winter
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2976,
2723
Förderung der Landwirtschaft; finanzielle
Angelegenheiten der NÖ Landes-Land-
wirtschaftskammer; landwirtschaftliches
Siedlungs wesen, landwirtschaftliche
Wohnbauförderung; Förderung von Elek-
trifizierungen und Telefonanschlüssen;
Dorfhelferinnen und Betriebshelferdienst;
Notstandsmaßnahmen und Förderung
der Behebung von Katastrophenschäden
im Vermögen physischer und juristischer
Personen mit Ausnahme der Gebietskör-
perschaften.

VII/1
Wirkl. Hofrat Dr. Lotte
Paredschneider
Hohenstaufengasse 6,
Tel. 531 10/6341,  6342, 6343
Opferfürsorge einschließlich der Verwal-
tung des Ertrages der Opferfürsorgeab-
gabe; Sozialhilfe, ausgenommen jedoch
die Angelegenheiten der Landespflege-
heime, der Landespensionistenheime
und der privaten Pensionistenheime und
Pflegeheime; Sozialhilfebeirat.
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und Wasserleitungsinstallation; allgemei-
ne Bauwirtschaft; Förderung der Ortsbild-
pf lege; Normenwesen;  Amtssachver-
ständigentätigkeit für Naturschutz; Ge-
schäftsstelle für Energiewirtschaft ein-
schließlich der Angelegenheiten der
Fernwärmeförderung; Luftbildstelle.

B/4
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Wilhelm
Kraemmer
Operngasse 21, Tel. 531 10/4524
Zulassung von Baustoffen, Bauteilen, Bau-
weisen und bauchemischen Mitteln; Amts-
sachverständigentätigkeit für Waffen-, Mu-
nitions-, Sprengmittel- und Schießtechnik,
für Verkehrstechnik, für Landwirtschaft und
für Bau- und Brandschutztechnik; Bewer-
tung von Liegenschaften im Bauland und
von landwirtschaftlich genutzten Liegen-
schaften.

VIII/2
Wirkt. Hofrat Mag. iur. Friedrich
Thalhammer
Hohenstaufengasse 6,
Tel. 531 10/6386, 6452
Jugendfürsorge; Studienbeihilfen für Für-
sorger.

VII/2
Wirkt. Hofrat Dr. Wolfgang Schuldes
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2763
Nichtlandwirtschaftliche Sozialversiche-
rung einschließlich Entgeltfortzahlungsan-
gelegenheiten; Soziale Verwaltung.

1

VII/3
Wirk). Hofrat Dr. Johann Gelbenegger
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2747
Rechtliche Angelegenheiten des Gesund-
heitswesens, ausgenommen Strahlen-
schutz; rechtliche Angelegenheiten der Tu-
berkulosebekämpfung, ausgenommen die
Gewährung von Tuberkulosehilfe, der Nah-
rungsmittelkontrolle, der Kurorte und der
natürlichen Heilvorkommen, der Kranken-
anstalten, des Leichen- und Bestattungs-
wesens, des Gemeindesanitätsdienstes
mit Ausnahme der Angelegenheiten der
Gemeindeärzte; Verwaltung der Landes-
krankenanstalten; Rettungswesen; Ange-
legenheiten der Plasmapherese; Giftange-
legenheiten des Chemikaliengesetzes.

VII/8
Oberregierungsrat Dr. Karl Kapl
Herrengasse 13, Tel. 531 10/2599
Rechtliche Angelegenheiten der Gemein-
deärzte und damit zusammenhängende
Angelegenheiten der Gemeinden und Sa-
nitätsgemeinden.

VIII/1
Wirkl. Hofrat Dr. Udo Kitzler
Herrengasse 19, Tel. 531 10/3236,
3237, 3238
Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung
und Auflassung der öffentlichen Volks-,
Haupt- und Sonderschulen und Polytechni-
schen Lehrgänge, ausgenommen die fi-
nanzielle Aufsicht über die Schulgemein-
den; personal- und dienstrechtliche Ange-
legenheiten der Landeslehrer an den
Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Po-
lytechnischen Lehrgängen; NÖ Schul- und
Kindergartenfonds; Angelegenheiten der
Studienförderung, soweit sie keiner ande-
ren Abteilung zugewiesen sind; Zuschüsse
zu Fahrtkosten von Schulkindern im Zu-
sammenhang mit der Verbesserung der
Schulorganisation; Zuschüsse zu den Ko-
sten der Schülerbeaufsichtigung; Verwal-
tungsstrafverfahren in Vollziehung schul-
rechtlicher Vorschriften; Landesbildstelle;
Sonderschule Wiener Neustadt

VIII/3
Wirkt. Hofrat Dr. Wilfried Wais
Herrengasse 19, Tel. 531 10/3252
Angelegenheiten des Veranstaltungswe-
sens; Tanzschulangelegenheiten; Rund-
funkangelegenheiten; Angelegenheiten
der Lichtspieltheater; Filmangelegenhei-
ten; Fernsehangelegenheiten mit Ausnah-
me des Kabelfemsehens.

VIII/6
Wirkt. Hofrat Dr. Udo Kitzler
Herrengasse 19, Tel. 531 10/3236,
3237
Kindergartenangelegenheiten. B/5

Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Josef
Weixelbaum
Operngasse 21, Tel. 531 10/4541
Amtssachverständigentätigkeit für Förder-
technik; Amtssachverständigentätigkeit für
Dampfkesselwesen, Druckrohrbau, Ma-
schinenbau, Wärme- und Gewerbetechnik,
Elektrizitätswirtschaft und Elektrotechnik.

IX/2
Wirkt. Hofrat Mag. iur. Georg Reichl
Hohenstaufengasse 6,
Tel. 531 10/6377, 6395
Landessäuglingsheime; Heilpädagogi-
scher Kindergarten des Landes Nieder-
österreich; Landesjugendheime; Angele-
genheiten der Landespflegeheime, der
Landespensionistenheime und der priva-
ten Pensionistenheime und Pflegeheime;
finanzielle Angelegenheiten der Anstalts-
fürsorge; Verpflegskostenangelegenhei-
ten; Studienbeihilfen für Erzieher.

Gruppe Baudirektion

Leitung und Koordination des
gesamten Baudienstes

Gruppenleiter:
Baudirektor Vortr. Hofrat Mag. arch.
Ing. Karl Jusits
Operngasse 21, Tel. 531 10/4523, 4384

B/9
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Werner Kasper
Operngasse 21, Tel. 531 10/4229
Wasserwirtschaft (wasserwirtschaftliche
Grundlagenforschung, Wasserbewirt-
schaftung, Planungsorgan gemäß § 55 des
Wasserrechtsgesetzesl 959); Angelegen-
heiten des NÖ Marchfeldkanalgesetzes mit
Ausnahme der rechtlichen Angelegenhei-
ten; Amtssachverständigentätigkeit für
Wasserbau, Schiffahrt und Abfallwirtschaft;
technische Angelegenheiten der Gewäs-
seraufsicht.

B/10
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Franz
Schörghuber
Baudirektor-Stellvertreter,
Operngasse 21, Tel. 531 10/4228
Technische Angelegenheiten des Umwelt-
schutzes (Luftreinhaltung, Lärm- und Er-
schütterungsschutz, Gewässergüteunter-
suchungen und Bädertechnik, Strahlen-
schutz, Röntgen- und Isotopentechnik), so-
weit diese keiner anderen Abteilung zuge-
wiesen sind; technische Angelegenheiten
der Luftfahrt und Sicherheitstechnik im
Gesundheitswesen.

BD
Baudirektor Vortr. Hofrat Mag. arch.
Ing. Karl Jusits
Operngasse 21, Tel. 531 10/4523, 4384
Geologischer Dienst, Rohstofforschung;
technische Dienstprüfungen; Ingenieur-
kammer- und Ziviltechnikerwesen mit Aus-
nahme der Verwaltungsstrafverfahren; Zu-
lassung zu Konzessionsprüfungen für die
Baugewerbe und die Gewerbe der Elek-
troinstallation der Unterstufe, der Errich-
tung von Blitzschutzanlagen und der Gas-
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Gruppe GB/1

Angelegenheiten des
Hochbaues

Gruppenleiter:
Vortr. Hofrat Mag. arch. Ing. Karl
Jusits
Operngasse 21, Tel. 531 10/4180

B/1-A
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hans Kuhlang
Operngasse 21, Tel. 531 10/4148
Angelegenheiten der Entwicklung und
Forschung im Hochbau.

B/1-B
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Friedrich
Günste
Operngasse 21, Tel. 531 10/4181
Angelegenheiten des Hochbaues des
Bundes.

B/1-C
Wirkl. Hofrat  Dipl. Ing. Wolfgang
Schöller
Operngasse 21, Tel. 531 10/4182
Hochbauliche Angelegenheiten der Er-
richtung von Kindergärten, öffentlichen
Pflichtschulen und von Bauten, die keiner
anderen Abteilung zugewiesen sind.

B/1-D
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Walter Mattern
Operngasse 21, Tel. 531 10/4183
Angelegenheiten der Haustechnik, ins-
bes. Angelegenheiten der Gas-, Wasser-,
Sanitär- und Elektroinstallation sowie der
Heizungs-, Klima-, Lüftungs- und Auf-
zugstechnik.

Gruppe GB/2

Leitung und Koordination des
gesamten Straßen- und
Brückenbaudienstes

Gruppenleiter:
Vortr. Hofrat Dipl.Ing. Hans
Kremminger, Straßenbaudirektor
Operngasse 21, Tel. 531 10/4870,
4883

B/2
Vortr. Hofrat Dipl.Ing. Hans
Kremminger, Straßenbaudirektor
Operngasse 21, Tel. 531 10/4870,
4883
Boden- und Baustoffprüfung im Bereich
der NÖ Straßenverwaltung; Gemeinde-
straßenförderung; Prüfungsangelegen-
heiten für das Straßenpersonal; wirt-
schaftliche Angelegenheiten der Dienst-
bekleidung für die Bediensteten der Stra-
ßenverwaltung; Kraftfahrwesen hinsicht-
lich der eingeschränkten Zulassung
(Routengenehmigung) sowie der Trans-
porte und Fahrten, bei denen die allge-
mein zulässigen Maße, Gewichte und
Achslasten überschritten werden; Ange-
legenheiten des GGSt hinsichtlich der
eingeschränkten besonderen Zulassung
und Ausstellung von Bescheinigungen
für eingeschränkt besonders zugelasse-
ne Fahrzeuge, militärische Sondernut-
zung von Straßengrund.

B/2-E
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Rudolf Egger
Operngasse 21, Tel. 531 10/4876
Technische und wirtschaftliche Bauab-
nahme; Maschinen, Kraftfahrzeuge und
Funkeinrichtungen der Straßenverwal-
tung; Straßenhochbauten; Verwaltung
der landeseigenen und bundeseigenen
Liegenschaften im Bereich der Straßen-
verwaltung einschließlich der Bewilligun-
gen zur Benützung von Straßengrund au-
ßer Autobahnen; Bau von Verkehrssiche-
rungseinrichtungen; Winterdienst für
Bundes- und Landesstraßen außer Auto-
bahnen.

B/2-F
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Wilhelm Schild
Operngasse 21, Tel. 531 10/4872
Planung von Bundesstraßen A, S und B,
Landeshaupt- und Landesstraßen.

Gruppe GB/3

Angelegenheiten des
Wasserbaues

Gruppenleiter:
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hans Straka
Operngasse 21, Tel. 531 10/4407

B/3-A
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Hans Straka
Operngasse 21, Tel. 531 10/4402
Gewässerregulierungen; Hochwasser-
schutz; Wasserverbände; Flußbauhöfe.

B/3-B
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Erich
Hausenberger
Operngasse 21, Tel. 531 10/4402
Landwirtschaftliche Entwässerungen
und Bewässerungen; Vorflutbeschaf-
fung; kulturtechnische Maßnahmen.

B/3-C
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Dr. Rudolf
Stürzer
Operngasse 21, Tel. 531 10/4406
Großräumige Siedlungswasserwirtschaft;
Erschließung von Heilbädern und natürli-
chen Heilvorkommen; wasserbauliche
Angelegenheiten der Siedlungswasser-
wirtschaft (EinzelWasserversorgung,
Wasserversorgung und Abwasserbesei-
tigung von Verbänden, Gemeinden und
Genossenschaften), der betrieblichen
Abwasserreinigungsanlagen, der Feuer-
löschanlagen und der Bäder; NÖ Landes-
Wasserwirtschaftsfonds.

B/2-A
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Josef
Janoschek
Operngasse 21, Tel. 531 10/4091
Erhaltung und Neubau der Bundesstra-
ßen A (Autobahnen) samt Nebenanlagen
einschließlich der Verwaltung der auto-
bahneigenen Liegenschaften und Ge-
bäude.

B/2-B
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Günter Hekerle
Operngasse 21, Tel. 531 10/4874
Neubau, Ausbau und Erhaltung der Bun-
desstraßen S und B.

B/2-C
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Meinrad Stipek
Operngasse 21, Tel. 531 10/4877
Umbau, Ausbau, Instandsetzung und In-
standhaltung der Landeshaupt- und Lan-
desstraßen; Gemeindestraßenangele-
genheiten.

B/2-D
Wirkl. Hofrat Dipl. Ing. Herwig Klinke
Operngasse 21, Tel. 531 10/4875
Planung, Bau und Erhaltung der Brücken
der Bundesstraßen A, S und B sowie der
Landeshaupt- und Landesstraßen.
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Gruppe GS

Sanitätsdirektion

Gruppenleiter:
Sanitätsdirektor  Wirkl .  Hofrat Dr.
Werner Hoffer
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2906

R/1
Wirk!. Hofrat Dr. Friedrich Zaussin-
ger
Operngasse 21, Tel. 531 10/4594
Rechtliche Angelegenheiten der überört-
lichen und der örtlichen Raumordnung,
Baurecht, Straßenrecht.

B/3-D
Wirk). Hofrat Dipl. Ing. Erich
David-Labor
Bankgasse 2, Tel. 531 10/3178
Hydrologie (Oberflächenhydrologie,
Geohydrologie, Hydrographie und Was-
serstandsnachrichtendienst).

R/2
Vortr. Hofrat Dr. Gerhard Silberbauer
Operngasse 21, Tel. 531 10/4230
Grundlagenforschung; technische Ange-
legenheiten der Raumordnung; Landes-
geschäftsstelle für Dorferneuerung; Do-
kumentation, Statistik und Volkszählung;
Verwaltung der Anteile des Landes in
Gesellschaften, die dem Verkehrsver-
bund dienen.

R/3
Wirkl. Hofrat Dkfm. Dr. Harald
Hofmann
Operngasse 21, Tel. 531 10/4226
Wirtschaftliche Angelegenheiten des
Umweltschutzes, soweit diese Angele-
genheiten nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind; Angelegenheiten der
Abfallwirtschaft, ausgenommen die
rechtlichen Angelegenheiten sowie die
Amtssachverständigentätigkeit; rechtli-
che Angelegenheiten des NÖ Marchfeld-
kanalgesetzes; Angelegenheiten der NÖ
Umweltschutzanstalt; Förderung von
Raumordnungsmaßnahmen, soweit die-
se Angelegenheiten nicht einer anderen
Abteilung zugewiesen sind; Grunder-
werb; Baurechtsaktion des Landes NÖ;
Verwaltung von Anteilen des Landes an
Gesellschaften, die dem Umweltschutz
dienen.

R/4
Oberregierungsrat Dr. Gottfried
Krasa
Wallnerstraße 4, Tel. 531 10/6271,
6272, 6273
Rechtliche Angelegenheiten des Um-
weltschutzes, soweit diese Angelegen-
heiten nicht einer anderen Abteilung zu-
gewiesen sind; Koordination der Angele-
genheiten des Umweltschutzes; rechtli-
che Angelegenheiten der Abfallwirt-
schaft, ausgenommen die gemeindeauf-
sichtsbehördlichen Angelegenheiten;
Angelegenheiten des Chemikaliengeset-
zes, ausgenommen die Überwachung
und die Giftangelegenheiten.

B/6
Wirkt. Hofrat Dipl. Ing. Johann
Wachberger
Lothringerstraße 14, Tel. 72 46 11/224
Technische Angelegenheiten und Förde-
rung der Verkehrserschließung ländli-
cher Gebiete, der landwirtschaftlichen
Anlagen sowie Alm- und Weideverbesse-
rungen; landwirtschaftlicher Wege- und
Anlagenbau; Verwaltung des Bauhofes
Absdorf; Bewertung von Katastrophen-
schäden an Gemeinde- und Privatstra-
ßen sowie an landwirtschaftlichen Flä-
chen und Anlagen.

B/7
Wirkt. Hofrat Dipl. Ing. Leopold
Schmidt
Teinfaltstraße 8, Tel 531 10/2733,
2734
Vermessungsangelegenheiten

S/1
Wirkl. Hofrat Dr. Werner Hoffer
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2912
Medizinische Angelegenheiten des Ge-
sundheitswesens, soweit sie keiner an-
deren Abteilung zugewiesen sind (insbe-
sondere Vorsorgemedizin und Beratung
für Mutter und Kind); medizinische Ange-
legenheiten der Krankenanstalten und
Krankenpflegeschulen, des Gemeinde-
sanitätsdienstes und des Rettungswe-
sens; Landessanitätsrat; Amtssachver-
ständigentätigkeit für medizinische Ange-
legenheiten, soweit sie keiner anderen
Abteilung zugewiesen ist; medizinische
Angelegenheiten der Verhütung und Be-
kämpfung ansteckender Krankheiten und
des Drogenmißbrauches (Drogenbeirat),
der Arzneimittel, des Leichen- und Be-
stattungswesens, des Katastrophen-
schutzes sowie der Pensionisten- und
Pflegeheime.

S/2
Wirkl. Hofrat Dr. Georg Krasel
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2912
Medizinische Angelegenheiten des Um-
weltschutzes (insbesondere Trinkwas-
serversorgung, Abwasserbeseitigung,
Abfallwirtschaft, Chemikaliengesetz,
Lärmbekämpfung, Luftreinhaltung und
Strahlenschutz) sowie der Bäder und
Saunaanlagen einschließlich der Amts-
sachverständigentätigkeit; Trinkwasser-
hygiene und -kontrolle; Tuberkulosebe-
kämpfung einschließlich der Tuberkulo-
sehilfe; Angelegenheiten der Arbeitsme-
dizin; sanitäre Aufsicht über Kurorte und
natürliche Heilvorkommen.

S/3
Oberrat Dipl. Ing. Ernst
Neugschwandtner
Teinfaltstraße 8, Tel. 531 10/2912
Angelegenheiten des Ernährungswe-
sens und der Nahrungsmittelkontrolle,
der Qualitätsklassenkontrolle, der Wein-
kontrolle und der Waschmittelkontrolle,
soweit sie nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind; Amtssachverständi-
gentätigkeit für das Ernährungswesen;
vom Chemikaliengesetz die Überwa-
chung.

B/8
Wirkt. Hofrat  Dipl. Ing. Sigmund
Schmalfuhs
Muthgasse 36, Tel. 37 35 01/73, 51
Dienstkraftwagenbetrieb; Kraftfahrwesen
hinsichtlich der Bauart und Ausrüstung
sowie der Einzel-, Ausnahmegenehmi-
gungen und Bescheinigungen von Kraft-
fahrzeugen und Anhängern, Bewilligung
des Ziehens von nicht zugelassenen An-
hängern; Angelegenheiten des GGSt hin-
sichtlich der besonderen Genehmigung
von Kraftfahrzeugen und Anhängern so-
wie der Genehmigung von Verpackun-
gen; Sachverständigentätigkeit für das
Kraftfahrwesen sowie die Aufsicht darü-
ber.

Gruppe GR

Raumordnung und
Umweltschutz

Gruppenleiter:
Vortr. Hofrat Dr. Gerhard Silberbauer
Opemgaue 21, Tel. 531 10/4906
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Adreß- und Telefonverzeichnis ________________________

Verwaltungsbezirke (Bezirkshauptmannschaften und NÖ Gemeinden)

Verwaltungsbezirk Baden
Gerichtsbezirke Baden, Ebreichsdorf,
Pottenstein

BH Baden
2500, Vöslauer Straße 9
Tel. (0 22 52) 80 7 11
Bezirkshauptmann: Wanzenböck Richard
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k  Baden

Gemeinde Al land
PLZ 2534, Tel. (0 22 58) 22 45
Stadtgemeinde Baden
PLZ 2500, Tel. (0 22 52) 86 8 00
Stadtgemeinde Bad Vöslau
PLZ 2540, Tel. (0 22 52) 76 1 61
Gemeinde Blumau-Neurisshof
PLZ 2603, Tel. (0 26 28) 85 70 oder 82 90
Marktgemeinde Günselsdorf
PLZ 2525, Tel. (0 22 56) 28 92
Gemeinde Hei l igenkreuz
PLZ 2532, Tel. (0 22 58) 22 86
Gemeinde Klausen-Leopoldsdorf
PLZ 2533, Tel. (0 22 57) 236
Marktgemeinde  Kott ingbrunn
PLZ 2542, Tel. (0 22 52) 71 04, 79 3 42
Marktgemeinde Leobersdorf
PLZ 2544, Tel. (0 22 56) 23 97
Marktgemeinde Pfaffstätten
PLZ 2511, Tel. (0 22 52) 88 9 85
Gemeinde Schönau an der Tr iest ing
PLZ 2525, Tel. (0 22 56) 35 72
Marktgemeinde Sooß
PLZ 2500, Tel. (0 22 52) 87 5 73
Gemeinde  Tattendorf
PLZ 2523, Tel. (0 22 53) 81 5 81
Marktgemeinde Teesdorf
PLZ 2524, Tel. (0 22 53) 81 4 40
Stadtgemeinde Traiskirchen
PLZ 2514, Tel. (0 22 52) 52 6 11, 52 6 12

Ger i ch t sbez i r k  Eb re i chsdo r f

Marktgemeinde Ebreichsdorf
PLZ 2483, Tel. (0 22 54) 22 18
Gemeinde Mitterndorf  an der Fischa
PLZ 2441, Tel. (0 22 34) 84 13
Marktgemeinde  Oberwaltersdorf
PLZ 2522, Tel. (0 22 53) 292, 682
Marktgemeinde Pottendorf
PLZ 2486, Tel. (0 26 23) 22 7 80, 22 2 90
Marktgemeinde Reisenberg
PLZ 2440, Tel. (0 22 34) 80 2 71
Marktgemeinde Seibersdorf
PLZ 2444, Tel. (0 22 55) 231
Marktgemeinde Trumau
PLZ 2521, Tel. (0 22 53) 245

Gemeinde Ernsthofen
PLZ 4432, Tel. (0 74 35) 84 50
Stadtgemeinde Haag
PLZ 3350, Tel. (0 74 34) 24 23
Gemeinde Haidershofen
PLZ 4431, Tel. (0 74 34) 28 13
Gemeinde St. Pantaleon-Erla
PLZ 4303, Tel. (0 74 35) 23 52
Stadtgemeinde St. Valent in
PLZ 4300, Tel. (0 74 35) 21 02, 21 03, 27 72
Marktgemeinde Strengberg
PLZ 331 4, Tel. (0 74 32) 22 14

Ger i ch t sbez i r k  Sank t  Pe te r
in der Au

Marktgemeinde Aschbach Markt
PLZ 3361, Tel. (0 74 76) 321
Gemeinde B iberbach
PLZ 3353, Tel. (0 74 76) 82 50
Gemeinde Ertl
PLZ 3352, Tel. (0 74 77) 72 01
Marktgemeinde St. Peter in der Au
PLZ 3352, Tel. (0 74 77) 21 11 -0
Marktgemeinde Seitenstetten
PLZ 3352, Tel. (0 74 77) 22 24
Gemeinde Weistrach
PLZ 3351 , Tel. (0 74 77) 23 63
Gemeinde Wolfsbach
PLZ 3354, Tel. (0 74 77) 82 40

Ger i ch t sbez i r k  Wa idho fen
an der  Ybbs

Marktgemeinde Al lhartsberg
PLZ 3331, Tel. (0 74 48) 23 36
Gemeinde Höl lenstein  an der Ybbs
PLZ 3343, Tel. (0 74 45) 218, 228
Marktgemeinde Kematen an der Ybbs
PLZ 3331, Tel. (0 74 48) 23 12
Gemeinde Opponitz
PLZ 3342, Tel. (0 74 44) 280
Gemeinde St. Georgen am Reith
PLZ 3344, Tel. (0 74 84) 82 16
Gemeinde Sonntagberg
PLZ 3332, Tel. (0 74 48) 22 90
Marktgemeinde Ybbsitz
PLZ 3341 , Tel. (0 74 43) 340

Verwaltungsbezirk
Amstetten
Gerichtsbezirke Amstetten, Haag,
St. Peter in der Au, Waidhofen/Ybbs

2

BH Amstetten
3300 Preinsbacherstraße 11
Tel. (0 74 72) 24 01
Bezirkshauptmann: Kandera Johann,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg. GrE
Außenstelle St. Valentin
PLZ 4300, Hauptplatz 6
Tel. (0 74 35)21 02 -33
Außenstelle Haag
PLZ 3350, Höllriglstraße 7
Tel. (0 74 34) 24 62
Außenstelle St Peter/Au
PLZ 3352, Graf-Segur-Platz 6
Tel. (0 74 77)21 11 -23
Außenstelle Waidhofen/Ybbs
PLZ 3340, Oberer Stadtplatz 25
Tel. (0 74 42)25 11 -105

Ger i ch t sbez i r k  Ams te t t en

Stadtgemeinde Amstetten
PLZ 3300, Tel. (0 74 72) 61 2 01
Marktgemeinde Ardagger
PLZ 3321, Tel. (0 74 79) 312
Marktgemeinde Euratsfeld
PLZ 3324, Tel. (0 74 74) 240
Marktgemeinde Ferschnitz
PLZ 3325, Tel. (0 74 73) 82 97
Marktgemeinde Neuhofen an der
Ybbs
PLZ 3364, Tel. (0 74 75) 27 00, 24 85
Marktgemeinde Neustad t l  an der
Donau
PLZ 3323, Tel. (0 74 71) 22 40
Marktgemeinde Oed-Oehl ing
PLZ 3312, Tel. (0 74 75) 32 26
Marktgemeinde St. Georgen am
Ybbsfelde
PLZ 3372, Tel. (0 74 73) 2312
Gemeinde Viehdorf
PLZ 3322, Tel. (0 74 72)41 14
Marktgemeinde Wallsee-Sindelburg
PLZ 3313, Tel. (0 74 33) 22 16
Gemeinde Winklarn
PLZ 3300, Tel. (0 74 72) 43 19
Marktgemeinde Zei l lern
PLZ 3311, Tel. (0 74 72) 49 86, 38 66

Ger i ch t sbez i r k  Haag

Gemeinde Behamberg
PLZ 4441, Tel. (0 72 52) 30 0 55
Gemeinde Ennsdorf
PLZ 4482, Tel. (0 72 23) 20 12
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Ger i ch t sbez i r k  Po t t ens te i n

Marktgemeinde Altenmarkt an der
T r i es t i ng
PLZ 2571, Tel. (0 26 73) 22 10
Stadtgemeinde Berndorf
PLZ 2560, Tel. (0 26 72) 22 53, 24 70, 23 87
Marktgemeinde Enzesfeld-Lindabrunn
PLZ 2551, Tel. (0 22 56) 81 2 51, 81 2 61
Gemeinde Furth an der Triesting
PLZ 2564, Tel. (0 26 74) 88 2 19

Gemeinde Hernstein
PLZ 2560, Tel. (0 26 33) 72 05
Marktgemeinde Hir tenberg
PLZ 2552, Tel. (0 22 56) 81 1 11
Marktgemeinde Pottenstein
PLZ 2563, Tel. (0 26 72) 24 24
Marktgemeinde Weissenbach an der
Triest ing
PLZ 2564, Tel. (0 26 74) 258

Verwaltungsbezirk
Bruck an der Leitha
Gerichtsbezirke Bruck an der Leitha und
Hainburg an der Donau

BH Bruck an der Leitha
PLZ 2460, Hauptplatz 16
Tel. (0 21 62) 25 31 Serie
Bezirkshauptmann: Stockinger Alois,
Dr. Wirkl. Hofrat d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k
B ruck  an der  Le i t ha

Marktgemeinde Au am Leithaberge
PLZ 2451, Tel. (0 21 68) 82 41
Stadtgemeinde Bruck an der Leitha
PLZ 2460, Tel. (0 21 62) 23 54
Mark tgemeinde Enzersdorf an der
F ischa
PLZ 2431 , Tel. (0 22 30) 84 66
Gemeinde  Gött lesbrunn-Arbesthal
PLZ 2464, Tel. (0 21 62) 82 76
Marktgemeinde Götzendorf an der
Leitha
PLZ 2434, Tel. (0 21 69) 22 74, 26 62
Gemeinde Höf le in
PLZ 2465, Tel. (0 21 62) 25 53
Marktgemeinde Hof am Lei thaberge
PLZ 2451, Tel. (0 21 68) 23 93
Stad tgemeinde Mannersdor f  am
Lei thageb i rge
PLZ 2452, Tel. (0 21 68) 22 52, 27 52
Marktgemeinde Rohrau
PLZ 2471, Tel. (0 21 64) 22 04
Marktgemeinde Sommerein
PLZ 2453, Tel. (0 21 68) 34 68
Mark tgemeinde  Trautmannsdorf  an
der Lei tha
PLZ 2454, Tel. (0 21 69) 22 46

Ger i ch t sbez i r k  Ha inbu rg
an der  Donau

Mark tgemeinde  Bad Deutsch-A l ten-
burg
PLZ 2405, Tel. (0 21 65) 24 78, 29 00
S tad tgeme inde  Ha inbu rg  an der
Donau
PLZ 2410, Tel. (0 21 65) 21 11, 23 29
Gemeinde Haslau-Maria Ei lend
PLZ 2402, Tel. (0 22 32) 80 2 00, 80 2 50
Gemeinde Hundshe im
PLZ 2405, Tel. (0 21 65) 26 18

Mark tgeme inde  Pe t rone l l -Carnun-
tum
PLZ 2404, Tel. (0 21 63) 22 28
Marktgemeinde Prel lenkirchen
PLZ 2472, Tel. (0 21 45) 22 02
Gemeinde Scharndorf
PLZ 2403, Tel. (0 21 63) 23 03
Gemeinde  Wolfsthal-Berg
PLZ 2412, Tel. (0 21 43) 23 71, (0 21 65) 26 76

Verwaltungsbezirk
Gänserndorf
Gerichtsbezirke Gänserndorf ,  Groß-
Enzersdorf ,  Marchegg, Zistersdorf

BH Gänserndorf
2230, Schönkirchnerstraße 1
Tel. (0 22 82) 25 61 - 0
Bezirkshauptmann: Eigl Wilhelm
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Groß-Enzersdorf,
PLZ 2301, Dr.-Anton-Krabichler-Platz 1,
Tel. (0 22 49) 23 65
Außenstelle Zistersdorf,
PLZ 2225, Rathaus, Hauptstraße 35,
Tel. (0 25 32) 279

Ger i ch t sbez i r k  Gänse rndo r f

Gemeinde Aderklaa
PLZ 2232, Tel. (0 22 47) 22 90
Marktgemeinde Angern  an der March
PLZ 2261, Tel. (0 22 83) 22 41
Marktgemeinde Auersthal
PLZ 2214, Tel. (0 22 88) 22 46
Marktgemeinde Bad Pirawarth
PLZ 2222, Tel. (0 25 74) 23 40
Stadtgemeinde Deutsch-Wagram
PLZ 2232, Tel. (0 22 47) 22 09, 28 22
Marktgemeinde Ebenthal
PLZ 2251, Tel. (0 25 38)351
Stadtgemeinde Gänserndorf
PLZ 2230, Tel. (0 22 82) 26 51 -0
Marktgemeinde Groß-Schweinbarth
PLZ 2221, Tel. (0 22 89) 23 02
Marktgemeinde Hohenruppersdorf
PLZ 2223, Tel. (0 25 74) 83 04
Marktgemeinde Matzen-Raggendorf
PLZ 2243, Tel. (0 22 89) 22 73
Marktgemeinde Prottes
PLZ 2242, Tel. (0 22 82) 21 82
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Mark tgemeinde  Schönk i rchen-Rey-
ersdorf
PLZ 2241, Tel. (0 22 82) 25 06
Marktgemeinde Spannberg
PLZ 2244, Tel. (0 25 38) 383
Marktgemeinde Strasshof an der
Nord bahn
PLZ 2231, Tel. (0 22 87) 22 08, 22 85
Gemeinde  Velm-Götzendorf
PLZ 2245, Tel. (0 25 38) 340
Marktgemeinde Weikendorf
PLZ 2253, Tel. (0 22 82) 22 18

2

Ger i ch t sbez i r k
Groß -Enze rsdo r f

Gemeinde  Andlersdorf
PLZ 2301, Tel. (0 22 15) 21 83
Marktgemeinde Eckartsau
PLZ 2305, Tel. (0 22 14) 22 02
Gemeinde  Gl inzendorf
PLZ 2282, Tel. (0 22 48) 25 85
Stadtgemeinde Groß-Enzersdorf
PLZ 2301, Tel. (0 22 49 )2314
Gemeinde  Großhofen
PLZ 2282, Tel. (0 22 48) 23 37
Gemeinde  Har ingsee
PLZ 2286, Tel. (0 22 14) 23 04
Marktgemeinde Leopoldsdorf im March-
felde
PLZ 2285, Tel. (0 2216) 22 16
Gemeinde  Mannsdor fan  der Donau
PLZ 2304, Tel. (0 2212) 25 97
Gemeinde  Markgrafneusiedl
PLZ 2282, Tel. (0 22 48) 22 41
Marktgemeinde Oberäiebenbrunn
PLZ 2283, Tel. (0 22 86) 22 18
Marktgemeinde Orth an der Donau
PLZ 2304, Tel. (0 22 12) 22 08
Gemeinde  Parbasdorf
PLZ 2232, Tel. (0 22 47) 32 1 94
Gemeinde  Raasdorf
PLZ 2281, Tel. (0 22 49) 89 3 92

Ger i ch t sbez i r k  Ma rchegg

Marktgemeinde Engelhartstetten
PLZ 2292, Tel. (0 22 14) 22 92
Marktgemeinde Lassee
PLZ 2291, Tel. (0 22 13) 23 11
Stadtgemeinde Marchegg
PLZ 2293, Tel. (0 22 85) 291-0
Gemeinde  Unters iebenbrunn
PLZ 2284, Tel. (0 22 86) 23 20
Gemeinde  Weiden an der March
PLZ 2295, Tel. (0 22 84) 22 04

Ger i ch t sbez i r k  Z i s t e r sdo r f

Marktgemeinde Drösing
PLZ 2265, Tel. (0 25 36) 73 30
Marktgemeinde Dürnkrut
PLZ 2263, Tel. (0 25 38) 80 2 1 4
Gemeinde  Hauski rchen
PLZ 2184, Tel. (0 25 33) 256
Marktgemeinde Hohenau an der March
PLZ 2273, Tel. (0 25 35) 23 07
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Ger i ch t sbez i r k  Rave l sbach

Gemeinde Heldenberg
PLZ 3704, Tel. (0 29 56) 25 53
Marktgemeinde Hohenwarth-Mühlbach
a. M.
PLZ 3472, Tel. (0 29 57)216
Stadtgemeinde Maissau
PLZ 3712, Tel. (0 29 58) 271
Marktgemeinde Ravelsbach
PLZ 3720, Tel. (0 29 58) 414, 415
Marktgemeinde Ziersdorf
PLZ 3710, Tel. (0 29 56) 22 04

Ger i ch t sbez i r k  Retz

Stadtgemeinde Hardegg
PLZ 2083, Tel. (0 29 48) 450
Stadtgemeinde Pulkau
PLZ 3741, Tel. (0 29 46) 276
Stadtgemeinde Retz
PLZ 2070, Tel. (0 29 42) 22 23
Gemeinde Retzbach
PLZ 2074, Tel. (0 29 42) 25 13
Stadtgemeinde Schrattenthal
PLZ 2073, Tel. (0 29 46) 302
Marktgemeinde Zellerndorf
PLZ 2051, Tel. (0 29 45) 214

Verwaltungsbezirk Horn
Gerichtsbezirke Eggenburg, Horn

BH Horn
3580, Frauenhoferstraße 2
Tel. (0 29 82) 26 51 - 26 54
Bezirkshauptmann: Sodar Josef
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k  Eggenbu rg

Gemeinde Burgschleinitz-Kühnring
PLZ 3730, Tel. (0 29 84) 26 53
Stadtgemeinde Eggenburg
PLZ 3730, Tel. (0 29 84) 35 01, 35 02
Gemeinde Meiseidorf
PLZ 3744, Tel. (0 29 83) 23 19
Marktgemeinde Röschitz
PLZ 3743, Tel. (0 29 84) 27 01
Marktgemeinde Sigmundsherberg
PLZ 3751, Tel. (0 29 83) 22 03
Marktgemeinde Straning-Grafenberg
PLZ 3722, Tel. (0 29 84) 33 42

Ger i ch t sbez i r k  Horn

Gemeinde Altenburg
PLZ 3591, Tel. (0 29 82) 27 65
Gemeinde Brunn an der Wild
PLZ 3595, Tel. (0 29 89) 22 20
Stadtgemeinde Drosendorf-Zissersdorf
PLZ 2095, Tel. (0 2915) 213
Marktgemeinde Gars am Kamp
PLZ 3571, Tel. (0 29 85) 22 25, 21 00
Stadtgemeinde Geras
PLZ 2093, Tel. (0 29 12) 216

Ger i ch t sbez i r k  We i t r a

Marktgemeinde Bad Großpertholz
PLZ 3972, Tel. (0 28 57) 253
Marktgemeinde Großschönau
PLZ 3922, Tel. (0 28 15) 252
Marktgemeinde Moorbad Harbach
PLZ 3970, Tel. (0 28 58) 214
Marktgemeinde St. Martin
PLZ 3971, Tel. (0 28 57) 262
Gemeinde Unserfrau-Altweitra
PLZ 3970, Tel. (0 28 56) 25 40
Stadtgemeinde Weitra
PLZ 3970, Tel. (0 28 56) 23 78, 26 82

Verwaltungsbezirk
Hollabrunn
Gerichtsbezirke Haugsdorf, Hollabrunn,
Ravelsbach, Retz

BH Hollabrunn
2020, Mühlgasse 24
Tel. (0 29 52) 22 64 - 0
Bezirkshauptmann: Wegl Adolf,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Marktgemeinde Jedenspeigen
PLZ 2264, Tel. (0 25 36) 82 24
Marktgemeinde Neusiedl  an der Zaya
PLZ 2183, Tel. (0 25 33) 255
Gemeinde Palterndorf-Dobermannsdorf
PLZ 2181, Tel. (0 25 33) 226, 458
Marktgemeinde Ringelsdorf-Nieder-
absdorf
PLZ 2272, Tel. (0 25 36) 72 92, 72 67
Marktgemeinde Sulz im Weinviertel
PLZ 2224, Tel. (0 25 34) 217, 275, 203
Stadtgemeinde Zistersdorf
PLZ 2225, Tel. (0 25 32) 401

Verwaltungsbezirk Gmünd
Gerichtsbezirke Gmünd in Niederöster-
reich, Litschau, Schrems, Weitra

BH Gmünd
3950, Schremser Straße 8,
Tel. (0 28 52) 25 01 - 25 03, 25 63, 25 64
Bezirkshauptmann: Scherz Franz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ger i ch t sbez i r k  Gmünd
i n N iede rös te r re i ch

Stadtgemeinde Gmünd
PLZ 3950, Tel. (0 28 52) 25 06
Gemeinde Großdietmanns
PLZ 3950, Tel. (0 28 52) 82 62
Marktgemeinde Hoheneich
PLZ 3945, Tel. (0 28 52) 26 64
Gemeinde Waldenstein
PLZ 3961, Tel. (0 28 55) 498, 478

Ger i ch t sbez i r k  L i t s chau

Marktgemeinde Eggern
PLZ 3861, Tel. (0 28 63) 232
Marktgemeinde Eisgarn
PLZ 3862, Tel. (0 28 63) 336
Gemeinde Haugschlag
PLZ 3874, Tel. (0 28 65) 82 28, 82 06
Stadtgemeinde Heidenreichstein
PLZ 3860, Tel. (0 28 62) 23 36, 23 37
Stadtgemeinde Litschau
PLZ 3874, Tel. (0 28 65) 219, 220
Gemeinde Reingers
PLZ 3863, Tel. (0 28 63) 82 08

Ger i ch t sbez i r k  Sch rems

Gemeinde Amaliendorf-Aalfang
PLZ 3872, Tel. (0 28 62) 34 95
Marktgemeinde Brand-Nagelberg
PLZ 3871, Tel. (0 28 59) 217
Marktgemeinde Kirchberg am Walde
PLZ 3932, Tel. (0 28 54) 284, 465
Marktgemeinde Hirschbach
PLZ 3942, Tel. (0 28 54) 344
Stadtgemeinde Schrems
PLZ 3943, Tel. (0 28 53) 454, 455, 65 64

Ger i ch t sbez i r k  Haugsdo r f

Gemeinde Alberndorf im Pulkautal
PLZ 2054, Tel. (0 29 44) 23 33
Marktgemeinde Hadres
PLZ 2061, Tel. (0 29 43) 23 03
Marktgemeinde Haugsdorf
PLZ 2054, Tel. (0 29 44) 22 18
Marktgemeinde Mailberg
PLZ 2024, Tel. (0 29 43) 22 53
Marktgemeinde Pernersdorf
PLZ 2052, Tel. (0 29 44) 82 75
Marktgemeinde Seefeld-Kadolz
PLZ 2062, Tel. (0 29 43) 22 01

Ger i ch t sbez i r k  Ho l l ab runn

Marktgemeinde Göllersdorf
PLZ 2013, Tel. (0 29 54) 22 65
Marktgemeinde Grabern
PLZ 2020, Tel. (0 29 52) 21 32
Marktgemeinde Guntersdorf
PLZ 2042, Tel. (0 29 51)247
Stadtgemeinde Hollabrunn
PLZ 2020, Tel. (0 29 52) 21 0 20
Marktgemeinde Nappersdorf-Kammers-
dorf
PLZ 2033, Tel. (0 29 53) 23 14
Marktgemeinde Sitzendorf an der
Schmida
PLZ 3714, Tel. (0 29 59) 22 03, 22 04
Marktgemeinde Wullersdorf
PLZ 2041, Tel. (0 29 51) 84 33
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Stadtgemeinde Horn
PLZ 3580, Tel. (0 29 82) 26 56
Marktgemeinde Irnfritz
PLZ 3754, Tel. (0 29 86) 228
Marktgemeinde Japons
PLZ 3763, Tel. (0 29 14) 202, 225, 36 42
Marktgemeinde Langau
PLZ 2091, Tel. (0 29 12) 401
Marktgemeinde Pernegg
PLZ 3753, Tel. (0 29 13) 257
Gemeinde  Röhrenbach
PLZ 3592, Tel. (0 29 89) 82 54
Gemeinde Rosenburg-Mold
PLZ 3573, Tel. (0 29 82) 29 17
Gemeinde St  Bernhard-Frauenhofen
PLZ 3580, Tel. (0 29 82) 28 82, 33 21
Marktgemeinde Weitersfeld
PLZ 2084, Tel. (0 29 48) 275

Verwaltungsbezirk
Korneuburg
Gerichtsbezirke Korneuburg, Stockerau

BH Korneuburg
2100, Bankmannring 5
Tel. (0 22 62) 25 66 Serie
Bezirkshauptmann: Suchanek Kurt,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle der Bezirkshauptmann-
schaft Korneuburg in Stockerau,
2000, Rathausplatz 14,
Tel. (0 22 66) 25 91

Ger i ch t sbez i r k  Ko rneubu rg

Marktgemeinde Bisamberg
PLZ 2102, Tel. (0 22 44 )2310
Gemeinde Enzersfeld
PLZ 2202, Tel. (0 22 62) 49 94
Marktgemeinde Ernstbrunn
PLZ 2115, Tel. (0 25 76) 23 01
Marktgemeinde Großrußbach
PLZ 2114, Tel. (0 22 63) 66 68
Gemeinde Hagenbrunn
PLZ 2102, Tel. (0 22 62) 47 64
Marktgemeinde Harmannsdorf
PLZ 2111, Tel. (0 22 64)236
Stadtgemeinde Korneuburg
PLZ 2100, Tel. (0 22 62) 25 76
Marktgemeinde Langenzersdorf
PLZ 2103, Tel. (0 22 44) 23 08
Marktgemeinde Leobendorf
PLZ 2100, Tel. (0 22 62) 66 1 51
Gemeinde Stetten
PLZ 2100, Tel. (0 22 62) 49 87

Ger i ch t sbez i r k  S tocke rau

Marktgemeinde Großmugl
PLZ 2002, Tel. (0 22 68)210
Marktgemeinde Hauslei ten
PLZ 3464, Tel. (0 22 65) 267
Gemeinde Leitzersdorf
PLZ 2003, Tel. (0 22 66) 34 55

Marktgemeinde Niederhol labrunn
PLZ 2004, Tel. (0 22 69) 22 24
Gemeinde Rußbach
PLZ 3702, Tel. (0 29 55) 220, 519
Marktgemeinde Sierndorf
PLZ 2011, Tel. (0 22 67) 22 25
Gemeinde  Spi l lern
PLZ 2104, Tel. (0 22 66) 82 25
Marktgemeinde Stetteldorf am Wagram
PLZ 3463, Tel. (0 22 78) 24 53, 23 04, 23 07

Stadtgemeinde Stockerau
PLZ 2000, Tel. (0 22 66) 25 17, 25 18,
25 19, 21 28

Verwaltungsbezirk Krems
Gerichtsbezirke Gföhl, Krems an der
Donau, Langenlois, Spitz

BH Krems
3500, Körnermarkt 1
Tel. (0 27 32) 808 - 0
Bezirkshauptmann: Hetzer Gerhard,
Dr. W. HR d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k  G föh l

Stadtgemeinde Gföhl
PLZ 3542, Tel. (0 2716) 326
Gemeinde  Jaidhof
PLZ 3542, Tel. (0 2716) 350
Marktgemeinde Krumau am Kamp
PLZ 3543, Tel. (0 27 31) 82 30
Marktgemeinde Lichtenau im Waldviertel
PLZ 3522, Tel. (0 2718) 257
Marktgemeinde Rastenfeld
PLZ 3532, Tel. (0 28 26) 289
Marktgemeinde St Leonhard am Horner-
wald
PLZ 3572, Tel. (0 29 87) 220

Ger i ch t sbez i r k  K rems  an der
Donau

Marktgemeinde Albrechtsberg an der
Großen Krems
PLZ 3613, Tel. (0 28 76) 258
Gemeinde Bergern im Dunkelsteinerwald
PLZ 351 2, Tel. (0 2714 )72  20
Stadtgemeinde Dürnstein
PLZ 3601, Tel. (0 2711 )219
Marktgemeinde Furth bei Göttweig
PLZ 3511, Tel. (0 27 32) 84 6 22
Gemeinde  Gedersdorf
PLZ 3494, Tel. (0 27 35) 82 41
Stadtgemeinde Mautern an der Donau
PLZ 3512, Tel. (0 27 32) 83 1 51,
84 9 58
Marktgemeinde Paudorf
PLZ 3511, Tel. (0 27 36) 245
Gemeinde Rohrendorf bei Krems
PLZ 3495, Tel. (0 27 32) 83 8 50
Marktgemeinde Rossatz
PLZ 3602, Tel. (0 2714 )217

Marktgemeinde Senftenberg
PLZ 3541, Tel. (0 27 19) 23 19
Marktgemeinde Stratzing-Droß
PLZ 3552, Tel. (0 27 19) 82 87
Gemeinde  Weinzier l  am Walde
PLZ 3521, Tel. (0 2717) 82 01
Marktgemeinde Weißenkirchen in der
Wachau
PLZ 3610, Tel. (0 27 15) 22 32, 23 13

2

Ger i ch t sbez i r k  Langen lo i s

Marktgemeinde Etsdorf-Haitzendorf
PLZ 3492, Tel. (0 27 35) 24 45
Marktgemeinde Hadersdorf-Kammern
PLZ 3493, Tel. (0 27 35) 23 09 - 0
Stadtgemeinde Langenlo is
PLZ 3550, Tel. (0 27 34) 21 01
Marktgemeinde Lengenfeld
PLZ 3552, Tel. (0 27 19) 23 65
Marktgemeinde Schönberg am Kamp
PLZ 3562, Tel. (0 27 33) 227
Marktgemeinde Straß im Straßertale
PLZ 3491, Tel. (0 27 35) 24 95

Ger i ch t sbez i r k  Sp i t z

Marktgemeinde Aggsbach
PLZ 3641, Tel. (0 2712) 214
Marktgemeinde Maria Laach am Jauerling
PLZ 3643, Tel. (0 27 12) 352
Marktgemeinde Mühldorf
PLZ 3622, Tel. (0 27 13) 82 30, 84 84
Marktgemeinde Spitz
PLZ 3620, Tel. (0 27 13) 22 48, 24 48

Verwaltungsbezirk
Lilienfeld
Gerichtsbezirke Hainfeld, Lilienfeld

BH Li l ienfeld
3180, Am Anger 2
Tel. (0 27 62) 21 51
Bezirkshauptmann: Rettl Erwin,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k  Ha in fe l d

Stadtgemeinde Hainfeld
PLZ 3170, Tel. (0 27 64) 246, 346
Marktgemeinde Kaumberg
PLZ 2572, Tel. (0 27 65) 282
Gemeinde  Kle inzel l
PLZ 31 71, Tel. (0 27 66) 201
Gemeinde Ramsau
PLZ 3172, Tel. (0 27 64) 82 03
Gemeinde Rohrbach an der Gölsen
PLZ 3163, Tel. (0 27 64)334
Marktgemeinde St Veit an der Gölsen
PLZ 3161, Tel. (0 27 63) 2212
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Marktgemeinde Yspertal
PLZ 3683, Tel. (0 74 15) 224

Ger i ch t sbez i r k  Ybbs

Gemeinde Bergland
PLZ 3252.
Tel. (0 27 57 )6512
(Hagenau)
Tel. (0 74 16) 24 50
(Petzenkirchen)
Marktgemeinde Blindenmarkt
PLZ 3372, Tel. (0 74 73) 22 17
Marktgemeinde Neumarkt an der Ybbs
PLZ 3371, Tel. (0 74 12) 26 42

Marktgemeinde Petzenkirchen
PLZ 3252, Tel. (0 7416) 21 09
Gemeinde St Martin-Karlsbach
PLZ 3371. Tel. (0 74 12) 89 02
Stadtgemeinde Ybbs an der Donau
PLZ 3370, Tel. ( 07412 )2612

Verwaltungsbezirk
Mistelbach
Gerichtsbezirke Laa an der Thaya,
Mistelbach, Poysdorf, Wölkersdorf

BH Mistelbach
2130, Hauptplatz 4/5
Tel. (0 25 72) 25 01, 25 02, 25 03, 25 04, 25 05
Bezirkshauptmann. Foitik Herbert,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.
Außenstelle Laa an der Thaya,
PLZ 2136, Rathaus,
Tel. (0 25 22) 463
Außenstelle Wölkersdorf im Weinviertel,
PLZ 2120, Kirchenplatz 9,
Tel. (0 22 45) 24 70
Täglicher Sprechtag in 2170 Poysdorf,
Josefsplatz 1,
Tel. (0 25 52) 22 00/Kl. 13
G e r i ch ts b e z i r k Laa  an der
Thaya

Gemeinde Fallbach
PLZ 2133, Tel (0 25 24) 84 66
Gemeinde Gartenbrunn
PLZ 2154. Tel (0 25 25)380
Gemeinde Gnadendorf
PLZ 2152, Tel (0 25 25)214
Marktgemeinde Großharras
PLZ 2034, Tel (0 25 26)315
Stadtgemeinde Laa an der Thaya
PLZ 2136, Tel (0 25 22) 501, 502
Marktgemeinde Neudorf bei Staatz
PLZ 2135, Tel (0 25 23)314
Marktgemeinde Staatz
PLZ 2134, Tel. (0 25 24) 212
Marktgemeinde Stronsdorf
PLZ 2153, Tel. (0 25 26) 309
Gemeinde Wildendürnbach
PLZ 2164, Tel. (0 25 23) 252

(Gansbach)
PLZ 3392, Tel (0 27 52)82 46
(Geroldmg)
PLZ 3382, Tel (0 27 54) 64 02
(Mauer)
Marktgemeinde Emmersdorf an der
Donau
PLZ 3644, Tel (0 27 52) 74 69
Marktgemeinde Erlauf
PLZ 3253, Tel. (0 27 57) 62 21
Marktgemeinde Goll ing an der Erlauf
PLZ 3381, Tel. (0 27 57) 22 40
Marktgemeinde Klein-Pöchlarn
PLZ 3660, Tel. (0 74 13) 83 00
Marktgemeinde Krummnußbaum
PLZ 3375, Tel (0 27 57)24 03
Marktgemeinde Leiben
PLZ 3652, Tel (0 27 52) 72 87
Marktgemeinde Loosdorf
PLZ 3382, Tel (0 27 54) 63 84, 61 40
Stadtgemeinde Melk
PLZ 3390, Tel. (0 27 52) 23 07
Gemeinde Münichreith-Laimbach
PLZ 3662, Tel (0 7413)61  04
(Munichreith)
PLZ 3663, Tel. (0 2 7 58) 33 95
(Laimbach)
Stadtgemeinde Pöchlarn
PLZ 3380, Tel. (0 27 57) 23 10
Marktgemeinde Pöggstall
PLZ 3650, Tel. (0 27 58) 23 83, 23 87
Marktgemeinde Raxendorf
PLZ 3654, Tel. (0 2 7 58) 72 32
Marktgemeinde Schönbiihel-Aggsbach
PLZ 3642, Tel (0 27 53)82 69
(Aggsdorf-Dorf)
PLZ 3392, Tel (0 27 52) 83 11
(Schonbuhel)
Gemeinde Schollach
PLZ 3382, Tel. (0 27 54) 69 29
Marktgemeinde Weiten
PLZ 3653, Tel (0 27 58)82 46
Gemeinde Zelking-Matzleinsdorf
PLZ 3393,
Tel. (0 27 52) 20 20
(Zelking)
Tel (0 27 52) 21 73
(Matzleinsdorf)

Ge r i ch t sbez i r k  Pe rsenbeug

Gemeinde Dorfstetten
PLZ 4392, Tel (0 74 18)82 55
Gemeinde Hofamt Priel
PLZ 3680, Tel (0 7412)24  21
Marktgemeinde Marbach an der Donau
PLZ 3671, Tel. (0 74 13) 311
Marktgemeinde Maria Taferl
PLZ 3672, Tel (0 74 13)302
Marktgemeinde Nöchling
PLZ 3691, Tel (0 7414)300
Marktgemeinde Persenbeug-Gottsdorf
PLZ 3680, Tel. (0 74 12) 22 06
Gemeinde St. Oswald
PLZ 3684, Tel (0 74 15) 291

Ger i ch t sbez i r k  L i l i en fe l d

Gemeinde Annaberg
PLZ 3222, Tel (0 2728)82 45
Gemeinde Eschenau
PLZ 3153, Tel (0 2746)72 30
Marktgemeinde Hohenberg
PLZ 3192, Tel (0 2767)203
Stadtgemeinde Lilienfeld
PLZ 3180, Tel (0 27 62) 22 12 - 0, 22
20 - 0, 23 67 - 0
Gemeinde Mitterbach am Erlaufsee
PLZ 3224, Tel (0 38 82) 21 26
Marktgemeinde St Aegyd am Neuwalde
PLZ 3193, Tel (0 2768)290
Marktgemeinde Traisen
PLZ 3160, Tel (0 2762)22 84-0
Marktgemeinde Türnitz
PLZ 3184, Tel (0 27 69)204

Verwaltungsbezirk Melk
Gerichtsbezirke Mank, Melk, Persen
beug Ybbs

BH Melk
3390, Abt Karl Straße 23 u. 25a
Tel (0 27 52) 23 81, 25 91, 25 92, 25 94
- 25 96, Telefax (0 27 52) 23 81 - 240
Bezirkshauptmann Lechner Hadmar,
Dr jur, W. HR d NO LRg , GrE, gVM-RK,
NÖFVZ
Außenstelle Pöggstall,
PLZ 3650, Hauptstraße 17,
Tel. (0 27 58) 22 40
Außenstelle Ybbs an der Donau,
PLZ 3370, Hauptplatz 1,
Tel (0 74 12) 24 33
Außenstelle Mank,
PLZ 3240, Schulstraße 1,
Tel. (0 2755)29  90

Ger i ch t sbez i r k  Mank

Marktgemeinde BischofStetten
PLZ 3232, Tel (0 27 48)82 18
Gemeinde Hürm
PLZ 3383, Tel (0 27 54)82 39
Marktgemeinde Kilb
PLZ 3233, Tel (0 27 48) 321, 327
Gemeinde Kirnberg an der Mank
PLZ 3241, Tel (0 27 55) 82 17
Stadtgemeinde Mank
PLZ 3240, Tel (0 27 55) 22 82. 24 82
Marktgemeinde Ruprechtshofen
PLZ 3244, Tel (0 27 56)23 88
Marktgemeinde SL Leonhard am Forst
PLZ 3243, Tel. (0 27 56) 22 04
Gemeinde Texingtal
PLZ 3242, Tel (0 27 55) 72 28

Ger i ch t sbez i r k  Melk

Marktgemeinde Artstetten-Pöbing
PLZ 3661, Tel (0 7413)82  35
Marktgemeinde Dunkelsteinerwald
PLZ 3122, Tel (0 27 53)275

26



Adreß- und Telefonverzeichnis

Ger i ch t sbez i r k  M i s te l bach

Marktgemeinde Asparn an der Zaya
PLZ 2151, Tel. (0 25 77) 240
Marktgemeinde Gaweinstal
PLZ 2191, Tel. (0 25 74)22 21
Marktgemeinde Ladendorf
PLZ 2126, Tel. (0 25 75)22 50
Stadtgemeinde Mistelbach
PLZ 2130, Tel. (0 25 72) 25 15
Gemeinde  Nieder le is
PLZ 2116, Tel. (0 25 76) 305
Marktgemeinde Wilfersdorf
PLZ 2193, Tel. (0 25 73) 23 66

Ger i ch t sbez i r k  Poysdo r f

Gemeinde Alt l ichtenwarth
PLZ 2144, Tel. (0 25 33) 406
Marktgemeinde Bernhardsthal
PLZ 2275, Tel. (0 25 57) 200
Gemeinde Drasenhofen
PLZ 2165, Tel. (0 25 54) 200, 451
Marktgemeinde Falkenstein
PLZ 2162, Tel. (0 25 54)340
Marktgemeinde Großkrut
PLZ 21 43, Tel. (0 25 56) 200, 413
Marktgemeinde Hausbrunn
PLZ 2154, Tel. (0 25 33) 80 13 20
Marktgemeinde Herrnbaumgarten
PLZ 2171, Tel. (0 25 55) 22 00
Gemeinde Ottenthal
PLZ 2163, Tel. (0 25 54) 69 53
Stadtgemeinde Poysdorf
PLZ 2170, Tel. (0 25 52) 22 52, 22 00
Marktgemeinde Rabensburg
PLZ 2274, Tel. (0 25 35) 24 00
Gemeinde Schrattenberg
PLZ 2172, Tel. (0 25 55) 23 45

Ger i ch t sbez i r k  Wö lke rsdo r f

Marktgemeinde Bockfließ
PLZ 2213, Tel. (0 22 88) 266, 63 13
Gemeinde  Großebersdorf
PLZ 2203, Tel. (0 22 45) 27 14
Marktgemeinde Groß-Engersdorf
PLZ 2212, Tel. (0 22 45) 88 2 01
Gemeinde Hochlei then
PLZ 2123, Tel. (0 22 45) 89 1 66
Gemeinde Kreuttal
PLZ 2123, Tel. (0 22 45) 89 2 60
Marktgemeinde Kreuzstetten
PLZ 2124, Tel. (0 22 63) 84 72
Marktgemeinde Pi l l ichsdorf
PLZ 2211, Tel. (0 22 45)24 21
Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schlein-
bach
PLZ 2122, Tel. (0 22 45) 24 32
Stadtgemeinde Wölkersdorf im Wein-
viertel
PLZ 2120, Tel. (0 22 45) 24 01 - 0

Verwaltungsbezirk
Mödling
Gerichtsbezirk Mödling

BH Mödl ing
2340, Bahnhofplatz 1
Tel. (0 22 36) 88 5 11, 231 94, 83 295 - 83 2 97,
84171
Bezirkshauptmann: Eischer Heinz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k  Möd l i ng

Gemeinde Achau
PLZ 2481, Tel. (0 22 36) 71 5 83
Marktgemeinde Biedermannsdorf
PLZ 2362, Tel. (0 22 36) 71 1 31, 71 1 32,
Telefax (0 22 36) 71 1 31 - 85
Marktgemeinde Breitenfurt  bei Wien
PLZ 2384, Tel. (0 22 39) 23 42, 31 33, 29 50,
Telefax (0 22 39)23 42 -23
Marktgemeinde Brunn am Gebirge
PLZ 2345, Tel. (022 36) 31 601 -04 Serie,
Telefax (0 22 36) 31 6 01 - 39
Gemeinde  Gaaden
PLZ 2531, Tel. (0 22 37) 203, 81 30
Gemeinde  Gießhübl
PLZ 2372, Tel. (0 22 36) 26 4 64, 81 9 40
(Wirtschaftshof)
Marktgemeinde Gumpoldski rchen
PLZ 2352, Tel. (0 22 52) 62 1 01, 62 4 01,
62 9 40, Telefax (0 22 52) 62 1 01 - 33
Marktgemeinde Guntramsdorf
PLZ 23 53, Tel. (0 22 36) 53 5 01 - 03
Serie, Telefax (0 22 36) 53 5 01 - 32
Gemeinde Hennersdorf
PLZ 2332, Tel. (0 22 35) 81 2 30, 81 5 10,
Telefax (0 22 35) 81 51 05
Marktgemeinde Hinterbrühl
PLZ 2371, Tel. (0 22 36) 26 5 63, 26 2 49
Serie, Telefax (0 22 36) 26 2 49 - 20
Gemeinde  Kaltenleutgeben
PLZ 2391, Tel. (0 22 38) 213, 74 30,
Telefax (0 22 38) 518
Gemeinde Laab im Walde
PLZ 2381, Tel. (0 22 39) 22 06, 24 77,
Telefax (0 22 39) 24 77
Marktgemeinde Laxenburg
PLZ 2361, Tel. (0 22 36) 71 1 01,
Telefax 73 1 50
Marktgemeinde Maria Enzersdorf am
Gebirge
PLZ 2344, Tel. (022 36) 84 5 01 -07 Serie,
Telefax (0 22 36) 84 5 01 - 46
Stadtgemeinde Mödl ing
PLZ 2340, Tel. (0 22 36) 88 5 01 Serie,
23 3 73, 23 4 06, 86 3 43, 86 3 47,
Telefax (0 22 36) 81 6 32
Gemeinde  Münchendorf
PLZ 2482, Tel. (0 22 59) 22 13, 22 1 4
Marktgemeinde Perchtoldsdorf
PLZ 2380, Tel. (0222) 86 76 34 - 36,
86 76 01 - 05, 86 49 01 - 02,
Telefax (0222)86 76 34 - 60

Marktgemeinde Vösendorf
PLZ 2331, Tel. (0222) 69 15 79, 69 16 66,
69 16 67, 69 11 88,69 36 56,
Telefax (0222) 69 16 66 -12
Marktgemeinde Wiener Neudorf
PLZ 2351, Tel. (0 22 36) 62 5 01, 62 5 02,
62 5 03, 63 014 ,63  015,
Telefax (0 22 36) 62 5 01 - 36
Gemeinde  Wienerwald
PLZ 2392, Tel. (0 22 38) 330

Verwaltungsbezirk
Neunkirchen
Gerichtsbezirke Aspang, Gloggnitz,
Neunkirchen

BH Neunki rchen
2620, Peischinger Straße 17
Tel. (0 26 35) 25 21 - 360,
Telefax (0 26 35) 25 21 - 360
Bezirkshauptmann: Hallbauer Karl
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg.

Ge r i ch t sbez i r k  Aspang

Gemeinde Aspangberg-St.  Peter
PLZ 2870, Tel. (0 26 42) 23 52
Marktgemeinde Aspang-Markt
PLZ 2870, Tel. (0 26 42) 23 03, 26 60
Marktgemeinde Edl i tz
PLZ 2842, Tel. (0 26 44) 72 50
Gemeinde Feistritz am Wechsel
PLZ 2873, Tel. (0 26 41)21 63
Marktgemeinde Gr immenste in
PLZ 2840, Tel. (0 26 44) 72 03
Marktgemeinde Kirchberg am Wechsel
PLZ 2880, Tel. (0 26 41) 22 26
Marktgemeinde Mönichkirchen
PLZ 2872, Tel. (0 26 49) 225
Gemeinde  St  Corona am Wechsel
PLZ 2880, Tel. (0 26 41)22 84
Gemeinde  Thomasberg
PLZ 2842, Tel. (0 26 44) 72 50
Gemeinde  Zöbern
PLZ 2871, Tel. (0 26 42) 82 04

Ger i ch t sbez i r k  G loggn i t z

Gemeinde Altendorf
PLZ 2632, Tel. (0 26 62) 82 05, 83 83
Gemeinde Breitenstein
PLZ 2673, Tel. (0 26 64)413
Gemeinde Buchbach
PLZ 2630, Tel. (0 26 30) 78 4 84, (0 26 62)
23 52
Gemeinde  Enzenrei th
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 22 36
Stadtgemeinde Gloggnitz
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 24 01 - 0
Gemeinde  Grafenbach-St Valent in
PLZ 2632, Tel. (0 26 30) 72 16
Gemeinde  Otterthal
PLZ 2880, Tel. (0 26 41) 84 80
Gemeinde  Payerbach
PLZ 2650, Tel. (0 26 66) 24 23
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Marktgemeinde Grünau
PLZ 3202, Tel. (0 27 23) 82 42, 82 06
Marktgemeinde Hafnerbach
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 22 78
Gemeinde  Haunoldste in
PLZ 3384, Tel. (0 27 49) 22 54
Gemeinde  Karlstetten
PLZ 3121, Tel. (0 27 41)276
Gemeinde Kasten bei Böheimkirchen
PLZ 3072, Tel. (0 27 44)212
Marktgemeinde Kirchberg an der
P ie lach
PLZ 3204, Tel. (0 27 22) 73 09, 75 33

Gemeinde  Loich
PLZ 3211, Tel. (0 27 22) 82 25
Marktgemeinde Markersdorf-Haindorf
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 22 61
Marktgemeinde Michelbach
PLZ 3074, Tel. (0 27 44) 82 20
Gemeinde  Neid l ing
PLZ 3100, Tel. (0 27 41)286
Marktgemeinde Ober-Grafendorf
PLZ 3200, Tel. (0 27 47) 23 1 30
Marktgemeinde Prinzersdorf
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 22 23
Marktgemeinde Pyhra
PLZ 31 43, Tel. (0 27 45) 22 08
Marktgemeinde Rabenste in  an der
Pie lach
PLZ 3203, Tel. (0 27 23) 22 50, 23 50
St. Margarethen an der Siern ing
PLZ 3231, Tel. (0 27 47) 72 72
Gemeinde Schwarzenbach an der
Pie lach
PLZ 321 2, Tel. (0 27 24) 205
Gemeinde  Stössing
PLZ 3073, Tel. (0 27 44) 352
Gemeinde  Weinburg
PLZ 3200, Tel. (0 27 47) 26 16, 89 62
Stadtgemeinde Wi lhe lmsburg
PLZ 3150, Tel. (0 27 46) 23 1 50, 23 16

Verwaltungsbezirk
Scheibbs
Gerichtsbezirk Scheibbs

BH Scheibbs
3270, Rathausplatz 5 und Gürtel 27
Tel. (0 74 82) 21 01, 21 02, 21 03, 21 04
Telefax 21 01 25
Bezirkshauptmann: Panzenböck Berthold,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger i ch t sbez i r k  Sche ibbs

Marktgemeinde Gaming
PLZ 3292, Tel. (0 74 85) 307 - 0, 308 - 0
Marktgemeinde Göst l ing  an der Ybbs
PLZ 3345, Tel. (0 74 84) 22 04, 24 40
Marktgemeinde Gresten
PLZ 3264, Tel. (0 74 87) 23 10, 23 34
Gemeinde  Gresten-Land
PLZ 3264, Tel. (0 74 87) 28 00, 22 40

Verwaltungsbezirk
St. Pölten
Gerichtsbezirke Herzogenburg, Neuleng-
bach, St. Pölten
BH St Pölten
3100, Am Bischofteich
Tel. (0 27 42) 52 5 51
Telefax (0 27 42) 52 5 51 - 206
Bezirkshauptmann: Michalitsch Walter,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg, GrE, KmtK d.
päpstl. SO, gEM-RK, NÖ SKmtK

Ger i ch t sbez i r k  He rzogenbu rg

Stadtgemeinde Herzogenburg
PLZ 3130, Tel. (0 27 82) 33 1 50
Gemeinde  Inzersdorf-Getzersdorf
PLZ 3131,
Tel. (0 27 82) 31 66
(Inzersdorf)
Tel. (0 27 83) 27 50
(Getzersdorf)
Marktgemeinde Kapel ln
PLZ 3141, Tel. (0 27 84) 22 66
Marktgemeinde Nußdorf  ob der Traisen
PLZ 3133, Tel. (0 27 83) 84 02
Gemeinde Obri tzberg-Rust
PLZ 3123, Tel. (0 27 86) 22 92
Gemeinde Statzendorf
PLZ 3124, Tel. (0 27 86) 22 47
Stadtgemeinde Traismauer
PLZ 3133, Tel. (0 27 83) 86 5 10
Gemeinde Weißenkirchen  an der Per-
schl ing
PLZ 3142, Tel. (0 27 84) 23 56
Marktgemeinde Wölb l ing
PLZ 3124, Tel. (0 27 86) 23 09

Ger i ch t sbez i r k  Neu lengbach

Marktgemeinde Al t lengbach
PLZ 3033, Tel. (0 27 74) 22 69
Gemeinde Asperhofen
PLZ 3041, Tel. (0 27 72) 82 95
Gemeinde Brand-Laaben
PLZ 3053, Tel. (0 27 74) 83 38
Marktgemeinde Eichgraben
PLZ 3032, Tel. (0 27 73) 62 31, 62 32
Gemeinde  Kirchstetten
PLZ 3062, Tel. (0 27 43) 82 06
Marktgemeinde Maria-Anzbach
PLZ 3034, Tel. (0 27 72) 24 81, 38 70
Marktgemeinde Neulengbach
PLZ 3040, Tel. (0 27 72) 21 05
Gemeinde  Neusti f t- Innermanzing
PLZ 3052, Tel. (0 27 74) 22 98

Ger i ch t sbez i r k  St.  Pö l t en

Marktgemeinde Böheimki rchen
PLZ 3071 , Tel. (0 27 43) 23 1 80
Marktgemeinde Frankenfels
PLZ 2313, Tel. (0 27 25) 245, 252
Gemeinde Gerersdorf
PLZ 3385, Tel. (0 27 49) 26 21

Gemeinde Pr iggl i tz
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 35 70, 35 75
Gemeinde Raach am Hochgebirge
PLZ 2640, Tel. (0 26 62) 39 01, 28 55 01
Marktgemeinde Reichenau an der Rax
PLZ 2651, Tel. (0 26 66) 22 06, 36 01
Marktgemeinde Schottwien
PLZ 2641, Tel. (0 26 63) 213
Marktgemeinde Schwarzau im Gebirge
PLZ 2662, Tel. (0 26 67) 238
Gemeinde Semmer ing
PLZ 2680, Tel. (0 26 64) 326, 327
Gemeinde Trattenbach
PLZ 2881, Tel. (0 26 41)82 20
Gemeinde Vöstenhof
PLZ 2630, Tel. (0 26 30) 63 32, 63 35
Marktgemeinde Wimpassing im
Schwarzatale
PLZ 2632, Tel. (0 26 30) 38 3 70,
371 97

Ger i ch t sbez i r k  Neunk i r chen

Gemeinde Breitenau
PLZ 2624, Tel. (0 26 35) 32 54
Marktgemeinde Grünbach am Schnee-
berg
PLZ 2733, Tel. (0 26 37) 22 00
Gemeinde Höf le in  an der
Hohen Wand
PLZ 2732, Tel. (026 20) 23 67
Gemeinde Natschbach-Loipersbach
PLZ 2620, Tel. (0 26 35) 28 83
Stadtgemeinde Neunkirchen
PLZ 2620, Tel. (0 26 35) 25 31 - 0
Marktgemeinde Pitten
PLZ 2823, Tel. (0 26 27) 22 12
Marktgemeinde Puchberg am Schnee-
berg
PLZ 2734, Tel. (0 26 36) 22 0 10
Gemeinde St. Egyden am Steinfeld
PLZ 2731, Tel. (0 26 38) 74 03
Marktgemeinde Scheibl ingkirchen-
Thernberg
PLZ 2831, Tel. (0 26 29) 22 39
Gemeinde Schrattenbach
PLZ 2733, Tel. (0 26 37) 27 27, 22 80
Gemeinde Schwarzau am Steinfelde
PLZ 2625, Tel. (0 26 27) 23 46
Gemeinde Seebenstein
PLZ 2824, Tel. (0 26 27) 72 04
Stadtgemeinde Ternitz
PLZ 2630, Tel. (0 26 30) 38 50 50 - 0,
38 50 60 ■ 0, 38 50 70 - 0
Gemeinde Warth
PLZ 2831 , Tel. (0 26 29) 22 45
Gemeinde Wartmannstetten
PLZ 2620, Tel. (0 26 35) 51 24
Gemeinde Wi l lendorf
PLZ 2732, Tel. (0 26 20) 22 61
Gemeinde Würflach
PLZ 2732, Tel. (0 26 20) 24 10
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Marktgemeinde Lunz am See
PLZ 3293, Tel. (0 74 86) 310
Marktgemeinde Oberndorf an der Melk
PLZ 3281, Tel. (0 74 83) 258, 358
Gemeinde  Puchenstuben
PLZ 321 4, Tel. (0 27 26) 238
Marktgemeinde Purgstall  an der Erlauf
PLZ 3251, Tel. (0 74 89) 2711
Marktgemeinde Randegg
PLZ 3263, Tel. (0 74 87) 62 00
Gemeinde Reinsberg
PLZ 3264, Tel. (0 74 87) 23 51
Gemeinde St. Anton an der Jeßni tz
PLZ 3283, Tel. (0 74 82) 82 40
Gemeinde St  Georgen an der Leys
PLZ 3282, Tel. (0 74 82) 62 35
Stadtgemeinde Scheibbs
PLZ 3270, Tel. (0 74 82) 25 11, 25 12, 25 13
Marktgemeinde Steinakirchen am Forst
PLZ 3261, TeL (0 74 88) 325, 444
Marktgemeinde Wang
PLZ 3262, Tel. (0 74 88) 51 7
Stadtgemeinde Wieselburg
PLZ 3250, TeL (0 74 16) 23 19
Gemeinde Wieselburg-Land
PLZ 3250, Tel. (0 74 16) 22 69, 28 61
Gemeinde Wolfpassing
PLZ 3261, Tel. (0 74 88) 200

Verwaltungsbezirk Tulln
Gerichtsbezirke Kirchberg am Wagram, Tulln

BH Tulln
3430, Hauptplatz 33
TeL (0 22 72) 25 11
Bezirkshauptmann: Partik Peter,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger i ch t sbez i r k  K i r chbe rg  am
Wagram

Marktgemeinde Absdorf
PLZ 3462, Tel. (0 22 78) 22 03
Marktgemeinde Fels am Wagram
PLZ 3481, TeL (0 27 38) 23 81, 23 83
Marktgemeinde Grafenwörth
PLZ 3484, Tel. (0 27 38) 22 12, 21 63
Gemeinde  Großr iedenthal
PLZ 3471 , Tel. (0 22 79) 72 46
Marktgemeinde Großweikersdorf
PLZ 3701, Tel. (0 29 55) 204
Marktgemeinde Kirchberg am Wagram
PLZ 3470, TeL (0 22 79) 23 32
Marktgemeinde Königsbrunn am Wagram
PLZ 3465, Tel. (0 22 78) 23 38

Ger i ch t sbez i r k  Tu l l n

Marktgemeinde Atzenbrugg
PLZ 3452, TeL (0 22 75) 234
Marktgemeinde Judenau-Baumgarten
PLZ 3441, Tel. (0 22 74)72 16
Marktgemeinde Königstetten
PLZ 3433, Tel. (0 22 73) 22 23, 43 07

Marktgemeinde Langenrohr
PLZ 3442, TeL (0 22 72) 72 00
Marktgemeinde Michelhausen
PLZ 3451, TeL (0 22 75) 241
Marktgemeinde St. Andrä-Wördern
PLZ 3423, Tel. (0 22 42) 22 23
Marktgemeinde Sieghartskirchen
PLZ 3443, TeL (0 22 74) 218
Gemeinde  Sitzenberg-Reidl ing
PLZ 3454, Tel. (0 22 76) 241, 555
Gemeinde  Tulb ing
PLZ 3434, Tel. (0 22 73) 22 49
Stadtgemeinde Tul ln
PLZ 3430, Tel. (0 22 72) 42 85

Gemeinde  Würmla
PLZ 3042, Tel. (0 22 75) 82 00
Gemeinde  Zeiselmauer
PLZ 3424, Tel. (0 22 42) 74 02
Marktgemeinde Zwentendorf an der
Donau
PLZ 3435, Tel. (0 22 77) 22 09, 23 01

Verwaltungsbezirk
Waidhofen an der Thaya
Gerichtsbezirke Raabs an der Thaya,
Waidhofen an der Thaya

BH Waidhofen an der Thaya
3830, Aignerstraße 1
Tel. (0 28 42) 25 01 - 25 05
Bezirkshauptmann: Steininger Franz,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger i ch t sbez i r k  Raabs  an der
Thaya

Marktgemeinde Dietmanns
PLZ 3813, Tel. (0 28 47) 464
Stadtgemeinde Groß-Siegharts
PLZ 381 2, Tel. (0 28 47) 371 , 372
Marktgemeinde Karlstein an der Thaya
PLZ 3822, Tel. (0 28 44) 279
Marktgemeinde Ludweis-Aigen
PLZ 3762, Tel. (0 28 47) 80 2 84
Stadtgemeinde Raabs an der Thaya
PLZ 3820, Tel. (0 28 46) 365, 366

Ger i ch t sbez i r k  Wa idho fen  an
der Thaya

Marktgemeinde Dobersberg
PLZ 3843, Tel. (0 28 43) 23 32
Marktgemeinde Gastern
PLZ 3852, Tel. (0 28 64) 23 38
Marktgemeinde Kautzen
PLZ 3851, Tel. (0 28 64) 22 41
Gemeinde Pfaffenschlag bei Waidhofen
an der Thaya
PLZ 3834, TeL (0 28 48) 222
Marktgemeinde Thaya
PLZ 3842, Tel. (0 28 42) 26 63
Marktgemeinde Vitis
PLZ 3902, Tel. (0 28 41) 214

Stadtgemeinde Waidhofen an der Thaya
PLZ 3830, Tel. (0 28 42) 23 31, 23 32
Gemeinde Waidhofen an der Thaya-Land
PLZ 3830, Tel. (0 28 42) 23 37
Marktgemeinde Waldkirchen an der
Thaya
PLZ 3844, TeL (0 28 43) 22 82
Marktgemeinde Windigste ig
PLZ 3841 , Tel. (0 28 49) 23 03

2

Verwaltungsbezirk
Wiener Neustadt
Gerichtsbezirke Kirchschlag in der
Buckligen Welt, Wiener Neustadt

BH Wiener Neustadt
2700, Neuklosterplatz 1
TeL (0 26 22) 22 5 11
Bezirkshauptmann: Marady Herbert,
Mag. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger i ch t sbez i r k  K i r chsch lag  in
der Buck l i gen  We l t

Gemeinde  Bad Schönau
PLZ 2853, Tel. (0 26 46) 23 89
Gemeinde  Hochneukirchen-Gschaidt
PLZ 2852, Tel. (0 26 48) 206
Gemeinde  Hol lenthon
PLZ 2812, TeL (0 26 45) 72 00
Marktgemeinde Kirchschlag in der
Buck l i gen  Welt
PLZ 2860, Tel. (0 26 46 )2213
Marktgemeinde Krumbach
PLZ 2851, Tel. (0 26 47) 22 38
Gemeinde  Lichtenegg
PLZ 2813, TeL (0 26 43) 22 09

Ger i ch t sbez i r k  W iene r  Neus tad t

Mark tgemeinde  Bad F i schau -B runn
PLZ 2721, TeL (0 26 39) 22 13
Marktgemeinde Bromberg
PLZ 2833, TeL (0 26 29) 82 22
Stadtgemeinde Ebenfurth
PLZ 2490, TeL (0 26 24) 22 50, 31 55
Gemeinde  Eggendorf
PLZ 2492, Tel. (0 26 22) 73 2 34
Gemeinde  Erlach
PLZ 2822, Tel. (0 26 27) 82 14
Marktgemeinde Fel ixdorf
PLZ 2603, Tel. (0 26 28) 37 11, 25 90
Marktgemeinde  Gutenstein
PLZ 2770, Tel. (0 26 34) 220
Gemeinde  Hochwolkersdorf
PLZ 2802, TeL (0 26 45) 82 22
Gemeinde  Hohe Wand
PLZ 2724, TeL (0 26 38) 83 48
Gemeinde  Katzelsdorf
PLZ 2801, Tel. (0 26 22) 78 2 00
Marktgemeinde Lanzenkirchen
PLZ 2821 , Tel. (0 26 27) 54 32
Gemeinde  Lichtenwörth
PLZ 2493, TeL (0 26 22) 75 2 27
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Marktgemeinde Schwarzenau
PLZ 3900, Tel. (0 28 49) 22 47

Ger i ch t sbez i r k
Groß -Gerungs

Marktgemeinde A l tmelon
PLZ 3925, Tel. (0 28 13) 292
Marktgemeinde Arbesbach
PLZ 3925, Tel. (0 28 13) 213
Stadtgemeinde Groß-Gerungs
PLZ 3920, Tel. (0 28 12) 353
Marktgemeinde Langschlag
PLZ 3921, Tel. (0 28 14) 218
Marktgemeinde Rappottenstein
PLZ 3911, Tel. (0 28 28) 240

Ger i ch t sbez i r k  O t t ensch lag

Gemeinde  Bärnkopf
PLZ 3665, Tel. (0 28 74) 82 12
Marktgemeinde Grafenschlag
PLZ 391 2, Tel. (0 28 75)325
Marktgemeinde Gutenbrunn
PLZ 3665, Tel. (0 28 74) 242
Marktgemeinde Kirchschlag
PLZ 3631, Tel. (0 28 72) 226
Marktgemeinde Kottes-Purk
PLZ 3623, Tel. (0 28 73) 228
Marktgemeinde Mart insberg
PLZ 3664, Tel. (0 28 74) 278
Marktgemeinde Ottenschlag
PLZ 3631 , Tel. (0 28 72) 330
Marktgemeinde Sal l ingberg
PLZ 3525, Tel. (0 28 77) 344, 273
Marktgemeinde Schönbach
PLZ 3633, Tel. (0 28 27) 246, 288
Marktgemeinde Traunstein
PLZ 3632, Tel. (0 28 78) 217, 247

Ger i ch t sbez i r k  Zwe t t l

Marktgemeinde Großgöttfritz
PLZ 3913, Tel. (0 28 75) 362
Marktgemeinde Schweiggers
PLZ 3931, Tel. (0 28 29) 234
Marktgemeinde Waldhausen
PLZ 391 4, Tel. (0 28 77) 71 55
Stadtgemeinde Zwettl-Niederösterreich
PLZ 3910, Tel. (0 28 22) 24 1 4 - 24 16

Ger i ch t sbez i r k  Pu rke rsdo r f

Marktgemeinde Gabl i tz
PLZ 3003, Tel. (0 22 31) 34 6 60
Marktgemeinde Mauerbach
PLZ 3001 , Tel. (0222) 97 16 77
Marktgemeinde Pressbaum
PLZ 3021 , Tel. (0 22 33) 22 32
Stadtgemeinde Purkersdorf
PLZ 3002, Tel. (0 22 31) 36 01, 36 02
Marktgemeinde Tul lnerbach
PLZ 3013, Tel. (0 22 33) 22 88, 26 07
Gemeinde Wolfsgraben
PLZ 301 2, Tel. (0 22 33)72 12
Ger i ch t sbez i r k  Schwecha t

Gemeinde Ebergassing
PLZ 2435, Tel. (0 22 34) 22 86
Stadtgemeinde Fischamend
PLZ 2401, Tel. (0 22 32) 323, 359
Gemeinde Gramatneusiedl
PLZ 2440, Tel. (0 22 34) 22 05, 22 12
Marktgemeinde Himberg
PLZ 2325, Tel. (0 22 35) 89 2 13, 89 3 12
Gemeinde Klein-Neusiedl
PLZ 2431, Tel. (0 22 30) 82 44
Gemeinde Lanzendorf
PLZ 2326, Tel. (0 22 35) 23 11
Gemeinde Leopoldsdorf
PLZ 2326, Tel. (0 22 35) 24 36
Gemeinde Maria-Lanzendorf
PLZ 2326, Tel. (0 22 35) 22 04
Gemeinde Moosbrunn
PLZ 2440, Tel. (0 22 34) 33 27
Gemeinde Rauchenwarth
PLZ 2320, Tel. (0 22 30) 23 57
Marktgemeinde Schwadorf
PLZ 2432, Tel. (0 22 30) 22 40
Stadtgemeinde Schwechat
PLZ 2320, Tel. (0222) 77 76 71
Gemeinde Zwölfaxing
PLZ 2324, Tel. (0222) 77 73 42

Verwaltungsbezirk Zwettl
Gerichtsbezirke Allentsteig, Groß-Gerungs,
Ottenschlag, Zwettl

BH Zwettl
3910, Am Statzenberg 1
Tel. (0 28 22) 24 61 - 67, 30 24
Bezirkshauptmann: Gärber Friedrich,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg

Ger i ch t sbez i r k  A l l en t s te i g

Stadtgemeinde Al lentsteig
PLZ 3804, Tel. (0 28 24) 23 10
Marktgemeinde Echsenbach
PLZ 3903, Tel. (0 28 49) 82 18
Marktgemeinde Göpfritz an der Wild
PLZ 3800, Tel. (0 28 25) 310
Marktgemeinde Pölla
PLZ 3593, Tel. (0 29 88) 220

Marktgemeinde Markt Piest ing
PLZ 2753, Tel. (0 26 33) 22 41, 25 36
Gemeinde Matzendorf-Hölles
PLZ 2751, Tel. (0 26 28) 29 07
Gemeinde Miesenbach
PLZ 2761, Tel. (0 26 32) 82 35
Gemeinde Müggendorf
PLZ 2763, Tel. (0 26 32) 25 02, 29 90
Marktgemeinde Pernitz
PLZ 2763, Tel. (0 26 32) 22 19, 22 20
Gemeinde Rohr im Gebirge
PLZ 2663, Tel. (0 26 67) 82 01
Marktgemeinde Schwarzenbach
PLZ 2803, Tel. (0 26 45) 52 01
Marktgemeinde Sol lenau
PLZ 2601, Tel. (0 26 28) 72 85, 74 85
Marktgemeinde Theresienfeld
PLZ 2604, Tel. (0 26 22) 71 2 10
Gemeinde Waidmannsfeld
PLZ 2763, Tel. (0 26 32) 22 31
Marktgemeinde Waldegg
PLZ 2754, Tel. (0 26 33) 22 85, 28 89
Gemeinde Walpersbach
PLZ 2822, Tel. (0 26 27) 83 44
Gemeinde Weikersdorf am Steinfelde
PLZ 2722, Tel. (0 26 38) 22 26
Marktgemeinde Wiesmath
PLZ 2811, Tel. (0 26 45) 22 31
Marktgemeinde Winzendorf-Muthmanns-
dorf
PLZ 2722, Tel. (0 26 38) 22 12, 23 34
Marktgemeinde Wöllersdorf-Steinabrückl
PLZ 2752, Tel. (0 26 33) 23 20
Marktgemeinde Zi l l ingdorf
PLZ 2492, Tel. (0 26 22) 73 2 90

Verwaltungsbezirk
Wien-Umgebung
Ger i ch t sbez i r ke  K los te rneubu rg ,
Pu rke rsdo r f ,  Schwecha t

BH Wien-Umgebung
1091, Alserbachstraße 41
Tel. (0222) 34 46 00 -04, 34 33 92, 34 41 12
Bezirkshauptmann: Hamböck Albert,
Dr. jur, W. HR d. NÖ LRg
Außenstelle Klosterneuburg
PLZ 3400, Rathausplatz 26,
Tel. (0 22 43) 23 62, 26 29
Außenstelle Purkersdorf
PLZ 3002, Hauptplatz 4,
Tel. (0 22 31)21 01, 21 02
Außenstelle Schwechat
PLZ 2320, Hauptplatz 4,
Tel. (0222) TT 62 71, 77 61 77

Ger i ch t sbez i r k  K los te rneubu rg

Gemeinde Gerasdorf bei Wien
PLZ 2201, Tel. (0 22 46) 22 72
Stadtgemeinde Klosterneuburg
PLZ 3400, Tel. (0 22 43) 67 95
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Städte mit eigenem Statut

Krems an der Donau
Gerichtsbezirk, Finanzamt, Vermessungs-
bezirk

Gemeinderat  und Magistrat
Rathaus, Obere Landstraße 4, 3500 Krems
Tel. (0 27 32) 801
Bürgermeister: Grabner Erich, Ing.
Magistratsdirektor: Poyßl Bernd,
Dr. iur, OSenR

St. Pölten
Gerichtsbezirk, Finanzamt, Vermessungs-
bezirk

Gemeinderat  und Magistrat
Rathausplatz 1, 3100 St. Pölten,
Tel. (0 27 42) 52 5 31 Serie bis 39
Bürgermeister: Gruber Wilhelm
Magistratsdirektor: Karner Karl,
Dr. iur, OSenR

Waidhofen an der Ybbs
GerichtsbezirkWaidhofen an der Ybbs,
F inanzamt  und Vermessungsbezi rk
Amstet ten

Gemeinderat  und Magistrat
Oberer Stadtplatz 28, 3340 Waidhofen
an der Ybbs,
Tel. (0 7442) 25 11 ,2512 ,  2513
Bürgermeister: Vetter Erich
Magistratsdirektor: Höblinger Franz,
Dr. iur, OMagR

Wiener Neustadt
Gerichtsbezirk, Finanzamt, Vermessungs-
bezirk

Gemeinderat  und Magistrat
Hauptplatz 1 - 3, 2700 Wiener Neustadt,
Tel. (0 26 22) 23 5 31 - 0
Bürgermeister: Kraupa Gustav
Magistratsdirektor: Wagner Hans
Dr. iur, OSenR, Hofrat

Amt der NÖ Landesregierung

Weitere Adressen siehe “Geschäfts-
einteilung des Amtes der NÖ Landes-
regierung”, S. 13 ff., und “Beratung,
Informationshinweise”, S. 185.

Beratungsstelle
1010 Wien, Herrengasse 13,
Tel. (0222) 531 10/25 25, 25 26
(außerhalb der Amtsstunden Tonband-
dienst)

Weitere Adressen (Auswahl)

2410, Tel. (0 21 65) 21 41 Serie
Ho l labrunn
2020, Tel. (0 29 52) 22 7 50
Horn
3580, Tel. (0 29 82) 26 61
Klosterneuburg
3400, Tel. (0 22 43) 29 70, 29 71 , 71 39,
71 98, 72 09
Korneuburg
2100, Tel. (0 22 62) 25 81,25 82
Krems an der Donau
3500, Tel. (0 27 32) 804
Li l ienfeld
3180, Tel. (0 27 62) 23 01

Allgemein-öffentliche
Krankenhäuser
Allentsteig
3804, Tel. (0 28 24) 22 35
Amstetten
3300, Tel. (0 74 72) 21 21 Serie
Baden
2500, Tel. (0 22 52) 89 5 00
Eggenburg
3730, Tel. (0 29 84) 35 36 - 35 38
Gmünd
3952, Tel. (0 28 52) 38 41, 25 25
Hainburg

Agrarbezirksbehörde
1037 Wien, Lothringerstraße 14,
Tel. (0222) 72 46 11 DW
Telefax: (0222) 72 46 11 - 200
Amtsvorstand: Wirkl. Hofrat
Dr. Dietmar Annacker, DW 215
Kanzlei: DW 222, Vermittlung: DW 11
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Korneuburg
2100, Stockerauer Straße 80,
Tel. (0 22 62) 25 91
Lunz am See
3293, Dr.-C.-Kupelwieser-Promenade 5,
Tel. (0 74 86) 331
Matzen
2243, Hauptstraße 80,
Tel. (0 22 89) 22 29
Pottenstein
2563, Gutensteinstraße 65,
Tel. (0 26 72) 24 23
Puchberg am Schneeberg
2734, Ehrbarweg 2,
Tel. (0 26 36) 22 13
Schauboden/Er lauf
3251, Nr. 26,
Tel. (0 74 89) 22 46
Schwedenstift (Säuglings- und Klein-
kinderheim)
2380 Perchtoldsdorf, Leonhardiberggasse
10 -12 ,  Tel. (0222) 86 01 27, 86 31 40
Waidhofen an der Ybbs
3340, Reichenauerhof, Weyrerstraße 81,
Tel. (0 7442) 55 5 11,55 512,
Telefax (0 74 42) 55 5 11 -10

NÖ Landesreisebüro
1014 Wien, Heidenschuß 2,
Tel. (0222) 533 47 73, 533 31 1 4,
Telex 11 52 20, Telefax 535 03 19

NÖ Landesschulrat
1013 Wien, Wipplingerstraße 28,
Tel. (0222) 53 414,
Telefax 53414/275

NÖ Pensionistenheime

Gewerblicher Berufsschul-
rat für NÖ
1014 Wien, Landskrongasse 5,
Tel. (0222) 63 76 75, 76, 77 DW
Telefax: (0222) 63 76 75 - 45
Amtsleiter: Wirk!. Hofrat
Mag. Paul Schenk, DW 31
Kanzlei: DW 22

Heilpädagogischer Kinder-
garten des Landes NÖ
2380 Perchtoldsdorf, Leonhardiberg-
gasse 16,
Tel (0222) 86 08 552

NÖ Landesfeuerwehr-
kommando
1014 Wien, Bankgasse 2,
Tel. (0222)531 10/31 70,
Telefax 531 10/35 50

Landesstelle für
Brandverhütung für NÖ
1050 Wien, Siebenbrunnengasse 21
Tel. (0222) 54 29 61,54 29 62
Telefax: (0222)55 44 02

NÖ Landes-Feuerwehr-
schule Tulln
3430 Tulln, Nußallee 14,
Tel. (0 22 72) 28 88, 28 86, 28 80, 28 89
Telefax 28 86/125

NÖ Landeshauptstadt
Planungsgesellschaft m. b. H.
3100 St. Pölten, Kremser Landstraße 5,
Tel. (0 27 42)61 6 01, 61 6 41
Telefax 61 60/117

NÖ Landesjugendheime
Allentsteig
3804, Ottensteiner Straße 36,
Tel. (0 28 24) 23 08
Hinterbrühl
2371, Urlaubskreuzstraße 15,
Tel. (0 22 36) 88 5 21 - 23
Telefax: (0 22 36) 88 5 21 - 100
Heilpädagogische Station,
Fürstenweg 8,
Tel. (0 22 36) 22 6 73
Hochwolkersdorf
2802, Nr. 11,
Tel. (0 26 45) 82 05
Hol labrunn
2020, Elsa- Brandström-Straße 1,
Tel. (0 29 52) 21 16

Melk
3390, Tel. (0 27 52) 21 21, 21 22
Mistelbach
2130, Tel. (0 25 72)33 41
Neunkirchen
2620, Tel. (0 26 35) 20 25, 20 26, 25 71,
25 72
St Pölten
3100, Tel. (0 27 42) 62 5 21 , 64 5 41
Scheibbs
3270, Tel. (0 74 82) 25 5 50
Stockerau
2000, Tel. (0 22 66) 27 35, 25 41
Waidhofen/Thaya
3830, Tel. (0 28 42) 23 05 - 0
Waidhofen/Ybbs
3340, Tel. (0 74 42) 25 25 - 0
Wiener Neustadt
2700, Tel. (0 26 22) 23 5 21 -0,23 6 24-0
Zwettl
3910, Tel. (0 28 22) 22 45 - 22 49
A. ö. NÖ Landeskrankenhaus Mödling
2340, Tel. (0 22 36) 88 5 26
A. ö. NÖ Landeskrankenhaus  Tulln
3430, Tel. (0 22 72) 25 77 - 0
NÖ Landesnervenkl in ik Ost Kloster-
neu burg-Gugging
3400, Tel. (0 22 43) 83 3 12, 83 3 47
NÖ Landesnervenkl in ik West Mauer
bei Amstetten
3362, Tel. (0 74 75) 32 33
Öffentl iche NÖ Krankenanstalt  und
Heilstätte Gr immenste in
2840, Tel. (0 26 44) 82 31, 82 34

Bauhöfe
Bauhof Absdorf
3462 Absdorf, Kremser Straße 87,
Tel. (0 22 78) 22 83
Bauhof S immer ing
1110 Wien, Ewaldgasse 5,
Tel. (0222) 76 23 80
Flußbauhof  Plosdorf
3071 Böheimkirchen, Plosdorf 20,
Tel. (0 27 43) 23 07

NÖ Gebietsbauämter
NÖ GBA I - Korneuburg
2100, Bankmannring 19,
Tel. (0 22 62) 56 69
NÖ GBA II - Wiener Neustadt
2700 Wiener Neustadt, Grazer Straße 52,
Tel. (0 26 22) 27 8 56, 27 8 57
NÖ GBA III - St Pölten
3100 St. Pölten, Am Bischofsteich 1,
Tel. (0 27 42) 25 51
NÖ GBA III - Außenstelle Amstetten
3300 Amstetten, Preinsbacherstraße 13,
Tel. (0 74 72) 55 75, 55 76
NÖ GBA IV - Krems/Donau
3500 Krems/Donau, Dreifaltigkeitsplatz 4,
Tel. (0 27 32) 82 4 58

Bez i r k  Ams te t t en

Amstetten
NÖ Landes-Pensionistenheim Amstetten
3300, Stefan-Fadinger-Straße 32,
Tel. (0 74 72) 21 03
St Peter/Au
NÖ Landes-Pensionistenheim St. Peter/Au
3352, Steyrer Straße 1,
Tel. (0 74 77) 21 02
Wallsee
NÖ Landes-Pensionistenheim Wallsee
3313, Bergern 4,
Tel. (0 7433) 22 41

Bez i r k  Baden

Baden
NÖ Landes-Pensionistenheim Baden
2500, Wiener Straße 70,
Tel. (0 22 52) 84 8 01
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Bad Vöslau
NÖ Landes-Pensionistenheim Bad
Vöslau - “Jakobushe im”
2540, Sooßer Straße 25,
Tel. (0 22 52) 78 3 92

Bez i r k  B ruck /Le i t ha

Hainburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Hainburg - “Ulrichsheim”
2410, Landstraße 20,
Tel. (0 21 65) 21 00

Bez i r k  Gänse rndo r f

Gänserndorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Gänserndorf - “Barbaraheim”
2230, Wiesengasse 17,
Tel. (0 22 82) 25 95, 26 11
Zistersdorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Zistersdorf - “Elisabethheim”
2225, Umfahrungsstraße 14 -20 ,
Tel. (0 25 32) 205

Bez i r k  Gmünd

Schrems
NÖ Landes-Pensionistenheim Schrems
3943, Berggasse 5,
Tel. (0 28 53) 225
Weitra
NÖ Landes-Pensionistenheim Weitra
3970, Zwettler Straße 1,
Tel. (0 28 56) 22 75

Bez i r k  Ho l l ab runn

Hollabrunn
NÖ Landes-Pensionistenheim Hollabrunn
2020, Rapfstraße 12,
Tel. (0 29 52) 23 75
Retz
NÖ Landes-Pensionistenheim Retz
2070, Rudolf-Resch-Gasse 6,
Tel. (0 29 42) 22 48

Bez i r k  Horn

Horn
“Stephansheim” der Stiftung
Bürgerspital zu Horn
3580, Stephansberg 12,
Tel. (0 29 82) 26 47

Bez i r k  Ko rneubu rg

Korneuburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Korneuburg - “Augustinerheim”
2100, Im Augustinergarten 1,
Tel. (0 22 62) 29 15

Stockerau
NÖ Landes-Pensionistenheim
Stockerau - “Kolomansheim”
2000, Roter Hof 5,
Tel. (0 22 66) 39 45

Bez i r k  K rems

Krems
Dr. Thorwesten-Seniorenwohnheim
3500, Alauntalstraße 80,
Tel. (0 27 32) 86 5 96
Altenwohnheim Hohensteinstraße
3500, Hohensteinstraße 71,
Tel. (0 27 32) 86 5 96
Krems-Brunnkirchen
Alten- und Pflegeheim Brunnkirchen
3511, Krems- Brunnkirchen 5,
Tel. (0 27 39) 22 47
Mautern
NÖ Landes-Pensionistenheim
Mautern - “Severinheim”
3512, Schubertstraße 84,
Tel. (0 27 32) 82 9 02

Bez i r k  L i l i en fe l d

Hainfeld
NÖ Landes-Pensionistenheim Hainfeld
3170, Bräuhausgasse 13a
Tel. (0 27 64) 75 53, 75 54

Türnitz
NÖ Landes-Pensionistenheim Türnitz
3184, Markt 66,
Tel. (0 27 69) 290

Bez i r k  Melk

Mank
NÖ Landes-Pensionistenheim
Mank - “Marienheim”
3240, Bahnhofstraße 7,
Tel. (0 27 55) 22 87
Ybbs/Donau
NÖ Landes-Pensionistenheim
Ybbs/ Donau - “Nibelungenheim”
3370, Klosterhofstraße 9,
Tel. (0 7412) 24 40

Bez i r k  M i s te l bach

Laa/Thaya
NÖ Landes-Pensionistenheim
Laa/Thaya - "Vitusheim”
2136, St.-Vitus- Weg 58,
Tel. (0 25 22) 228
Mistelbach
NÖ Landes-Pensionistenheim Mistel-
bach - “Franziskusheim”
2130, Liechtensteinstraße 71,
Tel. (0 25 72) 26 20
Wölkersdorf
NÖ Landes-Pensionistenheim Wölkers-
dorf - “Margarethaheim”
21 20, Johann-Degen-Gasse 21,
Tel. (0 22 45) 23 22
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Bez i r k  Möd l i ng

Mödling
NÖ Landes-PensionistenheimMödling
2340, Ferdinand-Buchberger-Gasse 4,
Tel. (0 22 36) 24 3 34
Perchtoldsdorf
NÖ Landes-Pensionistenheim
Perchtoldsdorf - “Beatrixheim”
2380, Elisabethstraße 30,
Tel. (0222) 86 83 61 - 62

Bez i r k  Neunk i r chen

Gloggnitz
NÖ Landes-Pensionistenheim
Gloggnitz
2640, Wiener Straße 32 -34,
Tel. (0 26 62) 23 03
Neunkirchen
Außenstelle des Pensionistenheimes
Gloggnitz
2620, Peischingerstraße 19,
Tel. (0 26 35) 20 25 - 498
Scheiblingkirchen
NÖ Landes-Pensionistenheim
Scheiblingkirchen
2831, Scheiblingkirchen 99, ,
Tel. (0 26 29) 23 81

Bez i r k  St. Pö l t en

Herzogenburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Herzogenburg - “Martinsheim”
3130, Schillering 7,
Tel. (0 27 82) 33 60, 33 61
St. Pölten
NÖ Landes-Pensionistenheim St. Pölten
3100, Trautsonstraße 1,
Tel. (0 27 42) 67 3 83
Seniorenwohnheim Stadtwald
3100, Goethestraße 23a,
Tel. (0 27 42) 63 1 82

Bez i r k  Sche ibbs

Scheibbs-Neustift
NÖ Landes-Pensionistenheim Scheibbs
3272, Gaminger Straße 51,
Tel. (0 74 82) 23 25

Bez i r k  Tu l l n

Tulln
NÖ Landes-Pensionistenheim
Tulln - “Leopoldsheim”
3430, Bahnhofstraße 46,
Tel. (0 22 72) 23 48
NÖ Landes-Pensionistenheim
Tulln - "Theresiaheim”
3430, Siegmundgasse 13,
Tel. (0 22 72) 23 34
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NÖ Pflegeheime
NÖ Landes-Pf legehe im  Melk /Donau
3390 Melk, Dorfnerstraße 34 - 36,
Tel. (0 27 52) 26 80
NÖ Landes-Pf legehe im  M is te lbach
2130 Mistelbach,
Liechtensteinstraße 69,
Tel. (0 25 72) 24 02
Telefax (0 25 72) 24 02 - 40
NÖ Landes-Pf legeheim Tu l ln
3430 Tulln, Frauenhofner Straße 54,
Tel. (0 22 72) 47 35 - 37
NÖ Landes-Pflegeheim WaidhoferyThaya
3830 Waidhofen/Thaya, Moritz-Schadek-
Gasse 32,
Tel. (0 28 42) 24 21, 24 22
NÖ Landes-Pflegeheim Wiener Neustadt
2700 Wiener Neustadt Neudörfler Straße 50,
Tel. (0 26 22) 27 8 95,
Telefax 27 8 95/28
NÖ Landes-Pf legeheim Hochegg
2840 Grimmenstein,
Tel. (0 26 44) 82 31

NÖ Straßenbauabteilungen
StrBA 1
2020 Hollabrunn, Aspersdorfer Straße 28,
Tel. (0 29 52) 23 81 , 23 82,
Telefax (0 29 52) 23 81 - 30
StrBA 2
3430 Tulln, Bahnhofstraße 35,
Tel. (0 22 72) 24 68, 28 68, 26 1 2,
Telefax (0 22 72) 24 68 - 40
StrBA 3
21 20 Wölkersdorf, Haasgasse 6,
Tel. (0 22 45) 23 52, 23 75, 23 02,
Telefax (0 22 45) 23 52 - 30
StrBA 4
2700 Wiener Neustadt Günserstraße 88,
Tel. (0 26 22) 22 1 92, 24 8 92,
Telefax (0 26 22) 22 1 92 - 35

St rBA 5
3101 St. Pölten, Mariazel ler Straße 24,
Postfach 18,
Tel. (0 27 42) 62 1 95, 62 1 96,
Telefax (0 27 42) 62 1 96 - 20
StrBA 6
3300 Amstetten, Wagmeisterstraße 9,
Tel. (0 74 72) 45 55, 45 47, 46 81
Telefax (0 74 72) 46 81 - 50
StrBA 7
3500 Krems/Donau, Bahnhofplatz 6,
Tel. (0 27 32) 82 1 25, 82 1 67.
Telefax (0 27 32) 81 62 - 045
St rBA 8
3830 Waidhofen/Thaya,
Heidenreichsteiner Straße 42,
Tel. (0 28 42) 26 91 , 26 92 42 87
Telefax (0 28 42) 26 91 - 60

NÖ Umweltanwaltschaft
1014 Wien, Teinfaltstraße 8,
Tel. (0222) 531 10/2972

NÖ Umweltschutzanstalt
2344 Maria Enzersdorf,
Südstadtzentrum 4,
Tel. (0 22 36) 84 5 41 - 0,
Telefax 84 5 41/220

Unabhängiger
Verwaltungssenat
für das Land NÖ
3100 St. Pöl ten,  Neugebäudeplatz  1,
Tel. (0 27 42) 57 5 00/55 28

Bez i r k  Wa idho fen /Thaya

Raabs/Thaya
NÖ Landes-  Pensionistenheim
Raabs/Thaya
3820, Hamerl ingstraße 8,
Tel. (0 28 46) 72 93 - 4

Bez i r k  W iene r  Neus tad t

Gutenstein
Landes-Pensionistenheim Gutenstein -
“Ferdinand-Raimundheim"
2770, Vorderbruck 38,
Tel. (0 26 34) 273

Wiener  Neustadt
Stadtheim Wiener Neustadt
2700, Lazarettgasse 5,
Tel. (0 26 22) 23 5 31/305 DW

Bez i r k  W ien -Umgebung

Himberg
NÖ Landes- Pensionistenheim
Himberg - “Laurentiusheim”
2325, Laurentiusgasse 1,
Tel. (0 22 35) 89 2 88
Klosterneuburg
NÖ Landes-Pensionistenheim
Klosterneuburg - “Agnesheim”
3400, Hofkirchnergasse 3,
Tel. (0 22 43) 75 47
Preßbaum
NÖ Landes-Pensionistenheim
Preßbaum - "Wienerwaldheim”
3021 , Hauptstraße 119,
Tel. (0 22 33) 26 90, 27 35

Bez i r k  Zwe t t l

Zwettl
Altenheim Zwettl
3910, Klosterstraße 2,
Tel. (0 28 22) 25 98
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Rückblick 1990, Ziele 1991 3
(Schwerpunkte, Probleme und Ziele aus den Tätigkeitsberichten der Abteilungen des Amtes der
NÖ Landesregierung)
Innere Organisation Amtsinspektorat (LAD) 36 - Beratungsstelle (LAD) 37 - Datenverarbeitung
(LAD-EDV) 37 - Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes (LAD) 40 - Dienst-
kraftwagenbetrieb (B/8) 40 - Gebäude- und Liegenschaftsverwaltung (l/AV) 41 - Kanzleiaufsicht
(LAD) 42 - Koordinationsdienst (LAD) 43 - Kopier- und Mikrofilmstelle (l/AV) 43 - Landeshaupt-
stadt Koordination (LAD) 43 - Personal (l/P-ABC) 46 - Pressedienst (I/9) 46 - Protokoll (LAD) 47
- Rechtsbüro (I/8) 47 - Statistik (R/2) 48 - Verfassungsdienst (LAD) 48 - NÖ Verwaltungsakademie
(LAD) 49 - Europareferat (LAD) 51
Finanz- und Gemeindeangelegenheiten Beschaffungsangelegenheiten (l/AV-BA) 56 - Fi-
nanzangelegenheiten (IV/1) 56 - Buchhaltung (IV/1) 59 - Gemeindeangelegenheiten (11/1) 60
Raumordnung, Umweltschutz, Naturschutz Rechtliche Angelegenheiten des Naturschutzes
(ll/S) 63 - Raumordnung (GR, R/1, R/2) 63 - Umweltschutz (GR, B/10, R/3) 68
Polizei, Staatsbürgerschaft, Wahlen, Stiftungen Auszeichnungen und Ehrungen (l/AV) 73 -
Feuerwehren, Katastrophendienst, Zivile Landesverteidigung (VI/9) 73 - Stiftungsverwaltung
(II/4) 75 - Personenstandsangelegenheiten, Matrikenwesen (il/6) 76 - Polizeiangelegenheiten
(I/2) 77 - Staatsbürgerschaft, Wahlen, Wählerevidenz, Kriegsgräber (I/3) 77 - Zivildienst- und
Bundesheerangelegenheiten (l/AV) 78
Kultur, Sport, Bildung Gewerbliche Berufsschulen (V/3) 80 - Kindergärten (VIII/6) 81 -
Kulturelle und museale Angelegenheiten (IIi/2) 82 - Landesarchiv, Institut für Landeskunde (11i/3)
89 - Landesbibliothek (ill/4) 91 - Landesschulrat (LSR) 94 - Landwirtschaftliches Bildungswesen
(VI/5) 96 - NÖ Schul- und Kindergartenfonds (VI11/1, VIII/6) 97 - Schulen (VII1/1) 98 - Sportförde-
rung (I/4) 99
Wasser-, Land- und Forstwirtschaft Agrarbezirksbehörde (ABB) 103 - Agrarrecht (VI/4) 106
- Förderung der Landwirtschaft (VI/12) 108 - Forstwirtschaft (VI/11) 110 - Landesagrarsenat,
Agrartechnik (VI/3) 113 - Land- und Forstwirtschaftsinspektion (VI/10) 114 - Veterinärangelegen-
heiten (VI/2) 115 - Wasserbau (GB/3) 117 - Wasserleitungsverbände (II/5) 125 - Wasserrecht,
Schiffahrt (111/1) 125 - Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft (B/9) 126

Wirtschaft, Gewerbe, Fremdenverkehr, Energie Fremdenverkehr (V/4) 129 - Geschäftsstelle
für Energiewirtschaft (BD) 133 - Gewerbe (V/1) 135 - Rechtliche Angelegenheiten des Energie-
wesens und der Energiewirtschaft (I/5) 136 -Sparkassenaufsicht, Konsumentenschutz (IV/2) 137
- Veranstaltungen, Kinos (VIII/3) 138 - Wirtschaftspolitik, Wirtschaftsförderung (V/2) 139

Bauen, Verkehr, Straßen Amtssachverständige: Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik (B/4) 142 -
Amtssachverständige des technischen Dienstes (B/5) 144 - Baudirektion (BD) 144 - Baurecht
(R/1) 155 - Hochbau (GB/1) 155 - Landwirtschaftlicher Wege- und Anlagenbau, Almverbesse-
rungen (B/6) 158 - Straßen- und Brückenbau (GB/2) 159 - Straßenrecht (R/1) 171 - Technische
Kraftfahrzeugangelegenheiten (B/8) 171 - Verkehr (I/7) 173 - Vermessungsangelegenheiten (B/7)
175 - Wohnbauförderung (I/6, l/6a) 176
Gesundheit, Soziales, Familie Gemeindeärzte (VII/8) 179 - Gesundheit (GS) 179 - Jugend-
wohlfahrt (Vill/2) 184 - Landesheime (IX/2) 186 - Rechtliche Angelegenheiten des Gesundheits-
wesens (VII/3) 188 - Soziale Verwaltung (VII/1) 192 - Sozialförderung, Jugendarbeit (1/10) 197 -
Sozialversicherung (VI/6, VII/2) 203
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Innere Organisation
Amtsinspektorat

konzeptsoll schrittweise nach den perso-
nellen und räumlichen Gegebenheiten
realisiert werden. Zu diesem Zweck hat
der Landesamtsdirektor einen Arbeits-
kreis unter seiner Leitung eingesetzt.
Neben organisatorischen und baulichen
Vorbereitungsarbeiten wurden im Jahr
1990 folgende Maßnahmen realisiert:
- In Gföhl wurde die 15. Außenstelle einer
Bezirkshauptmannschaft mit Amtstagen
errichtet. Damit wurde ein vorläufiger Ab-
schluß erreicht.
- In St. Pölten wurde eine weitere Außen-
stelle der Wohnbauförderung eingerich-
tet.
- Der Dienstort von vier Lebensmittelin-
spektoren wurde nach Korneuburg ver-
legt.
- Die Abteilung VI/5 ist nach Tulln über-
siedelt.
Zusätzlich zum beschlossenen Dezen-
tralisierungskonzept sind von der Perso-
nalvertretung aber auch von Dienststel-
lenleitern und einzelnen Interessierten
Vorschläge eingelangt, die derzeit über-
prüft werden.

Koordinierung und
Auswertung von Prüfberichten
anderer Kontrolleinrichtungen

Der Rechnungshof und der Finanzkon-
trollausschuß des Landtages von Nieder-
österreich legen ihre Ergebnisberichte
der NÖ Landesregierung zur Abgabe ei-
ner Äußerung innerhalb einer bestimm-
ten Frist vor. Aufgabe des Amtsinspekto-
rates ist es, zu den Prüfungsergebnissen
den betroffenen Dienststellen Stellung-
nahmen abzuverlangen, diese zu koordi-
nieren und für eine Sitzung der NÖ Lan-
desregierung vorzubereiten. Die Berichte
anderer Kontrolleinrichtungen (Fachab-
teilungen, Buchhaltungsabteilungen) so-
wie die Stellungnahmen der betroffenen
Dienststellen werden ausgewertet und -
wenn notwendig - Nachkontrollen vorge-
nommen.

EDV

Der EDV-Einsatz ist ein wichtiges Mittel,
um die Leistungsfähigkeit der Verwal-
tung zu steigern. Damit der größtmögli-
che Nutzen erzielt wird, sind oft organi-
satorische Maßnahmen erforderlich.
Das Amtsinspektorat gibt Stellungnah-
men über die Zweckmäßigkeit und Not-
wendigkeit von EDV-Projekten ab und
wirkt bei der Einführung bzw. Organisa-
tion mit.
In Zusammenarbeit mit der LAD-EDV
wurde eine Dienstanweisung erlassen,
die die Anschaffungen von EDV-Hard-
und Software regelt. Bei den Bezirks-
hauptmannschaften wurde die Umstel-
lung auf EDV in den Strafabteilungen und
Zulassungsstellen abgeschlossen. Die
dabei erzielte Effizienzsteigerung lag am
Personalsektor zwischen 10 und 20 Pro-
zent.

Dezentralisierung

Das von der Landesregierung am 14. Juli
1987 beschlossene Dezentralisierungs-

Schwerpunkte und
Probleme 1990

Überprüfung von Dienststellen

Das Amtsinspektorat ist mit der Überprü-
fung sämtlicher Landesdienststellen und
der bei diesen beschäftigten Mitarbeiter
betraut. Dabei wird neben der Einhaltung
der Gesetze, Verordnungen und sonsti-
gen Vorschriften auf einen einheitlichen
und geregelten Geschäftsablauf in admi-
nistrativer, kostenmäßiger und organisa-
torischer Hinsicht geachtet. Ebenso wer-
den Rationalisierungsvorschläge unter-
breitet. Bei folgenden Dienststellen wur-
de eine Gesamteinschau vorgenommen:
• Abteilung I/5
• Abteilung VI/2
• Abteilung B/3-A
• Abteilung B/3-C
• Buchhaltung, Abteilung 1
• Buchhaltung, Abteilung 9 (ehern. 11)
Daneben erfolgten in zahlreichen Fällen
Einzelerhebungen, die sich in erster Linie
auf die innere Organisation beim Amt der
NÖ Landesregierung bezogen. So wur-
den z.B. in etlichen Bereichen schwer-
punktartig Reisegebührenanträge hin-
sichtlich Sparsamkeit bzw. rationeller Ko-
ordination der Dienstfahrten überprüft.

Landesbediensteten-
Schutzgesetz (LSG)

Das Amtsinspektorat hat die Einhaltung
der Bestimmungen des Landesbedien-
steten-Schutzgesetzes zu überprüfen.
Bei 26 Dienststellen mit rund 800 Bedien-
steten wurden Kontrollen durchgeführt.
Außerdem wurden bei 3 Dienststellen
Nachkontrollen vorgenommen.
Zu einem hohen Prozentsatz konnte eine
Beseitigung der Mängel und damit eine
Verbesserung der Arbeitsplatzsituation
erreicht werden.

Ziele 1991

Schwerpunkt der Prüftätigkeit werden
weiterhin Dienststellen des Amtes der
NÖ Landesregierung sein. Dabei sollen
vor allem Rationalisierungsvorschläge,
insbesondere im Hinblick auf die kom-
mende Verlegung der Wiener Dienststel-
len in die Landeshauptstadt, ausgearbei-
tet und Dezentralisierungsmöglichkeiten
aufgezeigt werden.
Im Bereich EDV ist weiterhin eine laufen-
de Mitarbeiterforderlich. Bei den Bezirks-
hauptmannschaften werden die Abteilun-
gen 13 und 15 (Sozialwesen und Jugend-
fürsorge) einer entsprechenden Verifizie-
rung unterzogen werden.
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Beratungsstelle (LAD)

auch Anfragen, die die Bundesverwal-
tung betrafen, konnten beantwortet wer-
den.
Sowohl mit Tageszeitungen, insbeson-
dere aber mit Bezirkszeitungen war und
ist ein guter Kontakt hergestellt.
Viele Aufträge der Volksanwaltschaft der
Republik Österreich, die laufend mehr
werden, wurden erfüllt.

Schwerpunkte und
Aufgabenbereiche 1990

Stets war und ist die Beratungsstelle
beim Amt der NÖ Landesregierung be-
müht, zwischen dem Bürger den Kontakt
zur Verwaltung raschest und zur Zufrie-
denheit herzustellen.
Viele Anfragen der Landesbürger in allen
Bereichen der Landesverwaltung, aber

Anfragen Personen ca.
Wohnbauförderung 2.500

Gewerbeförderung 700
Fremdenverkehrsförderung 1.500

Landwirtschaftliche
Förderung 600
Sozialhilfe 500

3

Datenverarbeitung (LAD-EDV)

- Erarbeitung des Detailkonzeptes für
das neue Wohnbeihilfensystem ab Okt .
90.
• Besoldung.
- laufende Änderungen, Erweiterungen -
Nachziehen der gesamten Dokumenta-
tion für die Änderungen bzgl. Steuerre-
form.
- Berichtigung von Sonderfällen in der
Durchrechnung.
• Gemeindefinanzdatenbank. Inbe-
triebnahme der Direktanweisung der Er-
tragsanteile vom Land NÖ an die Ge-
meinden ab Feb. 90; die von den BH’s
einbehaltenen Beträge werden direkt auf
den BH’s erfaßt.
• Wahlen. Abwicklung der Gemeinde-
ratswahlen im März und der Nationalrats-
wahlen im Okt. 1990; die Datenerfassung
erfolgte zur Gänze über die Bezirks-
hauptmannschaften. Durch den Wegfall
der Fernschreibübermittlung wurde die
Qualität der Datenerfassung erheblich
verbessert und die Ablauforganisation
vereinfacht. In der Zentrale sind dadurch
am Wahltag 15 Personen weniger not-
wendig.
Die Erfassung der neugewählten Ge-
meinderäte und Bürgermeister erfolgte
zur Gänze auf den BH’s; dadurch entfällt
die händische Erfassung und Übermitt-
lung sowie die Evidenzhaltung der Ge-
meinderätekartei in der zentralen Abtei-
lung 11/1.
• Integriertes Personalverwaltungs-
und -abrechnungrsprojekt
- 2 Mitarbeiter arbeiten gemeinsam mit
den Ländern Burgenland, OÖ, Tirol und
der Stadt Linz in Linz an der Realisierung.
- Stufe 1 (Teile der Personalverwaltung)
läuft in OÖ seit Okt. 1990 im Echtbetrieb;
Übernahme in NÖ im 1. Halbjahr 1991.
Detailkonzept für die Bezugsabrech-
nung wird seit Sept. 1990 erarbeitet -

che: Strafwesen, Jugendwesen, Sozial-
wesen, Kfz-Zulassung, Amtskasse, Text-
verarbeitung, diverse kleinere Karteien;
Insgesamt verfügen bereits mehr als 950
Mitarbeiter über die Berechtigung für den
Onlinebetrieb des Großrechners der
LAD-EDV.
Schwerpunkte waren: Umstellung des
Zulassungswesens auf das neue Kenn-
zeichensystem, Einführung der EDV bei
den Sozialabteilungen, Einrichtung einer
Abfragestelle für die Kfz-Fahndung im
Haus Operngasse mit 1. September
1990, da das Bundesministerium für In-
neres nicht in der Lage war und ist, alle
Kfz-Fahndungsdaten korrekt zu überneh-
men, Einrichtung eines Datenverbundes
mit dem Verband der Versicherungen,
dem BM für Finanzen, dem Statistischen
Zentralamt und dem BM für Inneres (für
Kfz-Daten).
• Weinbau. Es wurde eine PC-Anwen-
dung für die Erfassung der Daten des
Weinbaukatasters und für die Vollzie-
hung des Weingesetzes entwickelt. Das
Projekt befindet sich derzeit noch in der
Testphase. Die Weinbauanwendung ist
seit Sept. 1990 auf der BH Bruck/L. (Stan-
dalone) und der BH Baden (Netzversion)
installiert und wird dort umfangreich gete-
stet. Nach Abschluß der Testphase wer-
den die Weinbauabteilungen auf sieben
BH’s Einzelplätze erhalten, vier BH’s wer-
den mit Netzversionen ausgestattet.
• Wohnbauförderung. Laufende War-
tung und Änderungen.
- Abschluß der Änderungen für das neue
WBF-Gesetz.
- Umstellung des Versandes der Zahl-
scheine, der Mahnungen und der Finanz-
amtsbestätigungen auf kostengünstigere
Versandform (ca. 2/3 Portoersparnis)

Schwerpunkte 1990

Entwicklung neuer und
Erweiterung bestehender
Anwendungen (derzeit
85 Arbeitsgebiete insgesamt)
• Datenverbundsystem - Land-
Gemeinden.
- Es wurde wie in den vergangenen Jah-
ren hauptsächlich den Änderungs- (Ver-
besserungswünschen) der Benutzer (= Ge-
meinden) entsprochen, etwa die Einfüh-
rung einer weiteren auswärtigen Adres-
se.
- Der Schwerpunkt der Entwicklung lag
heuer - und wird auch im kommenden
Jahr darin liegen die Datenübergabe auf
eine möglichst breite Basis zu stellen,
sodaß möglichst allen NÖ Gemeinden
der Beitritt zum Datenverbundsystem zu-
gänglich gemacht wird. Derzeit können
die Daten mit Schreibmaschine, in Zu-
sammenarbeit mit GEMDAT, PHILIPS-
DATA, SÜD-OST-INFO-TECHNIK (IBM
PC oder COMMODORE PC), ADAT,
MANNESMANN-KIENZLEund MEINDL-
Software übergeben werden. Es gibt nun-
mehr auch ein eigenes Erfassungspro-
gramm seitens LAD-EDV, das faktisch
auf jedem handelsüblichen PC einge-
setzt werden kann. Der PC sollte somit
sukzessiv die Schreibmaschine als Er-
fassungsgerät ablösen.
- Derzeit gehören 426 Gemeinden
(Stand 1989: 425 Gemeinden) mit rund
773.000 Einwohnern dem Datenver-
bundsystem an. Das sind rund 75 % der
Gemeinden mit 54 % der Einwohner Nie-
derösterreichs.
• Bezirkshauptmannschaften. D e r
EDV-Einsatz bei den Bezirkshauptmann-
schaften umfaßt derzeit folgende Berei-
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• Qual i tätssicherung. Im Bereich der
Qualitätssicherung wurden im Berichts-
zeitraum alle Eigenentwicklungen der
LAD-EDV sowie die von der Fa. EPM
erstellten Programme bearbeitet.
Qualitätssicherung, ein Schlagwort im
EDV-Bereich seit jüngster Zeit, wird bei
LAD-EDV schon seit Jahren konsequent
betrieben. Der Vorteil zeigt sich in einer
äußerst geringen Fehlerquote und ressour-
censparenden Programmen im Vergleich
zu anderen Firmen.

EDV-Betrieb
• Rechenzentrumsteuerung. Die Um-
stellung der Arbeiten auf das neue Sy-
stem OPC/A wurde mit Ende März abge-
schlossen.
• Netzwerksteuerung. Derzeit ist als
Netzwerksteuerungssystem das Produkt
NETVIEW im Einsatz. Neben seinen
Steuerungsfunktionen werden noch an-
dere Möglichkeiten genutzt. So wird bei
einem Arbeitsgebiet auf Grund eines be-
stimmten Codes eines abnormalen Endes

alle neuen Projekte bei LAD-EDV nur
mehr mit diesen Werkzeugen realisiert.
Die Anwendungsentwicklung ist vor al-
lem in der Programmier- und Testphase
flexibler und schneller geworden.
Bis Ende 1990 arbeiten 80 % der Ent-
wickler mit den neuen Werkzeugen. Dies
hat für die abgelaufenen Jahre einen ge-
waltigen Schulungsbedarf bedeutet.
- Mit den neuen Werkzeugen realisiert
sind bereits die Applikationen Gemeinde-
finanzen, Verdachtsflächen, Kläranla-
gen, T r inkwasserka tas te r ,  L iegen-
schaftsdatenbank B/7, Telefonklappen-
evidenz und -abrechnung
Das EDV-System für die Werberdatei
wird ebenfalls mit CSP, DB2 erstellt, und
dient der Projektgruppe als Einarbeitung,
die 1991 die 1. Stufe des IPA-Projektes
Personalverwaltung übernimmt. Das
IPA-Projekt wird ebenfalls mit diesen
neuen Tools realisiert. Zusätzlich zur
Schulung war die Erarbeitung von Stand-
ards und Richtlinien für den professionel-
len Einsatz eine wichtige Aufgabe.

als Pilotprojekt wird in Nö ein System für
die Werberdatei erarbeitet, das im 1.
Quartal 1991 in Betrieb gehen soll.
e Umweltdatenbanken

- Zusätzlich zu den bereits bestehenden
Grundwasser- und Altlastendatenbanken
- wurde im Feb. 1990 die Applikation
Kläranlagendatenbank in Betrieb genom-
men mit insgesamt 22 Programmen
- läuft seit Okt. 1990 das System Trink-
wasserkataster für die Abt. S/3 im Echt-
betrieb mit insgesamt 16 Funktionen
- beide wurden mit den neuen Werkzeu-
gen CSP, DB2 entwickelt.
• Hausstandsgründung. Auf Grund
des neuen Gesetzes wurde 1989 ein neu-
es System ausgeschrieben und verge-
ben. Die Realisierung erfolgte durch die
Fa. EPM gemeinsam mit LAD-EDV. Das
System ist seit März 1990 in Betrieb und
umfaßt 21 Funktionen.
• Liegenschaftsdatenbank B/7

Seit April 1990 ist eine Online-Erfassung
mit 4 Programmen in B/7 im Einsatz, um
alle Landesliegenschaften systematisch
erfassen zu können. Später sollen weite-
re Funktionen (z.B. für den Straßenbau)
ergänzt werden.
• Änderungen,  Erwei terungen

- Familienförderung; Programmänderun-
gen wegen zweimaliger Richtlinienände-
rungen
- Inventarverwaltung; Erweiterung für
BH’s, Buchhaltung und andere Abteilun-
gen
- Brückendatenbank; Erfassung der
Kreuzungen
- Adreß Verwaltung; Ausdehnung auf wei-
tere 2 Abteilungen, Zahlscheindruck und
Schnittstelle zur MPB
- Verkehrsunfalldatenbank B/4; Neuor-
ganisation der Datenbringung (KfV)
- VfGH, VWGH-Erkenntnisse; Neuge-
staltung Datenübernahme
- Landesgesetzblatt: Übernahme Daten
auf PC für DTP
• Konzepte

- Schiffszulassungsevidenz Abt. II1/1
(Test einer OÖ PC-Lösung) - Förde-
rungsevidenz der Abt. V/2 und V/4 (Wirt-
schaft- und Fremdenverkehrsförderun-
gen) - Feuerwehrregister und Förde-
rungsevidenz im Feuerwehrwesen (Abt.
VI/9) - Gesundheitsabteilung auf Bezirks-
hauptmannschaften - Senioren-Urlaubs-
förderung der Abt. 1/10 - Landes-Biblio-
thek - Inventarverwaltung und Maschi-
nenabrechnung der Straßenverwaltung
(Abt. B/2-E) • Wasserbuch (neues Gesetz
ab Juli 1990, Führung auf BH’s, von der
Abt. 111/1 verwaltet) - Bestellwesen und
Geräteevidenz bei LAD-EDV

Datenleitungen Bezirkshauptmannschaften

Schwechat
Stockerau
Wölkersdorf
Zistersdorf
Gföhl

• Neuen Anwendungsentwick lungs-
werkzeuge CSP, DB2. Ab 1990 werden
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ein Überspringen eines definierten Ab-
laufteiles automatisch veranlaßt, sodaß
bei Stapelverarbeitung ein manueller Ein-
griff zum Beenden der Unterbrechung
nicht mehr erforderlich ist. Diese Methode
soll zukünftig vermehrt eingesetzt wer-
den. Ein Onlinesystem wird derzeit im
Probebetrieb automatisch über NET-
VIEW gestartet. Es sollen damit Verzöge-
rungen im Onlinestart, die ihren Grund in
den Streßsituationen am Morgen haben,
weitestgehend ausgeschaltet werden.
Diese Methode des Onlinestarts soll in
der Endstufe alle eingesetzten Onlinesy-
steme betreffen. Zur besseren Endbenut-
zerunters tü tzung wird das P roduk t
CL/VTAM eingesetzt, dessen Vorteile in
der komfortableren Handhabung einer
Onl ineanwendung l iegen.  Alle diese
Maßnahmen sollen dazu beitragen, die
laufende starke Ausweitung des EDV-
Betriebes ohne Personalvermehrung zu
verkraften. Ein System zum Online Da-
tentransfer wurde installiert. Dieses Sy-
stem soll in Zukunft das Verschicken von
Magnetbändern ablösen.
• Betr iebssystemumstel lung. Am 24.
April 1990 wurde eine neue Version des
Betriebssystems MVS/ES AVersion 3.1 .0
in Betrieb genommen. Gleichzeitig wur-
den auch die vom neuen Betriebssystem
abhängigen Prog rammproduk te  auf
MVS/ESA umgestel l t .  Das neue Be-
tr iebssystem konnte ers tmals  unter
VM/XA ausgetestet werden, was wesent-
lich zur Qualit i tätssteigerung beitrug.
Nach Aufnahme des Produktionsbetrie-
bes wurde sofort mit einer Simultanwar-
tung begonnen.
• Software Instal lat ionen. CSP 3.2.0
und CSP. 3.3.0 QMF 2.4.0 Test CICS-
MRO + LU 6.2 PC-Host Verbindung
(CICS/OS2 CICS/VS 1.7.) Test OS/2

Benützerunterstützung
Aufgabe der Benützerunterstützung ist
neben der Mitwirkung bei der Entwick-
lung von EDV-Anwendung die Schulung
und Beratung der Dienststellen des Lan-
des. Dadurch ist sichergestellt, daß die
einzelnen Dienststel len Standardpro-
gramme insbesondere PC-Bereich nach
entsprechender Einschulung selbständig
handhaben können.
Unterstützung wird insbesondere für fol-
gende Produkte geboten:
Textverarbeitung (TEX-ASS WINDOW
PLUS), Datenbankanwendungen (DBASE,
CLIPPER), Abfrage- und Berichtsystem
(IC/1)  und Vo l l t ex tab f ragesys tem
(STAIRS, ASK SAM).

Anzahl  der CICS-Transaktionen 1990 für Bez i rkshauptmannschaf ten

in Mio.

Betriebsstunden: 24 Stunden
an 7 Tagen der Woche
Arbeitsaufträge 2.428
Arbeitsanweisungen 2.287
Jobaufrufe 4.167
Erfaßte Datensätze 649.287
Bildschirmformate Datenerfas-
sung 311
Anzahl Datenträger (Bänder,

7 500
Disketten, Kassetten)
Archiviert 4.300
davon ausgelagert 1.800
Ausgelagerle Projektdokumen-
tation 264 Ordner
Listenaufbereitung 3,850.000 Blatt
Ausgelieferte Poststücke 13.726
Eingelangte Datenträger 7.214
COM 949.524 Seiten
mit 2.642 Duplikaten
Bildschirme Online 880
Terminaldrucker 140
PCs (zum Teil Online) und PC-
Drucker) 1.109
Anzahl Prozeduren 1.245
Datensicherung 20.800 Dateien
gesichert auf 1.439 Bändern
Neuprogramme 126
Programmänderungen 941

Im PC-Bereich wurden bei folgenden
Dienststellen lokale Netze geplant und
installiert:
Landesamtsdirektion, R/2-Statistik (Süd-
stadt), Bezirkshauptmannschaften Ba-
den und Amstetten.
Folgende neue Produkte wurden gete-
stet, die ab 1991 in breiterem Umfange
eingesetzt werden sollen:
Tintenstrahldrucker, Präsentationsgra-
phik (APPLAUSE), HOST WINDOW zur
Einbindung von Groß-EDV-Anwendun-
gen in das Textverarbeitungssystem
TEX-ASS WINDOW PLUS sowie OPEN
DB als gegenüber der Standardversion
verbesserte Datenbank innerhalb der
Textverarbeitung.
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Demoskopie und Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes

kunft" brachte zahlreiche interessante
Beiträge niederösterreichischer Kinder.
Die Arbeiten wurden in einer Ausstellung
und teilweise in einem Katalog präsen-
tiert.
• Die aktuelle Information zum Thema
"Energiesparen. Förderungen für private
Haushalte in Niederösterreich 1990" wur-
de zusammen mit der Geschäftsstelle für
Energiewirtschaft herausgebracht.
• Außerdem erschienen in den NÖ
Schriften die Agenden/Aktivitäten 1989/90,
die Zusammenfassung der Gemeinde-
ratswahlen Niederösterreichs vom 25.
März 1990 und das Statistische Hand-
buch des Landes Niederösterreich.

Die Stelle für Demoskopie und Öffentlich-
keitsarbeit des Inneren Dienstes hat die
Aufgabe, durch Druckschriften (Broschü-
ren, Falter usw.) und andere zeitgemäße
Publikationsformen verwaltungsspezifi-
sche Informationen an die Landesbürger
(oder bestimmte Adressatengruppen der
Landesbevölkerung) heranzutragen. Die
Stelle für Demoskopie und Öffentlich-
keitsarbeit nimmt auch eine beratende
und koordinierende Funktion für die Ab-
teilungen und Gruppen der Landesver-
waltung auf dem Gebiet der Öffentlich-
keitsarbeit wahr.

Das Institut für Landeskunde publizierte
in der Reihe Nö Schriften die Dokumen-
tationen:
• Versuche und Ansätze zur Industriali-
sierung des Waldviertels. Vorträge und
Diskussionen des achten Symposions
des NÖ Institutes für Landeskunde und
• Probleme des niederösterreichischen
Weinbaus in Vergangenheit und Gegen-
wart. Vorträge des 9. Symposiums des
Niederösterreichischen Institutes für Lan-
deskunde.
• Die Enquete des Landtages von Nie-
derösterreich am 7. Juli 1989 mit dem
Thema "Die Vereinbarkeit öffentlicher
Ämter" und
• die Enquete des Wirtschaftsförde-
rungsinstitutes der Handelskammer Nie-
derösterreich in St. Pölten am 10. April
1989 mit dem Thema "Europäische Ge-
meinschaft - Chancen und Risiken für
Niederösterreich" wurden in Broschüren
dokumentiert.
• In Zusammenarbeit mit den Abteilun-
gen VII1/1, VIII/6 wurden die Referate der
NÖ Kindergartensymposien 1987 - 1989
in einer Publikation zusammengefaßt.
• In der Landesamtsdirektion wurden
Diskussionsbeiträge kompetenter Fach-
leute zum Thema EXP0 1990 gesammelt
und in der Broschüre "Niederösterreich
zwischen Heute und der Weltfachaus-
stellung 1995" publiziert.
• Der Mal- und Aufsatzwettbewerb für
NÖ Schulen mit dem Thema "Meine Zu-

3

Schwerpunkte 1990

Ziele 1991In intensiver Zusammenarbeit mit ande-
ren Abteilungen konnten wieder einiger
Publikationen in der Reihe NÖ Schriften
erscheinen. Dabei wurden verschiedene
Zielgruppen als Leser angesprochen: ei-
nerseits ein Publikum, das an speziellen
Arbeits- und Forschungsbereichen der
Abteilungen der NÖ Landesverwaltung
interessiert ist, andererseits wurden auch
weite Kreise der Bevölkerung über Tätig-
keiten und Serviceeinrichtungen der Ver-
waltung informiert.
Unter den Untertiteln Recht, Dokumenta-
tion, Wissenschaft und Forschung er-
schienen 1990 folgende Broschüren:

Folgende Broschüren werden u.a. in den
NÖ Schriften erscheinen:
• Zwei Publikationen des NÖ Instituts
für Landeskunde,
• der NÖ Forschungsbericht,
• eine weite Publikation der Geschäfts-
stelle für Energiewirtschaft.
Außerdem ist eine Umfrage geplant, die
die Zufriedenheit der Landesbürger mit
der NÖ Landesverwaltung untersuchen
soll.

Dienstkraftwagenbetrieb (B/8)

Schwerpunkte und
Tätigkeiten 1990

• Im Jahre 1990 konnten durch die
Fahrbereitschaft sämtliche von den ver-
schiedenen Dienststellen des Amtes der
NÖ Landesregierung im Sinne des Erlas-
ses GZ LAD-10047/6 als dringlich ange-
forderte Dienstfahrzeuge zur Verfügung
gestellt werden.
• Mit der LKW-Fahrbereitschaft wurden
nahezu sämtliche Transporte des Ge-
werblichen Berufschulrates, des Be-
schaffungsamtes, des Landesmuseums,
des Fremdenverkehrsreferates sowie die
Beförderung von Gütern für die NÖ Agrar-
bezirksbehörde, Archiv und Bibliothek,
Buchbinderei, Schlosserei, Tischlerei
usw. durchgeführt.

• In der landeseigenen Werkstätte war
es mit einem Werkmeister und 7 Mecha-
nikern im Jahre 1990 möglich, den Groß-
teil der erforderlichen Wartungs- und In-
standsetzungsarbeiten an den Dienst-
fahrzeugen durchzuführen. Der regelmä-
ßige Schmierdienst, die Hohlraum- und
die Unterbodenrostschutzbehandlung
der Fahrzeuge wurde vom Garagenper-
sonal in der im Amtsgebäude Wien 19.,
Muthgasse, befindlichen Schmierstation
durchgeführt.
• Für andere Dienststellen, wie Bezirks-
hauptmannschaften, die NÖ Agrarbe-
zirksbehörde, die Gebietsbauämter und
verschiedene Landesanstalten wurden
regelmäßig oder über Ansuchen eine
kraftfahrtechnische Betreuung, die Be-
gutachtung und Überprüfung von Repa-

raturkosten sowie die Neuanschaffung
von Dienstfahrzeugen durchgeführt.
• Im Auftrag der NÖ Landesamtsdirek-
tion wurden Reparaturrechnungen sowie
Zeitwertfestsetzungen an beamteneige-
nen Fahrzeugen durchgeführt, wenn die-
se bei einer Dienstfahrt beschädigt wur-
den.
• Zusätzlich war das Personal der
Dienstwerkstätte 586 mal ganztägig als
Prüfmechaniker bei den vom Sachgebiet
“Technische Kraftfahrzeugangelegen-
heiten” im Bereich des Bundeslandes
Niederösterreich durchgeführten Fahr-
zeugüberprüfungen gern. §§ 31 und 55
KFG 1967 eingesetzt.
• Schließlich wurden noch weitere Be-
sprechungen für die Neuanschaffung ei-
ner mobilen Röntgenstation sowie für ei-
ne Verlegung des Dienstkraftwagenbe-
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triebes in die Landeshauptstadt St. Pöl-
ten durchgeführt.

Statistik

1990 waren durchschnittlich 58 Perso-
nen- und Kombinationskraftwagen,
8 Lastkraftwagen
1 Sonderkraft fahrzeug (Röntgenbus)
und

1 Wassertankwagen
des Amtes der NÖ Landesregierung, 4
Dienstwagen der Bezirkshauptmann-
schaften und 3 Dienstwagen der NÖ Agrar-
bezirksbehörde regelmäßig zu betreuen
und instandzuhalten.

Gebäude- und Liegenschaftsverwaltung (I/AV)

Schwerpunkte 1990

Amtsgebäude des Amtes der
NÖ Landesregierung
• Erneuerung der Fassade Minoriten-
platz 8,
• Weiterführung der Reparatur von
Fenstern im Hause Herrengasse 13,
• Sanierung der Kamine Herrengasse
13,
• Fortsetzung der Maler- und Anstrei-
cherarbeiten im Hause Herrengasse 11,
• Verlegung der Abteilung VI/5 nach
Tulln,
• Ankauf eines Objektes für die Außen-
stelle der ABB in Hollabrunn,
• Einbau einer Heizungsanlage in defür
die Bezirkshauptmannschaft bestimm-
ten Objekt des ehemaligen Krankenhau-
ses Tulln,
• Abschluß der Hofsanierung des lan-
deseigenen Mietwohngebäudes Krems,
Dreifaltigkeitsplatz 4.

Amtsgebäude der
Bezirkshauptmannschaften
• Errichtung eines Parkplatzes für die
Bezirkshauptmannschaft Neunkirchen
mit gleichzeitiger Sanierung des Hofka-
nales,
• Weiterführung der EDV -Verkabelung
der Bezirkshauptmannschaften,
• Baubeginn für den Neubau des Amts-
gebäudes der Bezirkshauptmannschaft
Mödling,
• Beginn der baulichen Maßnahmen für
den Dachausbau des Amtsgebäudes der
Bezirkshauptmannschaft Krems,
• Beginn der Fassadeninstandset-
zungsarbeiten am Amtsgebäude der Be-
zirkshauptmannschaft Scheibbs,
• Grunderwerbsverhandlungen für den
Neubau eines Amtsgebäudes für die Be-
zirkshauptmannschaft Gmünd,
• Erstellung eines Projektes zur Erwei-
terung des Amtsgebäudes der Bezirks-
hauptmannschaft Baden für einen Teil
der Agrarbezirksbehörde

• Beginn der Generalsanierung des
Amtsgebäudes der Bezirkshauptmann-
schaft Melk.

Bundesgebäudeverwaltung
• Im Zuge der Privatisierungsbestre-
bungen wurde 1990 die Veräußerung
von land- und forstwirtschaftlichen
Grundstücken und von privat genutzten
Mietwohngebäuden schwerpunktmäßig
weitergeführt.
• Die Grundkaufsverhandlungen für
den ca. 300.000 m2 großen Bauplatz zur
Neuerrichtung einer Ausbildungs- und
Einsatzzentrale des Gendarmerieein-
satzkommandos "Cobra" in Wr. Neu-
stadt wurden abgeschlossen.
• Die langfristigen Bestrebungen, die
erforderliche Mülltrennung und Müllver-
minderung in allen Bundesgebäuden
durchzuführen, wurden 1990 intensi-
viert.

Statistik 1990

Im Bereiche des Amtes der NÖ Landesre-
gierung waren in Wien drei landeseigene
Häuser, 14 angemietete Objekte und in
Niederösterreich 10 landeseigene und 2
angemietete Objekte zu verwalten. Im Vor-
anschlag 1990 wurden für die Instandhal-
tung sowie Leistungen von Gewerbetrei-
benden und Anmietung der vorgenannten
Objekte 126,000.000 Schilling bewilligt Für
den Amtsbetrieb standen 1990 26,000.000
Schilling zur Verfügung. Die Einnahmen
aus Vermietung und Verpachtung sowie
Untervermietung und Dienstwohnungsent-
schädigungen sind im Rechnungsjahr
1990 mit 5,459.000 Schilling veranschlagt.
In Niederösterreich umfaßt die Verwal-
tungstätigkeit 153 Objekte, hievon 46
Amtsgebäude, 16 Dienstwohngebäude, 78
Dienstwohnungen, 13 Mietwohngebäude
und unverbaute Grundstücke im Gesamt-
ausmaß von rund 152 ha. Bei den Bezirks-
hauptmannschaften war im Voranschlag
1990 ein Betrag von 18 Mio Schilling vorge-
sehen. Die Pflichtausgaben betragen rund
4,3 Mio Schilling. Für die Gebäudeinstand-
haltung, Leistung von Gewerbetreibenden
und sonstige Anschaffungen verbleibt ein
Betrag von 13,7 Millionen Schilling.
Von der Bundesgebäudeverwaltung wer-
den derzeit 62 allgemein-öffentlich genutzte
Liegenschaften (Amtsgebäude, Lehr- und
Versuchsanstalten, Heime, Flüchtlingslager
usw.), 22 gemischt genutzte Gebäude, 22
Wohngebäude, mehrere für Neubauten vor-
gesehene Grundstücke, 11 Eigentumswoh-
nungen, rund 220 ha landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen, ein Teil des Donau-Oder-
Kanales sowie 13 Kriegerfriedhöfe verwal-
tet. Diese Tätigkeit beinhaltet die Verwal-
tung einschließlich Ausgaben- und Einnah-
mengebarung von 110 Mietwohnungen,
118 Naturalwohnungen, 20 Einzelräumen
und 12 Geschäftslokalen. Im Jahre 1990
wurden 8,900.000 Schilling für die laufende
Verwaltung und 1,700.000 Schilling für
Grundstückstransaktionen ausgegeben. An
Miet- und Pachtzinsen gingen 4,600.000
Schilling ein, die Einnahmen aus dem Lie-
genschaftsverkauf beliefen sich auf
5,400.000 Schilling.

Ziele 1991

• Verlegung von Dienststellen bzw. von
Teilen einiger Dienststellen des Amtes
der NÖ Landesregierung nach St. Pöl-
ten,
• Inangriffnahme von baulichen Maß-
nahmen zur Verlegung der Abteilung
VI/9 im Rahmen der Dezentralisierung
und ihr nahestehender Dienststellen
nach Tulln,
• Inangriffnahme von baulichen Maß-
nahmen zur Verlegung eines Teiles der
NÖ Agrarbezirksbehörde nach Holla-
brunn,
• Inangriffnahme der Errichtung einer
Kfz-Prüfhalle in Weikersdorf,
• Inangriffnahme der baulichen Maß-
nahmen für das Conrad-Observatorium
in Müggendorf,
• Grunderwerb für das geplante Amts-
gebäude der Bezirkshauptmannschaft
Gmünd,
• Verkauf von Bauparzellen zwecks Er-
richtung von Einfamilienhäusern in Brei-
tenfurt.
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Kanzleiaufsicht (LAD)

gaben vermieden werden. Die Postsam-
melstelle erzielte durch den Verkauf von
Ausschreibungsunterlagen und Wohn-
bauförderungsformularen rund 1,5Mio.
Schilling an Einnahmen.

Zentralregistratur

Die Zentralregistratur hat die Aufgabe alle
Akten und Schriftstücke der Gruppen und
Abteilungen des Amtes der NÖ Landes-
regierung bis deren Übergabe an das
Landesarchiv zu verwahren. Von 38
Gruppen bzw. Abteilungen wurden im
Berichtsjahr Akten zur weiteren Aufbe-
wahrung übernommen. Mit dem Papier-
wolf wurden ca. 80.000 kg (Steigerung
ca. 30 %) ausgeschiedenes Aktenmate-
rial zerkleinert und der Altpapierverwer-
tung zugeführt. Auszuscheidende Mikro-
filme und EDV-Bänder wurden mit einem
Mikrofilmvernichter entsprechend den
Bestimmungen des Datenschutzes ver-
nichtet.

Überprüfung von Landesdienst-
stellen
Bei Überprüfungen von Landesdienst-
stellen durch das Amtsinspektorat hat die
Kanzleiaufsicht bei der Gruppe GB/3, den
Abteilungen B/3-A, B/3-B, B/3-C, IX/2, 1/5,
VI/2, B/8 und der Außenstelle Groß-En-
zersdorf mitgewirkt. Da bei den Bezirks-
hauptmannschaften die Einführung der
EDV-Anwendungen für die Bereiche Ver-
waltungsstrafverfahren und Kfz-Zulas-
sung abgeschlossen wurde, konnte die
Verifizierung der damit verbundenen Ein-
sparungen und Neubewertung von
Dienstposten durchgeführt und abge-
schlossen werden. Dabei konnten über
50 Dienstposten eingespart werden, die
nunmehr für andere Aufgaben zur Verfü-
gung stehen.

Allgemeine Schreibstelle
In der Allgemeinen Schreibstelle wurde
als wichtigste Aufgabe die Schulung von
über 100 neu aufgenommenen Kanzlei-
bediensteten, vor der Zuteilung an ande-
re Dienststellen, wahrgenommen. Dabei
wurde besonders auf die ordnungsgemä-
ße und saubere Herstellung von Rein-
schriften über Tonträger (Diktiergeräte)
und die Bedienung von Textverarbei-
tungsanlagen geachtet. Ebenso wurden
Einschulungen auf den Fernschreib-
bzw. Telekopiergeräten durchgeführt.
Beispielhaft wird angeführt, daß darüber
hinaus ca. 47.000 Schriftstücke angefer-
tigt, rund 6.000 Schriftstücke mit Adres-
sen versehen und versandfertig gemacht
wurden. Weiters wurden fast 9.000 Fern-
schreiben und rund 15.000 Telekopien
abgesendet sowie mehr als 900 Sit-
zungsakte für die Landesregierungssit-
zungen vorbereitet.

Poststelle und Postsammelstelle
In der Poststelle mußten für die Portoge-
bühren über 10 Mio. Schilling aufgewen-
det werden. Durch die rigorose Ausnüt-
zung der Möglichkeiten des Zeitungsver-
sandes (bereits 18 Zeitungen) und der
Massensendungen konnten höhere Aus-

Schwerpunkte 1990

Der Kanzleiaufsicht obliegt die Besor-
gung der Aufgaben des Inneren Dienstes
im Bereich des Kanzlei- und Schreibdien-
stes (Sorge für einen einheitlichen und
geregelten Geschäftsgang). Das Fort-
schreiten der technischen Entwicklung
sowie eine geänderte Gesetzeslage be-
dingen eine ständige Aktualisierung der
für den Kanzleidienst geltenden Dienst-
anweisungen. Im Rahmen der Textkoor-
dinierungsstelle waren 4 Änderungen der
Dienstanweisung Texthandbuch wegen
Gesetzesänderungen bzw. weiterer
Textprogramme erforderlich. Gemein-
sam mit dem Amtsinspektorat wurden
EDV-Projekte im Hinblick auf die Zweck-
mäßigkeit und Einsparungsmöglichkei-
ten begutachtet und bei der Organisation
für den Einsatz mitgearbeitet. In Zusam-
menarbeit mit der LAD-EDV wurden wie-
der die Anträge um PCs für Textverarbei-
tung begutachtet. Durch die erfolgten Zu-
teilungen konnten Personaleinsparun-
gen erzielt bzw. Personalaufstockungen
vermieden werden.

Schulungen und Seminare
Ergänzend zur praktischen Ausbildung
des Kanzleipersonals bei den Dienststel-
len wurde bei 8 Einführungskursen für Neu-
aufnahmen (ca.150 Bedienstete), 11 Vor-
bereitungskursen zur Kanzleiprüfung (ca.
200 Bedienstete), 2 Vorträgen für Tech-
niker aus Anlaß ihrer Dienstprüfung so-
wie in einem Seminar im Rahmen der
Juristenausbildung der Gegenstand
Kanzleiordnung behandelt. Bei 19 Prü-
fungsterminen für die Kanzleiprüfung hat
die Kanzleiaufsicht mitgewirkt. Mit den
Bürodirektoren wurde wieder ein dreitägi-
ges Seminar im Rahmen der NÖ Verwal-
tungsakademie abgehalten. In diesem
Seminar wurden aktuelle Problemberei-
che der Bezirkshauptmannschaften be-
handelt und Lösungsvorschläge erarbei-
tet. Mit den Kanzleileitern des Amtes der
NÖ Landesregierung wurden in 6 Dienst-
besprechungen die aktuellen Anliegen
besprochen.

Ziele 1991

• Die Arbeitsmittel des Kanzleidienstes
auf dem jeweiligen Stand der Erfordernis-
se und Technik zu halten;
• durch den Einsatz von Textverarbei-
tung und anderer technischer Hilfsmittel
die Rationalisierungsmöglichkeiten aus-
zunützen und den zweckmäßigen Ein-
satz zu überprüfen;
• gemeinsam mit dem Amtsinspektorat
den Einsatz von EDV-Anwendungen zu
überprüfen und die Einsparungsmöglich-
keiten aufzuzeigen;
• gemeinsam mit dem Amtsinspektorat
Landesdienststellen zu überprüfen und
Vorschläge für rationellere Arbeitsabläu-
fe auszuarbeiten und Einsparungsmög-
lichkeiten vorzuschlagen;
• Mitwirkung bei den Planungen für die
neue Landeshauptstadt hinsichtlich der
Aufgaben des Kanzleidienstes;
• Mitwirkung bei der Aus- und Weiterbil-
dung, mit dem Schwerpunkt "Anwendung
der Kanzleiordnung".
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Koordinationsdienst (LAD)

Schwerpunkte 1990

Die Aufgabe des Koordinationsdienstes ist
es, bei Problemen, die mehrere Abteilun-
gen betreffen, ohne daß eine von ihnen
eindeutig federführend zuständig ist, diese
Aufgabe bis zu einer Klärung, zumindest
vorübergehend, zu übernehmen.
Einer dieser Aufgaben war z.B. die Erarbei-
tung der vom Kontrollausschuß des Land-
tages wiederholt geforderten "Allgemeinen
Richtlinien für Förderungen des Landes
Niederösterreich". Da diese Richtlinien all-
gemein, d.h. neben den speziellen Richtli-
nien in den verschiedensten Bereichen gel-

ten und hievon Dutzende Abteilungen be-
troffen sind, war es sehr schwierig ent-
sprechende Übereinstimmung zu finden.
Nach langen Bemühungen konnten diese
Richtlinien nun von der NÖ Landesregie-
rung am 13.3.1990 beschlossen werden.
Aus der Vielfalt der anderen Aufgaben sei
noch die zum vierten Mal gemeinsam mit
der Raiffeisenlandesbank NÖ - Wien und
dem ORF-Landesstudio NÖ durchgeführte
Aktion "Die Wiener Hochschulen kommen
nach Niederösterreich" herausgegriffen.
Hier fanden zwischen dem 25.10 und dem
29.11. in 23 Orten in allen Bezirken unter
dem Motto "Die Wissenschaft im Ge-

spräch" Diskussionen statt über Themen
wie z.B. Angst und Aberglaube, Streß als
Statussymbol, Kunst und Kommerz, Fit
oder Fett, Hochschule oder Handwerker,
Überdruß am Überfluß, Architektur und
Alptraum, Tücken der Technik, usw. Ziel
dieser Aktion war es nicht, um noch mehr
Studenten zu werben, sondern der Bevöl-
kerung die Möglichkeit eines Blickes hin-
ter die Kulissen akademischer Arbeit und
der Information aus erster Hand zu ge-
ben, aber auch um auf aktuelle Probleme
besonders hinzuweisen.

Kopier- und Mikrofilmstelle (I/AV)

Ferner wurden am Lichtpausgerät in der
Operngasse 21 16.394 Lichtpausen an-
gefertigt.

stücken für die einzelnen DienststellenIn der Mikrofilmstelle werden Ersatz-
(Vernichtungs-) Verfilmungen durchge-
führt. 1990 wurdenl ,123.058 Aktensei-
ten für die Mikroverfilmung vorbereitet
und nachher verfilmt.
Die Kopierstelle fertigte 1990 folgende
Ablichtungen und Drucke von Schrift-

an:
Kopierstelle Herrengasse 11 2,148.846
Kopierstelle Teinfaltstraße 8 1,073.887
Kopierstelle Operngasse 21, 8. Stock 1,625.441
Drucksystemgerät und A3 -
Kopiergerät Operngasse 21/Parterre 2,756.240
Insgesamt 7,604,414

Landeshauptstadt Koordination (LAD)

seiner 2. Stufe mit drei gleichwertigen
Preisen entschieden. Diese wurden ver-
geben an: Architekt Dipl.lng.Emst Hoff-
mann, Wien, Architekt Prof. Wilhelm
Holzbauer, Wien, sowie an das Architek-
tenteam Bucek, Dvorak, Jiran, CSFR.
Diese drei Preisträger haben die Aufgabe
übertragen bekommen, unter Berück-
sichtigung der Vorprüfberichte und der
Empfehlung der Jury ihre Projekte zu
überarbeiten.
Die überarbeiteten Projekte wurden von
den Expertenteams der Vorprüfung von
Mitte bis Ende September neuerlich über-
prüft. Am 30.September 1990 hat die Jury
nach intensiven Beratungen mit einem
Stimmenverhältnis von 8 zu 4 das Projekt
des Architekten Dipl.lng. Emst Hoffmann
preisgekrönt. Die wesentlichsten Merk-
male des Projektes faßt Architekt Hoff-
mann in folgender Beschreibung zusam-
men:
"Das Regierungsviertel als Stadtteil im
Maßstab der Stadt - ein städtebauliches
Entwicklungskonzept anstelle eines zen-
tralen monumentalen Amtsgebäudes. Eine

Zusammenarbeit mit der
NÖ Landeshauptstadt-
Planungsgesellschaft
Alle in der Folge genannten Tätigkeiten
wurden in engster Zusammenarbeit zwi-
schen der NÖ Landeshauptstadt-Pla-
nungsgesellschaft und dem Landes-
hauptstadt-Koordinator abgewickelt.

Ideenwettbewerb
Landhaus
Anfang 1990 wurde die 2. Wettbewerbs-
stufe des Ideenwettbewerbes für das Re-
gierungsviertel mit dem NÖ Landhaus
ausgeschrieben. Teilnahmeberechtigt
waren die elf Preisträger aus der ersten
Stufe. Das von der NÖ Landesregierung
am 19. Dezember 1989 beschlossene
Flächen-, Raum- und Funkt ionspro-
gramm für das neue NÖ Landhaus bilde-

te einen integrierenden Bestandteil die-
ser Wettbewerbsausschreibung.
Die elf Teilnehmer haben Ende Mai 1990
ihre Projekte abgegeben. Im Juni wurden
die Projekte von verschiedenen Exper-
tengruppen intensiv geprüft. Die "Gruppe
Landhaus", in der der Landeshauptstadt-
Koordinator hauptverantwortlich mitwirk-
te, hat die Vorprüfung nach folgenden
Kriterienbereichen vorgenommen (die
Sollwerte zu diesen Kriterien sind im Flä-
chen-, Raum- und Funktionsprogramm
des NÖ Landhauses definiert):
Erfüllung Nutzflächen, mögliche Büroar-
beitsplätze, Erfüllung der Flächenzuord-
nung, Gebäudefunktion, Organisation
der Bürogeschoße, Nutzungsqualität -
Büro- und Besprechungsräume, Nut-
zungsqualität der Sonderflächen, Bau-
konstruktion und Gebäudetechnik, Wirt-
schaftlichkeit, Erfüllung baurechtlicher
Anforderungen.
Auf Basis des Berichtes der Vorprüfung
hat die internationale Jury den internatio-
nalen architektonischen und städtebauli-
chen Projektwettbewerb NÖ Landhaus in
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Das Siegerprojekt des Wettbewerbes für das Regierungsviertel mit dem NÖ Landhaus in
St. Pölten von Architekt Dipl. Ing. Ernst Hoffman

Bebauungsstruktur auch für geänderte
Rahmenbedingungen hinsichtlich Flä-
chenbedarf, Ausbaustufen, Nutzung und
Umnutzung. Das Landhaus nicht als so-
litäres Symbol, sondern als Akt der Be-
scheidung unserer Verwaltung: Vom Mo-
nument zum einladenden vertrauten
Hausmaßstab (überschaubare Amtshäu-
ser). Von der Tintenburg zum Stadtquar-
tier als Bürgerserviceviertel."
Das Siegerprojekt wurde den Mitgliedern
der NÖ Landesregierung am 2. Oktober
präsentiert. Die NÖ Landesregierung hat in
ihrer Sitzung am 16. Oktober beschlossen,
die NÖ Landeshauptstadt-Planungsgesell-
schaft zu beauftragen, entsprechend den
Empfehlungen des Preisgerichtes das Pro-
jekt des Architekten Dipl.lng. Emst Hoff-
mann aus Wien den weiteren Planungsar-
beiten zugrundezulegen. Am 18. Oktober
wurde das Projekt den Mitgliedern des NÖ-
Landtages präsentiert, am 5. und 6.Novem-
ber im Herrensaal des NÖ Landhauses
unter Anleitung von Experten öffentlich vor-
gestellt Zielgruppe dieser Aktion waren

vornehmlich die Bediensteten beim Amt
der Landesregierung. Ca. 1000 Perso-
nen haben daran tei lgenommen.

Zeitplan

Zweite Hälfte 1991 : Ansuchen um Baube-
willigung Mitte 1992: Baubeginn;
Anfang 1996: Übersiedelung Phase 1 (Bü-
rotechnische Infrastruktur - EDV mit zentra-
len Bürofunktionen);
1996: Übersiedelung Phase 2 - Landtag,
Mitglieder der Landesregierung sowie ver-
schiedene Dienststellen des Landes mit
zentralen Funktionen;
Bis 1998: Übersiedlung aller Dienststellen
des Amtes der Landesregierung.

Information der
Bediensteten

Neben der vorhin bereits erwähnten Prä-
sentation des Siegerprojektes und neben
verschiedenen schriftlichen und mündli-
chen Informationen im Rahmen von Abtei-
lungsleiterbesprechungen und Sitzungen
der Dienstnehmervertreter wurden vom

Projektgruppe Landhaus

In der Sitzung des Baubeirates Ende Okto-
ber wurde beschlossen, zur schrittweisen
Festsetzung der Nutzerwünsche die Pro-
jektgruppe Landhaus zu schaffen. Diese
Projektgruppe steht unter dem Vorsitz des
Landesamtsdirektors. Die Geschäftsfüh-
rung besorgt der Landeshauptstadt-Koor-
dinator. Ziel dieser Projektgruppe ist es,
durch eine permanente Einbeziehung der
zuständigen verantwortlichen Stellen inklu-
sive Personalvertretung dafür zu sorgen,
daß alle Anforderungen an das neue Land-
haus so rechtzeitig bei der NÖ Landes-

hauptstadt-Planungsgesellschaft depo-
niert werden, daß während des Baus teure
Umplanungen vermieden werden.
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Hfl. LAHOeSHAUPTSl ADI ST.PällEH
«tSlESUHOSVIEPTEl «IT lAWHAUS

Der Entwurf für das NÖ Landhaus in St. Pölten

Weitere Projekte

Straßenmeisterei  West: Rohbau ist fertig,
Fertigstellung Ende 1991.
Landessportschule: Eröffnung am 8. Sep-
tember 1990. Projekt Tulln: Baubeginn
Mai 1991, Fertigstellung Ende 1992.

Bediensteten insgesamt  zu 8 verschiede-
nen Terminen  über die Landeshauptstadt
St. Pölten und die weitere Vorgangswei-
se im Projekt Landhaus informiert wer-
den. In Summe haben ca. 350 Bedienste-
te die Gelegenhei t  zu diesen Informa-
tionsfahrten wahrgenommen.

Landeshauptstadt-Koordinator gemein-
sam mit der NÖ Landeshauptstadt-Pla-
nungsgesellschaft Informationsreisen für
Bedienstete aus Wiener Dienststellen mit
einem "Blau-gelben-Bus" nach St. Pölten vor-
genommen. Für diese Reisen wurden ur-
sprünglich 3 Busse vorgesehen. Wegen
des überaus großen Interesses konnten die
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Personal (I/P-ABC)

Aus dieser Übersicht ist zu ersehen, daß
sich der Stand bei den aktiven Beamten
(einschl. der im zeitlichen Ruhestand) um
5 Personen, bei den Vertragsbedienste-
ten um 533 Personen und bei den Pen-
sionsparteien um 14 Personen erhöht
hat.

========  = -—
1989 1990

Pragmatische Bedienstete

(einschl. Iw. Lehrer und
Landeskindergärtnerinnen) 6.324 6.337

Beamte im zeitlichen Ru-
hestand 18 10

Empfänger von Ruhe- und
Versorgungsgenüssen

(einschl. Lehrerund Lan-
deskindergärtnerinnen) 4.816 4.830

Vertragsbedienstete der

Entlohnungsschemata I, II,

I Lund II L (einschl. Kinder-

gärtnerinnen weltlichen und

geistlichen Standes, Aus-
hilfskräfte, Mutterberatungs-

ärzte und Konsiliartachärzte 11.960 12.493

Insgesamt _____________ = 23.118 23.670

In der nachstehenden Übersicht wird der
Personalstand der Bediensteten des
Landes Niederösterreich einschließlich
der Pensionsparteien, soweit diese von
hierorts betreut werden, mit Stichtag
1.Oktober 1989 bzw. 1. Oktober 1990 wie
folgt aufgezeigt:

Pressedienst (1/9)

chischen Haushalte sowie originelle TV-
Spots. Weiterer Schwerpunkt ist das gan-
ze Jahr hindurch die Abhaltung und Be-
schickung von Pressekonferenzen, Pres-
sefahrten und anderen öffentlichkeits-
wirksamen Aktivitäten. 1990 gab es auch
wieder gezielte Maßnahmen für die Aus-
landspresse.

Ziele 1991

Die technische Erneuerung und Adaptie-
rung der Presseabteilung wird mit beson-
derem Schwergewicht auf die Bildstelle
fortgesetzt. 1991 ist insofern Jubiläums-
jahr, als das Bundesland Niederöster-
reich in seiner jetzigen Form nach der
Loslösung von Wien siebzig Jahre alt
wird. In diesem Zusammenhang wird es
auch seitens der Presseabteilung zusätz-
liche Aktivitäten geben. Die gezielten
Kontakte mit den Medien und Pressever-
tretern werden, soweit es die personelle
Situation zuläßt, weiter ausgedehnt. Die
besonderen Schwerpunkte der Pressear-
beit 1991 beinhalten u.a. die gegenwärti-
ge Hauptstadtentwicklung samt Regiona-
lisierung und Dezentralisierung, die
durch die Ost-Liberalisierung für Nieder-
österreich neu entstandene Situation, die
geplante Gründung einer Donau-Univer-
sität, verschiedene kulturelle Aktivitäten,
die weitere Wirtschaftsentwicklung sowie
die entsprechende publizistische Unter-
mauerung von künftigen Großvorhaben
und Großereignissen.

desregierung wesentlich dazu beigetra-
gen, die diversen politischen und admini-
strativen Aktivitäten an möglichst viele
Landesbürger heranzutragen. Hierher
gehören die "Amtlichen Nachrichten"
(Auflage 2.900 Stück, Erscheinungswei-
se vierzehntägig), die färbige Wandzei-
tung "Niederösterreich im Bild" (Auflage
з.600 Stück, monatlich), die NÖ Kulturbe-
richte (Auflage 8.700 Stück, monatlich),
die "NÖ Perspektiven" (Auflage 70.000
Stück, vierteljährlich) sowie die Zeitschrift
"Raumordnung aktuell" (Auflage 4.550
Stück, vierteljährlich). 1990 hat die Pres-
seabteilung auch wieder eine Broschüre
über die aktuellen Landeskulturpreisträ-
ger herausgebracht. Umfangreich waren
heuer auch die diversen Werbeaktivitä-
ten des Landes mit dem weiterhin zentra-
len Slogan "N - ein schönes Stück Öster-
reich". Es gab Plakat- und Inseratserien,
thematisch im Mittelpunkt stehen dabei
die wichtigsten Schwerpunkte und Leitli-
nien der NÖ Landespolitik. Hier gehören
и.a. das Werden der Landeshauptstadt,
die Privatisierung, die Europapolitik, Fa-
milienhilfe, Kulturpolitik, das Landesbud-
get und die Regionalisierung. Bei der im
Herbst gestarteten Inseratenwelle wurde
besonders darauf geachtet, den Lands-
leuten die Umsetzung von Gesetzes- und
sonstigen Beschlüssen in die Praxis vor
Augen zu führen. Für die Insertion wur-
den Tages- und Wochenzeitungen sowie
sonstige Periodika, die auf ein entspre-
chendes Echo in Niederösterreich ver-
weisen können, herangezogen. Dazu ka-
men ein Postwurf an alle niederösterrei-

Pressedienst

Schwerpunkte 1990

Personell und technisch gab es in der
Abteilung 1/9 im Jahr 1990 wesentliche
Änderungen. Mit 1. August übernahm mit
Hofrat Dr. Franz Oswald, bisher stellver-
tretender Abteilungsleiter, ein neuer Re-
ferent die Leitung der Abteilung, der bis-
herige Abteilungsleiter Hofrat Dr. Gott-
fried Kapf trat in den dauernden Ruhe-
stand. Auf technischem Gebiet ist vor
allem die Umstellung der Abteilung auf
elektronische Datenverarbeitung und Do-
kumentation zu nennen, was einen tiefen
Einschnitt in der Arbeit mit sich brachte
und von den Bediensteten entsprechen-
de Flexibilität und Umorientierung erfor-
derte. Das zentrale Medium der Presse-
abteilung ist und bleibt die NÖ Landes-
korrespondenz (NLK), die seit Oktober in
einer neuen grafischen Aufmachung er-
scheint, die allgemein ein positives Echo
findet. Diese grafische Neuausrichtung
gilt künftig für alle von der Presseabtei-
lung erstellten und herausgegebenen
Medien. Die NLK erscheint täglich außer
Samstagen, Sonn- und Feiertagen in ei-
ner Auflage von 490 Stück bei einem
Umfang zwischen 12 und 24 Seiten. Das
Interesse dafür ist ungebrochen groß, der
Niederschlag von NLK-Meldungen in Zei-
tungen und Zeitschriften hat in jüngster
Zeit zugenommen. Die übrigen Publika-
tionen der Presseabteilung haben im Sin-
ne der Informationsverpflichtung der Lan-
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Bildstelle

Weiter gestiegenen Anforderungen sah
sich auch die Bildstelle gegenüber. Die
Nachfrage nach aktuellem ebenso wie
nach archiviertem Bildmaterial hat 1990

noch zugenommen. Die technische Aus-
rüstung konnte weiter verbessert werden.
Das außerordentlich wichtige Archiv der
Bildstelle wurde überarbeitet und auch
von der Dokumentation her auf den neue-
sten Stand gebracht. Ebenso wie es im
Pressedienst um die verbesserte Unter-

bringung der Nachrichten in den diversen
Medien geht, so ist dies auch das Haupt-
anliegen der Bildstelle. In dieser Richtung
wird nun die Anschaffung eines Bildüber-
mittlungsgerätes vorbereitet.

Protokoll (LAD)

Schwerpunkte 1990

• Vorbereitung, Durchführung und Ab-
rechnung von 295 Empfängen im Land-
haus
• Vorbereitung, Durchführung und Ab-
rechnung von 266 Empfängen außer
Haus
• Protokollarische Beratung und organi-
satorische Betreuung von 186 Veranstal-
tungen in NÖ Gemeinden
• Organisatorische Betreuung bzw.
Durchführung von 3 Festakten zur Eröff-
nung von Grenzübergängen (Hardegg,
Reintal und Drosendorf)

• Betreuung von 41 Pressekonferenzen
von Regierungsmitgliedern
• Ankauf, Verwaltung und organisatori-
sche Abwicklung der Vergabe von rund
1168 Pokalen und Ehrenpreisen
• Ankauf, Verwaltung und Durchführung
der Vergabe von Ehrengeschenken der
verschiedensten Art
• Betreuung hochrangiger politischer
und beamteter Delegationen im Hause
und im Lande
• Durchführung der aus den Partner-
schaftsverträgen Niederösterreichs er-
fließenden Aufgaben betreffend organi-

satorische, protokollarische und budge-
täre Betreuungsmaßnahmen
• Organisatorische, protokollarische
und budgetäre Betreuung von Eröff-
nungsakten auf Rosenburg, Schallaburg,
Schloß Orth, Preßburg, Brünn, Landes-
museum, blau-gelbe Galerie, Carnuntum
etc.
• Organisatorische, protokollarische
und budgetäre Betreuung der Konferenz
der Regierungschefs der "ARGE Donau-
länder".

Rechtsbüro (1/8)

Schwerpunkte und
Aufgabenbereich 1990
Der Aufgabenbereich des Rechtsbüros
umfaßt die Beratung von Landesdienst-
stellen in Angelegenheiten des Zivilrech-
tes und des Strafrechtes sowie die Ver-
tretung von zivilrechtlichen Interessen
des Landes vor den Gerichten. 1990 war
die Abteilung mit rund 1.400 Erledigun-
gen zivil- und strafrechtlicher Natur be-
faßt.
Die Beratung erfolgte durch Rechtsgut-
achten, informative Aussprachen oder
Übernahme strittiger Angelegenheiten
zur Vertretung nach außen. Entspre-
chend groß war der Parteienverkehr und
der Bedarf der Fachabteilungen an der
Teilnahme eines Vertreters des Rechts-
büros bei Abschluß von Rechtsgeschäf-
ten oder privatrechtlichen Auseinander-
setzungen mit verschiedenen Unterneh-
men.
Den Schwerpunkt der Tätigkeit bildete
die Errichtung oder Begutachtung von
Verträgen, wie Kauf-, Bestand-, Dienst-
barkeits- und Baurechtsverträge. Über
Ersuchen der verschiedenen Dienststel-

len waren rund 110 Verträge zu errichten.
Inhaltlich betreffen diese Verträge vor-
wiegend Fälle, die sich beim Ausbau von
Bundes- und Landesstraßen, bei Ge-
wässerregulierungen oder bei Errichtung
von Amtsgebäuden und Schulen erge-
ben. In Durchführung dieser Verträge
wurden die jeweils notwendigen Geneh-
migungen eingeholt und die abgaben-
rechtlichen Vorschriften wahrgenom-
men. Ferner wurden die entsprechenden
Grundbuchsgesuche verfaßt und einge-
bracht.
In etlichen Fällen mußte der Rechtsweg
beschritten werden, um offene Forderun-
gen des Landes einzuklagen, wie auf
Schadenersatz oder auf Rückzahlung
aushaftender Beträge aus den verschie-
denen Förderungsdarlehen; erforderli-
chenfalls waren die ausstehenden Beträ-
ge im Exekutionswege einbringlich zu
machen. Darüber hinaus waren auch
Prozesse zu führen, in denen gegen das
Land zu Unrecht erhobene Forderungen
abgewehrt werden konnten bzw. sonst
das Landesinteresse gewahrt wurde.
Durch Erstattung schriftlicher Rechtsgut-
achten und Stellungnahmen wurden die

verschiedenen Abteilungen des Amtes,
Bezirksverwaltungsbehörden und Ge-
meinden unterstützt. Über die protokolla-
risch erfaßte Tätigkeit hinaus nimmt die
Erteilung von Rechtsauskünften im Rah-
men des allgemeinen Parteienverkehrs
einen großen Raum ein.
Schließlich wirkte das Rechtsbüro noch
an der Begutachtung verschiedener Bun-
des- und Landesgesetze mit.

Ziele 1991

• Weitere Rationalisierung der Vertrags-
errichtung durch Verwendung von Text-
bausteinen;
• Vermeidung aufwendiger gerichtlicher
Auseinandersetzungen durch weitestge-
hende Verhandlungsbereitschaft;
• Mitarbeiterfortbildung, insbesonders
in den Bereichen Vertragssachen und
Grundbuchswesen;
• Einsatz der Rechtsdatenbank zur ver-
besserten Nutzung von Judikatur und ju-
ristischer Literatur.
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Statistik (R/2)

gen abgehalten. Neben der laufenden
Betreuung des gesamten Interviewersta-
bes mußten infolge häuf iger  Rücktritte
immer wieder neue Erhebungsorgane
angeworben und mit ihnen die Einschu-
lung für diese Tätigkeit in den einzelnen
Bezirken durchgeführt werden.
Für das Statistische Handbuch, die So-
zialhilfe-, JugendWohlfahrtspflege-, Jagd-,
Schul- und Energiestatist ik wurden die
notwendigen Erhebungen durchgeführt
bzw. Daten erfaßt, die in den vorange-
führten Publ ikat ionen zur Darstel lung ge-
bracht wurden.
Die erforderl ichen Rundschreiben für die
vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt durchgeführten Erhebungen be-
treffend die vierteljährl iche Viehzählung
und agrarstatistischen Erhebungen wur-
den an die Bezirkshauptmannschaften,
Magistrate und Gemeindeämter versen-
det, sowie deren vol lzähl ige und termin-
gerechte Vorlage beim Österreichischen
Statistischen Zentralamt kontrolliert.
Die rund 10.000 von den Gemeinden ein-
gesandten Zählblätter  der Wohnbaustati-
stik sowie die Baufortschrittsverzeichnis-
se wurden auf Vol lzähl igkeit  überprüft
und an das Österreichische Statistische
Zentralamt weitergeleitet.
Weiters wurden die monatl ichen Eingän-
ge der Me ldeb lä t te r  der Fremdenver-
kehrsstatistik überprüft,  aufgel istet und
katalogisiert.
Darüber hinaus wurden auf Anforderung
einzelner Dienststel len des Landes und
des Bundes,  wie auch von privaten Insti-
tutionen und Personen, zahlreiche stati-
st ische Tabel len erarbeitet bzw. Unterla-
gen zur Verfügung gestellt .

• Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich, 15.Jahrgang (in Ausar-
beitung);
• Der Fremdenverkehr in Niederöster-
reich im Jahre 1989;
• Niederösterreichische Sozialhilfe und
Jugend  Wohl fahr tspf lege,  Ber ich ts jahr
1989;
• Niederösterreichische Schulstatist ik,
Schuljahr 1988/89;
• Die Jagd in Niederösterreich,  Jagdjahr
1989.

Halbjährliche und monatliche
Publikationen

• Der Fremdenverkehr in Niederöster-
reich - Monatsberichte,  Halbjahresberich-
te (Winterhalbjahr, Sommerhalbjahr).

Einmalige Publikationen
• Die Gemeinderatswahlen in Nieder-
österreich vom 25.März 1990
Als Auftragsstatistik der mittelbaren Bun-
desverwaltung wurden für den Mikrozen-
sus  (viertel jährl iche St ichprobenerhe-
bung) rund 42.000 Erhebungsblätter,  da-
von 13 .000  Hausha l t sb lä t t e r  A und
29.000 Personenblätter B, auf Vollzählig-
keit und inhaltl iche Vollständigkeit über-
prüft und an das Österreichische Statisti-
sche Zentralamt zur Auswertung weiter-
geleitet.
Für sämtl iche 181 Interviewer,  die in rund
3.200 niederösterreichischen Haushal-
ten diese Erhebung durchführen,  wurden
in Zusammenarbeit  mit dem Österreichi-
schen Statistischen Zentralamt vom 18.
bis 27-April 1990 Wiederholungsschulun-

Schwerpunkte 1990

Das Aufgabengebiet  der Statistik besteht
im Sammeln und Sichten einer Vielzahl
statistischer Daten und deren Veröffentli-
chung in möglichst t iefgehender regiona-
ler Gl iederung.
Turnusmäßig hatte im Jahr 1990 die nie-
derösterreichische Statistik das 7.Koordi-
nierungsgespräch laut Art. 15a B-VG
auszurichten und zu leiten.
Im Berichtszeitraum wurde auf das äuße-
re Erscheinungsbild, wie auch auf die
inhaltl iche Verbesserung der Publikatio-
nen ein besonderes Augenmerk gelegt.
Dazu trug der ausschließliche Einsatz  der
neu angeschafften Computer  sowie der
Umstand bei, daß nunmehr  ein Teil der
Broschüren im Rahmen der Reihe "NÖ Schrif-
ten" erscheint.
Hervorzuheben wäre der 14. Jahrgang
des Statistischen Handbuches des Lan-
des Niederösterreich, das heuer als Nr.
44 der NÖ Schriften schon zum zweiten
Mal in dieser verbesserten, handl icheren
und zudem inhaltlich aufgewerteten Form
erschienen ist. Um dem Benützer den
Vergleich der Daten mit denen früherer
Jahrgänge zu erleichtern, wurde die in-
haltliche Gl iederung weitgehend beibe-
halten.
1990 wurden folgende Publikationen ver-
öffentlicht oder bef inden sich noch in Aus-
arbeitung:

Jährliche Publikationen
• Statistisches Handbuch des Landes
Niederöster re ich,  14 . Jah rgang  1989-
1990;

Verfassungsdienst (LAD)

Legistik

Im Bereich Legistik  sind sowohl die Fach-
abtei lungen, die Gesetz-  und Verord-
nungsentwürfe erstellen, zu betreuen als
auch die vom Bund ausgesendeten Ent-
würfe zu begutachten. Darüber hinaus ist
die Tei lnahme an Besprechungen mit den
Fachabteilungen des Amtes der NÖ Landes-
regierung sowie mit den Bundesdienst-
stellen erforderlich.

Landesrecht
Aus der Fülle der Entwürfe von landes-
rechtl ichen Vorschriften, an denen der
Verfassungsdienst mitgewirkt hat, wird
auf fo lgende Gese tzes-  und Verord-
nungsentwürfe hingewiesen:

Gesetzesentwürfe

• Neue Gesetze:

- Pflanzenschutzmittel in der
Landwirtschaft;

- Musikschulgesetz;
- Spitalsärztegesetz;
- Elektrizitätswesengesetz;
- Eltern-Karenzurlaubsgesetz;
- Gesetz über den Unabhängigen

Verwaltungssenat in NÖ;
• Novel len:

- Dienstrechtsgesetze;
- Umweltschutzgesetz;
-Gemeindeärztegesetz  1977;
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beim Datenverarbeitungsregister insge-
samt 383 Verarbeitungen registriert:

Verordnungen

- Raumordnungsprogramm
Wien-Umland;

-Saatgutverordnung 1990;
- Verordnung über Kurzparkzonen-

Aufsichtsorgane;
- Musikschulförderungsverordnung.

Bundesrecht

Im Jahr 1990 wurden 77 Gesetzesent-
würfe des Bundes begutachtet (im Jahr
1989 waren es ebenfalls 77). Dazu
kommt, daß der Verfassungsdienst des
Landes Niederösterreich auch zu grund-
legenden Vorhaben des Bundes beige-
zogen wird, so z.B. in der Strukturreform-
kommission, deren Ziel es ist, ein neues
Modell der bundesstaatlichen Kompe-
tenzverteilung zu erarbeiten.

Verlautbarung von
Rechtsvorschriften

1990 wurden im Landesgesetzblatt 141
Rechtsvorschriften in 23 Lieferungen ver-
lautbart (1989 waren es 130 Rechtsvor-
schriften in 20 Lieferungen). Die Register
erscheinen zweimal pro Jahr. Auf die
Herausgabe eines alphabetischen Regi-
sters zu den gelben Mappen wurde ver-
zichtet. Seit 1990 stehen 2 Desktop-Pu-
blishing-Anlagen in der Kanzlei der LAD
sowohl für den Satz des Landesgesetz-
blattes als auch für die Publikationen im
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit zur Ver-
fügung.

stellt, daß sowohl die finanzausgleichs-
gesetzliche Regelung des abgestuften
Bevölkerungsschlüssels als auch jene
der Volkszahl nicht verfassungswidrig
sind. Für zukünftige Regelungen werden
die Finanzausgleichspartner auf die Ein-
wände gegen den abgestuften Bevölke-
rungsschlüssel eingehen müssen und
darauf zu achten haben, daß Mehrbela-
stungen, die Gemeinden durch Zweit-
wohnsitze erwachsen, berücksichtigt
werden.
Auf Grund eines Beschwerdefalles hob
der VfGH mit Erkenntnis vom 1. März
1990, G 3/9/89, die Wortfolge "oder die
Nahversorgung mit Gütern des täglichen
Bedarfes" in § 21 Abs. 5 Z. 2 des NÖ
Raumordnungsgesetzes 1976 auf.
In einem Verordnungsprüfungsverfahren
wurde mit Erkenntnis des VfGH vom
29. Juni 1990, V 203/88, die Z. 2 des § 4
Abs. 1 der Verordnung über die Überprü-
fung von Feuerungsanlagen als gesetz-
widrig aufgehoben.
Von 51 Beschwerdeverfahren gemäß
Art. 144 B-VG wurden 9 Beschwerden
abgewiesen, bei 34 Beschwerden die Be-
handlung abgelehnt; 5 Beschwerden
wurden zurückgewiesen und bei 4 Be-
schwerden wurde der angefochtene Be-
scheid aufgehoben.

Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof

Im Jahr 1990 wurden 207 Beschwerde-
fälle mit Bezug zu Niederösterreich ent-
schieden (im Jahr 1989 waren es 172
Verfahren).
Davon wurden
126 Beschwerden abgewiesen,
15 Beschwerden zurückgewiesen,
20 Verfahren eingestellt; und in
46 Verfahren wurde der angefochtene
Bescheid aufgehoben.

______________________________1988 1989 1990

Amt der NÖ Landesregierung 54 71 86
Bezirkshauptmannsctiaften in

Niederösterreich 142 231 251
Sonstige Dienststellen des

Landes (wie z.B. ABB, Landes-

krankenhäuser, Berufsschulen) 20 30 46

Insgesamt 216 332 383

Verfahren vor den
Höchstgerichten

Verfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof

Im Jahre 1990 wurden 56 Verfahren mit
Bezug zu Niederösterreich entschieden
(1989 waren es 51 Verfahren). Davon
waren 3 Gesetzesprüfungsverfahren und
3 Verordnungsprüfungsverfahren.
Die FPÖ, Landesgruppe NÖ, und der
Landtagsklub der FPÖ haben beim VfGH
die Aufhebung der Bestimmungen der
Geschäftsordnung des NÖ Landtages
über die Wahl der Ausschüsse und über
selbständige Anträge sowie die Aufhe-
bung der Landtagsbeschlüsse vom
17. November und 15. Dezember 1988
über die Auslegung des NÖ Schulauf-
sichts-Ausführungsgesetzes betreffend
die Zusammensetzung der Kollegien der
Bezirksschulräte beantragt. Mit Beschluß
vom 26. Februar 1990, G 264-266/89, hat
der Verfassungsgerichtshof alle drei An-
träge zurückgewiesen.
Die NÖ Landesregierung hat am 27. März
1990 bei VfGH gemäß Art. 140 B-VG den
Antrag gestellt, verschiedene Bestim-
mungen des Finanzausgleichsgesetzes
1989 aufzuheben. Mit Erkenntnis vom
12. Oktober 1990, G 66/90-13, wurde der
Antrag abgewiesen. Der VfGH hat festge-

Datenschutz

Der Einsatz der automationsunterstützten
Datenverarbeitung nimmt bei der Dienst-
stelle des Landes weiter zu. Derzeit sind

NÖ Verwaltungsakademie (LAD)

Die NÖ Verwaltungsakademie nimmt auf
Grund des Regierungsbeschlusses aus
dem Jahr 1986 folgende Aufgabenberei-
che wahr:
• Ausbildung der Bediensteten als Vor-
bereitung auf die Dienstprüfungen (Aus-
bildungsprogramm);
• Fortbildung der Bediensteten im Hin-
blick auf neue bzw. erweiterte Aufgaben-
stellungen an die Verwaltung (Fortbil-
dungsprogramm);

Schwerpunkte 1990

Ausbildungssystem für
Techniker
(Verwendungsgruppe A und B)

In mehreren Klausuren wurde mit verant-
wortlichen Technikern ein Ausbildungs-
system für jene Techniker erarbeitet, die
ihren Dienst beim Amt der NÖ Landesre-
gierung antreten.

• systematische Ausarbeitung und Ko-
ordination von Maßnahmen zur Verwal-
tungsinnovation und Verwaltungsverein-
fachung, insbesondere durch organisato-
rische und kommunikative Hilfestellung
bei der Erarbeitung von Problemlösun-
gen im Bereich der Verwaltung;
• wissenschaftliches Arbeiten auf dem
Gebiet der Verwaltungswissenschaften
und Veröffentlichungen darüber.
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Die Ausbildung gliedert sich in "ON THE
JOB" Programme für folgende Zweige:
• Hochbau,

• Straßenbau,
e Wasserbau,

• Elektrotechnik und Maschinenbau,

• Umweltschutz,

• Vermessungswesen.

Überdies wird für diese Zielgruppe auch
ein eigenes Kursprogramm (Training off
the job) entwickelt.

Ausbildungssystem für Juristen

Nach nahezu zweijähriger Erprobung des
Juristenausbildungssystems wurde ein
intensiver Erfahrungsaustausch aller Be-
teiligten und Betroffenen eingeleitet.
Nach der Berücksichtigung der Verbes-
serungsvorschläge wird das Ausbil-
dungssystem für Juristen 1991 durch ei-
ne Dienstanweisung endgültig in Kraft
gesetzt. Die Seminarreihe im Rahmen
dieses Ausbildungssystems wird auch
weiterhin den Juristen einzelner Stadtge-
meinden Niederösterreichs angeboten
werden.

Abteilungsinterne und
abteilungsübergreifende
Klausuren

Als ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit
der Verwaltungsakademie zeigte sich
auch 1990 die Organisation und Durch-
führung von Problemlöseklausuren.
Klausurwünsche einzelner Abteilungen
wurden aufgegriffen und nach Möglich-
keit erfüllt. Im folgenden ein kurzer Aus-
zug aus den Klausurthemen und -zielen:
• Klausur mit EDV-Organisatoren mit
dem Ziel, die interne Organisationsent-
wicklung voranzutreiben.
• Mehrere Klausuren mit den Mitarbei-
tern der Gebietsbauämter und den Mitar-
beitern der betroffenen Zentralstellen mit
dem Ziele, besseres Verständnis für die
jeweiligen Probleme aufzubringen und
gemeinsam Problemlösungen zu suchen
und zu verwirklichen.
• Klausuren mit Mitarbeiter(innen) der
EDV mit dem Ziel, die Telefonkommuni-
kation zu verbessern.
• Klausur aller Mitarbeiter(innen) der
Koordinierungsstelle für Umweltschutz
mit dem Ziel, das Arbeitsprogramm für
1991 zu erarbeiten.

Moderieren von Projektgruppen
Immer häufiger treten Projektgruppen an
die Verwaltungsakademie mit der Bitte
heran, Projektgruppen zu leiten und zu

tenrichtlinie der EG" mit Experten von
Bundesverwaltungsbehörden durchge-
führt.

Dezentrale
Schulungsmaßnahmen

Erstmals wurde für eine Bezirksverwal-
tungsbehörde ein Training vorOrt durchge-
führt. Diese Schulungen, die besonders ko-
stengünstig durchgeführt werden können,
sollen weiter forciert werden. In diesem Zu-
sammenhang ist die geplante Institutionali-
sierung von Bildungsbeauftragten an de-
zentralen Dienststellen zu nennen.

Überarbeitung der
Führungsrichtlinien

Aufgrund der Weiterentwicklung der NÖ
Landesverwaltung, im Hinblick auf das
neue Landhaus in St. Pölten und schließ-
lich aufgrund der Tatsache, daß die Füh-
rungsrichtiinien bereits über 10 Jahre als
Leitlinien im NÖ Landesdienst angewendet
werden, lag es nahe, die Führungsrichtii-
nien einem intensiven Diskussions- und
Überarbeitungsprozeß zu unterziehen. Be-
gonnen wurde dieser Prozeß mit halbtägi-
gen Arbeitstagungen, an denen der über-
wiegenden Teil der Abteilungsleiter des
Amtes der NÖ Landesregierung und der
Bezirkshauptmänner teilnahm. Insgesamt
wurden acht derartige Tagungen durchge-
führt. Ein zusammenfassendes Protokoll
der Stellungnahmen wurde dann dem
Herrn Landesamtsdirektor zugeleitet, der
einer gänzlichen Neubearbeitung der Füh-
rungsrichtlinien zustimmte. Diese Neube-
arbeitung wird auf der Basis von Arbeitsta-
gungen durch eine Arbeitsgruppe im Rah-
men der Landesamtsdirektion vorgenom-
men. Sie hat ihre Arbeit im November 1990
aufgenommen. Ziel der Arbeitsgruppe ist
es, im Frühjahr 1991 neugestaltete Füh-
rungsrichtlinien einem breiten Begutach-
tungsprozeß durch Führungskräfte und
Mitarbeiter des Landes zuzuleiten.

Fortbildung von Mitarbeitern der
NÖ Landespensionistenheime

Im Berichtsjahr konnte nach langen Vorbe-
reitungsarbeiten mit der regelmäßigen, ein-
tägigen Fortbildung der Leiter der NÖ
Landespensionistenheime begonnen wer-
den. Zusätzlich besuchen 16 Leiter den
zweijährigen Lehrgang für Leiter von So-
zialeinrichtungen im Rahmen der Caritas-
Schule Wien. Für die Pflegedienstleiterin-
nen wurde mit einer Reihe von zweitägigen
Seminaren mit dem Thema "Sozialgeron-
tologie" in Zusammenarbeit mit pro senec-
tute Österreich begonnen. Für die Senio-

moderieren. So setzte 1990 die Projekt-
gruppe "NÖ Raumordnungsprogramm
für das Gesundheitswesen - neue Spi-
talsstruktur für Niederösterreich" die Ar-
beit unter der Leitung der NÖVAK fort.
Ziel dieser Projektgruppe ist es, eine
neue Spitalsstruktur auf dem Hintergrund
der gegenwärtigen Entwicklungen in den
Bereichen Grund-, Schwerpunkt- und
Maximalversorgung für die niederöster-
reichische Bevölkerung zu erarbeiten
und das Fremdpatientenproblem näher
zu bearbeiten. Die Arbeit der Projektgrup-
pe "Organisationsentwicklung Wasser"
wurde mit dem Ziel fortgesetzt, eine völlig
neue Organisationsstruktur für diesen
Bereich zu erarbeiten und umzusetzen.
Dieses Ziel wurde durch die Vorlage ei-
nes Organisationskonzeptes für den Be-
reich "Wasser" erreicht und abgeschlos-
sen. Die Projektgruppe präsentierte ihren
Vorschlag, wie zukünftig beim Amt der
NÖ Landesregierung alle hoheitlichen
und privatwirtschaftlichen Aufgaben im
Rahmen einer "Gruppe Wasser" organi-
siert werden sollen. Dieser Entwurf wurde
den zuständigen politischen Referenten
vorgelegt und harrt nun der Entschei-
dung. Im Herbst 1990 wurde in zwei Klau-
suren ein neues Organisationskonzept
im Bereich der NÖ Abfallwirtschaft erar-
beitet. Dieses Konzept sieht die Konzen-
tration aller hoheitlichen und privatwirt-
schaftlichen Abfallagenden in der Gruppe
GR vor. Dieses Konzept wird noch 1990
in der vorgeschlagenen Form implemen-
tiert werden.

Bildungsangebot der
NÖ Verwaltungsakademie
für die Neunziger Jahre

Im Jahre 1990 legte die NÖVAK ein völlig
neu gestaltetes und inhaltlich neu struktu-
riertes Bildungsprogramm vor. Trotz der
knappen Budgetmittel konnten erste
Schwerpunkte dieses Programmes ange-
boten und mit Erfolg realisiert werden;
• Erstmals wurde begonnen interes-sierte
Landesbedienstete zu Moderatoren für ab-
teilungsinteme und abteilungsübergreifen-
de Klausuren auszubilden. Die ausgebilde-
ten Moderatoren stehen zum Teil bereits im
Jahre 1991 für diese Aufgabe zur Verfü-
gung.
• Der Kurs Englische Rechts- und Wirt-
schaftssprache wurde 1990 auf mehrere
Gruppen ausgeweitet. Gerade im Hinblick
auf die EG-Aktivitäten stieg der Bedarf an
diesem Kurs rapid an. In diesem Zusam-
menhang muß auch der Wunsch der Lan-
desverwaltung an der Durchführung spe-
zieller EG-Seminare gesehen werden.
Erstmals wurde das Seminar "Bauproduk-
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renbetreuerinnen wurde ein einjähriger
Lehrgang "Bewegungstherapie für alte
Menschen" ausgearbeitet. Er wird 1991
angeboten. In Zusammenarbeit mit den
Bezirkshauptmännern und den Leitern
der Pensionistenheime wurde vereinbart,
bis Jahresende eine Vorschrift für die
Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter in
NÖ Landespensionistenheime auszuar-
beiten, die auch eine Regionalisierung
der Fortbildungsmaßnahmen zum Ziel
haben soll.

Supervision

Auch 1990 wurden für Sozialarbeiter, Kin-
dergärtnerinnen und Seniorenbetreuerin-
nen insgesamt 45 Supervisionsgruppen re-
gelmäßig durchgeführt

• Herausgabe neugestalteter Führungs-
richtlinien für die NÖ Landesverwaltung.
• Ausarbeitung einer "Bildungsoffensive
St. Pölten" als Grundlage für die Heran-
bildung eines Führungsnachwuchses.
• Ausarbeitung einer Organisatoren-
und Mitarbeiterausbildung, um dem stei-
genden Bedarf nach moderierten Arbeits-
klausuren und Organisationsentwicklun-
gen aus internen Ressourcen besser
nachkommen zu können.

• Inkraftsetzen des Juristenausbildungs-
systems durch eine entsprechende Dienst-
anweisung.
• Beginn der Arbeiten an einem Ausbil-
dungssystem für die Forst- und Agrar-
techniker beim Amt der NÖ Landesregie-
rung.
• Forcierung der Schulungsmaßnah-
men an dezentralen Dienststellen, wie
z.B. Bezirksverwaltungsbehörden.
• Weitere Realisierung des NÖVAK-Bil-
dungsangebotes für die Neunzigerjahre.
• Organisation und Durchführung von
abteilungsinternen und abteilungsüber-
greifenden Klausuren.
• Fortführung der begonnenen Projekt-
leitungen und der Moderation von Pro-
jektgruppen.
• Weiterführung der "internen Organi-
sationsentwicklung" für interessierte Ab-
teilungen und Dienststellen.
• Erarbei ten von Aus- und Fortbi l -
dungsvorschriften für einzelne Fachbe-
reiche (z.B. Kindergärtnerinnen, Sozial-
bereich, Pensionistenheime) als Grund-
lage einer Neustrukturierung der Bil-
dungsarbeit.

Statistik 1990

Veranstaltungen Tage
Teilneh-

mer
Allgemeine NÖVAK-Seminare 58 345
Kindergartensymposion 3 615
Supervisionsgruppen 450
Bezirkstagungen und
Fachtagungen 81 2.830
Problemlösungsklausuren 25 250
EDV-Schulungen 6 40
Supervisorausbildung 18 13
Insgesamt 191 4543

Ziele 1991

• Installierung und probeweise Durch-
führung des Ausbildungssystems von A-
und B-Technikern.

Europareferat (LAD)

• Schriftverkehr mit der Verbindungs- Auslandsbeziehungen
stelle der Bundesländer in diesen Ange-
legenheiten.

Arbeitsgemeinschaft
Donauländer

Die Initiative zur Gründung der ARGE
Donauländer durch Landeshauptmann

Gründung Europareferat

Der NÖ Landtag hat in einer umfassen-
den Resolution vom 12. Dezember 1988
im Rahmen der Budgetdebatte die EG-
Option der Österreichischen Bundesre-
gierung begrüßt und neben einer Reihe
grundsätzlicher Erwägungen die Landes-
regierung im Zusammenhang damit auf-
gefordert, "im Land ohne Gesamtver-
mehrung der Bürokratie ein Europarefe-
rat einzurichten".
Dieser Aufforderung hat die Landesregie-
rung mit Beschluß vom 27.Feber 1990
entsprochen und es wurde eine "Koordi-
nierungsstelle für Außenbeziehungen
des Landes NÖ und Europäische Integra-
tion (Europareferat)" im Rahmen der LAD
geschaffen.
Diesem Referat ist nachstehender Aufga-
benbereich übertragen:
• Informations- und Anlaufstelle für An-
fragen in Angelegenheiten der Europä-
ischen Integration,
• Koordination des Länderstandpunktes
in Fragen der Europäischen Integration
(nach Befassung der Fachabteilungen),
• Information der Fachabteilungen des
Amtes der NÖ Landesregierung über in-
tegrationsrelevante Dokumente,
• Koordination der bi- und multilateralen
Beziehungen mit dem Ausland,

Gemeinsame
Erk lä rung  der Reprä-
sen ta ten  der von
Landeshauptmann
Ludwig  In i t i ie r ten
ARGE Donau länder
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dige Abteilung konnten Delegationen
empfangen und verschiedene Schulty-
pen in Niederösterreich vorstellen. Kon-
kretisiert wurde dieses Arbeitsprogramm
bereits dadurch, daß im Jahr 1991 die
niederösterreichische Landesbibliothek
in Zalaegeszeg und Keszthely die Aus-
stellung “Niederösterreich in alten An-
sichten” präsentieren wird. Im Gegenzug
dazu werden im Jahr 1992 die Museen des
Komitates Zala eine Ausstellung in der nie-
derösterreichischen Landesbibliothek prä-
sentieren.
Erfolgreich war auch die Zusammenar-
beit auf kulturellem Gebiet. So fand vom
1. April bis 15. November 1990 die Aus-
stellung des Balaton! Muzeum Keszthely
“Der Häuptling von Gyenes”  in Traismau-
er statt.
Vom 15. bis 17. Oktober 1990 wurde im
Schloß Traismauer unter der Patronanz
des Museums für Frühgeschichte des
Landes Niederösterreich ein “Symposion
über Chronologie des 8. - 10. Jhdt.” unter
Beteiligung österreichischer, ungarischer
und mährischer Wissenschafter abgehal-
ten.
Seit 11. November 1990 bis voraussicht-
lich Ende Juni 1991 findet im Austausch
die Ausstellung “Pipeline zur Urzeit” im
Balatoni Muzeum Keszthely statt.
Der Sängerbund für Wien und Nieder-
österreich veranstaltete am 14,Oktober
1990 in Horn ein Sängerfest unter dem
Motto “Singen mit unseren Nachbarn”. An
diesem Sängerfest nahmen neben Chö-
ren aus Wien, Niederösterreich und der
CSFR auch ein 80köpfiger Jugendchor
aus Nagykanizsa teil.
Die Wissenschaftliche Landesakademie
für Niederösterreich hat Kontakte zur
Hochschule für Finanz- und Rechnungs-
wesen in Zalaegerzeg aufgenommen. Es
wurde z.B. die Teilnahme an Sommer-
managementkursen ermöglicht. Weitere
Gespräche über Themenbereiche, in de-
nen für beide Seiten eine Zusammenar-
beit von Interesse wäre, sollen folgen.
Auf wirtschaftlichem Gebiet wurden die
Kontakte fortgesetzt und es soll einer lau-
fenden Information über wirtschaftlich re-
levante Rechtsfragen besondere Bedeu-
tung zukommen.
Auf touristischem Gebiet wurden die Kon-
takte zwischen der Region Niederöster-
reich-Alpin und dem Reisebüro Zala-
Tours gepflogen und ausgebaut. Der im
Vorjahr erstmals aufgelegte Winterkata-
log wurde auch in diesem Jahr wieder
gedruckt und anläßlich eines Ungarn-
workshops der Österreichwerbung von
der Region Niederösterreich-Alpin und
der niederösterreichischen Fremdenver-
kehrswerbung präsentiert.

Natur- und Umweltschutzes, Fremden-
verkehrs sowie der Kultur und Wissen-
schaft. Die Initiatoren sehen es als kenn-
zeichnend für diese Zusammenarbeit an,
daß man mit einem Mindestmaß an Insti-
tutionalisierung auskommt. Ohne diese
geht es aber selbstverständlich nicht. So
wurden die Konferenz der Regierungs-
chefs, die Arbeitsgruppe der leitenden
Beamten, die Geschäftsstelle und die Ar-
beitskreise geschaffen.
Arbeitskreise wurden zunächst fünf ins
Leben gerufen, und zwar für Raumord-
nung und Umweltschutz unter dem Vor-
sitz von Bayern, Wirtschaft und Fremden-
verkehr unter dem Vorsitz von Oberöster-
reich und Gjör-Sopron, Kultur, Wissen-
schaft und Sport unter dem Vorsitz von
Niederösterreich und die beiden Arbeits-
kreise für Verkehr und Schiffahrt sowie
für die Weltfachausstellung Wien-Buda-
pest 1995 unter dem Vorsitz von Wien,
hinsichtlich der EXPO 95 wahrscheinlich
gemeinsam mit einem ungarischen Ko-
mitat.
Die Mitglieder und Beobachter der ARGE
Donauländer haben mittlerweile ihre Mit-
glieder für diese Arbeitskreise nominiert
und konnten diese bereits ihre Arbeit auf-
nehmen. Als erster Schritt sollen Arbeits-
programme erstellt werden, die der näch-
sten Konferenz der Regierungschefs, die
im Mai 1991 über Einladung Serbiens in
Belgrad stattfinden soll, zur Beschlußfas-
sung vorgelegt werden. Die Geschäfts-
stelle der Arbeitsgemeinschaft ist beim
Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung (Landesamtsdirektion-Europa-
referat) eingerichtet.

Bilaterale Beziehungen zum
ungarischen Komitat Zala

Mit einem Besuch des Komitatsratsvorsit-
zenden Laszlo VARGA in der Zeit von 5. bis
7. Juni 1990 wurden diese bilateralen Be-
ziehungen Niederösterreichs zum ungari-
schen Komitat Zala fortgesetzt Aufgrund
eines Arbeitsgespräches mit Landeshaupt-
mann Siegfried Ludwig wurde eine Verein-
barung über die Zusammenarbeit des Lan-
des Niederösterreich und des Komitates
Zala als Arbeitsprogramm für das Jahr
1990 unterfertigt. Besonderes Augenmerk
wurde auf Kontakte im Wirtschafts-, Bil-
dungs-, Kultur- und Sportbereich gelegt.
Die Förderung von Gemeindepartner-
schaften, von Kontakten zwischen Feuer-
wehren, den Volkshochschulen sowie zwi-
schen Gesundheits- und Sozialeinrichtun-
gen wurden in Aussicht genommen. Im
Schulbereich hat sich die Zusammenarbeit
gut entwickelt. Sowohl der Landesschulrat
für Niederösterreich als auch die für den
landwirtschaftlichen Schulbereich zustän-

Mag. Siegfried Ludwig liegt schon einige
Jahre zurück. Er hat diese Idee am 1.Ju-
ni1982 anläßlich eines ORF-Symposions
unter dem Titel "Die Donau - Lebensader
Europas" in Melk der Öffentlichkeit prä-
sentiert.
Nach jahrelangen schwierigen Verhand-
lungen mit den Ländern des früheren Ost-
blocks und vielen Rückschlägen ist letzt-
lich doch der Durchbruch gelungen und
es kam unter der Leitung von Landes-
amtsdirektor Vortr.Hofrat Dr. Karl Kern
zur entscheidenden Sitzung der leiten-
den Beamten der ARGE am 6. November
1989. Bei dieser Sitzung erfolgte die end-
gültige Weichenstellung, sodaß am 16.
und 17. Mai 1990 die Konferenz der Re-
gierungschefs stattfinden und auf der Do-
nau bei der Fahrt von Melk nach Dürn-
stein die "Gemeinsame Erklärung" (ge-
wissermaßen das Statut der ARGE Do-
nauländer) unterschrieben werden konn-
te.
- Die Mitglieder der ARGE Donauländer
sind
- der Freistaat Bayern;
- die Bundesländer Oberösterreich
- Niederösterreich
- Wien und
- Burgenland;
- die 7 ungarischen Komitate
- Gjör-Sopron
- Komarom
- Pest
- Fejer
- Bacs-Kiskun
- Tolnau und
- Baranya sowie
- die Sozialistische Republik Serbien
- und die Moldauische SSR.
Der Südmährische und Westslowakische
Kreis, deren Vertreter gleichfalls die “Ge-
meinsame Erklärung” mitunterfertigten,
gehören der ARGE Donauländer vorerst
noch als Beobachter an. Der Beobachter-
status wurde für die beiden genannten
Regionen deshalb gewählt, weil man da-
mit den in Gang befindlichen Umstruktu-
rierungen der CSFR Rechnung tragen
bzw. der Entwicklung nicht vorgreifen
wollte.
Zu dieser gelungenen Veranstaltung in
der Wachau haben auch Rumänien und
Bulgarien Vertreter entsendet. In der Ge-
meinsamen Erklärung heißt es, daß die
Arbeitsgemeinschaft für weitere Mitglie-
der und Beobachter offen und daß binnen
zwei Jahren über die Aufnahme einer im
Beobachterstatus befindlichen Region zu
entscheiden ist.
Bei dieser Gemeinschaft der an der Do-
nau gelegenen Länder und Regionen
geht es vor allem um die Behandlung und
Koordinierung von Fragen der Wirt-
schaft, Raumordnung, des Verkehrs,
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böhmischen Kreis bzw. den zuständigen
Planungsstellen. Diese bezogen sich vor
allem auf Raumordnungsfragen im
Grenzgebiet. Dabei standen Fragen der
Sand- und Kiesgewinnung, des Grund-
wasserschutzes und des Fremdenver-
kehrs beiderseits der Staatsgrenze im
Vordergrund.
Bei den Gesprächen wurde auch verein-
bart, die Stadtplanungen von Gmünd und
Ceske Velenice, welche neu erstellt wer-
den müssen, aufeinander abzustimmen.
Derzeit läuft auch eine Untersuchung, die
sich mit der Einbeziehung der Kanalisa-
tion “Ceske Velenice” in die Anlagen ei-
nes geplanten Abwasserverbandes Lain-
sitztal beschäftigt. Dies deshalb, da die
Stadtverwaltung von Ceske Velenice ei-
ne öffentliche Kläranlage betreibt, deren
Belastbarkeit jedoch für den steigenden
Abwasseranfall nicht mehr entspricht. Es
wurde daher von Seiten der CSFR der
Wunsch geäußert, bei der Dimensionie-
rung der Verbandsanlage Lainsitztal eine
Belastung entsprechend 3000 EGW aus
dem Bereich Ceske Velenice zu berück-
sichtigen.
Daneben wurden auch Kontakte zwi-
schen den Naturschutzabteilupgen auf-
genommen, um die Möglichkeiten zu
erörtern, die Naturschutzaktivitäten im
nordwestlichen Waldviertel mit Südböh-
men zu koordinieren.

Die Kontakte auf Gemeindeebene wur-
den durch Bürgermeisterexkursionen in
das Komitat Zala gefördert.

Bilaterale Beziehungen zur CSFR

Südmährischer Kreis

In Erfüllung des im Jahr 1987 zwischen
dem Land Niederösterreich und dem
Südmährischen Kreis abgeschlossenen
Rahmenprogrammes wurde die Zusam-
menarbeit auf der Basis des Arbeitspro-
grammes 1990 und 1991 fortgesetzt. Am
3. April besuchte der neue Vorsitzende
Dr. Zdenek Prikryl (Bürgerforum) Landes-
hauptmann Ludwig. Auf der Basis des
bereits erwähnten Arbeitsprogrammes
wurden einige Erweiterungen der The-
menbereiche vereinbart. Besonderes Au-
genmerk wurde dabei auf die Förderung
von Gemeinde- und Städtepartnerschaf-
ten, von kulturellen und sportlichen Ver-
anstaltungen auf Bezirks- und Gemein-
deebene, die Entwicklung des Fremden-
verkehrs und die Unterstützung ökologi-
scher Projekte, vor allem in den Grenzge-
bieten, gelegt.
Eine eigene Arbeitsgruppe, die sich mit
den Verkehrsverbindungen zwischen
beiden Regionen beschäftigt, wurde ein-
gerichtet. Besonderes Interesse zeigten
die südmährischen Partner an der Orga-
nisation der niederösterreichischen
Straßenverwaltung und es wurden be-
reits einige Straßen- und Brückenmeiste-
reien besichtigt.
Im Bereiche Dorferneuerung, Regional-
planung, Natur- und Umweltschutz wurde
im heurigen Jahr der Erfahrungsaus-
tausch verstärkt. Eine niederösterreichi-
sche Delegation nahm im Oktober in
Brünn an einem Seminar über Dorfer-
neuerung teil, bei dem Landeshaupt-
mann-Stellvertreter Dipl.lng. Dr. Erwin
Pröll über die Dorferneuerung Nieder-
österreichs referierte.
Weiters wurden gemeinsam mit den zu-
ständigen Stellen der Regionalplanung
und des Naturschutzes in Brünn und in
Znaim Vorbereitungsarbeiten für die
Schaffung eines Nationalparkes “Thaya-
tal” durchgeführt. Für diesen geplanten
grenzüberschreitenden Nationalpark
wurden sowohl auf der südmährischen
als auch auf der niederösterreichischen
Seite des Thayatales entsprechende Un-
tersuchungen über die Naturausstattung
eingeleitet. Die Möglichkeiten einer mit
naturschutz- und nationalparkverträgli-
chen Fremdenverkehrsnutzung werden
untersucht.
Erstmals wurden auch Möglichkeiten des
Luftgütedatenaustausches unter Voralar-

mierung bei hohen Imissionsereignissen
diskutiert. Eine Abklärung der weiteren
Vorgangsweise beim Datenaustausch ist
allerdings erst nach Beendigung der
staatlichen Strukturänderungen möglich.
Zu Studienzwecken besichtigten Fach-
leute die Meßnetzzentrale des NÖ Luft-
gütemeßnetzes und zugehörige Meßsta-
tionen.
Im schulischen Bereich sind die Kontakte
zum Südmährischen Kreis besonders po-
sitiv verlaufen. An der Expositur der Hö-
heren Lehranstalt für Fremdenverkehrs-
berufe Krems in Retz wird derzeit ein
Schulversuch geführt, in dem tschechi-
sche und österreichische Schüler in ei-
nem gemeinsamen Klassenverband inte-
griert sind.
Auch der gegenseitige Lehreraustausch
für Sprachstudien wurde gefördert. Es
bestehen derzeit auch eine Vielzahl von
Kontakten, um Schulpartnerschaften zwi-
schen niederösterreichischen Schulen
aller Arten und tschechischen Schulen
herbeizuführen.
Durch die Liberalisierung hat sich eine
regionale Zusammenarbeit, besonders
auf wirtschaftlichem Gebiet, entwickelt.
Es wurden eine Reihe von Kontaktveran-
staltungen durchgeführt, die in vielen Fäl-
len zu einer positiven wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit zwischen niederösterrei-
chischen und südmährischen Unterneh-
men geführt hat.
Auf kulturellem Gebiet wurde die Kunst-
ausstellung “Drei Frauen aus dem Wein-
viertel” vom 1. Juni bis 22. Juni 1990 im
Schloß Buchlovice gezeigt.
Drei niederösterreichische Künstler nahmen
an einem Bildhauersymposion (13. August
bis 7. Oktober 1990) sowie einem Maler-
symposion (8. Oktober bis 28. Oktober
1990) in Valtice teil.
Das Mährische Museum präsentierte die
Ausstellung “Am Ende der Donau” vom
20. April bis 15. November 1990 in Orth
an der Donau. Im April 1990 wurde eine
Exkursion einer Abordnung Südmähri-
scher Theaterwerkstättenleiter in die
Werkstätten der Bundestheater vermit-
telt.
Die Premiere des Theaterstückes “Der
Grasel” des Weinviertier Autors H. Kor-
herr fand im Mährisch-slowakischen
Theater in Uh.Hradiste am 9. Juni 1990
statt. Anschließend folgte ein Gastspiel
des Theaters am 29. Juni 1990 im “Thea-
ter im Stadl” in Guntramsdorf.

Südböhmischer Kreis

Aufgrund der Liberalisierung in der CSFR
kam es auch zu Kontakten und Bespre-
chungen zwischen Vertretern der Raum-
planung Niederösterreichs und dem Süd-

Westslowakischer Kreis bzw. Bratislava

Eine Delegation bestehend aus Vertre-
tern der Straßenplanung und Raumord-
nung besuchte auch Bratislava, um sich
über die Verkehrsplanungen dieses Rau-
mes sowie Entwicklungsvorstellungen
der Stadt Bratislava zu informieren. In
Gesprächen mit dem Verkehrsinstitut der
Stadtverwaltung Bratislava (Verkehrspla-
nung, Stadtplanung) ergaben sich wert-
volle Informationen für die Straßenpla-
nung und die Raumordnung Niederöster-
reichs.
Auch die Abwasserbeseitigung im Raum
Wolfstal stellt ein grenzüberschreitendes
Problem dar. Die Kläranlagen von Wolfstal-
Berg entsprechen nicht mehr den heuti-
gen wasserwirtschaftlichen Anforderun-
gen. Es ist daher die Zusammenführung
der beiden Kanalsysteme dieser Kata-
stralgemeinden und die Einbeziehung
des Erholungszentrums Berg sowie der
neu geplanten Grenzstation vorgesehen.
Es ergibt sich nunmehr die Möglichkeit,
das gesamte anfallende Abwasser in das
Kanalsystem der im Bau befindlichen
Kläranlage Engerau (Petrzalka) einzu-
bringen. Derzeit werden Gespräche auf
Landes- und Gemeindeebene mit der slo-
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schulen an einer Gebrauchtmaschinen-
aktion für Polen.
Der Landesschulrat für Niederösterreich
führte im Juni 1990 eine Exkursion in
diese polnische Wojwodschaft durch. Bei
diesem Besuch wurde vereinbart, Lehrer
zu Deutschseminaren an das Pädagogi-
sche Institut in Hollabrunn einzuladen.
Für 1991 ist geplant, auch zu anderen
Fortbildungsveranstaltungen des Päd-
agogischen Institutes in Hollabrunn ein-
zuladen und eine Teilnahme zu ermögli-
chen.

Bilaterale Beziehungen zur
belorussischen SSR

Im Rahmen eines von der österreich-
sowjetischen Gesellschaft, Landesgrup-
pe Niederösterreich, arrangierten Besu-
ches einer Delegation aus der belorussi-
schen SSR kam es zu einem Arbeitsmit-
tagessen mit Herrn Landeshauptmann
Siegfried Ludwig. Dabei wurde der
Wunsch geäußert, direkte Kontakte zwi-
schen beiden Regionen aufzunehmen.
Es wurde in Aussicht genommen, über
eine derartige Absichtserklärung im Jahr
1991 zu verhandeln.
Aufgrund des Reaktorunglückes von
Tschernobyl wurden von Niederöster-
reich die Kosten für die Behandlung eines
Kindes aus dieser Region im St. Anna-
Kinderspital in Wien übernommen. Als
Soforthilfe wurde der Delegation auch ei-
ne große Anzahl von Einwegspritzen zur
Verfügung gestellt.

Bilaterale Beziehungen zur
chinesischen Provinz Hebei

In der Zeit vom 9. bis 15. September 1990
besuchte eine Delegation aus der chine-
sischen Provinz Hebei Niederösterreich.
Bei einem Arbeitsgespräch mit Landes-
hauptmann Ludwig wurde vereinbart,
vorerst auf kulturellem Gebiet zusam-
menzuarbeiten. So wird derzeit geprüft,
ob im Jahre 1992 eine Ausstellung unter
dem Titel “Die Schätze der Sommerresi-
denz der Mandschukaiser (Jehol-Cheng-
de)” auf der Schallaburg gezeigt werden
kann. Herr Landeshauptmann Siegfried
Ludwig wurde zu einem Gegenbesuch in
diese chinesische Provinz eingeladen,
um über eine Zusammenarbeit auch auf
anderen Gebieten zu verhandeln.

Bilaterale Beziehungen zum
US-Bundesstaat Ohio

Aufgrund des im Vorjahr abgeschlosse-
nen Freundschaftsprotokolles mit dem
US-Bundesstaat Ohio besuchte Landes-

Begünstigt durch die Liberalisierung in
unserem Nachbarland konnte in Ver-
handlungen die Öffnung von fünf neuen,
zusätzlichen Grenzübergängen erreicht
werden:
Mitterretzbach - Hnanice, Hardegg - Ci-
zov, Reintal - Postoma, Drosendorf/Ober-
thürnau - Vratenin, Fratres - Slavonice.
Von den genannten Grenzübergängen
wurden vier zwischen Dezember 1989
und September 1990 eröffnet. Die Eröff-
nung des Grenzüberganges Fratres -
Slavonice ist für das Frühjahr 1991 vor-
gesehen.
In der österreichisch-tschechoslowaki-
schen Expertengruppe für Grenzüber-
gänge wurde außerdem entsprechend
dem Antrag Niederösterreichs vereinbart,
bei Angern - Zahorska Ves einen Grenz-
übergang zu errichten, der aus verkehrs-
politischen und ökologischen Überlegun-
gen nur für Fußgänger, Radfahrer und
Kleinmotorräder geöffnet sein soll. In Ge-
sprächen mit dem Westslowakischen
Kreis und den beiden zuständigen Ge-
meinden wurde vereinbart, einen Steg
über die March als gemeinsames Projekt
zu errichten.
Aufgrund des österreichisch-tschecho-
slowakischen Abkommens über Kata-
strophenhilfe wurden bei Gesprächen der
österr. Wunsch nach einem gemeinsa-
men Monitorsystem (gemeinsames Meß-
system mit Datenaustausch) deponiert,
um vor allem die gegenseitige Informa-
tion zu verbessern.
Besonders hervorzuheben ist die Aus-
stellung zeitgenössischer Künstler "Aus
dem Zuammenhang", die von der Kultur-
abteilung des Landes Niederösterreich
vom 14. Dezember 1989 bis 21.Jänner
1990 in Prag, vom 9. März bis 15. April
1990 in Pressburg und vom 28.Juni bis
29. Juli 1990 in Brünn gezeigt wurde und
auf großes Publikumsinteresse gestoßen
ist.
Abschließend kann festgestellt werden,
daß sich aufgrund der Liberalisierung in
der CSFR die Kontakte wesentlich aus-
geweitet und gut entwickelt haben.

Bilaterale Beziehungen zur
polnischen Wojwodschaft
Skierniewice

In Erfüllung des Arbeitsprogrammes für
die Jahre 1989 und 1990 wurden die Kon-
takte vor allem auf landwirtschaftlichem
Gebiet intensiviert. So besuchte eine De-
legation im April 1990 mehrere Landwirt-
schaftliche Fachschulen, um sich mit den
Aubildungsmöglichkeiten auf diesem Ge-
biet in Österreich vertraut zu machen.
Weiters beteiligten sich die niederöster-
reichischen Landwirtschaftlichen Fach-

wakischen Seite geführt, deren Verlauf
eine positive Erledigung erwarten lassen.
Weiters wurden anläßlich eines Seminars
am 5. und 6. Juni 1990 in Mikolov über
bilaterale Probleme der Raumordnung und
des Naturschutzes im Bereich Falkenstein-
Palava-Zahorie-Donau-March-Thaya-Auen
diskutiert.
Im Juni besuchten niederösterreichische
Sachverständige auf dem Gebiet des Ka-
tastrophenschutzes, des Strahlenschut-
zes und der Umwelthygiene das slowaki-
sche Landeshygieneinstitut in Pressburg.
Es wurde ein reger Gedankenaustausch
auf fachlicher Ebene über die Kontrolle
von Strahlenanlagen und die Überwa-
chung der Umwelt auf die Verunreinigung
von radioaktiven Stoffen gepflogen. Im
Rahmen des Besuches wurde auch eine
Besichtigung des Kernkraftwerkes Boh-
unice durchgeführt. Diese Gesprächs-
runden werden weitergeführt.
Die Wissenschaftliche Landesakademie
in Krems hat Kontakte zur Akademie
Istropolitana Bratislava aufgenommen
und Kooperationen und Austauschaktivi-
täten bezüglich verschiedener angebote-
ner Kurse und Forschungsprojekte ver-
einbart.
Zu den von der Landesakademie durch-
geführten Sommerkursen für Teilnehmer
aus Osteuropa in den Bereichen Mana-
gement, Tourismusmanagement und
Umwelt-Management werden jeweils 10-
15 Teilnehmer aus Bratislava nominiert
und nach Krems entsendet. 5 Teilnehmer
sind für den Hochschullehrgang für Auto-
matisierungstechnik vorgesehen. Sei-
tens der Landesakademie werden gleich-
falls Teilnehmer zu verschiedenen
Workshops der Academica Istropolitana
entsendet. Die von der Academica Istro-
politana angebotenen Workshops betref-
fen unter anderem “Optical Methods in
den Monitoring of Environment (OMME),
Management of Schools für Advanced
Studies”.

Allgemeines

Über Anfrage wurden CSFR-Stellen auch
umfangreiche Unterlagen über die Orga-
nisation der NÖ-Landesverwaltung, die
NÖ Landesverfassung, die Statute der
Städte mit eigenem Statut, Gemeinde-
ordnungen, den Finanzausgleich etc., zur
Verfügung gestellt.
Auch fanden zu diesem Themenbereich
Informationsgespräche mit CSFR-Fach-
leuten statt.
Daneben arbeitet Niederösterreich auch
in der österreichisch-tschechoslowaki-
schen Expertenkommission für Grenz-
übergänge mit.
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Sonstige
Auslandskulturaktivitäten
In der Zeit von 28. April bis 4. November
1990 fand im niederösterreichischen
Ausstellungszentrum auf Schloß Schalla-
burg die Ausstellung “Bretagne - die Kul-
tur des Landes am Meer 1300 - 1990”
statt. An der Eröffnung dieser Ausstellung
nahm auch der Präsident der französi-
schen Region Bretagne, Yvon Bourges,
teil. Herr Landeshauptmann Siegfried
Ludwig besuchte an der Spitze einer nie-
derösterreichischen Delegation von 27.
bis 31. Mai 1990 die Bretagne. Bei diesen
Gesprächen wurde auch die Ausweitung
der Zusammenarbeit auf weitere Gebiete
in Aussicht genommen.
Auch im Zusammenhang mit dem ge-
planten Archäologiepark Carnuntum gab
es einige Aktivitäten. Im Rahmen der Car-
nuntumforschung und des Archäologie-
parks Carnuntum kommt es zu intensiven
Kooperationskontakten mit der techni-
schen Universität Budapest im Bereich
der antiken Bauforschung. So wurden
Planungsarbeiten für die Ruinen beim
Schloß Petronell und der Palastruine
durchgeführt. In der Tagung der interna-
tionalen Carnuntumkommission als be-
gleitendes Fachgremium für die Beratung
und denkmalpflegerischen Maßnahmen
im Bereich der Carnuntiner Ausgrabun-
gen nahmen Fachleute aus drei Staaten
Europas teil. Zwei Stipendien wurden an
tschechoslowakische Archäologiestu-
denten aus Bratislava vergeben. An den
Ausgrabungen in Carnuntum nahmen
auch Archäologiestudenten der Universi-
tät Prag und der Universität Münster als
Ferialpraktikanten teil.
Eine ungarische Truppe, genannt “Fami-
lia gladiatoria”, unternahmen einen “Li-
mesmarsch” von Budapest nach Carnun-
tum.
Im Rahmen des MBA-Hochleistungsstu-
diums, das vom Ludwig Boltzmann-Insti-
tut für Management-Forschung im Auf-
trag der Landesakademie erstellt wurde,
ist weiters eine Kooperation mit der Euro-
pean Business School, einer Bildungsin-
stitution von Weltruf, vorgesehen. Die
EBS besitzt die Genehmigung, einen
staatlich anerkannten MBA-Titel (Kultus-
ministerium Hessen) als Abschluß eines
Post-graduate-Studiums zu verleihen.

Internationaler
Jugendaustausch
Seitens des niederösterreichischen Ju-
gendreferates wurde der Jugendaus-
tausch bzw. Austausch von Jugendlei-
tern mit Ägypten, Frankreich, Italien, Isra-
el, Polen, Portugal, Ungarn und der
CSFR fortgesetzt. Vertreter aus diesen
Ländern nahmen am internationalen Ju-
gendleitertreffen von 17. bis 24. Februar
1990 teil.

Raumordnung
Niederösterreich arbeitet auch in der
österreichisch-ungarischen Raumord-
nungskommission mit und beteiligte sich
an den Vorbereitungsarbeiten für eine
österreichisch-  tschechoslowakische
Raumordnungskommission.
Im Rahmen der Erstellung eines Entwur-
fes für eine internationale Alpenkonven-
tion ist Niederösterreich nicht nur im na-
tionalen Komitee, sondern auch in der
Arbeitsgruppe Raumordnung vertreten.
Die erste Sitzung dieser Arbeitsgruppe
fand am 29. und 30. Oktober 1990 in
Frankreich statt. Von der österreichi-
schen Delegation wurde ein Entwurf für
ein verbindliches Protokoll vorgelegt.
An der Ortsbildmesse, die im Jahr 1990
in Hainburg an der Donau stattfand, nah-
men Delegationen aus Ungarn und der
Tschechoslowakei teil. Dabei waren vor
allem die Komitate Vas und Györ-Sopron
sowie die Stadt Bratislava und der Kreis
Südmähren vertreten.
Daneben wurde eine Einladung nach Ba-
den-Würtemberg zum Europäischen
Dorferneuerungkongreß wahrgenom-
men. Von der europäischen Arbeitsge-
meinschaft für Landentwicklung und
Dorferneuerung erhielt die niederöster-
reichische Gemeinde Niederstrahlbach
anläßlich der europäischen Dorfwerkstatt
"Kultur im Dorf" am 16. Mai 1990 einen
europäischen Dorferneuerungspreis. Der
Gemeinde Niederstrahlbach wurde diese
Auszeichnung für die beispielhafte
Selbsthilfe bäuerlicher Familien zur Wie-
dergewinnung dörflichen Gemeinschafts-
sinnes verliehen.

hauptmann Siegfried Ludwig in der Zeit
vom 22. bis 24. April 1990 diesen US-
Bundesstaat. Infolge dieser Kontakte
wurden Gespräche zwischen der Wis-
senschaftlichen Landesakademie und
der Ohio State University aufgenommen.
Anfang Oktober konnten anläßlich des 4.
Internationalen Symposions “Preserving
A Quality Environment for Learning” Ge-
staltungs-, Funktions-, und Management-
fragen sowie Erfahrungen im Zusam-
menhang mit den verschiedenen Univer-
sitäts-Campus - die Ziele, Aufgaben und
Aktivitäten der Landesakademie vorge-
stellt werden. Möglichkeiten der Koope-
ration und des Austausches von Lehr-
kräften und Studenten zwischen der Wis-
senschaftlichen Landesakademie und
den Universitäten Ohios (Ohio State Uni-
versity, Kent State University) wurden
erörtert. Hauptaugenmerk der Ge-
sprächsrunden lag auf dem Bereich der
Master of Business Administration- Pro-
gramme.
Am 9. November 1990 fand wieder ein
Gespräch zwischen dem Gouverneur
von Ohio, Richard F. Celeste, und Lan-
deshauptmann Ludwig in Wien statt. Da-
bei wurden neuerlich diese Themen dis-
kutiert und auch ein Informationsaus-
tausch über die geplante Teilnahme
Österreichs an der AmeriFlora im Jahr
1992 gepflogen. Die AmeriFlora ist eine
große Blumenshow, die im Rahmen der
500-Jahr-Feierlichkeiten der Entdeckung
Amerikas durch Columbus in der nach
ihm benannten Hauptstadt Ohios stattfin-
den soll.

Konferenz Europa der Regionen
Am 24. und 25. April 1990 fand die 2. und
am 24. und 25.Oktober 1990 die 3. Kon-
ferenz “Europa der Regionen” statt. An
letzterer nahm in Vertretung des Landes-
hauptmannes Landesamtsd i rek tor
Vortr.Hofrat Dr. Karl Kern teil. Bei diesem
Treffen in Riva del Garda kam es zur
Annahme einer Entschließung, in der die
Teilnahme der Länder (Regionen) am
Entscheidungsprozeß der Europäischen
Gemeinschaften verlangt wird.
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Finanz- und Gemeindeangelegenheiten
Beschaffungsangelegenheiten (I/AV-BA)

rungsnoten wurden mit insgesamt
15,655.166,62 Schilling ausgestellt.
An 169 Gemeinden wurden 4495 Säug-
lingswäschepakete ausgeliefert. Hiezu
wird bemerkt, daß die anteiligen Perso-
nal-, Kraftfahrzeug- und Reisekosten für
die Zusammenstellung und Auslieferung
der Säuglingswäschepakete dem Land
zu ersetzen sind.
Aus Rationalisierungsgründen erfolgt die
Auslieferung grundsätzlich zweimal im
Jahr (März und Oktober). Besteht zwi-
schendurch ein dringender Bedarf, kön-
nen die Gemeinden die Säuglingswä-
schepakete zu einem reduzierten Preis
im Magazin der Abteilung l/AV-BA selbst
abholen oder per Post übermittelt erhal-
ten.

beglichen und im Refundierungswege
auf die in Betracht kommenden Positio-
nen des Landesvoranschlages überrech-
net. Die Refundierung zugunsten des
Warenbeschaffungsvorschusses erfolgt
durch die einzelnen Warenempfänger
aus den diesen zur Verfügung stehenden
Krediten. Dieser Zahlungsweg erscheint
deswegen gerechtfertigt, weil durch ter-
mingerechte Bezahlung namhafte Preis-
nachlässe erzielt werden können.

Aufgabenbereich und
Schwerpunkte 1990

Der Abteilung obliegen der Einkauf von
Bedarfsartikel für die Dienststellen sowie
die Zusammenstellung und Auslieferung
von Säuglingswäschepaketen für nieder-
österreichische Gemeinden. Ausgenom-
men davon ist die Beschaffung von Kraft-
fahrzeugen, Kunstgegenständen und
Baumaterialien.
Der Einkauf der Waren erfolgt auf Grund
von schriftlichen, mündlichen oder telefo-
nischen Bestellungen der einzelnen
Dienststellen, die für die voranschlags-
mäßige Deckung ihrer Erfordernisse ver-
antwortlich sind.
Die Rechnungen werden aus den Mitteln
eines Warenbeschaffungsvorschusses

Statistik 1990

1990 wurden 1053 Eingangsfakturen mit
einer Gesamtsumme von 15,150.640,07
Schilling angewiesen. 1363 Refundie-

Finanzangelegenheiten (IV/1)

deren gesamte rechnerische Überprü-
fung.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden
Niederösterreichische Gemeinden kön-
nen gemäß Landtagsbeschluß vom 25.
Jänner 1973 durch Übernahme der Haf-
tung gemäß § 1356 ABGB und Gewäh-
rung eines 5 %igen Zinsenzuschusses
für Kredite, die zur Durchführung außer-
ordentlicher Vorhaben aufgenommen
werden, gefördert werden.
Mit Beschluß der NÖ Landesregierung
vom 16. Dezember 1986 wurden die bis-
her gültigen Richtlinien geändert.
Die wesentlichen Punkte dabei sind die
taxative Aufzählung der Projekte sowie
die Anhebung der Finanzkraftgrenzen in
den unteren drei Gruppen.
Schwerpunktmäßig umfaßt die Tätigkeit
die Beratung der Gemeinden vor Antrag-
stellung in Zusammenarbeit mit anderen
Abteilungen, die Erstellung von Finanzie-
rungsplänen, Überprüfung der Anträge
auf Übereinstimmung mit den Richtlinien,
Einholung von Stellungnahmen, Weiter-
leitung an die Landesregierung zur Ge-
nehmigung, Ausstel lung der Bürg-
schaftsanbote, Überweisung von Zinsen-
zuschüssen sowie die Überprüfung der
widmungsgemäßen Verwendung.

Schwerpunkte 1990

Budgetgruppe
Am Beginn des Jahres wurde aufgrund
einer erstellten Vorschau auf das Jahr
1991 ein Richtlinienerlaß für den Voran-
schlag 1991 den kreditverwaltenden Ab-
teilungen und Gruppen übermittelt. In der
Folge wurden die auf diesem Erlaß basie-
renden Budgetanträge in der Finanzab-
teilung bearbeitet. Sodann erfolgten die
Verhandlungen auf Beamtenebene über
diese Anträge, die sich über ca. 8 Wo-
chen erstreckten. Das Ergebnis dieser
Verhandlungen wurde in einem Beam-
tenentwurf zusammengefaßt und schließ-
lich einer strengen Prüfung in einer Bud-
getklausur unterzogen. Dieses Ergebnis
bildete die Grundlage für die Verhandlun-
gen mit den politischen Referenten, wor-
aus der Budgetentwurf 1991 für Landes-
regierung und Landtag entstand. Zusätz-
lich mußten die Erläuterungen zum Bud-
getentwurf 1991 verfaßt werden.
Der Voranschlag für das Jahr 1991 wurde
vom Landtag in seinen Sitzungen vom 3.,
4. und 5. Dezember 1990 mit nachste-
hendem Rahmen beraten und geneh-
migt:

gegenüber

______________________________________1990
Einnahmen _________30.630,926.000 + 8,99%

Ausgaben 33.050,097.000 + 9,83%

Abgang 2.419,171.000 + 21,75%

• Verwaltung des Voranschlages 1990,
insbesondere hinsichtlich der Inan-
spruchnahme von veranschlagten Kredi-
ten (Freigabe unter besonderer Berück-
sichtigung von wirtschaftspolitischen Ge-
sichtspunkten); Bearbeitung von Anträ-
gen auf Aufhebung der Kreditkürzung;
• Erstellung eines Nachtragsbudgets
zum Voranschlag 1990 in Entsprechung
zusätzlichen Kreditbedarfes im Laufe des
Jahres 1990 mit einem Volumen von
3.439,030.000 Schilling.
• Bewirtschaftung der Finanzen des
Landes hinsichtlich der kassenmäßigen
Inanspruchnahme (Bewilligung von Kas-
senmitteln) in einer finanziell weiterhin
angespannten Situation und der Anlage
von Geldern (in Form von Termin- und
Ultimogeldern) einschließlich der Über-
wachung der daraus resultierenden Zin-
seneingänge.
• Abwicklung des Schuldendienstes für
vom Land aufgenommene Darlehen (51
Einzeldarlehen mit einer Aushaftung von
rund 13,4 Milliarden Schilling).
• Mitwirkung an Sonderfinanzierungen,
insbesondere Leasingverträgen sowie
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tung und die Überwachung des Eingan-
ges der Haftungsbeiträge sowie Durch-
führung der Überweisungen im Rahmen
der Aktion.
Die wirtschaftliche Entwicklung der geför-
derten Unternehmen wird anhand be-
triebswirtschaftlichen Zahlenmaterials
über die gesamte Laufzeit der Landes-
haftung kontrolliert.

Landeshaftung für Innovationen
Mit Beschluß des Landtages von Nieder-
österreich vom 24. Februar 1983 wurde
die Innovationsförderung durch Landes-
haftung in Niederösterreich eingeführt.
Zweck dieser Aktion ist insbesondere die
Hebung der Wettbewerbsfähigkeit, Stär-
kung der Ertragskraft von Industriebetrie-
ben und des güterproduzierenden Ge-
werbes in Niederösterreich sowie die
Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur und die Sicherung bzw.
Schaffung von Arbeitsplätzen.

Beteiligungen des Landes an
wirtschaftlichen Unternehmun-
gen
Im Rahmen dieses Tätigkeitsbereiches
wird vom Land Niederösterreich ein we-
sentlicher Beitrag zur Belebung der Wirt-
schaft und Sicherung der Arbeitsplätze
im Landesgebiet geleistet.
Die Projekte und damit die Investitionsko-
sten liegen meist in einer Größenord-
nung, die von privatrechtlich organisier-
ten Gesellschaften ohne zusätzliche Hilfe
nicht bewältigt werden können.
Die Unterstützung des Landes erfolgt ei-
nerseits durch Beratung über Finanzie-
rungsmöglichkeiten, andererseits durch
Zuführung von Geldmitteln in Form von
Kapitalerhöhungen oder Zuschüssen, je
nachdem welche Vorgangsweise für das
jeweilige Unternehmen am günstigsten
ist, sowie die Übernahme von Bürgschaf-
ten für Darlehen und Anleihen.
Die Tätigkeit der Abteilung umfaßt in die-
sem Bereich die Beurteilung der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Unterneh-
men, Auswertung des betriebswirtschaft-
lichen Datenmaterials und die damit zu-
sammenhängende Vorbereitung der Ent-
scheidungen über die Art und Form not-
wendiger Mittelzuführungen bzw. der Ge-
winnverwendung.
Im administrativen Bereich werden die
erforderlichen Regierungs- und Land-
tagsvorlagen erstellt sowie die Vollmach-
ten für die jeweiligen Machthaber des
Landes bei den Haupt- und Generalver-
sammlungen ausgefertigt.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden, Überbrückungs-
hilfe für Wasserbauten
Seit der Gründung des NÖ Landes-Was-
serwirtschaftsfonds werden nur noch die
bestehenden Fälle abgewickelt.

Energiekostensenkung
Der Landtag von Niederösterreich hat in
seiner Sitzung am 1. Dezember 1983 die
Einführung einer weiteren Untersektion
der Landes-Finanzsonderaktion für Ge-
meinden beschlossen.
Die von der NÖ Landesregierung mit Be-
schluß vom 24. April 1984 für diesen Teil
der Landes-Finanzsonderaktion erlasse-
nen Richtlinien wurden mit Beschluß vom
16. Dezember 1986 geändert. Wesentli-
che Punkte der Änderung waren die An-
hebung des Zuschusses von 4 % auf 5 %,
eine generelle Vereinfachung der Antrag-
stellung sowie eine Ausweitung auf alle
gemeindeeigenen Gebäude, die öffentli-
chen Zwecken dienen.
Die Tätigkeit umfaßt schwerpunktmäßig
die Beratung vor Antragstellung, Über-
prüfung auf Übereinstimmung mit den
Richtlinien, Einholung von Stellungnah-
men.

Landeshaftung für
Industriebetriebe
Die im Beschluß des Landtages von Nie-
derösterreich vom 22. Mai 1980 geänder-
ten Richtlinien sehen die Förderung von
Investitionsprojekten der Industrie und
des Gewerbes mit industriellen Einrich-
tungen vor. Es werden dabei besonders
jene Fälle berücksichtigt, die die erforder-
lichen bankmäßigen Sicherheiten nur
zum Teil erbringen können.
Gefördert werden können vor allem Pro-
jekte, die der Steigerung der Leistungsfä-
higkeit dienen, und solche, die auf Erhal-
tung bzw. Neuschaffung von Arbeitsplät-
zen ausgerichtet sind.
Die Tätigkeit besteht in der Beratung der
Firmen vor Antragstellung, der betriebs-
wirtschaftlichen Vorprüfung der Anträge,
Überprüfung auf Übereinstimmung mit
den Richtlinien, Weiterleitung des Antra-
ges an eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, betriebswirtschaftliche Auswer-
tung des Prüfberichtes und Aufbereitung
des Ergebnisses des Prüfverfahrens für
die Entscheidungsfindung in der NÖ Lan-
desregierung und im NÖ Landtag. Daran
schließt die Erstellung des Bürgschafts-
anbotes und die Ausarbeitung des Über-
einkommens mit dem Unternehmen so-
wie die ständige Betreuung des Förde-
rungswerbers auf Dauer der Landeshaf-

Nach der Abwicklung des 1. Privatisie-
rungsschrittes bei der EVN wurde im Be-
richtszeitraum eine 2. Tranche veräußert.
Durch den Verkauf der Stammanteile an
der Tierkörperbeseitigungsanstalt Tulln
wurde ein weiteres Privatisierungsprojekt
erfolgreich realisiert.

Regional-, Öko- und
Struktursonderaktion
Mit Beschluß der NÖ Landesregierung
vom 25. September 1990 wurden die Mit-
tel aus den neuen drei Sonderaktionen
verteilt.
Die Abwicklung erfolgt über die jeweils
zuständige Fachabteilung im Einverneh-
men mit der Finanzabteilung.

Überregionale und
internationale Angelegenheiten
Die Vollendung des europäischen Bin-
nenmarktes bis 1992 und der geplante
EG-BeitrittÖsterreichs erfordern umfang-
reiche Vorarbeiten im Rahmen der Fi-
nanzpolitik auch des Landes, beispielhaft
hiefür etwa die Harmonisierungsbestre-
bungen im Bereich der Subventionen und
Förderungsaktionen.
Die Finanzierung der Landesaktivitäten
im Rahmen der EXPO 1995 oder der
durch die Öffnung der Ostgrenzen beson-
ders vordringlich gewordenen Investitio-
nen im Rahmen des Landes-Verkehrs-
konzeptes bildet weitere Schwerpunkte.
Durch die Errichtung eines interuniversi-
tären Forschungsinstitutes für Agrarbio-
technologie (IFA) in Tulln schafft das
Land eine für den gesamten EG-Raum
modellhafte Wissenschaftseinrichtung.

Teilnahme an Baubeiräten
Gemäß der Dienstanweisung der Lan-
desamtsdirektion vom 20. März 1984, Sy-
stemzahl 01-01/00-0750, über die Pla-
nung und Ausführung von Bauvorhaben,
ist der Leiter der Finanzabteilung bzw. ein
entsendeter Vertreter in jedem Baubeirat
Mitglied. Die Tätigkeit des Vertreters der
Finanzabteilung in den Baubeiräten be-
steht im wesentlichen darin, auf eine
sparsame Verwendung der Landesmittel
und die Einhaltung der ÖNORM A 2050
über die Vergabe von Leistungen zu ach-
ten.
Von besonderer Bedeutung für diese Tä-
tigkeit ist dabei der in jeder Baubeiratssit-
zung zu erstattende Bericht über die Fi-
nanzierungssituation, die durchgeführten
und beabsichtigten Vergaben sowie über
die Kostenentwicklung im Vergleich zu
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Landeshaftung für
Industriebetriebe

Der Schwerpunkt der Haftungsübernah-
men liegt eindeutig bei der Sicherung von
Arbeitsplätzen. Durch die Gewährung der
Förderung sollen Bestand und Weiterent-
wicklung der Unternehmen gesichert
werden. Im gleichen Ausmaß wie die Si-
cherung von bestehenden Arbeitsplätzen
wird die Schaffung von neuen Arbeits-
plätzen gefördert.

Teilnahme an Baubeiräten
Zielvorstellung ist es, daß die vorhande-
nen Mittel am zweckmäßigsten und wirt-
schaftlichsten eingesetzt und die für das
jeweilige Projekt genehmigten Gesamt-
baukosten nicht überschritten werden.

Stellungnahmen, insbesonders
zu Gesetz- und Verordnungsent-
würfen
Zielvorgabe ist es, die finanziellen Inter-
essen des Landes wirksam durchzuset-
zen.

Teilnahme an Baubeiräten
Fürden Vertreterder Abteilung IV/1 ist es
mangels technischer oder medizinischer
Spezialkenntnisse nicht immer möglich,
die Fragen der Notwendigkeit bzw.
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit
von in Baubeiratssitzungen zur Diskus-
sion stehenden Baumaßnahmen bzw.
Anschaffungen zu beurteilen. In diesen
Fällen muß auf die Wohlmeinung der
Sachverständigen vertraut werden.

Stellungnahmen, insbesondere
zu Gesetz- und Verordnungs-
entwürfen
Die von den Bundesdienststellen einge-
räumten Begutachtungsfristen werden -
auch bei wichtigen Gesetzen - oft zu kurz
bemessen.
Weiters fehlen gelegentlich in den Erläu-
ternden Bemerkungen Angaben darüber,
wie sich der vorgeschlagene Gesetz-
oder Verordnungsentwurf finanziell aus-
wirken wird.

den veranschlagten Kosten und dem
Baufortschritt.
Eine Ausweitung dieses Tätigkeitsberei-
ches erfolgte im Zusammenhang mit der
Errichtung der Landeshauptstadt und der
Dezentralisierung der Landesdienststel-
len.

Stellungnahmen, insbesondere
zu Gesetz- und
Verordnungsentwürfen

Im Rahmen des Begutachtungsverfah-
rens ist es in erster Linie Aufgabe der
Abteilung IV/1 zu prüfen, ob durch Be-
stimmungen in Gesetz- und Verord-
nungsentwürfen finanzielle Interessen
des Landes NÖ berührt werden und sich
dadurch Auswirkungen auf das Landes-
budget ergeben.

Probleme 1990

Budgetgruppe
Die Verwaltung des Voranschlages wird
infolge der angespannten Budgetsitua-
tion immer schwieriger.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden
Probleme traten nur insoferne auf, als
durch die Anzahl der Anträge eine neuer-
liche Aufstockung des Kreditrahmens
notwendig geworden ist.

Energiekostensenkung
Probleme traten bei diesem Teil der Lan-
des-Finanzsonderaktion insoferne auf,
als die Unterlagen bisher in den wenig-
sten Fällen schon bei Antragstellung den
Erfordernissen entsprachen.

Landeshaftung für
Industriebetriebe
Probleme entstehen dadurch, daß Betrie-
be trotz Landeshaftungen in finanzielle
Schwierigkeiten geraten.

Landeshaftung für Innovationen
Die Probleme bei der Durchführung die-
ser Haftungsaktion liegen darin, daß statt
innovativer Betriebe vielfach Sanierungs-
fälle an das Land herangetragen werden.

Ziele 1991

Statistik 1990

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden
Im Berichtzeitraum wurden in drei Sitzun-
gen der NÖ Landesregierung 159 Anträ-
ge im Rahmen der Landes-Finanzson-
deraktion für Gemeinden mit einem Kre-
ditvolumen von 150.291.000 Schilling ge-
nehmigt, wodurch Investitionen in Höhe
von rund 300,000.000 Schilling ermög-
licht wurden. 1990 wurden 153 Anträge
eingebracht. Seit Bestehen der Aktion
wurden insgesamt 3.151 Ansuchen vor-
gelegt.

Energiekostensenkung
Für diese Aktion steht ein Kredit- und
Haftungsrahmen von 100,000.000 Schil-
ling zur Verfügung.
1990 wurden in zwei Sitzungen der
NÖ Landesregierung 4 Anträge mit ei-
nem Kreditvolumen von 3,038.000
Schilling genehmigt.
Im Berichtzeitraum wurden 6 Anträge ein-
gebracht.

Budgetgruppe
Es wird Aufgabe der Finanzabteilung
bleiben, die Auswertung der durch die
größere Tiefengliederung des Budgets
und die Verarbeitung der Daten durch die
EDV gebotenen Möglichkeiten weiter
auszubauen.

NÖ Landes-Finanzsonderaktion
für Gemeinden
Ziel der Aktion ist es, Einrichtungen zu
fördern, die der Verbesserung der Kom-
munikation innerhalb der Gemeinde die-
nen. Der Schwerpunkt liegt bei Straßen-
bauten und Projekten, die eine sinnvolle
Freizeitgestaltung ermöglichen.

Energiekostensenkung
Ziel dieser Aktion ist es, den Energiever-
brauch an bestehenden gemeindeeige-
nen Gebäuden, die öffentlichen Zwecken
dienen, sowie in Schulen und Kindergär-
ten zu senken. Die Förderung besteht
aus einem 5 %igen Zinsenzuschuß und
der Haftungsübernahme gemäß § 1356
ABGB durch das Land Niederösterreich.
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Landeshaftung für Industriebe-
triebe

Bis jetzt wurden Haftungen für Kredite von 108
Industrieunternehmen übernommen. Der
Haftungsrahmen beträgt 1.600,000.000 Schil-

ling; er ist bis auf 102,930.360 Schilling
ausgenützt

Landeshaftung für Innovationen

Für die Aktion steht ein Haftungsvolumen
von 25,000.000 Schilling zur Verfügung.
Bisher wurde für 6 Industrieunternehmen
die Haftung übernommen.

Buchhaltung (IV/1)

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1990

Die NÖ Landesbuchhaltung hat im Rah-
men der Vollziehung der Landesgeba-
rung, der Gebarung der mittelbaren Bun-
desverwaltung und der Auftragsverwal-
tung des Bundes sowie von Gebarungen
der von einzelnen Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung verwalteten
Stiftungen und Fonds mit Rechtspersön-
lichkeit bzw. der Konkurrenzen den Buch-
haltungsdienst zu besorgen, das ist
• die gesamte Buchführung über die vor-
anschlagswirksame und voranschlagsun-
wirksame (durchlaufende) Gebarung;
• die Erstellung des Vermögensstandes
aus der Bestands- und ErfolgsVerrech-
nung;
• die Einleitung und Überwachung des
Vollzuges der Zahlungen;
• die Zahlbarstellung der Bezüge sowie
der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der
Landeslehrer wie auch der Bezüge der
Kollektivvertragsbediensteten sowie
• die Verfassung fallweiser Berechnun-
gen und die Verfassung von Monatsab-
schlüssen und des Jahres-Rechnungs-
abschlusses mit den erforderlichen Beila-
gen vorzunehmen, der für das Jahr 1989
nachstehendes Ergebnis vor dem Haus-
haltsausgleich aufweist:

• die Einhaltung des finanziellen Wir-
kungskreises und der Gebarungs- und
Verrechnungsvorschriften durch die kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen un-
terstehenden Kassen, Anstalten, Heime,
Schulen, Stiftungen und Fonds wahrzu-
nehmen;
• die Evidenz von Darlehen und Förde-
rungen des Landes, ausgenommen der
Gehaltsvorschüsse und die Darlehen aus
Bedarfszuweisungen sowie die Ver-
pflegskostenverrechnung und
• die Überwachung der Liquidität aller
Landeskonten, Erstellung von Entschei-
dungsgrundlagen für Darlehensaufnah-
men sowie über Auftrag der Finanzabtei-
lung Gelder zu bestmöglichen Verzinsun-
gen langfristig anzulegen.
Im Rechnungsjahr 1990 konnten einige
Ziele realisiert werden.
Für die Bereitstellung von Daten für die
Flußbaukartei des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft auf Daten-
trägerband wurden die geforderten Vor-
aussetzungen durch Laden von Bundes-
EDV-Kennzeichen erfüllt.
Die Entwicklung einer automationsun-
terstützten Baustellenbelastung mittels
Schnittstelle zum MPB-System aus der
Datenerfassung zur Lohnverrechnung
der KV-Bediensteten wurde abge-
schlossen.
Durch Umstrukturierungen innerhalb der
Landesbuchhaltung konnte die Anzahl
der Dienstposten beträchtlich verringert
werden.

Anschluß der Bezirkshauptmannschaf-
ten an die zentrale EDV-Anlage des Lan-
des zum Ziele haben.
Durch die Pensionszusammenlegung
entstand ein zusätzl icher Arbeitsauf-
wand, da die EDV-Eingaben derzeit nur
händisch durchgeführt werden können.

Ziele 1991

Kurzfristige Ziele

• Überarbeitung bzw. Neufassung der
Richtlinien für Verwaltung des unbeweg-
lichen Landes vermögens (RuL).
• Neuprogrammierung aufgrund des
NÖ Wohnungsförderungsgesetzes.
• Einführung des Nebenkostensystems
bei kassenführenden nachgeordneten
Dienststellen.

Mittelfristige Ziele

• Vorbereitung der Änderung und Er-
gänzung der vorläufigen Verrechnungs-
und Zahlungsordnung (WZO) aufgrund
praktischer Erfahrungen.
• Erstellung der EDV-Programme für die
großvolumigen Darlehen aus der Wohn-
bauförderung 1968/73/84.
• Anschaffung einer Belegverfilmungs-
anlage vorerst für den Bereich der Kon-
kurrenzgebarungen, die für die Belegver-
waltung Einsparungen bei Zeit, Kosten
und Archivraum erwarten läßt.

Langfristige Ziele

• Anpassung der Voranschlagspro-
gramme an die Erfordernisse des Mehr-
phasenbuchhaltungssystems.
• Testen der Programme für Haftungen
und organisatorische Vorbereitung der
Anwendung.
• Entwicklung von Programmen für die
Inventar- und Liegenschaftsverwaltung
im Zusammenhang mit dem Mehrpha-
senbuchhaltungssystem.

Gesamteinnahmen
Ordentliche

Einnahmen S 29.051,767.913,63

Außerordentliche
Einnahmen S 2.081,863.152,35
Summe s 31.133,631.065,98
Gesamtausgaben s
Ordentliche
Ausgaben s 30.682,103.624,68
Außerordentliche
Ausgaben s 2.692,566.737,04
Summe s 33.374,670.361,72
Gesamtaboang s 2..241.039.295,7

Probleme 1990

• Der für die Prüfungstätigkeit gemäß
der Bestimmung der WZO, TZ 8.32 Ab-
satz 6 der Landesbuchhaltung zur Verfü-
gung gestellte Reisekostenetat war zu
gering dotiert.
• Zur Weiterentwicklung der Bezugsli-
quidierung über das EDV-System ist ein
Bediensteter der Buchhaltungsabteilung
8 zur Gänze der Projektgruppe BK zuge-
teilt, ein weiterer Bediensteter arbeitet zu
25 % bei dieser Gruppe mit.
Bedienstete der Buchhaltungsabteilung 3
arbeiten an 2 Projektgruppen mit, die den

• die laufende Nachprüfung der Geld-,
Wertpapier- und Sachgebarung der kre-
ditverwaltenden Stellen und der ihnen un-
terstehenden Kassen, Anstalten, Heime,
Schulen, Stiftungen und Fonds durchzu-
führen;
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den die Berechnungen für die Strukturhil-
fe der finanzschwachen Gemeinden und
der Grenzlandgemeinden des Landes
durchgeführt.

Prüflings- und
Beratungstätigkeit

Wie in den Vorjahren wurden in den ein-
zelnen Verwaltungsbezirken Beratungen
der Gemeinden zur Erstellung der Voran-
schläge und Rechnungsabschlüsse
durchgeführt. Fast alle Gemeinden ha-
ben davon Gebrauch gemacht, da da-
durch einerseits bereits vor der Be-
schlußfassung des Voranschlages bzw.
des Rechnungsabschlusses Fehler be-
reinigt, andererseits aktuelle Zahlen für
verschiedene Förderungen bekannt ge-
geben werden konnten.
Dieser ergibt, daß 89 Gemeinden, 10 Ge-
meindeverbände und 61 Schulgemein-
den einer Gebarungsprüfung unterzogen
wurden. Die Gebarungsprüfung in einer
Gemeinde führte zur Anzeige an die
Staatsanwaltschaft.

Kommunalstruktur
Mit Beginn des Jahres 1989 wurde die
Marktgemeinde Spannberg in zwei Ge-
meinden, und zwar in die Gemeinde
Spannberg und Velm-Götzendorf ge-
trennt.
Mit Beginn des Jahres 1991 wird die
Marktgemeinde Grünbach am Schnee-
berg in zwei Gemeinden, und zwar in die
Gemeinde Grünbach am Schneeberg
und Höflein an der Hohen Wand getrennt.
Im Jahr 1991 wird daher die Zahl der
Gemeinden Niederösterreichs 569 betra-
gen.
Derzeit ist auch beim Verfassungsge-
richtshof ein Verfahren auf Trennung der
Gemeinde Irnfritz (Verw.Bezirk Horn) an-
hängig.

Finanzausgleich
Derzeit sind beim Verfassungsgerichts-
hof eine Reihe von Verfahren anhängig,
die eventuell in Hinkunft eine wesentliche
Änderung finanzausgleichsrechtlicher
Regelungen, insbesondere der Vertei-
lung der Ertragsanteile auf die Gemein-
den, bewirken könnten. Für diesen Fall
wurden bei der Gemeindeabteilung be-
reits verschiedene Berechnungen ange-
stellt.

Voranschläge und
Rechnungsabschlüsse

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die
jährliche Kontrolle der Voranschläge,
Nachtragsvoranschläge und Rechnungs-
abschlüsse aller niederösterreichischen
Gemeinden und der rund 400 Gemeinde-
verbände und Schulgemeinden. Dabei
waren in vielen Fällen Rückfragen erfor-
derlich.
Großen Anteil hat auch die Beratungstä-
tigkeit der Beamten der Aufsichtsabtei-
lung für Bürgermeister und Gemeinde-
amtsleiter. Diese bezieht sich sowohl auf
allgemeine als auch auf spezielle Gebiete
des Gemeinderechtes, auf Voranschlags-
erstellungen und die Ausarbeitung von
Finanzierungsplänen für außerordentli-
che Vorhaben.
Weiters wurde 1990 im Berichtsjahr nach
den Ergebnissen der Rechnungsab-
schlüsse 1989 die Broschüre "Die finan-
zielle Lage der Gemeinden Niederöster-
reichs" erstellt.

Kommunale Aufgabengebiete
Anträge zur Genehmigung von Darle-
hensaufnahmen, Kassenkrediten und
Haftungsübernahmen wurden geprüft
und für die Sitzungen der Landesregie-
rung vorbereitet. Ebenso wurden die An-
suchen der Gemeinden um Zuteilung von
Mitteln aus den Bedarfszuweisungen
nach den erstellten Richtlinien der Lan-
desregierung behandelt und auf die Voll-
ständigkeit aller erforderlichen Unterla-
gen geprüft sowie die diesbezüglichen
Anträge gestellt. Die Berechnung der
jährlichen Voranschlagsbeträge auf
Grund des Finanzausgleiches sowie die
monatlichen Anweisungen der Ertrags-
anteile bilden eine ständige Pflichtlei-
stung für alle Gemeinden. Die jedes Jahr
anfallende Endabrechnung der Abga-
benertragsanteile ist dabei eingeschlos-
sen.
Weitere Aufgabengebiete ergaben sich
durch Vorstellungen gegen Berufungs-
entscheidungen des Gemeinderates,
durch die Ausarbeitung von Vorschlägen
für Gesetzes- und Statutenänderungen,
Stellungnahmen zu Finanzierungsplänen
und Ansuchen um Förderung aus der
Finanzsonderaktion des Landes für Ge-
meinden, aus dem Schul- und Kindergar-
tenfonds, dem NÖ Landeswasserwirt-
schaftsfonds sowie zu sonstigen Förde-
rungen des Landes. Darüberhinaus wur-

Schwerpunkte und
Probleme

Allgemeines
Die Gemeindeabteilung war auch im Be-
richtsjahr 1990 überwiegend mit auf-
sichtsbehördlicher Tätigkeit befaßt. Die-
se Aufgabenstellung ergibt sich in erster
Linie auf Grund der Bestimmungen der
NÖ Gemeindeordnung sowie zahlreicher
anderer Landesgesetze. Gemeinderats-
bzw. Gemeindevorstandsbeschlüsse so-
wie eine Vielzahl von Verordnungen wur-
den auf ihre Gesetzmäßigkeit hin über-
prüft. In einigen wenigen Fällen mußte
auch vom Aufsichtsmittel der Aufhebung
von Beschlüssen Gebrauch gemacht
werden, da diese Beschlüsse Gesetze
oder Verordnungen verletzten. Dort, wo
die Bezirkshauptmannschaften Aufsichts-
behörde erster Instanz sind, wurden die-
se Aktenfälle diesen zur weiteren Be-
handlung abgetreten.
Die Gemeindeaufsichtsbehörde hat ins-
besondere die Aufgabe, die Gebarungen
der Gemeinden einschließlich ihrer wirt-
schaftlichen Unternehmungen sowie Ge-
meindeverbände und Schulgemeinden
auf ihre Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit
und Zweckmäßigkeit hin zu prüfen. Diese
Aufgabenstellung wurde im Berichts-
zeitraum bei insgesamt 89 Gemeinden,
10 Gemeindeverbänden und bei 61
Schulgemeinden vollzogen.
Die Überprüfungsergebnisse werden
dem Bürgermeister oder dem Verbands-
obmann bzw. dem Obmann einer Schul-
gemeinde in Form eines schriftlichen Be-
richtes zur Vorlage an das Beschlußfas-
sungsorgan mitgeteilt. Nach Prüfung in
Städten oder Gemeinden mit mehr als
5.000 Einwohnern wurde im allgemeinen
nach Abschluß der Gebarungseinschau
unter Vorsitz des Abteilungsleiters und in
Anwesenheit der verantwortlichen Prüfer
eine Schlußbesprechung durchgeführt.
Sie diente jeweils der Vorinformation für
den Bürgermeister und einer sachlichen
Aussprache mit den zuständigen Fach-
bediensteten der Gemeinde. Die Schluß-
besprechungen lagen sowohl im Interes-
se der Aufsichtsbehörde als auch der ge-
prüften Gemeinden.
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Audi für eine Neuordnung der Struktur-
hilfe für finanzschwache Gemeinden wur-
den mehrere Durchrechnungen vorge-
nommen.

NÖ Amtshaftungs-
ausgleichsfonds

Der Fonds hat auch im Jahr 1990 in jenen
Fällen, wo Gemeinden nach dem Amts-
haftungsgesetz schadenersatzpfl ichtig
geworden sind, Vergütungen geleistet.
Für das Jahr 1990 war wieder die Einhe-
bung eines Betrages von 1 Schilling pro
Einwohner nach dem abgestuften Bevöl-
kerungsschlüssel vorgesehen.

Legistische Änderungen
• Gemeindedienstrechtsgesetze. Die
Novellen der Dienstrechtsgesetze brach-
ten vor allem für folgende Gruppen von
Dienstnehmern wesentl iche Neuerun-
gen: Musikschullehrer, Krankenpflege-
personal, Sanitätshi l fsdienst, Medizi-
nisch-Technisches Personal
• NÖ Kurzparkzonenabgabegesetz.
Eine Novelle ermöglicht es nunmehr, daß
die Überprüfung der Einhaltung der Be-
stimmungen dieses Gesetzes auch von
eigenen Überwachungsorganen neben
Gendarmerie oder Polizei vorgenommen
werden kann. Ferner sollen auch andere
Hilfsmittel für die Entrichtung der Abgabe
(z.B. Automaten) zulässig sein.

Legistische Vorhaben
• Grundsteuerbefreiung.  Diese soll als
eine Art einer Gemeindewohnbauförde-
rung in das NÖ Wohnbauförderungsge-
setz eingefügt werden.
• Gemeindebedienstetenschutz. Es
ist beabsichtigt, die Schutzvorschriften
für Landesdienststellen auch für Dienst-
stellen der Gemeinden und Gemeinde-
verbände für anwendbar zu erklären.
• Wahlrecht. Im Zuge der geplanten
Änderungen der diesbezüglichen Bun-
des- und Landesvorschriften werden
auch Änderungen des Gemeindewahl-
rechtes erwogen.

Wahlangelegenheiten
Im Jahr 1990 waren die Vorbereitungsar-
beiten für die Gemeinderatswahlen 1990
abzuschließen und die Wahl selbst
durchzuführen. Gewählt wurde in 565
Gemeinden, wobei 11398 Mandate ver-
geben wurden. Im Zusammenhang mit
den Gemeinderatswahlen waren fünf Sit-
zungen der Landes-Hauptwahlbehörde

abzuhalten und 22 Wahlanfechtungsent-
scheidungen zu treffen. In sechs Ge-
meinden waren Abwicklung Wahlwieder-
holungen bzw. Neuwahlen des Gemein-
derates aufgrund von Gemeindetrennun-
gen organisatorisch zu betreuen.

Gemeindemandatare
Die organisatorische Abwicklung des Be-
zügewesens der Gemeindemandatare -
wozu auch die Beitragsleistungen der
Gemeinden an die Gemeindevertreter-
verbände zählen bereitet auf Grund der
Tatsache, daß es neben den Gemeinde-
vertreterverbänden der im Landtag ver-
tretenen Parteien weitere sieben Ge-
meindevertreterverbände gibt, sowie des
Umstandes, daß zwischen diesen Ver-
bänden eine relativ hohe Fluktation der
Mitglieder stattfindet, einen großen orga-
nisatorischen Aufwand. Wie schon im
vergangenen Jahr war eine Verordnung
über eine Erhöhung dieser Beitragslei-
stungen vorzubereiten.
In 1402 Fällen wurden Auskünfte über die
Funktionszeiten von Gemeindemandata-
ren für die Verleihung von Ehrenzeichen
bzw. Berufstitel an diese erteilt. Annä-
hernd 300 Fälle vom Wechsel in der Per-
son von Gemeindefunktionären waren
organisatorisch zu bewältigen.

Grundverkehrsangelegenheiten
In Angelegenheiten des Grundverkehrs
der Gemeinden wurden 340 Verfahren
zum Abschluß gebracht.

Gemeindeverbands-
angelegenheiten

In Gemeindeverbandsangelegenheiten
waren für die Beschlußfassung durch die
Landesregierung Verordnungen zur Ge-
nehmigung der Bildung von drei Gemein-
deverbänden und zur Genehmigung von
Satzungsänderungen von 6 weiteren Ge-
meindeverbänden vorzubereiten.

Stadterhebungen und
Wappenverleihungen
Die Gemeinden Gföhl und Mannersdorf
am Leithagebirge wurden zu Stadtge-
meinden erhoben und es wurden 5 Ge-
meindewappen verliehen.

Vorstellungen und
Verordnungsprüfungen
Im Jahr 1990 wurden 186 Vorstellungen,
größtenteils in Abgabenangelegenhei-

ten, erledigt. Gegenstand der Vorstellun-
gen waren hauptsächlich die Bekämp-
fung der Vorschreibung von Kanalein-
mündungsabgaben, Kanalbenützungs-
gebühren, Müllbeseit igungsgebühren,
Wasseranschlußabgaben und Wasser-
bezugsgebühren. Weitere Vorstellungen
wurden gegen die Verpflichtung zur Teil-
nahme an der öffentlichen Müllabfuhr und
Festsetzung von Müllabfuhreinheiten je
Abfuhrtermin eingebracht. Eine Reihe
von Vorstellungen betraf auch die Vor-
schreibung von Gebrauchsabgabe, An-
kündigungsabgabe und Anzeigenabga-
be, Getränke- und Speiseeissteuer sowie
Lustbarkeitsabgabe.
1990 wurden 666 Verordnungen der Ge-
meinden formell überprüft. Bei diesen
Verordnungen handelt es sich größten-
teils um Durchführungsverordnungen
nach der NÖ Bauordnung 1976, NÖ Raum-
ordnungsgesetz 1976, NÖ Landesstra-
ßengesetz 1979, StVO 1960, NÖ Luft-
reinhaltegesetz 1986, NÖ Prostitutions-
gesetz 1984 usw. .
In einigen Fällen mußten formalrechtliche
Fehler bei den Verordnungen festgestellt
werden, welche hauptsächlich darin be-
standen, daß die Verordnungen von ei-
nem unzuständigen Organ erlassen wür-
den.
Bei den 666 Verordnungen handelte es
sich um 656 Durchführungsverordnun-
gen sowie 10 selbständige Verordnun-
gen (ortspolizeiliche Verordnungen) der
Gemeinden, welche größtenteils deshalb
erlassen wurden, um die Umweltproble-
me, hauptsächlich Lärmbelästigung, Ge-
ruchsbelästigung etc. - Tatbestand örtli-
che Gesundheitspolizei bzw. örtliche Si-
cherheitspolizei - in den Griff zu bekom-
men.

3

Steuern, Gebühren und Abgaben
1990 wurden 30 Gemeinden hinsichtlich
der Vorschreibung und Einhebung von
Abgaben, Steuern und Gebühren über-
prüft.
Von der Abgabengruppe wurden 805
Verordnungen der Verordnungsprüfung
gemäß § 88 der NÖ Gemeindeordnung
1973 unterzogen, bei 390 Verordnungen
waren Zwischenerledigungen (Stellung-
nahmen von Fachabte i lungen bzw.
Nachforderungen von Unterlagen) erfor-
derlich.
Der Parteienverkehr erstreckte sich schwer-
punktmäßig auf die Novell ierung des
NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes
sowie auf das NÖ Kanalgesetz 1977 und
erforderte eine intensive Beratung der
Gemeinden.
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Amt der NÖ Landesregierung bestanden
beim Frühjahrstermin 1 7 Kandidaten, da-
von 4 mit Auszeichnung. Die Vortragen-
den der NÖ Gemeindeverwaltungsschu-
le und Kommunalakademie werden über-
wiegend von der Gemeindeabteilung ge-
stellt. Die Prüfungskommissäre bei den
Gemeindedienstprüfungen stellt eben-
falls die Abteilung 11/1.
Einen besonderen Schwerpunkt  der
Schulungstätigkeit setzte die NÖ Ge-
meindeverwaltungsschule und Kommu-
nalakademie nach den allgemeinen Ge-
meinderatswahlen im März 1990 für die
Bürgermeister und für die Mitglieder der
Prüfungsausschüsse.
An den im Mai und Juni 1990 durchge-
führten fünf Veranstaltungen mit dem
Thema "NÖ Gemeindeordnung und NÖ
Bauordnung" beteiligten sich insgesamt
277 Bürgermeister und Vizebürgermei-
ster. Das Thema "Der Bürgermeister als
Abgabenbehörde", welches im Septem-
ber und Oktober 1990 ebenfalls in fünf
Veranstaltungen abgehandelt  wurde,
zeigt mit insgesamt 276 Teilnehmern ein
besonderes Interesse.
Mit der Schulung der Mitglieder der Prü-
fungsausschüsse wurde im September
1990 begonnen. An den bis Ende Okto-
ber abgehaltenen acht Seminaren (je-
weils für einen Verwaltungsbezirk) haben
372 Gemeinderäte teilgenommen.
Darüber hinaus wurden im Juli 1990 erst-
mals Fortbildungsveranstaltungen für die
Kindergartenhelferinnen angeboten. Die-
se waren mit 729 Teilnehmerinnen an
acht Terminen ausgezeichnet besucht.
Das gesamte Ausbildungs- und Fortbil-
dungsangebot der NÖ Gemeindeverwal-
tungsschule und Kommunalakademie
wird, wie die angeführten Zahlen zeigen,
sowohl von den Gemeindebediensteten
als auch von den Gemeindemandataren
sehr positiv aufgenommen. Eine intensi-
ve Aus- und Weiterbildung ist zur Bewäl-
tigung der immer komplizierter und um-
fangreicher werdenden Gemeindeaufga-
ben unbedingt erforderlich.

Katastrophenfonds-
Umweltschutz

Bis zum 31. Oktober 1990 haben 72 Ge-
meinden um Förderung aus dem Kata-
strophenfonds infolge von Unwetterschä-
den für eine derzeit vorliegende Gesamt-
schadenssumme von 50.185.000 Schil-
ling angesucht. Diese Ansuchen sind
durch Dienststellen des Landes (Abt.B/6,
B/3, Straßenbauabteilungen) fachtech-
nisch überprüft. Die Frist für die Vorlage
und Behandlung der Gemeindeansuchen
ist der 30. November 1990.
Gemäß § 22 Abs.1 Zif.5 FAG 1989 kön-
nen Gemeinden um Zuschüsse zur Förde-
rung des Umweltschutzes ansuchen. Der
den Gemeinden Niederösterreichs für 1990
zukommende Zuschuß des Bundes be-
trägt 12.608.000 Schilling und wurde be-
reits überwiesen. Bis zum 31. Oktober 1990
haben 25 Gemeinden und Gemeindever-
bände um diese Förderung angesucht. Die
Summe der zu fördernden Ansuchen be-
trägt derzeit 35.884.771,38 Schilling (exd.
Mwst).

NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie

Die NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie führte in der
Zeit von 1.1. bis 31.10.1990 38 Schu-
lungs- und Fachkurse für die Gemeinde-
bediensteten und die Gemeindemanda-
tare Niederösterreichs durch. An diesen
Kursen in der Dauer von einem Tag bis
zu vier Wochen nahmen insgesamt 1.927
Interessenten teil.
Bei den Kursen für die Gemeindebedien-
steten (Grundkurse für Anfänger, Vorbe-
reitungskurse für die Ablegung der Ge-
meindedienstprüfung, Kurse für leitende
Gemeindebedienstete und Gemeindese-
kretäre sowie Fachkurse über das Abga-
bewesen und die Bauordnung) wurden
insbesondere die Sachgebiete Gemein-
deordnung, Haushaltsrecht, Verwal-
tungsverfahren, Abgabenverfahren und
-einhebung, Finanzausgleich, Buchfüh-
rung, Dienstrecht und Bauordnung einge-
hend behandelt.
An den beiden Vorbereitungskursen für
die Ablegung der Gemeindedienstprü-
fung haben 48 Gemeindebedienstete teil-
genommen. Die mündliche Prüfung beim

Gemeindedienstrecht

Im Berichtszeitraum wurden überwie-
gend in Gemeinden mit einem höheren
Personalstand die Dienstrechtsangele-
genheiten einer Prüfung unterzogen. Für
kleinere Gemeinden waren Beratungen
bei der Einstellung von neuen Bedienste-
ten in vielen Fällen erforderlich.

Finanzausgleich und
■Zuweisungen

Für die mit 1. Jänner 1990 beginnende
zentrale Anweisung der Ertragsanteile an
die Gemeinden wurden monatlich die
entsprechenden Berechnungsunterla-
gen samt Abrechnungsbelege für jede
einzelne Gemeinde erstellt. In diesem
Zusammenhang wurden auch sämtliche
Abzüge, wie Landesumlage, Sozialhilfe-
umlage, NÖKAS-Beiträge, Beiträge an
den Gemeindepensionsverband, Til-
gungsraten und Zinsendienste an den
Landeswasserwirtschaftsfonds (GIF),
Beiträge der Gemeinden an die Gemein-
devertreterverbände, Beiträge an den
Amtshaftungsausgleichsfonds etc. vor-
genommen, und die Anweisung dieser
Einbehalte an die diversen Abteilungen
und sonstigen Empfangsberechtigten
veranlaßt.
Ferner wurden die Berechnungen für den
Finanzausgleich 1991 durchgeführt.
Außerdem sind für die Vergabe von Be-
darfszuweisungen an Gemeinden und
Gemeindeverbände die notwendigen Un-
terlagen erstellt worden und nach Maß-
gabe der vorhandenen Mittel die Beihilfen
aus den Bedarfszuweisungen für 1990 in
der Höhe von 482.192.000 Schilling zur
Anweisung gebracht.
Auch die Zuweisungen aus den Bedarfs-
zuweisungen an den Landeswasserwirt-
schaftsfonds und den Schul- und Kinder-
gartenfonds sowie die Berechnung und
die Anweisung der Strukturhilfe im Ge-
samtbetrag von 80.000.000 Schill ing
wurden veranlaßt.
Schließlich wurden noch die Finanzzu-
weisungen des Bundes nach § 21 FAG
an die Gemeinden Niederösterreichs
weitergeleitet sowie die Aufteilung der
Regionalförderung in der Höhe von ins-
gesamt 150.000.000 Schilling durchge-
führt und dessen Anweisung veranlaßt.
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Raumordnung, Umweltschutz, Naturschutz
Rechtliche Angelegenheiten des Naturschutzes (11/3)

fuhr von Jagdtrophäen ("Raubbau-Tro-
phäen") zu erteilen und bei Ausfuhrge-
nehmigungen für diverse Vögel zu Falk-
nertreffen durch verschärfte Bedingun-
gen die Wiedereinfuhr unbedingt sicher-
zustellen.
Die im Vorjahr aufgenommenen Ver-
handlungen zur Vorbereitung und Schaf-
fung eines Auen-Nationalparks konnten
am 8. Jänner 1990 durch eine Vereinba-
rung zwischen dem Bund und den Län-
dern Niederösterreich und Wien positiv
abgeschlossen werden.
Eine jährlich steigende Zahl von Straf-
und Entschädigungsverfahren wurde er-
ledigt.

insbesondere die Ausarbeitung von Pfle-
gekonzepten. Alle verordneten Natur-
schutzgebiete müssen hinsichtlich ihrer
Grenzbeschreibung überarbeitet wer-
den.

Schwerpunkte 1990

Durch Beschluß der NÖ Landesregie-
rung vom 11. September 1990 wurde ei-
ne Grenzkorrektur beim Naturschutzge-
biet und Naturpark "Blockheide-Eiben-
stein" vorgenommen. Mehrere Unter-
schutzstellungsverfahren wurden voran-
getrieben, insbesondere die Errichtung
eines Landschaftsschutzgebietes "Obe-
res Kamptal", die Errichtung der Natur-
schutzgebiete "Lainsitzniederung", "Me-
loner Au" und die Erweiterung des Natur-
schutzgebietes "Thayatal".
Einen weiteren Schwerpunkt stellte der
geplante Nationalpark "Thayatal" dar. Auf
Grund des Rahmenprogrammes zwi-
schen dem Land Niederösterreich und
Südmähren - insbesondere nach dem
Beschluß des NÖ Landtages vom 7. Juni
1990 betreffend die Errichtung eines "In-
ter-Nationalparks Thayatal" im Bereich
von Hardegg - fanden mehrere Arbeits-
gespräche mit Vertretern aus Südmähren
statt.
Das Naturschutzgebiet-Management in
den Naturschutzgebieten "Hundsheimer
Berg" und "Weikendorfer Remise" wurde
erfolgreich weitergeführt.
Der "NÖ Naturschutzbericht 1988/89"
wurde in einer Auflage von 3.000 Stück
herausgegeben.
Im Sinne des Übereinkommens über den
internationalen Handel mit gefährdeten
Arten freilebender Tiere und Pflanzen
wurden entsprechende Bescheinigungen
erteilt, wobei besonders darauf geachtet
wurde, keine Bewilligungen für die Ein-

Statistik 1990

Derzeit gibt es in Niederösterreich
• 28 Landschaftsschutzgebiete mit ins-
gesamt 429.774 ha,
• 41 Naturschutzgebiete mit insgesamt
5.040,72 ha,
• 21 Naturparks mit insgesamt 38.100 ha.
In Niederösterreich bestehen derzeit
1.471 Naturdenkmäler.
39 Bescheinigungen nach dem Washing-
toner Artenschutzübereinkommen wur-
den ausgestellt und 150 Sammelbewilli-
gungen (davon 104 für wissenschaftliche
Zwecke) erteilt.
Zwei Sachverständige in Angelegenhei-
ten des Naturschutzes wurden neu be-
stellt.
Wegen Übertretung des NÖ Naturschutz-
gesetzes wurden rund 55 Berufungen er-
ledigt.

Probleme 1990

Durch den umfangreichen und sachlich
weitgestreuten Aktenanfall, der eine ge-
zielte und effiziente Weiterführung der
Unterschutzstellungsverfahren behinder-
te, ergaben sich Probleme. Die fachliche
Kontrolle und Betreuung der Schutzge-
biete konnte nur in einem sehr einge-
schränkten Umfang durchgeführt wer-
den.

Förderungsausgaben

Gemeinden 1,987.260

Vereine 7,596.016

Einzelperson 107.200

Körperschaften 241.000

Insgesamt ________________ 9,931.476

Ziele 1991

Die wichtigste Zielsetzung ist der erfolg-
reiche Abschluß der anhängigen Unter-
schutzstellungsverfahren bzw. eine bes-
sere Betreuung der Naturschutzgebiete,

Raumordnung (GR, R/l, R/2)

bzw. Firmen (Erstellung des NÖ Konjunk-
turberichtes, Planung, Untersuchungen
usw.),
• Ersatz der Kosten an Gemeinden für
die- Erstellung oder Änderung örtlicher
Raumordnungsprogramme und
• Bebauungspläne;
• Baurechtsaktion des Landes Nieder-
österreich, unbebaute Grundstücke;
• zentrale und regionale Einrichtungen,
Kapitaltransfers an Gemeinden;
• zentralörtliche und regionale Maßnah-
men, Kapitaltransfers an Gemeinden;
• Verein "NÖ-Wien, gemeinsame Erho-
lungsräume", Förderungsausgaben;

Überörtliche
Raumordnung,
Koordination und
Organisation (GR)
Die Tätigkeit der Gruppe GR erstreckt
sich auf koordinierende Aufgaben im
Rahmen der Aktivitäten jener Abteilun-
gen, welche der Gruppe GR angehören,
der Gruppenkanzlei und der durch die
Gruppe zu verwaltenden Budgetansätze.
Die im Rahmen der Gruppe GR zur Ver-
fügung stehenden Finanzmittel wurden

folgendermaßen eingesetzt bzw. ver-
wendet:
• Förderungsausgaben + Subventionen
an Gemeinden zur Bewältigung von an-
stehenden Problemen der Raumord-
nung;
• Förderungsausgaben, Zuwendungen
an private gemeinnützige Einrichtungen
bzw. an Einzelpersonen, die auf dem Ge-
biet der Raumordnung und Raumpla-
nung tätig sind, z.B. für wissenschaftliche
Arbeiten, Seminararbeiten usw.;
• Sachausgaben - Ausgaben an öffent-
lichen Abgaben, Leistungen von Einzel-
personen sowie Gewerbetreibenden
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Technische
Angelegenheiten der
Raumordnung (R/2)

Örtliche Raumordnung

Ziele und Schwerpunkte 1990

• Sämtliche Gemeinden sollen mit Örtli-
chen Raumordnungsprogrammen ge-
mäß dem III.Abschnitt des NÖ ROG 1976
ausgestattet sein.
• Die Örtl ichen Raumordnungspro-
gramme sollen den fachlichen und forma-
len Erfordernissen gemäß dem NÖ
Raumordnungsgesetz 1976 sowie den
einschlägigen Erkenntnissen des Ver-
waltungs- und Verfassungsgerichtshofes
entsprechen. Sie sind auf der Basis einer
ziel- und problemorientierten Grundla-
genforschung zu erarbeiten. Die Örtli-
chen Raumordnungsprogramme haben
konkrete, auf die jeweilige Gemeinde be-
zogene Ziele zu bezeichnen und einen
Flächenwidmungsplan als behördliche
Maßnahme zu enthalten. Die angestreb-
ten Ziele und die Festlegungen des Flä-
chenwidmungsplanes müssen in den Er-
gebnissen der Grundlagenforschung be-
gründet sein.
• Fachliche Unterstützung der Gemein-
den bei der Lösung von raumordnerisch
relevanten Problemen.
• Hebung des Bewußtseins für die Not-
wendigkeit von Maßnahmen der Örtli-
chen Raumplanung.
Seit 1990 verfügen 408 Gemeinden über
ein vollständiges Örtliches Raumord-
nungsprogramm. Nur mehr eine Gemein-
de in Niederösterreich besitzt weder ei-
nen vereinfachten Flächenwidmungs-
plan noch ein Örtliches Raumordnungs-
programm, jedoch wurden auch hier be-
reits die Vorarbeiten zur Erfüllung des
Gesetzesauftrages aufgenommen. Eine
Vielzahl von generellen Überarbeitungen
der Flächenwidmungsplaninhalte hat in
jüngster Zeit zu einer deutlichen Anhe-
bung des Qualitätsstandards geführt, wo-
bei vermehrt von weiteren Siedlungsaus-
weitungen Abstand genommen und eine
rationellere Bewirtschaftung des Baulan-
des nunmehr mit Hilfe von Umschichtun-
gen und/oder Rückwidmungen ange-
strebt wird.

Probleme 1990

• Die zunehmende Zahl höchstgerichtli-
cher Entscheidungen zum NÖ Raumord-
nungsgesetz 1976 zwingt die Gemeinden
zu einer sehr sorgfältigen, detaillierten

und der Änderungen bereits bestehender
Bebauungspläne besonderes Augen-
merk zugewendet. Die meisten Gemein-
den nehmen schon bei der Ausarbeitung
des Bebauungsplanes rechtliche Bera-
tung in Anspruch, manche auch bei Än-
derungen. Die Lösung von Interessen-
konflikten (Ortsbildschutz, Hebung der
Wohnhygiene und der Sicherheit des
Straßenverkehrs in Ortsgebieten) erfor-
dert weiter zunehmenden Arbeitsauf-
wand.
Bisher haben 99 Gemeinden einen Be-
bauungsplan im Sinne des II. Abschnittes
der NÖ Bauordnung 1976 für ihr gesam-
tes Bauland und 68 Gemeinden einen
solchen für Teile ihres Baulandes erlas-
sen. In 49 Gemeinden steht ein verein-
fachter Bebauungsplan für das gesamte
Bauland in Geltung, in weiteren 51 ein
vereinfachter Bebauungsplan für einzel-
ne Baulandbereiche. Diese vereinfachten
Bebauungspläne stammen zum Großteil
aus der Zeit vor 1970.
Von 3 Erkenntnissen des Verfassungs-
gerichtshofes bestätigten 2 die Gesetz-
mäßigkeit der geprüften Verordnung.

Ziele 1991

Die möglichst rasche Erledigung aller An-
träge und Anfragen bleibt ständiges Ziel.
Die Gemeinden sollen auch wie bisher
bei der Erlassung und Änderung der Be-
bauungspläne rechtlich beraten werden.
Bei allen Gelegenheiten sollen die noch
als vereinfachte Bebauungspläne weiter
geltenden Regulierungspläne erfaßt und
auf ihre Rechtswirksamkeit überprüft
werden.
Ab März wird eine Außenstelle in St. Pöl-
ten eingerichtet, von der aus das Wald-
viertel und das Mosel betreut werden.

Statistik 1990

• Verkehrsverbund, Beitrag zur Abdek-
kung des Durchtarifierungsverlustes und
zu den Kosten der VOR Ges.m.b.H.;
• Planungsgemeinschaft Ost, Ausga-
ben für Aufwand der Geschäftsstelle und
für Auftragsarbeiten;
• Raumordnungsbeirat, Rechts- und
Beratungskosten.

Rechtliche
Angelegenheiten der
örtlichen Raumordnung
(R/1)

Schwerpunkte 1990

Die Unterstützung der Gemeinden in
rechtlichen Angelegenheiten der örtli-
chen Raumordnung wurde intensiv fort-
gesetzt.
1990 konnten 17 örtliche Raumord-
nungsprogramme genehmigt werden.
Die Gemeinden holen häufig schon zum
Entwurf ein Gutachten ein, bevor der Ge-
meinderat hierüber einen Beschluß mit
Verordnungscharakterfaßt. .
Derzeit haben 412 (also mehr als 2/3) der
Gemeinden ein örtliches Raumordnungs-
programm für das gesamte Gemeindege-
biet, weitere 56 ein nach Inhalt oder Gel-
tungsbereich noch unvollständiges Raum-
ordnungsprogramm, zumeist einen Flä-
chenwidmungsplan, 98 Gemeinden ei-
nen vereinfachten Flächenwidmungs-
plan für das gesamte Gemeindegebiet
und eine weitere Gemeinde einen ver-
einfachten Flächenwidmungsplan für ei-
nen Teil des Gemeindegebietes erlas-
sen. Die letzte Gemeinde ohne örtliche
Raumordnung arbeitet noch am örtlichen
Raumordnungsprogramm.
In einigen Gemeinden ist schon der Pla-
nungszeitraum, für den das erste örtliche
Raumordnungsprogramm gedacht war
(jeweils 10 bis 15 Jahre), abgelaufen; sie
haben schon das zweite örtliche Raum-
ordnungsprogramm erlassen; einige wei-
tere arbeiten schon vorsorglich an einem
neuen.
Interessengegensätze, die im Zuge der
aufsichtsbehördlichen Genehmigung von
raumordnungsrechtlichen Verordnungen
von Gemeinden zutage treten, werden so
oft als möglich in mündlichen Verhand-
lungen mit allen Betroffenen beigelegt; in
2 Fällen blieb dies allerdings erfolglos
und mußte die Genehmigung der Ände-
rung eines örtlichen Raumordnungspro-
grammes versagt werden.
1990 wurde wie bisher der Prüfung der
Gesetzmäßigkeit neuer Bebauungspläne

Schriftliche Rechtsauskünfte 48

Genehmigte örtlche Raumordnungs-

programme 17

Änderungen von örtlichen Raumord-

nungsprogrammen 241

Änderungen von vereinfachten Flä-

chenwidmungsplänen 27
Geprüfte Bebauungspläne 3

Geprüfte Änderungen von vereinfach-

ten Bebauungsplänen 116

Stellungnahme zu Beschwerden an
die Volksanwaltschaft 6

Gegenschrift an den Verwaltungsge-
richtshof _______________ _________1
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und nachvollziehbaren Begründung für
Widmungsfestlegungen. Dementspre-
chend nimmt auch der Zeitaufwand so-
wohl für die diesbezügliche Beratung der
Gemeinden als auch für die Begutach-
tung stetig zu.
• Die Gewerbebehörde läßt im Zusam-
menhang mit der mit 1. Jänner 1989 er-
folgten Gewerbeordnungsnovelle ver-
mehrt eingereichte Projekte auf die Über-
einstimmung mit der rechtskräftigen Wid-
mung überprüfen. Daraus resultiert ein
erheblicher Arbeitsaufwand, einerseits
durch gutächtliche Stellungnahmen im
Gewerbeverfahren, andererseits durch
eine Vielzahl von Umwidmungsanträgen.
• Das verstärkte Umweltbewußtsein
und die Verknappung der für eine Bebau-
ung geeigneten Standorte führen dazu,
daß die Gemeinden vorsichtiger agieren
und bereits frühzeitig eine raumord-
nungsfachliche Beratung durch die Sach-
verständigen beanspruchen. Selbst bei
eindeutigen Verhältnissen treten Befür-
worter und Gegener organisiert auf. Dar-
aus folgt, daß zur Koordinierung raumbe-
zogener Vorgänge verstärkt Rückspra-
chen mit anderen Dienststellen des Lan-
des, aber auch des Bundes notwendig
sind, die umfangreiche, zeitintensive Zwi-
schenerledigungen auslösen.
• im Zuge der bürgernahen Verwaltung,
des gesteigerten Umweltbewußtseins
und der kritischen Haltung gegenüber
den Gemeindeverwaltungen werden pri-
vate Anliegen verstärkt direkt an die
Sachverständigen herangetragen. Die
Beratung dieses Personenkreises ist äu-
ßerst zeitaufwendig und psychisch bela-
stend, da selten fachliches Wissen und
Verständnis vorausgesetzt werden kann,
die Anliegen aber zunehmend emotional
und persönlich vorgebracht werden.
• Dorferneuerung und Bebauungspla-
nung werden verstärkt betrieben. Auch
das sind Raumordnungsmaßnahmen,
die erhöhten Zeitaufwand für Information
und Beratung erfordern, weil sie in enger
Wechselbeziehung zur Flächenwidmung
stehen.
Aufgrund der starken personellen Unter-
besetzung im Sachgebiet "Örtl iche
Raumplanung" kann eine fristgerechte
raumordnungsfachliche Begutachtung
der zur aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung einlangenden Umwidmungsanträ-
ge nicht mehr sichergestellt werden. Im
Jahre 1991 ist es daher erforderlich, zeit-
aufwendige Vorprüfungen an freiberufli-
che Mitarbeiter in Form von Werkverträ-
gen zu vergeben und diese Auftragsar-
beiten aus dem Budget zu bezahlen.

nungsprogramme ergänzen und konkre-
tisieren, andererseits die Grundlage für
die weitere Entwicklung der einzelnen
Regionen Niederösterreichs bilden. Be-
sondere Dringlichkeit besteht für das re-
gionale Raumordnungsprogramm des
NÖ Zentralraumes.

Raumordnungsfachliche Begutachtung von
Örtlichen Raumordnungsprogrammen/
Vereinfachten Flächenwidmungsplänen/
Erlassung und Änderung 469
Beratung der Gemeinden bei raumord-
nungsfachlichen Problemen 1311
Sachverständigentätigkeit für NÖ
Gemeinden 122
für andere Dienststellen 283
Erledigung schriftlicher Anfragen/
Informationen 257
Behandlung von Förderungsansuchen
(Flächenwidmungs- und Bebauungspläne,
Baurechtsaktion) 105

In den regionalen Raumordnungspro-
grammen sollen vor allem die in die Kom-
petenz des Landes fallenden Ordnungs-
maßnahmen verbindlich festgelegt wer-
den. Zur Verwirklichung von Maßnah-
men, für die andere Gebietskörperschaf-
ten zuständig sind, sollen Verhandlungen
geführt und entsprechende Vereinbarun-
gen getroffen werden.
Für besonders dringlich zu lösende Ord-
nungsprobleme sollen zonale Raumord-
nungsprogramme, für Entwicklungspro-
bleme zonale und kleinregionale Ent-
wicklungskonzepte erstellt werden.

Weitere Schwerpunkte lagen in folgen-
den Tätigkeiten:
• Teilnahme an Sprechtagen des Herrn
Landeshauptmannes bei den Bezirks-
hauptmannschaften;
• Abhaltung von Amtssprechtagen bei
der Bezirkshauptmannschaft Amstetten;
• Mitarbeit in der Planungsgemeinschaft
Ost; im Verein NÖ-Wien - Gemeinsame
Erholungsräume; im Österreichischen
Arbeitsring für Lärmbekämpfung; in der
Forschungsgesellschaft für Wohnen,
Bauen und Planen; in der österr.-csl. Ex-
pertengruppe für Grenzübergänge; im
nationalen Komitee und in der Arbeits-
gruppe Raumordnung zur Erstellung ei-
ner internationalen Alpenkonvention.
• Vorträge über Örtliche Raumplanung
(in den Gemeinden, bei Amtstagen, bei
den Veranstaltungen der NÖ Verwal-
tungsakademie sowie bei der Baudienst-
prüfung;
• Redaktion der Zeitschrift "Raumord-
nung aktuell";
• Begutachtung von Baugründen im
Rahmen der "Baurechtsaktion des Lan-
des NÖ";
• Archiv und Zeichenbüro: Führung der
Planothek für die Flächenwidmungsplä-
ne; Herstellung von Planunterlagen für
Planungszwecke; Archivierung der durch
Änderungen bzw. Neuplanungen ersetz-
ten Ortsplanungen in Form der Mikrover-
filmung; Mitarbeit am Raumordnungska-
taster; Archivierung der Grundlagenfor-
schung; Auskunftserteilung über Plano-
thek- und Archivinhalt; Betreuung des
Landkartenarchives und der Karten-
grundlagen; Erstellen des Kartenmateri-
als für die Regionalplanung

Regionalplanung

Für alle Planungsregionen Niederöster-
reichs sollen regionale Raumordnungs-
programme erstellt werden, die zusam-
men mit den regionalen Zielen, den
Struktur- und Entwicklungsplänen und
den sachbezogenen Maßnahmenkon-
zepten Regionalpläne bilden. Diese sol-
len einerseits die sektoralen Raumord-

Schwerpunkte 1990

Regionale Raumordnungspro-
gramme
- Planungsregion Wien-Umland: Die
"Verordnung über ein regionales Raum-
ordnungsprogramm Wien-Umland", de-
ren Entwurf 1989 vom Raumordnungs-
beirat zustimmend begutachtet wurde,
erlangte am 12.April 1990 Rechtskraft.
Damit wurden für einen Bereich, der ein
Viertel der niederösterreichischen Lan-
desfläche umfaßt und in dem ein Drittel
der niederösterreichischen Bevölkerung
lebt, verbindliche Regelungen, vor allem
über die Siedlungsentwicklung (Festle-
gung von Siedlungsgrenzen), den Sand-
und Kiesabbau, die Sicherung von Roh-
stoffen und des Grundwassers und der
Erhaltung der Natur, besonders des Wie-
nerwaldes als Landschafts- und Erho-
lungsraum, getroffen.
- NÖ Zentralraum: Die Arbeiten am Ent-
wurf eines regionalen Raumordnungs-
programmes für den NÖ Zentralraum
wurden weitergeführt. Das Hauptziel die-
ses Raumordnungsprogrammes ist, die
zu erwartenden strukturellen Änderun-
gen dieses Raumes, bedingt durch die
Schaffung der Landeshauptstadt und der
Öffnung der "Ostgrenzen", in geordnete
Bahnen zu lenken. Schwerpunkte sind
die Entwicklung von Siedlungs- und Ver-
kehrskonzepten unter besonderer Beto-
nung des öffentlichen Verkehrs und die
Erhaltung und Sicherung des Grundwas-
sers, der Natur und der Landschaft. Als
eine der wichtigen Grundlagen für die
Planungsarbeit konnte in diesem Jahr ei-
ne Biotopkartierung der Gemeinden Grü-
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len Raumordnungs-programmes Wiener
Neustadt - Neunkirchen.

Sektoralplanung
• NÖ Landesentwicklungsprogramm
(NÖLEP). Ende 1989 wurde das allge-
meine Begutachtungsverfahren über den
Verordnungsentwurf eingeleitet.  Auf-
grund der im Begutachtungsverfahren
eingelangten Stellungnahmen sowie als
Reaktion auf die Öffnung der Grenzen zu
den nördlichen und östlichen Nachbar-
staaten wurde eine neue Fassung des
NÖLEP erstellt. Sie enthält nunmehr 70
gegenüber 40 besonderen regionalen
Zielsetzungen im ersten Entwurf. Die
Neufassung war schließlich Gegenstand
von 12 Diskussionsveranstaltungen, die
im Juni-Juli 1990 bei allen 7 Regionalver-
bänden Niederösterreichs abgehalten
wurden. Derzeit wird das NÖLEP neuer-
lich überarbeitet.
1991 sollen weitere Diskussionsrunden
darüber in den Regionen stattfinden, da-
nach soll dieses Programm, welches eine
Orientierungs- und Koordinierungsfunk-
tion für die übrigen überörtlichen Raum-
ordnungsprogramme des Landes haben
soll, von der NÖ Landesregierung be-
schlossen werden.
• Sozialhitfe-Raumordnungsprogramm.
Es ist vorgesehen, das Sozialhilfe- Raum-
ordnungsprogramm noch im Herbst 1990
dem NÖ Raumordnungsbeirat vorzule-
gen und einer Beschlußfassung zuzufüh-
ren. Das Inkrafttreten dieser Neufassung
wurde längere Zeit verzögert, weil es län-
gere Zeit zu keiner Lösung der Finanzie-
rungsfrage im Pflegebettenbereich kam,
ein Problem, das zwischen dem Land und
den Gemeinden mitt lerweile geregelt
wurde.
Im Vergleich zum bisherigen Sozialhilfe-
Raumordnungsprogramm 1978 enthält
die Neufassung nicht nur Aussagen über
die Verteilung der Standorte, sondern
auch über die anzustrebende Größen-
ordnung der Altenhelme. Dabei ist eine
wesentliche Vermehrung der Pflegebet-
tenkapazität vorgesehen. Auch der Aus-
weitung der mobilen sozialen Dienste
und der Behinderteneinrichtungen wurde
in dem neuen Raumordnungsprogramm
besonders Rechnung getragen. Eine Mo-
dellrechnung über den aktuellen und
künftigen Bedarf an Pflegeplätzen in den
Altenheimen wurde fertiggestellt.
• Gesundheit .  Im Frühjahr 1990 wurde
ein Entwurf zu einer Novel le dieses
Raumordnungsprogrammes zur allge-
meinen Begutachtung ausgesendet.
Kernstück der Novelle ist ein erstmals
erstellter Standorteplan für Fachärzte,
bisher gab es einen solchen nur für prak-

hauptstadt, des Regierungsviertels und
des Landhauses.
• NÖ Raumordnungskataster (ROKAT):
Der NÖ Raumordnungskataster bietet In-
formationen über verschiedenste raum-
relevante Themen und wird laufend er-
gänzt. Die in der "Verordnung über ein
regionales Raumordnungsprogramm Wien-
Umland" festgelegten Themenbereiche
wurden in den ROKAT übernommen
bzw. die vorhandenen Eintragungen ak-
tualisiert. Die EDV-Erfassung der RO-
KAT-Beiblätter wurde fortgesetzt. Derzeit
sind 17.300 Beiblätter abrufbar. Die Zu-
griffsmöglichkeit auf dieses Material wird
von verschiedenen Abteilungen des Lan-
des und der NÖ Umweltanwaltschaft ge-
nützt. Eine Zugriffsmöglichkeit in ONLI-
NE-Betrieb durch die Bezirkshauptmann-
schaft Krems wurde erfolgreich getestet.
Für das regionale Raumordnungspro-
gramm für den NÖ Zentralraum werden
derzeit Plangrundlagen vorbereitet und
die Möglichkeit einer Verknüpfung mit der
Österreichischen Luftbildkarte 1 : 10.000
geprüft.
Im Zuge der Erstellung oder Abänderung
von örtlichen Raumordnungsprogram-
men wurden für 25 Gemeinden die RO-
KAT-Unterlagen bereitgestellt und die für
den laufenden Dienstbetrieb erforderli-
chen Pläne, Zeichnungen und reprotech-
nischen Bearbeitungen durchgeführt. Im
Berichtszeitraum wurden 451 Anfragen
(290 telefonische bzw. schriftliche und
161 persönliche im Rahmen des Partei-
enverkehrs bearbeitet).
• Baubilanz:Die Auswertung der Ergeb-
nisse einer Fragebogenerhebung aller
niederösterreichischen Gemeinden über
das Ausmaß der gewidmeten Baulandflä-
chen (bebaut, unbebaut) in den verschie-
denen Nutzungskategorien liegt seit kur-
zem vor.

Ziele 1991

• Weiterarbeit am Entwurf zu einem re-
gionalen Raumordnungsprogramm für
den NÖ Zentralraum;
• Erlassung einer Verordnung zum "zo-
nalen Raumordnungsprogramm Forst-
heide";
• Fertigstellung der fachlichen Grundla-
gen zum zonalen Raumordnungspro-
gramm "Rohstoffsicherung Melk-Scheibbs";
• Erlassung einer Verordnung zu einem
zonalen Raumordnungsprogramm "Roh-
stoffsicherung Melk-Scheibbs";
• Erstellung kleinregionaler Entwick-
lungskonzepte;
• Vorbereitungsarbeiten für ein regiona-
les Raumordnungsprogramm Amstetten
und für eine Überarbeitung des regiona-

nau, Eschenau, Obergrafendorf, Pyhra,
Traisen, Weinburg und Wilhelmsburg in
Auftrag gegeben werden.
- Zonale Raumordnungsprogramme und
Entwicklungskonzepte: Um Nutzungs-
konflikte und gegenseitige Beeinträchti-
gungen zu minimieren, werden für räum-
lich eng begrenzte Teilgebiete zonale
Raumordnungsprogramme erstellt. Da-
bei sollen die einzelnen Teilräume für
eine ihrer Eignung entsprechende opti-
male Nutzung gesichert werden. In Ge-
bieten mit vor allem wirtschaftlichen Pro-
blemen werden zonale Entwicklungskon-
zepte erstellt, welche wirtschaftliche Ent-
wicklungsmöglichkeiten aufzeigen und
mithelfen sollen, entsprechende Maß-
nahmen zu verwirklichen.
Die wichtigsten Tätigkeiten in diesem Be-
reich sind:
- Zonales Raumordnungsprogramm
“Forstheide": Parallel zu der Erstellung
des entsprechenden Verordnungsent-
wurfes werden die Festlegungen dieses
Programmes nochmals überprüft.
- Zonales Raumordnungsprogramm
“Rohstoffsicherung Melk-Scheibbs": Die
Arbeiten werden weitergeführt, wobei die
Ausweisung von Eignungszonen und
Rohstoffsicherungsgebieten für Quarz-
sand, Schotter und andere mineralische
Rohstoffe, der Schutz des Grundwassers
und die Sicherung der Natur und Land-
schaft besondere Schwerpunkte darstel-
len.
- Zonales Entwicklungskonzept “Buckli-
ge Welt-Süd": Die Realisierung des zona-
len Entwicklungskonzeptes für die Ge-
meinden des Gerichtsbezirkes Kirch-
schlag in der Buckligen Welt wurde ein-
geleitet bzw. durch die Gemeinden wei-
tergeführt. Dieses Entwicklungskonzept
enthält vor allem Maßnahmenvorschlä-
ge, welche eine Verbesserung der wirt-
schaftlichen Situation dieses Raumes er-
warten lassen. Insbesondere werden die
Bereiche Fremdenverkehr, Land- und
Forstwirtschaft und örtliches Gewerbe
angesprochen. Schwerpunkte bilden
auch die Erhaltung der Landschaft und
der charakteristischen Bauformen und
Ortsbilder, kulturelle Belange und die Zu-
sammenarbeit innerhalb der Kleinregio-
nen.
• Maßnahmenkonzepte: Im Jahre 1990
wurde an der Verwirklichung der in den
einzelnen regionalen Maßnahmenkon-
zepten enthaltenen Vorschläge durch
entsprechende Kontakte mit den zustän-
digen Stellen und Vertretern der einzel-
nen Regionen weitergearbeitet.
• Landeshauptstadt: Mitarbeit in Beirä-
ten und Planungsausschüssen in Zusam-
menhang mit der Errichtung der Landes-
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tische Ärzte und Zahnbehandler. Der
Standorteplan für Fachärzte soll sicher-
stellen, daß die Versorgungsmängel,
welche in manchen Teilen NÖs noch be-
stehen, in Zukunft beseitigt werden und
ein stärker dezentrales, patientennähe-
res Fachärzteangebot gewährleistet ist.
Es werden 57 Standortgemeinden aus-
gewiesen, wobei für ihre räumliche Ver-
teilung die Zentrale-Orte-Struktur NÖs
ausschlaggebend ist.
Daneben werden in dem Entwurf einzel-
ne Veränderungen im Bereich der spitals-
mäßigen Versorgung berücksichtigt (neue
Unfallchirurgie Baden, mehr Hämodialy-
seplätze). Abfassung eines Endberichtes
an die NÖ Landesregierung.
• Zentrale Orte. Die Erhebung von
St.Pölten zur Landeshauptstadt und die
schon im NÖ Landesentwicklungspro-
gramm vorgesehene Aufwertung der
nächstwichtigen Zentren NÖs zu "Zentra-
len Orten mit landeshauptstädtischer Er-
gänzungsfunktion" machen eine Novel-
lierung dieses Raumordnungsprogramm
notwendig. Der Entwurf, der ebenfalls im
Frühjahr 1990 zur Begutachtung ausge-
sendet wurde, enthält auch Bestimmun-
gen über die geplante Dezentralisierung
zentraler Einrichtungen, vor allem des öf-
fentlichen Bereiches.
• Gewerbe  und I ndus t r i e .  Dieses
Raumordnungsprogramm, welches die
iegistische Grundlage für die regionale
Wirtschaftspolitik des Landes bildet, wird
ebenfalls abgeändert (Begutachtung im
Herbst 1990). Die künftige Verordnung
soll vor allem eine flexiblere und unkom-
pliziertere Handhabung der Instrumente
der regionalen Wirtschaftsförderung er-
möglichen.
So tritt an die Stelle der im bisherigen
Raumordnungsprogramm angeführten
diversen Förderungsaktionen mit ihren
unterschiedlichen Zinssätzen einfach die
Angabe des regional abgestuften Bar-
wertes, d.h. des möglichen Förderungs-
anteils an den betrieblichen Investitionen
(33 1/3, 25, 15 und 10 %, je nach Förde-
rungsgebiet).
Ferner soll in Zukunft möglich sein, daß
bei Vorliegen geeigneter Betriebsansied-
lungsprojekte auch an Ausbaustandorten
3.0rdnung sowie an Eignungsstandorten
1. und 2.Ordnung die Bereitstellung von
Betriebsgrundstücken durch das Land fi-
nanziell unterstützt werden kann.
Der Strategie einer betont innovations-
orientierten Regionalpolitik wird in dem
Raumordnungsprogramm besonders
Rechnung getragen: Errichtung bzw.
Ausbau von Gründer- und Technologie-
zentren; Förderung auch von immateriellen
betrieblichen Investitionen in derselben

Höhe wie die Beschaffung von Sachanla-
gegütern.
• Verkehr. Vorbereitung der Verkehrs-
verbünde NÖ-Süd, NÖ-West und Wald-
viertel, Erstellung eines NÖ Landesver-
kehrskonzeptes, Vorbereitung für Ein-
richtung neuer Schnellbahnlinien in NÖ,
Erstellung eines Park-and-Ride-Konzep-
tes in NÖ.
• Information der Raumordnung.  Er-
gänzungen, Auswertungen und laufende
Auskunftserteilung im Rahmen der NÖ
Raumordnungsdatenbank.
• Öster re ich ische Raumordnungs-
konferenz. Teilnahme und Mitarbeit in
den verschiedenen Gremien der Österr.
Raumordnungskonferenz.

Öffentlichkeitsarbeit
Redaktion der Zeitschrift "Raumordnung
aktuell"

als wesentliche Bindeglieder zwischen
Orten, Gemeinden, dem Verband und
dem Land die Dorferneuerungsbemü-
hungen begleiten sollen. Dorfwerkstätten
(Regionalbüros) in den verschiedenen
Landesteilen werden Arbeitsstützpunkte
und Anlaufstellen sein. Die neue Organi-
sation wird von den Erfahrungen der
Dorfwerkstatt Region Hollabrunn profitie-
ren und auch von Hollabrunn aus arbei-
ten. Die Landesgeschäftsstelle für Dorf-
erneuerung als Teil der Landesverwal-
tung soll ebenfalls schrittweise dezentra-
lisiert werden und Funktionen abgeben.
Die Vergabe der großen Förderungen,
eine Mitgestaltung bei der Weiterentwick-
lung der Dorferneuerungsphilosophie so-
wie bei Koordinierungs- und Kommunika-
tionsaktivitäten werden auch weiterhin
Aufgaben der Geschäftsstelle sein.
• Ausb i ldung.  In enger Verbindung zur
Organisationsentwicklung steht auch die
Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter. In
zahlreichen seminaristischen Tagungen
wurden Ausbildungsnotwendigkeiten iden-
tifiziert und ein Ausbildungsprogramm er-
arbeitet. Dieses sehr praxisnahe Pro-
gramm richtet sich an alle Mitarbeiter, die
bereits in der Dorferneuerung tätig sind,
besondere Blöcke widmeten sich der
Auswahl und der Ausbildung neuer Mitar-
beiter. Durch die Vergrößerung des Mit-
arbeiterstandes soll eine intensivere Be-
treuung erreicht werden, außerhalb be-
dingt ein ständiger Neuzugang von Orten
eine Erhöhung des Mitarbeiterstandes
(obwohl mit der Zeit wieder Kapazitäten
von Orten freiwerden, in denen die Inten-
sivphase der Dorferneuerung zu Ende
geht).
• Internationaler Gedankenaustausch.
Die Öffnung der Ostgrenzen führte zu zahl-
reichen Kontakten mit Fachleuten, örtli-
chen und regionalen Funktionären und
Journalisten in der CSFR und Ungarn.
Mitarbeiter werden zu Referaten ins Aus-
land eingeladen, zahlreiche Gäste kön-
nen in Niederösterreich begrüßt werden.
Die Ausstellung über die Dorferneuerung
in der Gemeinde Kautzen wurde ins
tschechische übersetzt und in dem nahe-
gelegenen Ort Stare Mesto gezeigt.
Niederösterreich ist auch in der europä-
ischen Arbeitsgemeinschaft für Landent-
wicklung und Dorferneuerung engagiert.
Niederstrahlbach im Waldviertel wurde
wegen seiner soziokulturellen Maßnah-
men mit einem der europäischen Dorfer-
neuerungspreise ausgezeichnet.
• Dorferneuerung ist mehr. Neben der
Herausgabe der 10 mal im Jahr erschei-
nenden "Dorferneuerungszeitung" wurde
zu Jahresende eine neue Publikation "So
haben wir es gemacht! Wege der Dorfer-
neuerung" herausgebracht. Die Betrach-

Grundlagenforschungen zur
Landesplanung, Erarbeitung von Planungs-
und Entscheidungsgrundlagen, Analysen,
Projektarbeiten 33
Erarbeitung von Gutachten und Stellung-
nahmen für andere Abteilungen des
Landes und andere Dienstleistungen
(Gemeinde, Bund usw.) 210
Erledigung sonstiger schriftlicher Anfragen
und Abfassung von Informationen
(einschließlich Politiker) 175
Gemeindefragebögen 27
Teilnahme an Verhandlungen, Sitzungen,
Seminaren usw. innerhalb und außerhalb
des Landes 324
Teilnahme an ÖROK-Sitzungen 44
Anzahl der Außendienste:
ganze Tage 69
halbe Tage 40
Anzahl der auswärtigen Dienstverrichtun-
gen innerhalb Wiens
(ohne Landesdienststellen) ganze Tage 36
halbe Tage TI

Dorferneuerung in Niederöster-
reich
Die Aktion "Dorferneuerung in Nieder-
österreich" ist fast 6 Jahre alt. Ein Arbeits-
schwerpunkt des Jahres 1990 war eine
umfangreiche interne Analyse der Stär-
ken und Schwächen und der Frage der
Weiterentwicklung der Aktion. Die sicht-
barste Veränderung dieser Überlegun-
gen war die Gründung eines Dorferneue-
rungs-Landesverbandes am 8.Novem-
ber 1990. Dieser Verband soll künftig we-
sentliche Agenden der Dorferneuerung
tragen. Mitglieder sind die örtlichen Dorf-
erneuerungsvereine und Gemeinden, in
denen Dorferneuerungsbemühungen
laufen. Der Verband wird Dienstgeberder
Dorferneuerungsbetreuer sein, welche
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Schwerpunkte
• Ein regionales Raumordnungspro-
gramm für das Wiener Umland wurde
erlassen.
• An Entwürfen von Änderungen des
Gesundheits-Raumordnungsprogram-
mes, des Sozialhilfe-Raumordnungspro-
grammes und des Zentrale Orte-Raum-
ordnungsprogrammes und am Entwurf
eines Zonalen Raumordnungsprogram-
mes für die Forstheide bei Amstetten wird
gearbeitet.

Von 55 Orten liegt bereits ein fertiger
Dorferneuerungsplan vor. In 50 Orten
wird an der "Grundanalyse" gearbeitet,
welche die erste Phase der Planungsar-
beiten darstellt. In 65 Orten ist eine
"Hauptplanung" im Gange. 56 weitere Or-
te wurden in die Dorferneuerungsaktion
aufgenommen.

Rechtliche
Angelegenheiten der
überörtlichen
Raumplanung (R/1)

tung des Dorfes und der Weiterentwick-
lung des Zusammenlebens im ländlichen
Raum hat sich zu einem vernetzten Se-
hen und Handeln erweitert, sodaß Aktivi-
täten im Rahmen der Dorferneuerung alle
Sachgebiete umfassen. In der Broschüre
wird an 11 Beispielen die praktische An-
wendung der Dorferneuerung aufgezeigt
und soll zur Nachahmung anregen. Dör-
fer aus allen Landesteilen sind vertreten.
Sie spiegeln das Erfahrungswissen der
letzten Jahre und das Aufgabenspektrum
der Idee der Dorferneuerung wider.
• Umfang der Aktion. Das Jahresbud-
get der Aktion Dorferneuerung in Nieder-
österreich betrug 1990 25 Millionen Schil-
ling.

Umweltschutz (GR, B/10, R/3)

Verstärk ter
Umwel tschutz:
Neuer Recycl ing«
Platz In
Klosterneuburg

Organisation und
Koordination (GR)

Im Rahmen des Umweltschutzes hat die
Gruppe GR vor allem koordinierende Auf-
gaben im Rahmen der Aktivitäten der zur
Gruppe GR gehörenden Abteilungen.
Während Raumordnung vorbeugender
Umweltschutz ist, wurden die konkreten
rechtlichen Angelegenheiten des Um-
weltschutzes im Jahre 1990 noch von der
zur Gruppe GR gehördenden Abteilung
R/3 wahrgenommen. Mit Regierungsbe-
schluß vom 20.11.1990 wurde die eben-
falls zur Gruppe GR gehörende Abteilung
R/4 mit Wirkung vom 1. Jänner 1991 neu
geschaffen. In dieser Abteilung wurden
die bisher zur Baudirektion, Koordinie-
rungsstelle für Umweltschutz, gehören-
den Aufgaben sowie verschiedene sach-
lich zugehörige Agenden zusammenge-
faßt, um einen effizienten Umweltschutz
in Niederösterreich zu gewährleisten. Im
einzelnen sind dies:
• rechtliche Angelegenheiten des Um-
weltschutzes, soweit diese Angelegen-
heiten nicht einer anderen Abteilung zu-
gewiesen sind;
• Koordination der Angelegenheiten
des Umweltschutzes (NÖ Koordinie-
rungsstelle für Umweltschutz);
• rechtliche Angelegenheiten der Abfall-
wirtschaft, ausgenommen die gemeinde-
aufsichtsbehördlichen Angelegenheiten;
• Angelegenheiten des Chemikalienge-
setzes, ausgenommen die Überwachung
und die Giftangelegenheiten.
Die weitere Tätigkeit der Gruppe GR be-
zog sich auch auf die Organisation und
Einrichtung eines regionalen Abfallwirt-
schaftsverbandes Mostviertel. Damit ist

es erstmals gelungen, die Abfallentsor-
gung auf regionaler Ebene großräumig
zu lösen.

Katastrophenschutz (Strahlenalarm);
Mitarbeit bei der Erarbeitung von Schutz-
bestimmungen gegen gesundheitsschä-
digende Auswirkungen von ionisierenden
und nicht ionisierenden Strahlen.

Schwerpunkte und Probleme 1990

• Bei der Errichtung von Strahlenanla-
gen durch öffentliche Stellen wurden hin-
sichtlich der technischen Erfordernisse
und der Strahlenschutzvorschriften die
Projekte überprüft. Außerdem wurden die
technischen Gesichtspunkte bei der An-
schaffung von neuen Geräten erarbeitet.
Gutächtliche Stellungnahmen wurden im
Rahmen von Errichtungs- bzw. Betriebs-
bewilligungen abgegeben. Genehmi-

Technische
Angelegenheiten (B/1O)

Strahlenschutz

Aufgabenbereiche

Überprüfung der Einhaltung der Strahlen-
schutzvorschriften bei allen Strahlenan-
lagen in Niederösterreich; Mitarbeit im
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gungs- und Überprüfungsverhandlungen
nach dem Strahlenschutzgesetz wurden
vorbereitet und die darauf gegründeten
Bescheide weitestgehend abgefaßt.
• Zu Gewerbe- und Bauverhandlungen
für Isotopenanlagen, Strahleneinrichtun-
gen und Strahlenschutzräumen wurden
Sachverständige gestellt.
• Beim Ankauf medizinischer Strahlen-
anlagen für Gesundheitsabteilungen der
Bezirkshauptmannschaften sowie für
Krankenanstalten wurde die technische
Begutachtung durchgeführt. Im Rahmen
der Ausbildung an Krankenpflegeschulen
wurde das Gebiet Strahlenschutz vorge-
tragen und geprüft.
• Spürtrupps der Bezirkshauptmann-
schaften wurden nachgeschult und ins-
besondere mit ihren neuangeschafften
Meßgeräten vertraut gemacht.
• Die Strahlenschutzkarteien wurden
weitergeführt.
• In Zusammenarbeit mit der NÖ Um-
weltschutzanstalt, den Spürtrupps der
Bezirkshauptmannschaften Baden und
Wr.Neustadt sowie des Gend.Postens
Seibersdorf wurden Strahlenschutz-
messungen an einer großen Menge ra-
dioaktiv kontaminierter Aluminium-
schlacke (-grätze) durchgeführt und
Sachverständige in den Verfahren zur
gefahrlosen Beseitigung des Materials
beigestellt.
• Mit Strahlenschutzinstituten der CSFR
wurden Fachkontakte in Form von Ge-
sprächen und Institutsbesichtigungen ge-
pflegt.

Technische Luftfahrtangelegen-
heiten

Aufgabenbereiche

Hebung der Sicherheit im gesamten Ab-
lauf der Zivilluftfahrt. Erstellung zufrie-
denstellender Rahmenbedingungen für
Zivilluftfahrt und Bevölkerung.

Schwerpunkte 1990

Erstellung von Gutachten zur sicheren
Durchführung von Außenlandungen und
Außenabflügen sowie von zivilen Luft-
fahrtveranstaltungen: Gutachtertätigkeit
im Rahmen von Verwaltungsstrafverfah-
ren bei Verstößen gegen das Luftfahrtge-
setz und den Luftverkehrsregeln; Mitwir-
kung bei der Planung und Realisation von
Hubschrauberaußenlandeflächen und
■flugplätzen bei Spitälern im Rahmen des
Notarzthubschraubersystems; Gutach-
ter- und Beratungstätigkeit bei der Errich-
tung von Hubschrauberflugplätzen; Erhe-
bungen zur Kennzeichnung von Luftfahrt-

trolliert, datenbankmäßig abgespeichert
und veröffentlicht.

hindernissen; Mitwirkung bei der Erstel-
lung von Sichtflugverfahren sowie Begut-
achtung und Beratung von Standorten
und Projektierung von Flugplätzen;
Wahrnehmung der luftfahrtbehördlichen
Aufsichtpflicht über Zivilflugplätze, Luft-
verkehrsunternehmungen und Luftfahrt-
veranstaltungen; Lärmmessungsflüge -
Gutachter- und Pilotentätigkeit.

Probleme 1990

• Integrieren aller Bereiche der Luftfahrt
in den Bewußtwerdungsprozeß des Um-
weltschutzes.
• Abwägen von Möglichkeiten und In-
itiativergreifung zur Gesprächsbereit-
schaft, zielorientierte Diskussion und Er-
stellung von Problemlösungsprogram-
men zur Beseitigung der Umweltbela-
stung durch die Luftfahrt.
• Erhaltung bestehender und Realisie-
rung projektierter Flugplätze.

• Die Messungen in Belastungsgebie-
ten mit besonderem Augenmerk auf die
Abgrenzung smoggefährdeter Gebiete
werden weiter geführt. Besonderes Au-
genmerk wurde 1990 auf die Ozonbela-
stung und die Bevölkerungswarnung bei
erhöhten Werten gelegt.
Nach Erstellung des Luftsanierungsde-
tailkonzeptes Korneuburg wurde ein der-
artiges Konzept für Amstetten in Angriff
genommen. Mit dieser Detail-Studie wer-
den die Möglichkeiten wirkungsvoller
Emissionsminderungsmaßnahmen für
das Untersuchungsgebiet aufgezeigt.

Gewässergüte

Aufgabenbereiche

• Erfassung der chemischen, physikali-
schen und biologischen Gewässergüte
von Grund- und Quellwässern sowie von
Oberflächengewässern vor allem im Hin-
blick auf die damit verbundenen Gütefra-
gen.
• Fragen der Bäderwirtschaft in chemi-
scher und technischer Hinsicht.

Schwerpunkte und Probleme 1990

• In Zusammenarbeit mit der NÖ Um-
weltschutzanstalt wurden zahlreiche
Grund- und Quellwässer sowie Oberflä-
chengewässer untersucht. Schwerpunk-
te ergaben sich vor allem im Zusammen-
hang mit den Donaukraftwerken (Alten-
wörth, Melk, Greifenstein) sowie den ge-
planten Ausbaustufen unterhalb von
Wien und der Errichtung des Marchfeld-
kanales, wobei besonders der Grund-
wasserchemismus entlang der Donau
und im Marchfeld, die biologische Ge-
wässergüte der Donauzubringer und des
Augebietes in diesem Raum erfaßt wur-
den. Besonders intensiv wurde der
Grundwasserchemismus im Raum Bad
Deutsch-Altenburg zur Beweissicherung
des Heilwasservorkommens überprüft.
Auch Sedimentuntersuchungen in den
Donauauen und der Zubringer zur Donau
wurden in das Untersuchungsprogramm
einbezogen.
• Ebenso wurden im Rahmen der Arbei-
ten für die Marchfeldkanalerrichtungsge-
sellschaft sowohl die Oberflächengewäs-
ser in diesem Raum (Donau, Rußbach,
Weidenbach) auch auf zahlreiche
Schwermetalle und organische Stoffe un-
tersucht.
• In Zusammenarbeit mit dem Institut für
Wasserwirtschaft der Universität für Bo-

Luftreinhaltung

Aufgabenbereiche

Reduzierung von Luftschadstoffen in der
freien Atmosphäre durch Bestandsauf-
nahme der Luftgüte, Erfassung der Emis-
sionsquellen, Erarbeitung von techni-
schen Maßnahmen zur Luftreinhaltung
und geeigneten Kontrollmethoden.

Schwerpunkte und Maßnahmen 1990

• Amtssachverständigentätigkeit und
Abgabe von gutächtlichen Stellungnah-
men zu Fragen der Verringerung und
Ausbreitung von Luftverunreinigungen.
• Ausarbeitung und Durchführung von
Immissionsmeßprogrammen zur Fest-
stellung der Luftqualität, Planung und
Aufbau des NÖ Luftgütemeßnetzes.
• Das NÖ Luftgütemeßnetz wurde um
weitere 2 Meßstationen erweitert und auf
den Stand von insgesamt 40 Meßstatio-
nen gebracht, wovon 29 vom Land NÖ
errichtet wurden. Die automatische Meß-
netzzentrale (Smogalarmzentrale) stand
ordnungsgemäß in Betrieb. Die Öffent-
lichkeitsarbeit wurde verstärkt. Weiters
wurde die Vernetzung von Luftgütemeß-
stellen vorangetrieben.
• Die Immissions-Meßdaten aus dem
NÖ Luftgütemeßnetz, des KW Theiß so-
wie jene aus den Immissionsmeßstellen
des KW Dürnrohr, der ÖMV-Raffinerie
Schwechat und des Erdgasbetriebes
Aderklaa wurden weiterhin laufend mit
EDV-Unterstützung ausgewertet, kon-
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• Sicherheitstechnische Beratung bei
der Anschaffung von medizinischen und
medizintechnischen Einrichtungen, Anla-
gen und Geräte;
• Sicherheitstechnische Prüfung der
medizinisch-technischen Geräte vor der
erstmaligen Inbetriebnahme.

• Sachverständigentätigkeit im Bereich
der Sicherheitstechnik im Gesundheits-
wesen.

Schwerpunkte und Probleme 1990

• Sachverständigentätigkeit bei baube-
hördlichen, sanitätsrechtlichen und Ar-
beitnehmerschutzverfahren sowie Kran-
kenhauseinschaukommissionen, Teil-
nahme an Baubeiratssitzungen;
• Bearbeitung der sicherheitstechni-
schen Fragen allgemeiner und überregio-
naler Art mit anderen Bundesländern; Ko-
ordinierung der Sicherheits- und Be-
triebstechnik für Krankenanstalten in NÖ;
Information der Betriebs- und Sicher-
heitstechniker der Krankenanstalten. Zu-
sammenfassung von betrieblichen und
sicherheitstechnischen Erfordernissen
im Bereich der Haus- und Medizintechnik
für eine einheitliche EDV-Dokumenta-
tion.
• Beratung und Begutachtung bei der
Planung bzw. Prüfung und Überwachung
bei der Errichtung und beim Betrieb von
technischen, medizin- und elektromedizi-
nischen Einrichtungen sowie elektrotech-
nischen, lüftungstechnischen und medi-
zingastechnischen Anlagen und Geräten
in Kranken-, Kur- und Heilanstalten und
ähnlichen Anstalten;
• Bearbeitung der betrieblichen und vor-
beugenden Brandschutzmaßnahmen für
das öffentliche Gesundheitswesen;
• Im Rahmen der Ausbildung an Kran-
kenpflegeschulen und medizintechni-
schen Ausbildungszentren wurde das
Fach Sicherheitstechnik bzw. Gerätekun-
de vorgetragen;
• Das Amt wird beim Österreichischen
Verband für Elektrotechnik und beim
Österreichischen Normungsinstitut ver-
treten;
• Vertretung des Amtes bei der Österrei-
chischen Gesellschaft für Biomedizini-
sche Technik;
• Je Krankenhaus wird jährlich ein Lo-
kalaugenschein der einzelnen Objekte
mit einem Rundgang vorgenommen und
die wichtigsten Geräte und Anlagen einer
im wesentlichen visuellen Kontrolle un-
terzogen;
• Veranlassung der Wartung, Reparatu-
ren und Außerbetriebnahmen bei medizi-
nischen Geräten; Vornahme bzw. Veran-
lassung der periodischen sicherheits-
technischen Überprüfung/Einzelprüfung
der medizinischen Anlagen und Geräte
gemäß einer Checkliste;
• Information der Anstaltsleitung, Mitar-
beiterbesprechungen;
• Meßtechnische Gerätekontrolle und
Ermittlung der Unfallursache bei Unfäl-
len;

denkultur wurden umfangreiche Untersu-
chungen über das Vorkommen, den Ur-
sprung und den Verbleib von Schwerme-
tallen in Klärschlämmen erarbeitet. Fer-
ner wurden Sickerwasseruntersuchun-
gen von Kompostmieten mit möglichen
Auswirkungen auf das Grundwasser vor-
genommen.
• Im Zuge der Verunreinigung des
Grundwassers im Bereich des südlichen
und nördlichen Wiener Beckens sowie in
anderen Gebieten Niederösterreichs
wurden in Zusammenarbeit mit der NÖ
Umweltschutzanstalt zahlreiche Untersu-
chungen des Gehaltes an chlorierten
Kohlenwasserstoffen und anderen orga-
nischen Verbindungen (wie z.B. aromati-
sche Kohlenwasserstoffe, Pestiziden der
Triazingruppe) ausgewertet. Diese Un-
tersuchungen wurden besonders im Be-
reich von Deponien im südlichen Wiener
Becken und in landwirtschaftlich intensiv
genutzten Gebieten vorgenommen.
• Im Rahmen des Österr. Normungsin-
stitutes wurde intensiv an der Erstellung
von Analysennormen für Wasser und Ab-
wasser mitgearbeitet, wobei sich diese
Mitarbeit auch auf die internationale Ar-
beit erstreckte und mehrere Sekretariate
auf internationaler Ebene betreut werden
konnten (z.B. Analytik von Bor, von Chro-
mat und von aromatischen Kohlenwas-
serstoffen).
• Im Hinblick auf den technischen
Standard der Bäderwirtschaft, speziell im
Bezug auf die Badewasseraufberei-
tungstechnik wurde im Sinne des § 9 des
BHG der Stand der Technik in den Bä-
dern Niederösterreichs im steigenden
Maße überprüft.

Lärm- und Erschütterungsschutz

Aufgabenbereiche

• Sachverständigentätigkeit in behördli-
chen Verfahren, die eine Verringerung
der Lärmbelästigung und Erschütte-
rungsbeeinträchtigung der Bevölkerung
zum Gegenstand haben;
• Fachliche Beratung beim Entwurf von
Gesetzen, Verordnungen und Richtli-
nien;
• Information von Planern und Betrei-
bern von Anlagen im Rahmen des Partei-
enverkehrs über lärmtechnische Anfor-
derungen, Daten und Betrieb;
• Information von Lärmbetroffenen über
rechtliche und technische Möglichkeiten
des Immissionsschutzes.

Schwerpunkte und Probleme 1990

• Sachverständigengutachten: Verfas-
sung und Abgabe von Sachverständigen-
gutachten in Verfahren der Gewerbebe-
hörden, Baubehörden, Verkehrsbehör-
de, Schiffahrtsbehörde und Veranstal-
tungsbehörde. Die dafür erforderlichen
Messungen werden von der NÖ Umwelt-
schutzanstalt durchgeführt.
• Immissionsberechnungen; Durchfüh-
rung von Immissionsberechnungen zur
Beurteilung der Lärmbelastung durch
Straßen, Eisenbahnen, Flughäfen, Sport-
anlagen und bestehende Betriebe bei der
Neuerstellung von örtlichen Raumord-
nungsprogrammen und bei der Änderung
von Flächenwidmungsplänen.
• Standortwahl; Zusammenarbeit mit
der Raumordnungsabteilung und Bera-
tung bei der Standortauswahl für emittie-
rende Betriebe und Anlagen.
• Beratung bei der Errichtung von Anla-
gen, Emissionsminderung und Grundriß-
gestaltung für: Betriebsanlagen, Veran-
staltungs- und Freizeitanlagen (Schwer-
punkt Motorsport), Sportanlagen (Schwer-
punkt Tennis), Schießplätze, Flugplätze
• Betriebstypen: Definierung von Be-
triebstypen im Hinblick auf ihre Emissio-
nen und deren Zuordnung zu den ver-
schiedenen Nutzungsarten des Baulan-
des nach dem NÖ Raumordnungsge-
setz.

Sicherheitstechnik im
Gesundheitswesen

Aufgabenbereiche

• Wahrnehmung der öffentlichen Inter-
essen auf sicherheitstechnischer Ebene
im Rahmen des gesamten Gesundheits-
wesens, insbesondere bei Planung, Er-
richtung und Betrieb von a.ö.Krankenan-
stalten, Sonderkrankenanstalten, Heil-
stätten, Kur- und ähnlichen Einrichtun-
gen;
• Die Wahrnehmung der Tätigkeit des
technischen Sicherheitsbeauftragten und
der meßtechn. Überprüfung elektromedi-
zinischer Geräte, mediz. Gasanlagen
und raumlufttechnischer Anlagen im
Rahmen des NÖ Krankenanstaltenge-
setzes, ß.Novelle 9440-3;
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• Lärmkontrollmessungen: Durchfüh-
rung von Lärmkontrollmessungen an
Kraftfahrzeugen über Anforderung der
Kraftfahrbehörde.

die Bewilligung erteilt. Ferner wurden
auch zahlreiche Berufungsakten im Straf-
verfahren nach dem Sonderabfallgesetz
bzw. AWG bearbeitet sowie Betriebs-
überprüfungen gemäß § 6 SAG bzw. § 33
AWG durchgeführt. Derzeit werden ca.
4.500 im Monat einlangende Begleit-
scheine zum Nachweis von gefährlichen
Abfällen nach entsprechender Kontrolle
bzw. Bearbeitung laufend in den Daten-
verbund aufgenommen.

Landesgesellschaften, Anstalten
und Institutionen
Wie in den vergangenen Jahren wurde
auch 1989 die NÖ Umweltschutzanstalt
in rechtlicher, wirtschaftlicher und organi-
satorischer Hinsicht beraten. Vertreter
der Abteilung R/3 sind im Verein "Arbeits-
gemeinschaft zur Förderung des NÖ In-
stitutes für AJIgemeinmedizin in Brunn an
der Wild", im Beirat des Vereines "NÖ-
Wien, gemeinsame Erholungsräume", im
Kuratorium der "Betriebsgesellschaft
Marchfeldkanal" und der "Abfallwirt-
schaftsverbund Planungs Ges.m.b.H" tä-
tig-

Förderungen
In Niederösterreich wird seit 1978 die
"Zinsenzuschußaktion für Umweltschutz-
anlagen" durchgeführt. Zweck dieser Ak-
tion ist die finanzielle Unterstützung von
Betrieben der gewerblichen Wirtschaft in
Niederösterreich bei der Durchführung
von Investitionen zur Vermeidung von
Luft- und Wasserverunreinigungen, von
Geruchs-, Staub-, Rauch- und Lärmbelä-
stigungen sowie zur Beseitigung von
Sonderabfällen. Durch Änderung der
Richtlinien in den Jahren 1985 und 1986
wurde die “Förderungsaktion des Landes
NÖ für Umweltschutzanlagen” auch auf
die Bereiche Rohstoffrückgewinnung aus
Sonderabfall oder sonstigem Abfall,
Energieeinsparung und Ersatz fossiler
Energieträger in Verbindung mit Umwelt-
schutzmaßnahmen, auf umweltbedingte
Betriebsverlagerungen sowie auf um-
weltfreundliche Heizungsanlagen bei
landwirtschaftlichen Gärtnereibetrieben
ausgeweitet. 1990 wurden 132 neue För-
derungsanträge aus der gewerblichen
Wirtschaft eingebracht. Für die von den
Firmen zur Realisierung dieser Vorhaben
aufzunehmenden Darlehen von ge-
schätzten 500 Mio. Schilling werden in
den nächsten Jahren voraussichtlich
Ausgaben für Zinsenzuschüsse von 1 %
p.a. bis 6 % oder entsprechende einmali-
ge kapitalisierte, abgezinste Investitions-
zuschüsse erwachsen. Im Sommer 1990
mußten die Richtlinien aufgrund einer Än-

derung der Richtlinien des ehemaligen
Umweltfonds beim Bundesministerium
für Umwelt, Jugend und Familie neuerlich
geändert werden. Die bisher mögliche
Konsortialförderung zwischen Bund und
Land NÖ ist nun nicht mehr möglich. Die
vom Land NÖ und HK NÖ gemeinsam
gegründete "ökologische Betriebsbera-
tung" wurde als beratende Institution für
die Antragsteller in die neuen Richtlinien
aufgenommen. 1990 wurden bisher 58
Anträge mit Zinsenzuschüssen und ein-
oder mehrmaligen Investitionszuschüs-
sen bewilligt. Damit werden umweltrele-
vante Investitionen in der Gesamthöhe
von ca. S 210 Mio. gefördert. Weiters
verwaltet die Abteilung R/3 Förderungs-
mittel, die an Gemeinden für die Durch-
führung kommunaler Bauprojekte bzw.
für zentralörtliche Einrichtungen verge-
ben werden können. Durch diese Förde-
rungsmaßnahmen wird zahlreichen Ge-
meinden bei der Verwirklichung von oft
mehrjährigen Bauvorhaben wertvolle Hil-
festellung geleistet. Neben der Verbesse-
rung der örtlichen Infrastruktur ist davon
zweifellos auch eine Belebung der Wirt-
schaft und des Fremdenverkehrs zu er-
warten, was insbesondere in Gemein-
den, die von Abwanderung bedroht sind,
von enormer Bedeutung sind. 1990 ha-
ben aus diesem Titel 178 Gemeinden
nicht rückzahlbare Beihilfen von insge-
samt ca. 38 Mio. Schilling erhalten. In 45
Gemeinden wurden Aktivitäten und Ak-
tionen, die sich aus deren zentralörtlicher
Funktion ergeben, in der Höhe von insge-
samt ca. 5,0 Mio. Schilling gefördert.

Rechtliche und
wirtschaftliche
Angelegenheiten,
Förderungen (R/3)

Rechtlicher Umweltschutz
Schwerpunkte der rechtlichen Tätigkeit
der Abteilung R/3 war 1990 der Vollzug
des Abfallwirtschaftsgesetzes (AWG),
des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes und
des NÖ Luftreinhaltegesetzes. Zahlrei-
che Bürger aber auch Gemeinden wur-
den telefonisch und persönlich über die
neue Sach- und Rechtslage beraten. Die
Befugnis zur Überprüfung von Feue-
rungsanlagen gemäß § 6 NÖ Luftreinhal-
tegesetz wurde 40 Gewerbetreibenden
neu erteilt. Typengenehmigungen für
Feuerungsanlagen gemäß § 12 des Ge-
setzes wurden für 3 Heizungstypen er-
teilt, weitere 10 Verfahren sind derzeit in
Bearbeitung. Die Verordnung über die
periodische Überprüfung von Feuerungs-
anlagen wurde gänzlich überarbeitet,
dem Begutachtungsverfahren unterzo-
gen und der Beschlußfassung zugeleitet.
Die Verordnung über einen Smogalarm-
plan für NÖ aufgrund des Smogalarmge-
setzes wurde in Abstimmung mit dem
Land Wien fertiggestellt. Durch das In-
krafttreten des Abfallwirtschaftsgesetzes
des Bundes am 1.7.1990 ist der gesamte
Bereich des Abfallrechtes neu orientiert
worden. Es war daher notwendig, das NÖ
Abfallwirtschaftsgesetz umfassend zu
novellieren. Die entsprechende Regie-
rungsvorlage wurde dem Landtag zuge-
leitet. Gemäß § 16 NÖ Abfallwirtschafts-
gesetz wurde 23 Sammlern die Erlaubnis
zur Sammlung von Sonderabfällen und
Problemstoffen aus Haushalten erteilt,
insgesamt haben somit derzeit 68 Samm-
ler die Erlaubnis. Die weitere rechtliche
Tätigkeit der Abteilung bestand in der
Überprüfung von ortspolizeilichen Ver-
ordnungen betreffend den Umweltschutz
und nach dem NÖ Luftreinhaltegesetz.
Die Vollziehung des Sonderabfallgeset-
zes bzw. des nachfolgenden AWG war
auch dieses Mal im Berichtszeitraum wie-
der besonders arbeitsaufwendig. 10 Be-
seitigen) wurde die Erlaubnis zur Aus-
übung der Tätigkeit erteilt. Insgesamt
wurde 55 Sammlern und 33 Beseitigern

3

Grunderwerb
Im Tätigkeitsbereich Grunderwerb ist
schwergewichtsmäßig der Ankauf von
Grundstücken im Rahmen der "Bau-
rechtsaktion des Landes NÖ" hervorzu-
heben, wodurch Struktur- und familienpo-
litische Zielsetzungen erfüllt werden sol-
len. Bei dieser Aktion werden durch das
Land Baugründe in finanzschwachen und
von Abwanderung bedrohten Gemein-
den angekauft, welche jungen Familien
zur Errichtung von Wohnhäusern im Bau-
recht, d.h. gegen Entrichtung eines Bau-
zinses, zur Verfügung gestellt werden.
Außerdem werden im Rahmen dieser Ak-
tion auch Grundstücke mit erhaltungs-
würdigen Wohnhäusern in den bisheri-
gen Gemeinden und in solchen, wo be-
reits Dorferneuerungsverfahren eingelei-
tet oder abgeschlossen wurden, sowie in
Gemeinden, bei denen ein öffentliches
Interesse vorliegt, angekauft.
1990 wurden mit 48 Familien in 10 politi-
schen Bezirken Baurechtsverträge abge-
schlossen. Darüber hinaus wurden 41
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Verhandlungen für die landeseigenen
Grundstücke in Ennsdorf, Korneuburg,
Leobendorf, Haidershofen, Hainfeld, Bad
Schönau und St.Pölten herausgegriffen.
Die verwalteten Grundstücke werden, so-
weit dies zweckmäßig erscheint, kurzfri-
stig in Bestand gegeben, um bei Bedarf
für ihre vorgesehene Verwendung als Be-
triebsgrund, Baugrund usw. zur Verfü-
gung zu stehen.

knapp und teuer sind. Den Gebietskör-
perschaften kommt hiebei eine voraus-
planende und oft auch richtwertgebende
Funktion zu, ohne dabei direkten Einfluß
auf den Grundverkehr zu nehmen. Die
Abteilung R/3 verwaltet ca. 192 landesei-
gene Grundstücke in 21 Gemeinden, wo-
bei lokale Besprechungen und die Erar-
beitung von Verträgen zur Begründung
von dinglichen und obligatorischen Rech-
ten zu den wesentlichen Aufgaben gehö-
ren. Als einzelne Beispiele werden die

Grundstücke in den verschiedenen Tei-
len des Landes neu angekauft, um in der
Folge mit den in Frage kommenden Jung-
familien Baurechtsvereinbarungen im
Sinne der "Baurechtsaktion des Landes
NÖ" zu treffen.
Grund und Boden gehören zu den weni-
gen nicht vermehrbaren Gütern und häu-
fig ist der Bedarf an Grundflächen für
öffentliche Einrichtungen oder für kultur-
und wirtschaftspolitische Aufgaben gera-
de dort gegeben, wo Gründe ohnedies
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Polizei, Staatsbürgerschaft, Wahlen, Stiftungen
Auszeichnungen und Ehrungen (I/AV)

geführt haben, wurden Dank- und Aner-
kennungsschreiben übermittelt. 6 Le-
bensrettern wurden Ehrengaben von ins-
gesamt 30.000 Schilling zuerkannt.
1990 wurden 4.724 NÖ Jugendsportab-
zeichen verliehen.
Das Ehrenzeichen für vieljährige ver-
dienstvolle Tätigkeit auf dem Gebiete des
Feuerwehr- und Rettungswesens wurde
im Jahre 1990 an 2.958 Personen verlie-
hen, und zwar:

EhrungenAuszeichnungen

Anläßlich der Feier von Festtagen wur-
den 1990 3.833 Ehepaare beziehungs-
weise Personen geehrt. Es handelt sich
hiebei um folgende Jubiläen:

1990 wurden verliehen:

113 Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik
Österreich

403 Ehrenzeichen für Verdienste um das Bundes-
land Niederösterreich

175 Sportehrenzeichen

Im gleichen Zeitraum wurden durch den
Herrn Bundespräsidenten 41 Berufstitel
verliehen und die entsprechenden Verlei-
hungsdekrete ausgefolgt.
Für die Rettung von Menschen aus Le-
bensgefahr unter Einsatz des eigenen
Lebens wurden 7 Rettungsmedaillen ver-
liehen.
An 41 Personen, die die Rettung nicht
unter Einsatz des eigenen Lebens durch-

Goldene Hochzeiten 1.610
Diamantenen Hochzeiten 206

Eiserne Hochzeiten 43
Steinerne Hochzeiten 10
Gnadenhochzeit 1
90. Geburtstage 1.610

95. Geburtstage 307
100. Geburtstage 19
101. Geburtstage 16
102. Geburtstage 4
103. Geburtstage 5
105. Geburtstag 21

Ehrenzeichen für 25-jährige verdienstvolle
Tätigkeit 1.497
Ehrenzeichen für 40-jährige verdienstvolle
Tätigkeit 1.193
Ehrenzeichen für 50-jährige verdienstvolle
Tätigkeit 268
Insgesamt 2.958

Feuerwehren, Katastrophendienst, Zivile Landesverteidigung (VI/9)

St. Valentin, Schranawand, Hainburg,
Oberweiden, Phyrbach, Klosterneuburg,
Schwechat-Mitte, Hollabrunn, Stockerau,
Stratzing, Nöchling, Mistelbach, Weißen-
bach, Otterthal, St.Pölten-Stadt, Tulbing,
Waidhofen/Thaya, Wr. Neustadt und
Zwettl.
Der Rest der Geräte wurde in der NÖ
Landes-Feuerwehrschule Tulln statio-
niert.
Für die Betriebsfeuerwehr der NÖ Lan-
des-Feuerwehrschule wurde ebenfalls
aus Katastrophenfondsmitteln 1 Schwe-
res Rüstfahrzeug zu einem Gesamtan-
schaffungspreis von 3,569.589 Schilling
und 1 Rüstlöschfahrzeug 2000 zu einem
Gesamtwert von 3,796.279,70 Schilling
angekauft.
Im Mai 1990 erfolgte in der NÖ Landes-
Feuerwehrschule die Übergabe von 14
Schweren Rüstfahrzeugen an folgende
Freiwillige Feuerwehren:
Bruck/Leitha, Gmünd, Retz, Hainfeld,
Ybbs/Donau, Traismauer, Scheibbs,
Groß-Gerungs, Berndorf, Preßbaum,
Gars/Kamp, Breitenfurt, Waidhofen/Thaya
und Waldegg.
4 Tauchdienstfahrzeuge im Gesamtwert
von 8,668.944 Schilling sowie 19 hydrau-
lische Rettungssätze zu einem Preis von
2,428.055 Schilling wurden im Herbst
1990 an Freiwillige Feuerwehren überge-
ben.

technischen Entwicklung entsprechend
zu reduzieren.
• Feuerwehrregister. Anträge der Ge-
meinden um Erweiterung der Mindest-
ausrüstung wurden von der Abteilung an
Ort und Stelle überprüft und entspre-
chend erledigt.
• Gefährliche Stoffe. In Angelegenhei-
ten des Transportes Gefährlicher Stoffe
wurden der Abteilung I/7 die Standorte
der Gefährlichen-Stoffe-Fahrzeuge und
Öleinsatzfahrzeuge bekanntgegeben.
Dadurch ist es möglich, auf diese Stand-
orte anläßlich der Routenbewilligung
Rücksicht zu nehmen.
• Feuerwehrfahrzeuge. Der Ankauf
von Feuerwehrfahrzeugen wurde durch
die von der Abteilung zu verwaltenden
Geldmittel auch 1990 gefördert. Aus Mit-
teln der Feuerschutzsteuer war es mög-
lich, 26 Tanklöschfahrzeuge, 41 Klein-
löschfahrzeuge, 3 Rüstlöschfahrzeuge,
1 Kommandofahrzeug, 4 Löschfahrzeu-
ge, 5 Mannschaftstransportfahrzeuge, 1
Kommandofahrzeug, 1 Versorgungsfahr-
zeug und 2 Kleinrüstfahrzeuge zu för-
dern.
Aus Mitteln des Katastrophenfonds wur-
den 20 Dosisleistungsmeßgeräte und 1
Kontaminationsnachweisgerät im Ge-
samtwert von 645.300,60 Schilling geför-
dert und an folgende Freiwillige Feuer-
wehren übergeben:

Schwerpunkte 1990

Rechtliche Angelegenheiten
der Feuerpolizei und
Feuerwehrangelegenheiten
In Vollziehung des NÖ Feuer-, Gefahren-
polizei- und Feuerwehrgesetzes, LGBI.
4400, wurden neben den anfallenden
Verordnungsprüfungen, der Behandlung
von Vorstellungen sowie den Entschei-
dungen über die Berufung gegen Strafer-
kenntnisse folgende Schwerpunkte ge-
setzt:
• Legistisches. Das Begutachtungs-
verfahren über die Novellierung des
NÖ Feuer-, Gefahrenpolizei- und Feuer-
wehrgesetzes, LGBI. 4400, ist im Laufen.
Es wurde auch damit begonnen, die Ver-
ordnung über die Festlegung der techni-
schen Mindestausrüstung und des Min-
destmannschaftsstandes der Freiwilligen
Feuerwehren, LGBI. 4400/4, zu novellie-
ren. Das Begutachtungsverfahren über
die Änderung der Verordnung über die
Kehrperioden, LGBI. 4400/5, wurde ab-
geschlossen. Durch dieses Novellie-
rungsvorhaben ist beabsichtigt, die Kehr-
termine bei Fängen, an denen Feuerstät-
ten mit gasförmigen bzw. ölförmigen
Brennstoffen angeschlossen sind, der
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ten und Kursangebote nahezubringen.
Die Bevölkerung soll in die Lage versetzt
werden, bei Unglücksfällen und Katastro-
phenereignissen die Isolationsphase aus
eigener Kraft möglichst ohne Schaden zu
überstehen.
Im Jahre 1990 wurden in den Gemeinden
Niederösterreichs 7 Selbstschutzzentren
eröffnet und zwar: Furth, Vösendorf,
Horn, Höf le in ,  Sen f tenberg ,  Atzen-
brugg/Heiligeneich und Heiligenkreuz.
Insgesamt haben in Niederösterreich
derzeit 44 Gemeinden Selbstschutzzen-
tren errichtet.
In der ersten Ausbaustufe des Warn- und
Alarmsystems sollen 60 % der Bevölke-
rung durch die Sirenenalarmierung er-
reicht werden.
Der Bezirk Krems wurde fertiggestellt
und für den Ausbau ein Betrag von ins-
gesamt 10.939.970,75 Schill ing dafür
aufgewendet. Weiters wurde für diverse
Reparaturen von Anlagen ein Betrag
von 44.437,08 Schill ing ausbezahlt.
Im Gesamten ergibt sich nun ein Ausbau-
stand der 1. Ausbaustufe des Warn- und
Alarmsystems von 7 Bezirken. Diese fer-
tig ausgebauten Bezirke sind Neunkir-
chen, St. Pölten, Mödling, Wr.Neustadt,
Hollabrunn, Baden und Krems/Donau.
Geplant ist für das Jahr 1991 die Fertig-
s te l lung  der Bez i r ke  Bruck /Le i tha ,
Gmünd, Horn, Gänserndorf, Mistelbach
und Waidhofen/Thaya. Somit werden
voraussichtlich im nächsten Jahr 13 Be-
zirke die 1. Ausbaustufe des Warn- und
Alarmsystems erreicht haben. Im Jahre
1991 wird der Ausbau zweier weiterer
Bezirke, nämlich Amstetten und Zwettl, in
Angriff genommen werden. Das überre-
gionale Funknetz für das Warn- und
Alarmsystem soll im Jahre 1991 fertigge-
stellt sein.
Die Refundierung der von den Gemein-
den vorfinanzierten Beträge erfolgt chro-
nologisch und nach Maßgabe finanzieller
Möglichkeiten.
Den Bezirken Krems, Mödling und Teilen
von St. Pölten konnten 1990 bisher
2,273.994,95 Schilling für die von den
jeweiligen Gemeinden bzw. Freiwilligen
Feuerwehren vorfinanzierten Anlagen re-
fundiert werden.

Verwaltung der
Zivilschutzschule
Die jährlichen Verwaltungskosten betra-
gen 200.000 Schilling (Energie inkl. Hei-
zung, Reparaturen, Lehrmittel, Versiche-
rungen, Ausstattung).
Die Ausbildung für Zivildiener und Ange-
hörige des NÖ ZSV wurde in der Zivil-
schutzschule mit 20 Kursen in 108 Tagen
mit 347 Teilnehmern durchgeführt.

ten Lehrplänen abgewickelt. Die Lehr-
gänge wurden teilweise überarbeitet und
den Ausbildungserfordernissen ange-
paßt. Die Verbesserung der Lehrpläne im
Sinne einer praxisnahen Ausbildung wird
weiterhin durchgeführt.
Auf Grund der Erweiterung der audiovisu-
ellen Lehrbehelfe kann der Lehrstoff den
Kursteilnehmern auf modernste Art und
Weise vermittelt werden. 1990 fanden
trotz der Umbauarbeiten in der Landes-
Feuerwehrschule 21 1 Lehrgänge mit
6.812 Teilnehmern statt.
Die Betriebsfeuerwehr der NÖ Landes-
Feuerwehrschule wurde 1990 zur Unter-
stützung der örtlichen Feuerwehren im
Raume Tulln zu 11 Brand- und 23 techni-
schen Einsätzen, davon 13 Menschen-
rettungen und 2 Menschenbergungen,
herangezogen. Dies war insbesondere
bei Einsätzen der Fall, bei denen die er-
forderlichen Geräte und das entspre-
chend ausgebildete Personal bei den ört-
lichen Feuerwehren nicht vorhanden wa-
ren.
Die Aufsicht über die Verwaltung der NÖ
Landes-Feuerwehrschule wurde durch
regelmäßige Verwaltungsbesprechun-
gen wahrgenommen. Die monatlichen
Abrechnungen wurden neben der rech-
nerischen Überprüfung durch die Buch-
haltung auch Prüfungen in wirtschaftli-
cher Hinsicht unterzogen.

Angelegenheiten der
Zivilen Landesverteidigung
• Zivi lschutzverband. Die Tä t igke i t
des NÖ Zivilschutzverbandes wurde im
Berichtszeitraum mit 2,800.000 Schilling
gefördert. Die widmungsgemäße Über-
prüfung durch die Abteilung und die NÖ
Landesbuchhaltung, Abt. 1, wird - wie
alljährlich - einvernehmlich durchgeführt
werden.
• Flugplätze. Die Unterbringungskartei
sowie die der Verpflegsstationen für
Flüchtlinge wurde am neuesten Stand
gehalten. Es besteht, die Asylanten be-
treffend, enger Kontakt zum Bundesmini-
sterium für Inneres und mit der NÖ Si-
cherheitsdirektion, von welcher auch re-
gelmäßig die Zahl der Asylanten an die
Abteilung übermittelt wird.
Weiters nahmen Vertreter der Abteilung
vermehrt an Gesprächen, Sitzungen und
Ausschüssen teil, die sich mit der Asylan-
tenfrage beschäftigten.
• Selbstschutzzentren. Als Folge der
Zivilschutzenquete des BM für Inneres
am 30.Jänner 1985 wurden in den Ge-
meinden Österreichs fortlaufend Selbst-
schutzzentren eröffnet, deren Aufgabe es
ist, der örtlichen Bevölkerung den Selbst-
schutzgedanken durch laufende Aktivitä-

• Brandverhütung. Die Tätigkeit der
Landesstelle für Brandverhütung des
Bundeslandes NÖ wurde durch die
Gewährung eines Beitrages in Höhe von
3,150.000 Schilling unterstützt.
Die Tätigkeit der Gemeinden in Bezug auf
den Vollzug des NÖ Feuer-, Gefahren-
polizei- und Feuerwehrgesetzes, insbe-
sondere der feuerpolizeilichen Beschau,
wurde stichprobenweise überprüft.

Katastrophenhilfsdienst
1990 wurden mehrmals Sachverständige
der Chemie bzw. Sachverständige für
Boden- und Wasserverunreinigung bei
Unfällen mit Chemikalien und Austritt von
Öl in Wasser und Boden von der Landes-
warnzentrale entsandt. Im März 1990 zer-
störte ein Sturm in den Bezirken Amstet-
ten, Melk und Scheibbs ca. 700.000 fm
Wald. Der Einsatz der Feuerwehren und
des Österreichischen Bundesheeres
dauerte bis Mitte April 1990. Während der
Monate Juni und Juli ereigneten sich im
Süd-Osten NÖ’s zahlreiche schwere Un-
wetter mit örtlichen Überschwemmungen.
Im Militärkommando NÖ wurden die
Diensteingeteilten der Rufbereitschaft der
Landeswamzentrale an zwei Seminarta-
gen zum Thema "Lageführung und Aufga-
ben der Landeswarnzentrale" geschult.

Verwaltung der
NÖ Landes-Feuerwehrschule
1990 konnte der Aus- und Umbau der
NÖ Landes-Feuerwehrschule Tulln wei-
ter vorangetrieben werden. Der Gang im
Erdgeschoß im Bereich des Planspiel-
saales, der Kantine, des Stüberls und des
Speisesaales konnte neu gestaltet wer-
den. Durch das Vorversetzen der Fassa-
de in diesem Bereich konnte nun der
Aufenthaltsbereich durch eine entspre-
chende Raumgestaltung dieses verbrei-
terten Teiles für die Lehrgangsteilnehmer
den Anforderungen entsprechend erwei-
tert werden.
Weiters wurde der 1. Bauabschnitt des
Umbaues im Keller dieses Bauteiles für
eine, bis zum jetzigen Zeitpunkt, noch
nicht vorhandene Zentralgarderobe mit
St ie fe lwaschanlage abgeschlossen.
Durch diese Reinigungsschleuse kann
der Schmutzbereich vom übrigen Inter-
natsteil getrennt werden, wodurch die In-
ternatsreinigung erheblich erleichtert
wird.
Für diese Umbauarbeiten wurden bis
zum jetzigen Zeitpunkt finanzielle Mittel in
der Höhe von 2.151.641,05 Schilling ab-
gerechnet.
Der Lehrgangsbetrieb wurde nach den
von der NÖ Landesregierung genehmig-
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Aus Mitteln des Jahres 1990 wurde eine
Zentralschlüsselanlage eingebaut.

Überwachung, Schutz und
Sicherung der Umwelt
hinsichtlich radioaktiver
Verunreinigung

Der Bezirkshauptmannschaft Tulln wur-
de 1 Satz Meßgeräte, der aus Mitteln des
Jahres 1988 angekauft wurde, überge-
ben und der Strahlenspürtrupp einge-
schult.
Aus Mitteln des Jahres 1990 wurden je 1
Satz Meßgeräte für die Bezirkshaupt-
mannschaften Scheibbs und Wien- Um-
gebung angekauft.

Landeswarnzentrale

Im Jänner 1990 wurde der alljährliche
Informationsaustausch mit den Beamten
der Rufbereitschaft durchgeführt.

Subventionsmittel für Freiwillige
Feuerwehren

Die aufgrund des Auftrages des Rech-
nungshofes vom 9. Dezember 1975 be-
gonnenen stichprobeweisen Überprüfun-
gen der Freiwilligen Feuerwehren hin-
sichtlich der widmungsgemäßen Ver-
wendung der Mittel zur Förderung von
Fahrzeugen und Geräten wurden weiter
durchgeführt.

Schutzraumförderung
1990 wurden insgesamt 4 Schutzraum-
projekte in der Höhe von 200.000 Schil-
ling gefördert.
Das Pilotprojekt Fallbach - Schutzzonen-
planung im Weinviertel wurde abge-
schlossen und mit 150.000 Schilling aus-
finanziert.
Die Schutzraumverordnung, LGBI. 8200/6,
wurde in den §§1,6  und 9 abgeändert.

4400, soll am 1. Juli 1991 in Kraft treten.
Zu diesem Zeitpunkt soll auch die Ände-
rung der Verordnung über die Kehrperio-
den, LGBI. 4400/5, in Wirksamkeit treten.
Die Verordnung über die Festlegung der
technischen Mindestausrüstung und des
Mindestmannschaftsstandes der Freiwil-
ligen Feuerwehren, LGBI. 4400/4, soll der
Entwicklung angepaßt werden.
Im Bereich der technischen Mindestaus-
rüstung der Freiwilligen Feuerwehren
wird den Gemeinden der Fehlbestand an
Feuerwehrfahrzeugen bekanntgegeben
werden, dies wird insbesondere für die
Finanzplanung in den kommenden Jah-
ren im Rahmen der Förderung der Frei-
willigen Feuerwehren von Bedeutung
sein.
Im Bereich der Lehrtätigkeit der Feuer-
wehrschule soll in der LFS vor allem die
höher qualifizierte Spezialausbildung
durchgeführt werden, die Breitenausbil-
dung muß weiter verstärkt auf Bezirks-
ebene von den Freiwilligen Feuerwehren
selbst durchgeführt werden. Für die Aus-
bildung wird es erforderlich sein, auch
das Personal weiterhin laufend nachzu-
schulen und zu speziellen Ausbildungs-
kursen für Vortragende zu entsenden.
Die Anlagen für das Warn- und Alarmsy-
stem sind weiterhin zügig auszubauen.
Es wird getrachtet, daß in weiteren Ge-
meinden NÖ in Selbstschutzinforma-
tionszentren eingerichtet werden.

Probleme 1990

Im Bereich der Zivilen Landesverteidi-
gung macht sich das Fehlen gesetzlicher
Aufträge immer mehr bemerkbar.
Ein weiteres langjähriges Problem wird
die flächendeckende Einrichtung von Ge-
meindeselbstschutzinformationszentren
sein.
Das System der funkferngesteuerten Si-
renen in Niederösterreich wird als not-
wendig erachtet. Um einen möglichst zü-
gigen Ausbau zu gewährleisten, werden
derzeit 30 % der Kosten für die Gemein-
deanlagen von den Gemeinden vorfinan-
ziert.

Ziele 1991

Die Änderung des NÖ Feuer-, Gefahren-
polizei- und Feuerwehrgesetzes, LGBI.

Stiftungsverwaltung (II/4)

Schwerpunkte 1990

Von der Abteilung werden 16 Bundesstif-
tungen und 4 Landesstiftungen verwaltet,
4 Bundesstiftungen wurden mit Bescheid
des Landeshauptmannes von NÖ aufge-
löst und das Vermögen in das Eigentum
anderer Stiftung übertragen. Sämtliche
Erträgnisse wurden für Stiftungsleistun-
gen verwendet bzw. für die Erhaltung der
Häuser (Vermögen).

Stiftungshausverwaltung
• Insgesamt sind 36 Häuser und 2 Lie-
genschaften zu verwalten. Die Anzahl der
Häuser hat sich deswegen verringert, da
aus verwaltungstechnischen Gründen 3
Häuser zu einem mit Stiegeneinteilung
zusammengelegt wurden;

• Vom Haus Wien 8., Josefstädterstra-
ße 82, wurde die Fassade Uhlplatz reno-
viert und Fenster erneuert;
• Haus Wien 7., Burggasse 33, wurde
die Fassade des linken Hoftraktes reno-
viert und die Fenster sowie der Stiegen-
aufgang zum Garten erneuert;
• Die Sockelsanierung (Gesamtreno-
vierung) des Hauses Wien 1., Mölkerba-
stei 8 (4 Stiegen), mit einem Gesamtauf-
wand von ca. 27 Millionen Schilling wurde
abgeschlossen;
• Für die Sockelsanierung des Hauses
Wien 7., Neustiftgasse 9, wird der Vor-
prüfbericht von der Referentin des Wie-
ner Stadterneuerungs- und Bodenbereit-
stellungsfonds erstellt. Die Leistungsaus-
schreibung ist für das Frühjahr 1991 vor-
gesehen;
• Von 17 Mietern werden Mietzinsrück-
stände mittels Gerichtsverfahren einge-
trieben.

Stiftungsleistungen

Die Stiftungsleistungen bestehen aus
verschiedenen Stipendien, Kuraufenthal-
ten und Beihilfen, welche bei Zutreffen
der Voraussetzungen nach den Stifts-
briefen dem bedachten Personenkreis zu
Gute kommen.
Die Einzelleistungen sind aus der Stati-
stik ersichtlich. Bei fast allen Stiftungen
sind nunmehr die Anpassung der Stifts-
briefe an die Bestimmungen des Bundes-
bzw. NÖ Landes-, Stiftungs- und Fonds-
gesetzes durchzuführen, wobei die heu-
tigen gesellschaftlichen Verhältnisse zu
berücksichtigen sind.
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Statistik 1990

Stiftungshausverwaltung

Objekte (mit Einheitswerten 55

Mio Schilling)
38

Mieter

Hausbesorger beschäftigt

Häuser werden von Reinigungs-

firmen gesäubert

Häuser von Mietern selbst gerei-

nigt
Mietverträge wurden neu abge-

schlossen
Mietverträge wertberichtigt

Umsatz Mio Schilling

Erledigte Versicherungsfälle
(Schadenssumme 937.700,—

Schilling]

900
19

4

10

17

49,9

109

Stiftungsleistungen

681 Stipendien S 1,774.000

258 einmalige Beihilfen S 1,303.500

5 Stiftungsfreiplätze S 73.075

27 Pflegebeiträge S 309.258

Insgesamt s 3,459.833

Beethovenhaus
Mölker -Baste l  8,
Bee thoven  wohnte
von 1804 - 1815 In
diesem Haus

Personen stan dsan gelegenheiten , Matriken wesen (II/6)

Statistik 1990Schwerpunkte 1990

• Durchführung von Namensänderungs-
verfahren in I. und II. Instanz:
• Rechtsauskünfte, insbesondere über
ausländische Rechte;
• Aus- und Weiterbildung von Standes-
beamten;
Kontrolle der Standesämter und Bezirks-
verwaltungsbehörden;
• Beratung der Standesämter in Haus-
haltsfragen.

Ausbildungskurs für Standesbeamte 1

Weiterbildungskurs für Standesbeamte 1
Vorträge und Teilnahme bei sonstigen

Kursen und Tagungen 7

Besprechungen wegen

Verbandsänderungen 2

Überpüfungen von Standesämtern 125

Kontrollen, Beratungen, Verbands- und

Personalangelegenheiten derStandesäm-
ter und Standesamtsverbände 30

Erhebungen wegen Unterbringung der

Standesamtlichen Sammelakten und
Zweitbücher 7

Kommissionelle Prüfung von

Standesbeamten 17

Namensänderungsverfahren mit

negativer Erledigung 1

stattgegebene Berufungen in

Namensänderungsverfahren 3
abweisende Berufungen in Namensände-

rungsverfahren 4

rückverweisende Entscheidungen in

Namensänderungsverfahren 2
Abweisung der Wiederaufnahme eines

Namensänderungsverfahrens 1
Gegenschriften zu

Verwattungsgerichtshofbeschwerden 2

Telefonische Rechtsauskünfte über folgen 1119

Ziele 1991

• Optimale Bewältigung der Aufgaben
wie 1990;
• Gründliche Aus- und Weiterbildung
der Standesbeamten;
• Gesetzmäßige und bürgernahe Füh-
rung der Standesämter.
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Polizeiangelegenheiten (1/2)

Schwerpunkte 1990

Berufungen
Entscheidungen über Berufungen gegen
Straferkenntnisse in Angelegenheiten
des Glücksspielgesetzes, des NÖ Poli-
zeistrafgesetzes, des NÖ Jugendgeset-
zes, des NÖ Tierschutzgesetzes, des
Vermessungsgesetzes, des Ziviltechni-
kergesetzes, des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes usw. Dazu ist festzustel-
len, daß sich die Zahl der Berufungsver-
fahren nach dem Ausländerbeschäfti-
gungsgesetz weiter stark erhöht hat.

Sonstige Tätigkeiten
Vorschlag von Personen für die Strafvoll-
zugskommission, Bewilligungen von
Tombolaspielen, Erteilung von Buchma-
cherbewill igungen, Bewill igung von
Sammlungen, Stellungnahmen zu Ver-
einsstatuten, Schriftverkehr mit den Be-
zirkshauptmannschaften und dem Bun-
desministerium für Inneres betreffend die
Instandhaltung und die Verbesserung
von Grenzmarkierungen. In erster In-
stanz Strafverfahren nach dem Daten-
schutzgesetz.

tenzrechtlich kompliziert und nicht ein-
fach zu überwachen.
• Vorbereitung der Novellierung des Ge-
setzes über die Tätigkeit der Totalisateu-
re und Buchmacher (Dezentralisierungs-
konzept der NÖ Landesregierung vom
14. Juli 1987).
• Vorbereitung der Novellierung des
NÖ Sammlungsgesetzes (Dezentralisie-
rungskonzept der NÖ Landesregierung
vom 14. Juli 1987).

Statistik 1990

Ziele 1991

• Aktivierung der Tätigkeiten auf dem
Gebiet der Geistigen und Wirtschaftli-
chen Landesverteidigung
• Vorbereitung der Novellierung des
NÖ Polizeistrafgesetzes durch Schaf-
fung von Vorschriften zum Schutz der
Bevölkerung vor gefährlichen Tieren.
Solche Maßnahmen wurden wegen der
in letzter Zeit erfolgten Überfälle gefährli-
cher Hunde auf Kinder von verschiede-
nen Medien gefordert, sind aber kompe-

Ausschüsse
Mitarbeit als Vertreter des Bundeslandes
Niederösterreich in den Arbeitskreisen
und Projektgruppen des Arbeitsaus-
schusses "W" (Wirtschaftliche Landes-
verteidigung), des Bundesversorgungs-
sicherungsausschusses, des Bundeslen-
kungsausschusses, des Landes-Versor-
gungssicherungsausschusses, des Lan-
deslenkungsausschusses und bei Veran-
staltungen des Arbeitsausschusses "G"
(Geistige Landesverteidigung).

Strafakte (Berufungsentscheidungen)
Tombolaveranstaltungen
Sammelbewilligungen
Buchmacherbewilligungen
Stellungnahmen zu Vereinsbildungen
Gegenschriften zu
Verwaltungsgerichtshofbeschwerden
Gegenschriften zu
Vertassunqsqerichtshofbeschwerden

184
1

21
12

162

2

0

Staatsbürgerschaft, Wahlen, Wählerevidenz, Kriegsgräber (1/3)

NÖ initiativ- und
Einspruchsgesetz
• Ein Einspruch gegen die Änderung
des NÖ Kindergartengesetzes 1987,
LGBI. 5060, wurde bearbeitet.

Kostenersätze
• Für das Jahr 1989 stellten 63 Ge-
meinden NÖ Kostenersatzanträge für
die Führung der Landes-Wählerevi-
denz, wobei diese Anträge im Gesamt-
betrag von 476.627,16 Schilling ange-
wiesen wurden;
• 15 Kostenersatzanträge für die Füh-
rung der (Bundes-)Wählerevidenz aus
dem Jahr 1988 im Gesamtbetrag von
167.603,64 Schilling wurden bescheid-
mäßig erledigt und angewiesen;
• Für das Jahr 1989 stellten 374 Ge-
meinden NÖ Kostenersatzanträge für
die Führung der (Bundes-)Wählerevi-
denz, wobei 1 Antrag zurückgezogen

Schwerpunkte 1990

Staatsbürgerschaft
• Staatsbürgerschaftsverieihungsverfah-
ren, Staatsbürgerschaftsfeststellungen
und -erklärungen;
• Beratung der Bediensteten der Staats-
bürgerschaftsevidenzstellen und Über-
prüfung derselben;
• Schulung der mit Staatsbürgerschafts-
angelegenheiten befaßten Bediensteten
der Gemeinden (Gemeindeverbände)
und Bezirksverwaltungsbehörden;
• Abhaltung von kommissionellen Fach-
prüfungen für Staatsbürgerschaftsevi-
denzführer;
• Abhaltung eines Fortbildungskurses
zur Schulung von Staatsbürgerschafts-
evidenzführern;
• Stellungnahmen zu Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen;

• Anweisung des Kostenersatzes an
Gemeinden (Gemeindeverbände) für die
Führung der Staatsbürgerschaftsevi-
denz.

Wahlen, Volksabstimmungen,
Volksbegehren,
Volksbefragungen
• Im Jahre 1990 erfolgte keine Volksab-
stimmung bzw. Volksbefragung;
• Im Zeitraum vom 27. November bis
4. Dezember 1989 wurde das Volksbe-
gehren zur Sicherung der Rundfunkfrei-
heit in Österreich in Form einer Anregung
durchgeführt, wobei die Frist zur Geltend-
machung des Kostenersatzes am 2. Fe-
bruar 1990 endete;
• Am 7. Oktober 1990 wurde die Natio-
nalratswahl 1990 durchgeführt.
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Wählerevidenz, Kostenersätze
• Auf diesem Gebiet wird die Abteilung
die Anstrengungen weiterhin verstärken
bzw. intensivieren, die Gemeinden be-
stens zu informieren und zu beraten;
• Bezüglich der Kostenersatzanträge ist
es Zielvorstellung der Abteilung, diese so
rasch wie möglich zu überprüfen und an-
zuweisen.

Kriegsgräber
Die Zielvorstellung der Abteilung ist, im
Sinne der Bundesgesetze BGBl.Nr.
175/1948 und 176/1948 sowie des
Art.19, BGBl.Nr. 152/1955, für einen wür-
digen und gepflegten Zustand sämtlicher
Kriegsgräber und Kriegsdenkmäler aus
dem Ersten und Zweiten Weltkrieg Sorge
zu tragen.

Ziele 1991wurde. 371 Anträge im Gesamtbetrag
von 3,864.199,90 Schilling wurden be-
scheidmäßig erledigt und angewiesen.
2 Anträge sind noch in Bearbeitung;
• 448 Gemeinden NÖ stellten Kostener-
satzanträge für die Durchführung des
Volksbegehrens, das auf die Erlassung
eines Bundesgesetzes betreffend eine
Novellierung des Schulorganisationsge-
setzes vom 25. Juli 1962, BGBl.Nr. 242,
gerichtet ist. Diese Anträge wurden be-
scheidmäßig erledigt und ein Betrag von
1,720.311,46 Schilling angewiesen;
• 449 Gemeinden NÖ stellten Kostener-
satzanträge für die Durchführung des
Volksbegehrens zur Sicherung der Rund-
funkfreiheit in Österreich in Form einer
Anregung, wobei 9 Anträge als verspätet
eingebracht, abgewiesen werden und
440 Anträge noch in Bearbeitung sind.

Kriegsgräber
• Instandhaltung und Instandsetzung
der Kriegsgräber und Denkmäler der alli-
ierten Mächte und jener der anderen Na-
tionen, die sich mit Deutschland im
Kriegszustand befanden;
• Instandhaltung und Instandsetzung
der Kriegsgräber des Ersten Weltkrieges
sowie der Lagerfriedhöfe in Zusammen-
arbeit mit dem österreichischen Schwar-
zen Kreuz;
• Instandhaltung der deutschen Kriegs-
gräberanlagen, soweit diese nicht verlegt
wurden, in Zusammenarbeit mit dem
Österreichischen Schwarzen Kreuz;
• Berichtigung und Vervollständigung
der Kriegsgräberkartei nach Exhumie-
rung und Identifizierung deutscher Kriegs-
toter;
• Zuweisung von Budgetmitteln zur
Pflege und Instandsetzung dieser Kriegs-
gräberanlagen:

Staatsbürgerschaft

• Ziel der Abteilung ist es, durch ein
rasches und verwaltungsökonomisches
Verfahren Anträge auf Verleihung oder
Feststellung der österreichischen Staats-
bürgerschaft bei Vorliegen der entspre-
chenden Voraussetzungen in einem Zeit-
raum von etwa drei Monaten, abzuschlie-
ßen;
• Optimale Zielvorstellung ist eine wirt-
schaftliche, zweckmäßige, sparsame
und richtige Evidenzführung aller Evi-
denzstellen, um der Bevölkerung ein ra-
sches und hochqualifiziertes Service an-
bieten zu können. In diesem Sinne ist es
auch erforderlich, die Evidenzstellen zu-
mindest alle zwei Jahre zu überprüfen;
• Im besonderen sind im Rahmen der
Überprüfungen der Staatsbürgerschafts-
evidenzstellen deren Bedienstete zu be-
raten und zu schulen. Ein Schwerpunkt
der Tätigkeit der Abteilung liegt in der
Schulung der Bediensteten der Staats-
bürgerschaftsevidenzstellen und auch
der mit Staatsbürgerschaftsangelegen-
heiten befaßten Bediensteten der Be-
zirksverwaltungsbehörden;
• Hinsichtlich der Führung der Staats-
bürgerschaftsevidenz ist es Zielvorstel-
lung der Abteilung, die Kostenersatzan-
träge so rasch wie möglich zu überprüfen
und zur Anweisung zu bringen.

Wahlen, Volksabstimmungen,
Volksbegehren,

Volksbefragungen
Für kommende Wahlen, Volksabstim-
mungen, Volksbegehren und Volksbefra-
gungen wird es weiterhin Zielvorstellung
der Abteilung sein, den politischen Man-
dataren, den Medien und der gesamten
Bevölkerung ein größtmögliches und ra-
sches Service auf diesem Gebiet zu bie-
ten. Besondere Zielvorstellung ist es, für
eine bestmögliche Zusammenarbeit aller
beteiligten Stellen Sorge zu tragen.

Statistik 1990

Verleihung der Staatsbürgerschaft 613
Zusicherung der Staatsbürgerschaft 357
Beibehaltung derStaatsbürgerschaft 5
Verzichtserklärungen
Erklärungen, Anzeigen derWohnsitzbegrün-
dunq (§ 25 Abs. 2 und § 58 c StbG) 1,

Aus Budgetmitteln 1,503.500
Aus NÖ Krieqsqräberspendenfonds 105.000

Zivildienst- und Bundesheerangelegenheiten (I/AV)

Zivildienst

Wehrpflichtige, die aus Gewissensgrün-
den von der Erfüllung der Wehrpflicht be-
freit werden, haben einen Ersatzdienst,
den Zivildienst, zu leisten. Der Zivildienst
ist in Einrichtungen zu leisten, die als
geeignete Träger des Zivildienstes aner-

kannt sind, wobei der Zivildienstleistende
zu Dienstleistungen heranzuziehen ist,
die dem allgemeinen Besten, insbeson-
dere der Zivilen Landesverteidigung, die-
nen.

Einrichtungen
1990 wurde eine Einrichtung mit zwei
Zivildienstplätzen neu anerkannt. Somit
können in Niederösterreich Zivildienstlei-
stende derzeit bei 32 Einrichtungen ein-
gesetzt werden. Die genehmigten Zivil-
dienstplätze stehen fast ausschließlich
im Bereich des Rettungswesens, in der
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Sozial- und Behindertenhilfe, in Kranken-
anstalten und im Rahmen der Katastro-
phenhilfe zur Verfügung.
Alle Zivildienstleistenden absolvieren am
Beginn ihres Zivildienstes einen Grund-
lehrgang. Dieser hat die Aufgabe, jene
Fertigkeiten und grundsätzlichen Infor-
mationen zu vermitteln, die Zivildienstlei-
stende für die Leistung eines außeror-
dentlichen Zivildienstes (Einsatz bei Ele-
mentarereignissen, Unglücksfällen au-
ßergewöhnlichen Umfanges und außer-
ordentlichen Notständen) benötigen.

Grundlehrgang
Am 1. Oktober 1989 ist eine neue Grund-
lehrgangsverordnung in Kraft getreten,
die eine Verkürzung des Kurses auf drei
Wochen und eine Neustrukturierung der
Lehrinhalte mit sich brachte. Die prakti-
sche Umsetzung der neuen Inhalte er-
folgte in enger Zusammenarbeit mit den
Rettungsorganisationen, dem Zivilschutz-
verband und der Feuerwehr. Der Unter-
richtsoll möglichst praxisbezogen gestal-
tet werden; daher sind im Stundenplan
zahlreiche Übungen und Exkursionen
vorgesehen.
1990 wurden in drei Kursorten insgesamt
15 Grundlehrgänge durchgeführt und da-
bei 410 Zivildienstleistende ausgebildet.
Die Kurse verliefen reibungslos und

brachten ein zufriedenstellendes Ergeb-
nis.

terhalt und Wohnkostenbeihilfe entschei-
den die Bezirksverwaltungsbehörden
dem Grunde und der Höhe nach mittels
Bescheides. Berufungen dagegen wer-
den dem Landeshauptmann zur endgül-
tigen Entscheidung vorgelegt. Die Bera-
tung der Anspruchsberechtigten erfolgt
durch die militärischen Dienststellen, die
Bezirksverwaltungsbehörden und die Ab-
teilung l/AV.
• Militärleistungsgesetz. Entsprechend
den Best immnungen des Militärlei-
stungsgesetzes wurden in allen Bezirken
Niederösterreichs ca 5.000 Kraftfahrzeu-
ge für Zwecke des Bundesheeres bereit-
gestellt. Jeder Verpflichtete erhält von der
Bezirksverwaltungsbehörde über die Be-
reitstellung einen Bescheid, gegen den
die Berufung an den Landeshauptmann
zulässig ist. Wegen der im Militärlei-
stungsgesetz vorgesehenen zahlreichen
Ausnahmebestimmungen werden häufig
Rechtsmittel gegen diese Verpflichtungs-
bescheide ergriffen, über die der Landes-
hauptmann endgültig zu entscheiden hat.
• Landesbed ienste tenschutz .  Das
aus dem Jahre 1979 stammende Lan-
desbediensteten-Schutzgesetz wurde
durch ein neues Gesetz ersetzt. Die
Überprüfung der Landesdienststellen er-
folgt nunmehr durch eine Kommission.

Familienunterhalt,
Wohnkostenbeihilfe
Hinsichtlich der Zuerkennung von Fami-
lienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe hat
der Zivildienstleistende die gleichen An-
sprüche wie ein Präsenzdiener (näheres
unter dem Stichwort "Bundesheer"). Da
nicht allen Zivildienstleistenden vom
Bund oder der Einrichtung eine Unter-
kunft zur Verfügung gestellt werden kann,
besteht - soferne der Zivildienstleistende
gezwungen ist, seine eigene Wohnung
zu benützen - überdies ein Anspruch auf
die pauschale Abgeltung seiner Strom-
und Heizkosten.

Bundesheer

• Finanzielle Ansprüche der Präsenz-
diener. Grundsätzlich hat jeder Wehr-
pflichtige, der vor Antritt des Präsenz-
dienstes ein Einkommen bezogen, für
den Unterhalt seiner Familie zu sorgen
und für die Miete seiner Wohnung aufzu-
kommen hat, Anspruch auf finanzielle
Unterstützung nach den Bestimmungen
des Heeresgebührengesetzes. Über An-
träge auf Zuerkennung von Familienun-
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Gewerbliche Berufsschulen (V/3)

61,425.000 Schilling betragen. Baube-
ginn wird im April 1991, Fertigstellung
voraussichtlich im August 1992 sein. Das
Projekt wird mittels Leasing finanziert.
• Wr. Neustadt. Im Zuge der General-
sanierung des Wohntraktes des Schüler-
heimes wurde 1990 eine Wärmedämm-
fassade aufgebracht und eine Dachsa-
nierung vorgenommen. Zur Zeit wird
noch an der Fassade und am Dach des
Wirtschaftstraktes gearbeitet. Die Kosten
hiefür werden rund 5,000.000 Schilling
betragen.
• Zistersdorf.  Der Zubau zum Schulge-
bäude wurde im Sommer 1990 im we-
sentlichen abgeschlossen. Der Schulbe-
trieb konnte mit dem ersten Lehrgang des
Schuljahres 1990/91 aufgenommen wer-
den. Lediglich die Werkstätten müssen teil-
weise noch eingerichtet werden. Weiters
konnte bereits ein Teil des Schülerheimes
fertiggestellt werden. Dieses wird etappen-
weise umgebaut und generalsaniert, sodaß
danach allen Schülerinnen und Schülern
6-Bett-Zimmer mit vorgelagerter Naßgrup-
pe zur Verfügung stehen werden. Hier kann
jedoch erst mit einer Fertigstellung im Jahre
1992/93 gerechnet werden. Die Gesamtko-
sten für den Zubau zur Schule und für den
Umbau des Schülerheimes werden rund
60,000.000 Schilling betragen.
• Geras. Die Baumeisterarbeiten sind
im wesentlichen abgeschlossen, die Glei-
chenfeier fand am 18.10.1990 statt.
Derzeit wird am Dachstuhl gearbeitet, so-
daß von einem plan- und termingemäßen
Baufortschritt gesprochen werden kann.

Jahres 1991 mit einer Fertigstellung ge-
rechnet werden kann.
Der alte Trakt des Schülerheimes und die
Heizung, die sowohl die Schule als auch
das Schülerheim versorgt, sind sanie-
rungsbedürftig. Es ist beabsichtigt, eine
Sanierung und Standardanhebung des
Schülerheimes in der Weise vorzuneh-
men, daß Wohn-Schlafräume mit jeweils
6 Betten eingerichtet werden. Bei der Hei-
zung soll eine Umstellung auf Gasbetrieb
vorgenommen werden. Vorplanungen
sind bereits vorhanden. Erste Kosten-
schätzungen ergeben insgesamt rund
14,000.000 Schilling, wobei die Landes-
innung der Baugewerbe bereits eine Zu-
sage der Mitfinanzierung abgegeben hat.
• Mistelbach. Im Schulgebäude wur-
den Brandschutzmaßnahmen durchge-
führt und eine Sanierung des undichten
Daches vorgenommen. Die Gesamtko-
sten beliefen sich auf rund 2,000.000
Schilling.
• Pöchlarn. Der Zubau von 6 Klassen
und Nebenräumen, einem Sitzungszim-
mer und einem Ausstellungsraum wurde
im Sommer 1990 abgeschlossen. Der
Schulbetrieb konnte mit dem ersten Lehr-
gang des Schuljahres 1990/91 aufge-
nommen werden. Die Kosten des Zubau-
es werden ca. 27,000.000 Schilling betra-
gen, eine Schlußabrechnung ist noch
ausständig. Das Dach und die Fassade
des älteren Teiles der Schule wurden
ebenfalls mit Gesamtkosten von rund
4,000.000 Schilling saniert.
• Stockerau I. Aufgrund der Einführung
des leistungsdifferenzierten Unterrichtes
wurden 6 zusätzliche Unterrichtsräume
mit verschiedenen Nebenräumen not-
wendig. Es erfolgte daher 1990 eine Auf-
stockung der Schule. Die Baumeisterar-
beiten sind abgeschlossen, Zimmer-
manns-, Dachdecker- und Spenglerar-
beiten sollen noch vor Weihnachten fer-
tiggestellt werden. Weiters entsprechen
die Werkstätten nicht mehr dem heutigen
Stand der Technik und müssen adaptiert
werden. Im Zuge dieser Baumaßnahmen
soll auch eine Generalsanierung der sehr
abgenützten Schule erfolgen. Die Ge-
samtkosten werden rund 40,000.000
Schilling betragen.
Im Zuge der Generalsanierung des Schü-
lerheimes wurde bereits eine detaillierte
Planung durchgeführt und rund 75 % aller
Gewerke ausgeschrieben. Die Bruttoher-
stellungskosten werden insgesamt rund

Berufsschulen

Personalsektor

In den Landesberufsschulen mußten im
Schuljahr 1989/90 auf dem Personalsek-
tor aufgrund der Schulorganisation sowie
infolge des Abganges von Lehrern durch
Pensionierung und Kündigung 25 Neu-
einstellungen von Vertragslehrern durch-
geführt werden.
Für den Besuch einer Berufspädagogi-
schen Akademie zum Zwecke der Able-
gung der Lehramtsprüfung waren im ab-
gelaufenen Schuljahr 19 Vertragslehrer
für die Dauer von 2 Semestern beurlaubt.
Alle haben die Prüfung erfolgreich abge-
legt.

Bausektor

• Amstetten. Starke Stürme im Früh-
jahr 1990 richteten am Dach des Schüler-
heimes große Schäden an. Die Sanie-
rungskosten betrugen insgesamt rund
1,000.0000 Schilling.
• Baden. Ein Defekt an der Heizung im
Schülerheim führte im Sommer 1989 zu
einer Überflutung des Kellers. Die Kosten
für die Beseitigung der dadurch entstan-
denen Schäden betrugen rund 1,200.000
Schilling. Die Sanierung konnte 1990 ab-
geschlossen werden.
• Laa/Thaya. Die Planung der General-
sanierung von Schule und Schülerheim
ist soweit fortgeschritten, daß in Kürze die
einzelnen Gewerke ausgeschrieben wer-
den können. Mit dem Umbau soll im April
1991 begonnen werden, ein Ende der
Generalsanierung ist nach dem Baustu-
fenplan im Oktober 1993 vorgesehen. Ei-
ne Grobkostenschätzung ergibt geschätz-
te Bruttoherstellungskosten von insge-
samt 53,440.000 Schilling. Dieses Pro-
jekt soll mittels Leasing finanziert werden.
• Langenlois.  Das Dach der Landesbe-
rufsschule Langenlois, das ursprünglich
als Flachdach ausgebildet war, wurde im
Jahr 1989 mit einem Steildach versehen.
Die Kosten in der Höhe von rund
2,000.000 Schil l ing wurden aus der
Schulerhaltung bezahlt. Der Bau des
Turnsaales neben der Landesberufs-
schule, in dem die Schule später Mitbe-
nützer sein wird, ist soweit fortgeschrit-
ten, daß voraussichtlich zu Beginn des

Privatschulen

Landesfachschule für
Textilindustrie in Groß Siegharts

Ab dem Schuljahr 1990/91 werden auch
die 2. Klassen der beiden Ausbildungs-
zweige nach den neuen Lehrplänen 1989
unterrichtet.
Im Rahmen einer Informationsveranstal-
tung am 19. und 20. Oktober 1990 konn-
ten sich ca. 200 Interessenten vom hohen
Stand der Ausbildung überzeugen.
Zur Zeit werden in beiden Ausbildungs-
zweigen ca. 80 Schülerinnen und Schüler
von 12 hauptamtlich und 4 nebenamtli-
chen Lehrern unterrichtet.
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Die Abteilung Weberei  bildet mittlere Füh-
rungskräfte vor allem für die im Waldvier-
tel ansässigen Textilbetriebe im Laufe
von 3 Jahren heran.
Dabei wird neben allgemeinbildenden
und fachtheoretischen Fächern das Haupt-
augenmerk auf die praktische Ausbildung
gelegt. 15 Stunden pro Woche verbringt
der Schüler in den mit modernsten Web-
maschinen ausgestatteten Werkstätten.
Bei der vor 13 Jahren der Schule ange-
schlossenen Abteilung für Damen- und
Herrenbekleidung liegt der Schwerpunkt
auf der industriellen Fertigung von Da-
men- und Herrenbekleidung. Auch hier
stehen für den Werkstättenunterricht die
in der Bekleidungsindustrie verwendeten
Maschinen zur Verfügung. Es gibt daher
bei der Unterbringung der Absolventen in
einschlägigen Textilbetrieben keine Schwie-
rigkeiten.
Für auswärtige Schüler, deren Anteil ca.
60 % beträgt, steht ein Internat mit Vier-
bettzimmern sowie Dusche und WC zur
Verfügung.

Höhere Lehranstalt für Mode und
Bekleidungstechnik in Mödling

An der Höheren Lehranstalt für Mode und
Bekleidungstechnik in Mödling wurde im
September 1990 ein Kolleg eröffnet. Die-
ses Ausbildungsangebot ist für Maturan-
ten eingerichtet worden, die im Anschluß
an ihre Matura in vier Semestern die
Fachausbildung für Mode und Beklei-
dungstechnik absolvieren möchten.
Die Ausbildung der Schülerinnen und
Schüler wird in Mödling mit größter Sorg-
falt durchgeführt und zwar im kreativen
und im technischen Bereich.
Das zeigt sich daran, daß eine Schülerin
der Schule, Frau Ulrike Sumetzberger,

den Jung-Designer-Wettbewerb, veran-
staltet von der größten österreichischen
Fachzeitschrift - der "Textilzeitung" - im
Juni 1990 gewonnen hat.
Sie bekam von fünf Fachjuroren aus der
Bekleidungsindustrie für ihre Entwürfe
und präsentierten Modelle vier erste und
einen zweiten Platz, insgesamt 24 von 25
möglichen Punkten zugesprochen. Das
Teilnehmerfeld wurde von fünf Schulen
aus Wien und Niederösterreich gestellt.
Im Juni 1990 wurde zum ersten Mal die
Aktion "Mödlings Modeschüler lernen die
Modemetropolen Europas kennen" durch-
geführt.
Vom 23. bis 27. Juni 1990 haben 107
Schülerinnen Paris (44 Schüler, 4 Leh-
rer), Mailand (36 Schüler, 2 Lehrer) und
München (27 Schüler, 2 Lehrer) besucht,
um Mode und Kultur Europas kennenzu-
lernen. Die Aktion war ein sehr guter Er-
folg und wird in den kommenden Jahren
fortgesetzt werden.
An vier Abenden vom 19. bis 22. Juni
1990 konnten bei der alljährlichen Mode-
schau in der Schule wieder 1.600 Gäste
begrüßt werden.

. . , . _ .... mann- .... . zusam-
Anzahl der Schuler . weiblich

lieh men
Ganzjährig-saison-
mäßig geführt 178 - 178
Landesberufsschulen 15.085 7.426 22.511

Anzahl der Lehrer
Pragmatische Berufsschullehrer 445
Vertragliche Berufsschullehrer
IL-vollbeschäftigt 91
IL-teilbeschäftigt 52
IIL-nebenberuflich 48
Religionslehrer
pragmatisch 12 3
kirchlich bestellte Religionslehrer 11
Insgesamt ___________ 659

Privatschulwesen

• Mödl ing.  (Höhere Lehranstalt für Mo-
de und Bekleidungstechnik)

Klassen/Schülerzahl Klassen Schüler
Höhere Lehranstalt für Mode
und Bekleidungstechnik (5-jäh-

rig)
Fachschule für Mode und Be-

9 206

kleidungstechnik (4-jährig)) 4 76
Haushaltungsschule (1-jährig)
Kolleg für Mode und Beklei-

1 24

dungstechnik (4 Semester) 1 18
Insgesamt 15 324

Personalstand 1990/91
Direktor 1
Fachvorstand 1
Administrator 1
Lehrer
vollbeschäftigt 33
teilbeschäftigt 20
auf Karenzurlaub 6
Buchhaltung und Sekretariat 2
Schulwarte und Reinigungskräfte 3,5
Schularzt 1

Statistik1990

Öffentliche Berufsschulen

Anzahl der Berufsschulen ______________________
Ganzjährig-saisonmäßig geführt 1
Landesberufsschulen 21

Anzahl der Klassen____________________________
Ganzjährig-saisonmäßig geführt 11
Landesberufsschulen 873

Kindergärten (VIII/6)

Schwerpunkte 1990
1990 gab es 929 rechtlich errichtete NÖ
Landeskindergärten (im Vorjahr waren es
907), wovon 900 in Betrieb sind. Es be-
stehen 1649 rechtlich errichtete Grup-
pen, wovon 1611 in Betrieb sind (gegen-
über 1590 im Vorjahr).
Der Stand der Privatkindergärten beträgt
45 (mit 3. September 1990 hat wieder ein

Privatkindergarten den Betrieb aufge-
nommen).
Die Funktion der Abteilung VIII/6 als

Dienststellenleiter der Kindergärtnerin-
nen der Städte mit eigenem Statut wur-
de wie bisher ausgeübt  (Personalstand:

142 Kindergärtnerinnen, davon befinden
sich 15 auf Mutterschafts- bzw. Karenzur-
laub und 15 Springerinnen).
Die Anzahl der Sonderkindergärtnerin-
nen der Heilpädagogischen Ambulanz
beträgt 69.10 Sonderkindergärtnerinnen
befinden sich auf Mutterschafts- bzw. Ka-
renzurlaub.
5 Sonderkindergärtnerinnen sind an Heil-
pädagogischen NÖ Landeskindergärten
beschäftigt. 1 Sonderkindergärtnerin ist
im Mobilen Heilpädagogischen NÖ Lan-
deskindergarten tätig.
Mit 3. September 1990 wurde zusätzlich
1 Heilpädagogischer NÖ Landeskinder-

garten in Betrieb genommen. 1 Sonder-
kindergärtnerin ist dort eingesetzt.
Außerdem stellt das Land Niederöster-
reich auch noch dem Schwedenstift 2
Sonderkindergärtnerinnen zur Verfü-
gung (im Schwedenstift befinden sich
als Privatkindergarten des Landes NÖ
2 Heilpädagogische Gruppen).
Die Fortbildung der Kindergärtnerinnen
wurde auch im Jahre 1990 zur Gänze von
der Verwaltungsakademie des Landes
Niederösterreich veranstaltet.
Um immer wiederkehrende Ausfäl le
durch Mutterschafts- bzw. Karenzurlaub
und Sonderurlaub abzudecken und eine
effizientere Betreuung der Kinder mit be-
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lung hinsichtl ich ihrer Tätigkeit als Leite-
rin durchgeführt.
Im Rahmen der Gemeindeverwaltungs-
akademie wurde seitens der Abteilung
VIII/6 eine Referentin für die Schulung
der Kindergartenhelfer innen zur Verfü-
gung gestellt .

Förderungen
• Förderung von Pr iva tk indergär ten:
17,818.000 Schil l ing
• Beiträge an die Gemeinden zum Per-
sonalaufwand der Kindergartenhelferin-
nen: 114,185.000 Schil l ing.

Bis 31. Dezember 1990 sind 151 Ansu-
chen von Gemeinden und Meldungen
von Kindergärtnerinnen um Integration
von behinderten und entwicklungsge-
hemmten Kindern in allgemeine Kinder-
gärten eingelangt.
Vom 30. August 1990 bis 1. September
1990 fand in St. Pölten das 4. NÖ Kinder-
gartensymposion unter dem Titel "Kinder,
die uns herausfordern" statt.
Der Landtag von Niederösterreich hat am
19. April 1990 die Änderung des NÖ Kin-
dergartengesetzes 1987, LGBI. 5060-0,
beschlossen.
1990 wurde erstmalig für die Kindergar-
tenleiterinnen des Landes NÖe ine  Schu-

sonderen Bedürfnissen gewährleisten zu
können, wurde in Zusammenarbeit  mit
dem Bundesminister ium für Unterricht,
Kunst und Sport die Möglichkeit zur be-
rufsbegleitenden Ausbi ldung zur Sonder-
kindergärtnerin in Niederösterreich ge-
schaffen.
Am 30. Mai 1990 fand die Abschlußfeier
des 1. Lehrganges der berufsbegleiten-
den Ausbi ldung zur Sonderkindergärtne-
rin statt.
Mit Herbst 1990 wurde ein 2. Lehrgang
gestartet, welcher vier Semester dauert.
Die Kindergärtnerinnen werden für die
Kurs- und Praxiszeiten vom Dienstfreige-
stellt.

Kulturelle und museale Angelegenheiten (III/2)

nungspreis;  Bezirksmuseum Stockerau,
Anerkennungspreis.
• Franz Stangler-Gedächtnispreis  für
Erwachsenb i ldung.  Prof.Karl  Flanner.

Engelber t  Hauer,  Anerkennungspreis;
Magdalena Sadlon, Anerkennungspreis;
Sylvia Treudl, Anerkennungspreis; Karl
We issen  bache r ,  Anerkennungspre is ;
Mag.Gerhard Zeilinger, Anerkennungs-
preis.
• Museen in Niederösterreich. Schloß-
museum Artstetten, Würdigungspreis;
Krahuletz-Museum Eggenburg,  Förde-
rungspreis; Dürnhof Medizin-Meteorolo-
g isches Museum Zwett l ,  Förderungs-
preis; Mostviertier Bauernmuseum Am-
stet ten,  Anerkennungspreis ;  Museum
Schloßkirche Gloggnitz, Anerkennungs-
preis; Höbarth-Museum Horn, Anerken-
nungspreis;  Schu lmuseum Michelstet-
ten, Anerkennungspre is ;  Weinv ier t ier
Museumsdo r f  N iede rsu l z ,  Ane rken -

Kulturpreise

Würdigungs-, Förderungs- und
Anerkennungspreise
1990 wurden an die folgenden Damen
und Herren Kulturpreise verl iehen:
• Wissenschaft Univ.Prof.Dr. Erich
Heintel, Würdigungspreis; Univ.Lektor Dr.
Geza Hajos, Förderungspreis, Univ.Doz.Dr.
Kari Sandner, Förderungspreis, Dr.phil.Dr.med.
Walter Griesel, Anerkennungspreis; Un-
iv.Doz.Ass.Prof.Dipl.-lng. Dr.Paul Messner,
Anerkennungspreis; Dr. Elisabeth Vavra,
Anerkennungspreis; Dr. Walpurga Anti-
Weiser, Anerkennungspreis; Mag. Gabriele
Winkler, Anerkennungspreis; Dr. Irene
Zweimüller, Anerkennungspreis.
• B i l dende  Kuns t .  H i ldegard  Joos,
Würd igungspre is ;  Alois L indenbauer ,
Förderungspreis; Ragnhi ld Rod, Förde-
rungspre is ;  Mar t in  Bre ind l ,  Anerken-
nungspreis;  Emmi Denk, Anerkennungs-
preis; Manfred Hirschbr ich,  Anerken-
nungspreis; Franz Pomassl ,  Anerken-
nungspreis; Wolfgang Seierl, Anerken-
nungspreis; Magdalena Steiner, Aner-
kennungspreis; Renate Krätschmer, An-
erkennungspreis;  Jörg Schwarzenber-
ger, Anerkennungspreis.
• Mus ik .  Paul Kont, Würdigungspreis;
Prof.Paul Walter Fürst, Förderungspreis;
Alexander Wagendr is te i ,  Förderungs-
preis; Mag.Franz Blaimschein, Anerken-
nungspreis;  Mag. Roland Faber, Aner-
kennungspre is ;  Mag.Dr .h .c .Karen  De
Pastel ,  Anerkennungspre is ;  Wol fgang
Seier l ,  Anerkennungspre is ;  Re inhard
Süss, Anerkennungspreis.
• L i te ra tu r .  Fr iedr ich Hel ler ,  Würdi-
gungspreis;  Mag. Alois Eder, Förderungs-
preis; Dr.Elfriede Haslehner,  Förderungs-
preis; Harald Dreier, Anerkennungspreis;

Landesausstellung

In der Zeit vom 12.Mai  bis 28,Oktober
1990 fand auf der restaurierten Rosen-
burg die NÖ Landesausstel lung "Adel im
Wandel ,  Polit ik-Kultur-Konfession, 1500-
1700" statt. Sie wurde von 361 .400 Besu-
chern gesehen.  Es wurden ca. 7.000 Ka-
taloge verkauft. Besonderes Interesse
fanden die Grei fvogel führungen auf der
Rosenburg,  die täglich zweimal angebo-
ten wurden.

Schloß Rosenburg
ist Schauplatz  der
Landesausste l lung
zum Thema "Adel Im
Wandel"
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Einzelne Rahmenveranstaltungen fan-
den großes Interesse beim Publikum wie
zum Beispiel am Pfingstsonntag die "Rit-
terspiele" mit der tschechischen Fecht-
gruppe "Equites" und dem Ensemble "Ti-
bia" sowie das Große Reiterfest am
16.Juni 1990.
Besonders gut angekommen ist 1990 die
museumspädagogische Betreuung der
Kinder und Schulen.
In den Printmedien und im ORF wurde
mehrfach und sehr positiv über die Lan-
desausstellung berichtet. Sie zählt zu den
Erfolgreichsten in den letzten Jahren.

Ausstellungen auf der
Schallaburg

Die Ausstellung "Bretagne - die Kultur
des Landes am Meer, 1300-1990", die
gemeinsam mit der Region Bretagne
konzipiert wurde, wurde in der Zeit vom
28.April bis 4.November 1990 als Haupt-
ausstellung der Schallaburg gezeigt.
80.005 Besucher wurden gezählt.
Zur gleichen Zeit wurde im Waffenkeller
der Schallaburg die Sonderausstellung
"Götter, Heroen, Herrscherin Lykien" ge-
zeigt, die nach der Schallaburg noch in
verschiedenen Museen in Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland zu se-
hen sein wird. Erste Station ist Klagenfurt.
Für beide Ausstellungen, die durchwegs
ausgezeichnete bis sehr gute Medienkri-
tiken erhalten haben, gab es eine ge-
meinsame Eintrittskarte sowie reich be-
bilderte Ausstellungskataloge.

Leiters wurden bauliche Veränderungen
in Angriff genommen (Einrichtung eines
Multifunktionsraumes), neue Werbemaß-
nahmen eingeleitet, und die auch mehre-
re Außenstellen umfassende Kinderak-
tion "blaugelber Museumstiger", ins Le-
ben gerufen. Die Betreuung dieser Aktivi-
täten liegt größtenteils in den Händen
einer seit Mai 1990 in der Naturwissen-
schaftlichen Sammlung im 1. Stock des
Hauses Herrengasse 9 tätigen Mu-
seumspädagogin.
Die Ausstellung "Das andere Museum -
Unbekanntes aus den Beständen des NÖ
Landesmuseums" wurde bis November
1990 verlängert. An ihrer Stelle wurde am
16.November 1990 mit der Ausstellung
"O du fröhliche ... - Der Weihnachtsfest-
kreis in Blättern des Graphischen Kabi-
netts Göttweig" eine Serie von Ausstel-
lungen eröffnet, die Kunstschätze nieder-
österreichischer Stifte in thematisch ge-
schlossenen Expositionen im Haupthaus
des NÖ Landesmuseums vorstellen wird.
Die Neugestaltung des Mineralogierau-
mes wurde fortgesetzt und wird voraus-
sichtlich im Frühjahr 1991 abgeschlossen
sein.
Ferner wurde ein Konzept für die Neuge-
staltung der zoologischen Schausamm-
lung erstellt und mit der sehr arbeitsinten-
siven Umgestaltung bereits begonnen.
Am Terrarien- und Aquariensektor wurde
die Artenvielfalt erheblich erhöht (z.B. bei
Fischen). Auch wurden einige zusätzli-
che Terrarien und eine Hängevitrine in-
stalliert. Letztere wird erstmals im NÖ
Landesmuseum einen repräsentativen
Querschnitt über die Weichtiere (Schnek-
ken und Muscheln) zeigen.
In der Naturwissenschaftlichen Samm-
lung Landesmuseum wurde die Sonder-
ausstellung "Mumia Viva - Naturge-
schichte der Human- und Animal-Präpa-
ration" am 13.6.1990 mit einer Buchprä-
sentation zum gleichen Thema eröffnet.
Diese Ausstellung wird bis Ende Februar
1991 gezeigt werden. In der Naturwis-
senschaftlichen Sammlung wurden wie-
der regelmäßig am zweiten, dritten und
vierten Wochenende jedes Monats Füh-
rungen über die Bereiche Paläontologie
und Geologie, Botanik und Zoologie
durchgeführt.
Weiters wurden im Sonderausstellungs-
raum mehrere kleine Expositionen über
niederösterreichische Künstler sowie ein
Redewettbewerb präsentiert.

Sonderausstellungen in
Niederösterreich
• "Gefährdet, bedroht, ausgerottet - Tie-
re in Gefahr", Altes Rathaus Kirch-

berg/Wagram, 1.Jänner bis 18.März
1990, 953 Besucher.
• "Heilpflanzen im Alltag", alte Fabrik
Hainburg, 31.März bis S.April 1990, 468
Besucher.
• "Gefährdet, bedroht, ausgerottet - Tie-
re in Gefahr", Galerie im Bürgerspital Dro-
sendorf/Thaya, ß.April bis 17.Juni 1990,
683 Besucher.
• "Heilpflanzen im Alltag", Gemeinde-
zentrum Dietmanns, 18.Mai bis 24.Juni
1990, 2.013 Besucher.
• "Gefährdet, bedroht, ausgerottet - Tie-
re in Gefahr", Burg Raabs/Thaya, 24.Juni
bis 9.September 1990, 11.037 Besucher.
• "Heilpflanzen im Alltag", Kulturzen-
trum Güssing (Bgld.), 1.Juli bis 29.Juli
1990,421 Besucher.
• "Heilpflanzen im Alltag", Volksschule
Niederabsdorf, 4.August bis 28.Qktober
1990, 850 Besucher.
• "Heimische Pilze", Heimatmuseum
Annaberg, 10.August bis 30.September
1990, 533 Besucher.
• "Das Rehwild", Altes Rathaus Kirch-
berg/Wagram, 31.August bis 3O.Septem-
ber 1990, 672 Besucher.
• "Gefährdet, bedroht, ausgerottet - Tie-
re in Gefahr", Volksschule Ringelsdorf,
15.September bis 28,Oktober 1990, 690
Besucher.
• "Das Rehwild", Volksschule Sitzen-
dorf/Schmida, 19.Oktober bis 4.Novem-
ber 1990, 417 Besucher.

Sonderausstellungen außerhalb
von Niederösterreich
Die Sonderausstellung "Pipeline zur Ur-
zeit" wurde am 11.November 1990 in
Keszthely (Ungarn) eröffnet.

Außenstellen des NÖ Landesmu-
seums

Archäologischer Park Carnuntum

Am 23.Juni 1989 wurde von Landes-
hauptmann Siegfried Ludwig und Lan-
desrat Vinzenz Höfinger der Grundstein
für das Regionalisierungsprojekt "Ar-
chäologischer Park Carnuntum" gelegt.
Multifunktionalität des Projektes
Die Multifunktionalität des Projektes liegt
vor allem in drei wesentlichen Zielsetzun-
gen:
- Kultur und Forschung,
- Erholung und Freizeit,
- Regionalwirtschaftliche Impulse durch
Tourismussteigerung.

Landesmuseum
6.621 Besucher.
Mit Ende März 1990 ging der langjährige
Leiter des NÖ Landesmuseums, Hofrat
Prof, akademischer Restaurator Peter
Weninger, in Pension. Ihm sei auch an
dieser Stelle für seinen vollen und immer
mit überlegener Sachkenntnis verbunde-
nen Einsatz für diese Institution gedankt.
An seiner Stelle übernahm Mag.Dr.
Andreas Kusternig zu seinen bisherigen
Agenden (Museumspädagogik und Wis-
senschaftsförderung) die wissenschaftli-
che Leitung des NÖ Landesmuseums,
während Insp.Rat Kurt Waldhütter zu-
sätzlich zu den von ihm betreuten Denk-
malschutzagenden die administrative
Leitung übernahm.
Entsprechend dem insbesondere auf Ju-
gendliche und Senioren ausgerichteten
Konzept des neuen wissenschaftlichen
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Niederösterreichisches Museum für
Volkskultur und Internationales
Hirtenmuseum in Groß-Schweinbarth

8.500 Besucher. Große Sonderausstel-
lung "Segen und Heil" (aus der Privat-
sammlung F.K. Schwarzmann) und "Aus
dem christlichen Hausschatz" (in Zusam-
menarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft
der niederösterreichischen Bäuerinnen).
Zwei kleine Sonderausstellungen verfe-
stigten den Volkskulturaustausch mit öst-
lichen Nachbarn: "Osterbrauchtum in
Mähren"  (Gegenausste l lung Nieder-
österreichs in Brünn) und "Volkskunst
aus Moldavien".
Weiters: "Franz Rauscher - Malerei und
Graphik aus dem Weinviertel" (ö.Oktober
bis 15.November 1990). Sechs volkstüm-
liche Festveranstaltungen rund um das
niederösterreichische Brauchtum mit
Trachtenpräsentation. Errichtung von 5
Bauten im Freigelände.

Museum für Rechtsgeschichte in Pöggs-
tall

10.857 Besucher. Eröffnung des neuen
Freilichtmuseums bzw. Lapidariums im
Renaissance-Schloßgarten (3 Pranger,
Steinerner Metzen, Sühnekreuz, Land-
gerichtsstein, Grenzstein). Fortführung
der publikumswirksamen "Wilderer-Aus-
stellung, unterstützt durch akustische
Darbietung von Wilderer-Liedern. Reger
Besuch durch niederösterreichische
Schulen. Wilderer-Matinee des nieder-
österreichischen Volksliedwerks.

Alpengarten Hirschwang/Rax

1.422 Besucher. Es wurde die übliche
Betreuung durchgeführt und probeweise
Kunststoffettiketen mit Pflanzenbeschrif-
tungen ausgesetzt.

Museum für Urgeschichte in Asparn/Zaya

29.234 Besucher. Im Freilichtmuseum
Anbau von Altformen wichtiger Kultur-
pflanzen.

Museum für Frühgeschichte in Traismauer

Sonderausstellung "Der Häuptling von
Gyenes" vom 1.April bis 15.November.
Symposion von Wissenschaftlern aus
Ungarn, Mähren und Österreich über Da-
tierungsfragen des 7. bis 9. Jahrhunderts
vom 15. bis 17-Oktober. 8.053 Besucher.

Afrikamuseum in Bad Deutsch Altenburg

4.565 Besucher. Es wurden 3 Räume neu
adaptiert, die Masken und Figuren aus
Westafrika unter dem Titel "Kunst - Sou-
venirs - Souvenirkunst" zeigen. Auch
wurde ein Raum über die wichtigsten
österreichischen Afrikaforscher neu ge-
staltet.

Barockmuseum Heiligenkreuz-
Gutenbrunn

2.329 Besucher.

Hanak-Museum Langenzersdorf

1.861 Besucher. Sonderausstellung "Der
Hanak-Schüler Heinz Leinfellner", 21.April
bis 15.November 1990.

Jagdmuseum im Schloß Marchegg

8.300 Besucher. Sonderausstellung "Jä-
ger und Sammler - Völker in aller Welt"
(gemeinsam mit dem Museum für Völker-
kunde in Wien), 15.März bis 30.Novem-
ber 1990. Sonderausstellung "Das Reh-
wild" 15. März bis 28. August.

Fischerei- und Donaumuseum im Schloß
Orth/Donau

9.023 Besucher. Sonderausstellung des
Mährischen Landesmuseums Brünn "Am
Ende der Donau - die Tierwelt des Do-
naudeltas". 27.April bis 15.November
1990.

Haydnhaus in Rohrau

14.108 Besucher.

Wachaumuseum Weißenkirchen

6.174 Besucher.

Kernzone 1: Museumsbezirk und Antiken-
museum des Landes Niederösterreich in

Bad Deutsch Altenburg

• Die Renovierungs- und Restaurie-
rungsarbeiten am Museum Carnuntinum
wurden fortgesetzt und sollen 1991 abge-
schlossen werden.
• Wiederherstellung des von Friedrich
Ohmann errichteten Bauensembles (Ge-
bäude, Lapidarium und Garten); ein Aus-
stellungskonzept wurde ausgearbeitet,
die Ausstellungsarbeit durchgeführt (freie
Mitarbeiter).
• Umfassendes Restaurierungsprogramm.

• Auf einem neuen Grundstück hinter
dem Museum wurde eine Steinlagerhalle
für die Steindenkmäler des Museums er-
richtet.
• Die Errichtung des Pfaffenberg mu-
seums befindet sich derzeit im Pla-
nungsstadium.

Kernzone 2:Legionslager - Lagerstadt

• Restaurierung des Amphitheaters I
befindet sich derzeit im Planungsstadi-
um. An einem Ausstellungskonzept wird
gearbeitet.
• Im Juli 1990 veranstaltete eine ungari-
sche Jugendgruppe (Familia Gladiatore)
einen Limesmarsch von Aquincum (Bu-
dapest) nach Carnuntum und gab im
Amphitheater I ein Gastspiel in histori-
schem Kostüm.

Kernzone 3: Petronell-Carnuntum

Von April bis Oktober wurden Führungen
von Fachkräften durch die Gesellschaft
der Freunde Carnuntums angeboten. Ne-
ben vielen Schulklassen nutzten auch
zahlreiche Touristen aus dem In- und
Ausland die Möglichkeit, antike Ge-
schichte zu erleben, und besuchten die
Ruinenstätten und Ausgrabungen zwi-
schen Petronell und Bad Deutsch Alten-
burg. 25.130 geführte Besucher.

Rekonstruktion eines antiken Tempels und
einer Straßenhalle

• Nach grundlegenden archäologischen
Untersuchungen konnten die ersten Kon-
servierungs- und Rekonstruktionsmaß-
nahmen in Petronell durchgeführt wer-
den. Mit dem Wiederaufbau eines antiken
Tempels soll dem Besucher die römische
Architektur vermittelt werden. Eröffnung
des Gebäudes als Grabungsmuseum.
Täglich Führungen (April-Oktober).
• Exkursionen der Universitäten Mün-
chen und Bratislava.

Restaurierwerkstätten

In der Restaurierwerkstätte für Kunstge-
genstände des NÖ Landesmuseums wur-
den außer den laufenden Museumsarbeiten
(Depotbestände, Sonderausstellungen
etc.) vor allem für die Landesausstellung
"Adel im Wandel" auf der Rosenburg und
"Bretagne" auf der Schallaburg Restaurie-
rungen durchgeführt. Es wurden 28 Gemäl-
de, 29 Skulpturen, 7 volkskundliche Objekte
und zahlreiche Rahmen restauriert. In den
Restaurierwerkstätten in Asparn/Zaya
und Traismauer wurden Funde aus den
laufenden Grabungen restauriert, wie an
der neolithischen Siedlung in Aspam/Zaya,

84



Kultur, Sport, Bildung

Straß im Straßerthal, Traisental sowie
awarische Eisenobjekte aus Ungarn.

zung mit der niederösterreichischen Kul-
tur der Zeitgeschichte mit Natur und Um-
welt bringen.

Förderung
nichtstaatlicher
Museen und
Ausstellungen
• Ausstellung "Reformkaiser Joseph II",

Pottenbrunn;
• Ausstellung "Sachsendorf" und "Kri-

stallviertel", Krahuletzmuseum, Eg-
genburg;

• Industrieviertelmuseum, Wiener Neu-
stadt;

• Ausstellung "850 Jahre Grünbach am
Schneeberg";

• Stadtmuseum St. Pölten;
• Heimatkundliche Sammlung Wilfers-

dorf;
• Kultur- und Heimatverein Loich;
• Konrad-Lorenz-Institut, Altenberg;
• Ausstellung "Hollabrunn in alten An-

sichten", Hollabrunn;
• Gaming, Kartäuserkrippe;
• Ausstellung "Awaren", Mistelbach;
• Ausstellung der Klemens-Gemeinde,

Gmünd;
• Stadtmuseum Zwettl;
• Stadtverkehrsmuseum Mödling;
• Landtechnisches Museum Hirsch-

bach;
• Weinviertier Museumsdorf Niedersulz;
• Freilichtmuseum Stübing;
• Martinsberger Lokalbahnverein;
• Ausstel lung "Natur und sakrale

Kunst", St.Valentin-Landschach;
• Dorfmuseum Roiten;
• Waldbauernmuseum Gutenstein;
• Kle in-  und Loka lbahnmuseum,

Schwechat;
• Ausstellung "Und plötzlich waren sie

weg", Krems;
• Ausstellung "Venus vom Galgenberg",

Krems;
• Geigenausstellung, Krems;
• Wanderausstellung NÖ Volkslied-

werk;
• Schubertmuseum, Atzenbrugg;
• Ausstellung "Kinder in Lateinamerika",

ÖIE, Wiener Neustadt;
• Heimatmuseum Jaidhof;
• Ausstellung "Blick durch die Jahrhun-

derte" ,  Ostarr ichi-Gedenkstät te,
Neuhofen/Ybbs;

• Ausstellung "Der Wein", Kultur- und
Museumsverein Matzen;

• Ausstellung "Maria-Heil der Kranken",
Maria Enzersdorf;

• Heimatkundliche Ausstellung unter
den Arkaden, Gaming;

• Ausstellung "350 Jahre Kirchenweihe
in Poysdorf";

• Ausstellung Stift Altenburg;
• Ausstellung "500 Jahre Wallfahrt

Sonntagberg";
• Ausstellung "Johann Baptist Reiter",

Schloß Grafenegg;
• Ausstellung "Frauen aus allen Län-

dern", ÖIE, St. Pölten;
• Heimatmuseum Litschau;
• Waldviertler Aussiedler-Museum,

Allentsteig;
• Museum Hohe Wand;
• Stadtmuseum Poysdorf;
• Spielzeug- und Puppenmuseum,

Stadtgemeinde Baden;
• Heimatmuseum Eisgarn;
• Museum Alte Hofmühle, Hollabrunn,
• Heimatmuseum Breitenfurt;
• Ausstellung zum Haugsdorfer Hiata-

gang, Jetzeisdorf;
• Glas- und Steinmuseum, Gmüpd;
• Stadtmuseum Bad Vöslau;
• Ausstellung "Josef Hardtmuth", Wein-

landmuseum, Asparn/Zaya;
• Museum Winkelau, Fallbach;
• Puppenmuseum Rudolz, Waldkir-

chen/Thaya;
• Sonnleiten Bergbauausstellung, Gre-

sten- Land;
• Ausstellung "Zwischen Herren und

Ackersleuten", Horn;
• Feld- und Industriebahnmuseum, Frei-

land;
• Automobilmuseum, Aspang;
• Waldviertler Schmalspurbahnverein,

Gmünd;
• Heimatmuseum Mannersdorf;
• Bauernmuseum Lanzenkirchen;
• Pfarrmuseum Imbach;
• Paasdorfer Presse, Museum Mistel-

bach;
• Ausstellung im Alten Herrenhaus, Pot-

tenstein;
• Heimatmuseum Absdorf;
• Kul tur-  und Museumsvere in St.

Ägyd/Walde;
• Schneebergmuseum,  Puchberg/

Schneeberg;
• Bergbau- und Heimatmuseum, En-

zenreith;
• Naßwalder Hubmer Museum, Wald-

bahn, Schwarzau/Gebirge.

Museumspädagogik

Wie bereits seit 10 Jahren wurden auch
bei der NÖ Landesausstellung 1990
"Adel im Wandel, Politik, Kultur, Konfes-
sion 1500-1700" zahlreiche Schülerfüh-
rungen durchgeführt sowie an Wochen-
enden und In den Sommermonaten spe-
zielle Programme für Kinder ab 3 Jahren
angeboten. Erstmalig bot die museums-
pädagogische Broschüre die Möglichkeit,
anhand eines durchgehenden Spieles
sämtliche kritischen Entscheidungspha-
sen des in der Landesausstellung behan-
delten Zeitraumes zu erarbeiten. Erstma-
lig wurde auch ein eigenes Computerpro-
gramm zu dieser Broschüre entwickelt
und ebenso wie diese verkauft.
Im Freilichtmuseum Asparn/Zaya wurde
das Angebot an Schulklassen, im Aus-
stellungsgelände nicht nur unter Anlei-
tung töpfern, spinnen und weben zu kön-
nen, sondern auch eine Nacht zu verbrin-
gen, wiederum begeistert aufgenommen.
Auch die Führungstätigkeit im Freilicht-
museum Petronell/Carnuntum wurde im
museumspädagogischen Sinne weiter
ausgebaut.
Eigene museumspädagogische Bro-
schüren erschienen für das Urge-
schichtsmuseum in Asparn/Zaya sowie
für das Frühgeschichtsmuseum in Trais-
mauer. Nach museumspädagogischen
Richtlinien wurden die Ausstellungen
"von Z bis B und A - Computerkunst und
Computerplanung von Zuse bis Beck-
mann und Ars electronica" im März in St.
Pölten sowie "O du fröhliche ... - Der
Weihnachtsfestkreis in Blättern des Gra-
phischen Kabinetts Göttweig" ab 16. No-
vember in der Wiener Herrengasse 9 ge-
plant und betreut.

NÖ Landesmuseum
St. Pölten

In den letzten Monaten fanden zahlreiche
Gespräche betreffend das inhaltliche
Konzept des neuen Landesmuseums in
St. Pölten statt, wobei ein wesentlicher
Schwerpunkt in der Vernetzung und Inte-
grierung der bisherigen Konzepte Kultur
und Zeitgeschichte sowie naturwissen-
schaftliche Sammlung bestand. Die Idee
dieses neuen Museumstyps in St. Pölten
soll eine notwendige Auseinanderset-
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dere der Dokumentarfilm und der Kurz-
spielfilm gefördert. Einige dieser Filme
konnte bei internationalen Festivals meh-
rere Preise erringen. Um die Teilnahme
an solchen Festivals zu ermöglichen,
wurden mehrere Kopienförderungen ver-
geben.

Produktionsförderung Video

Es wurden 13 Produktionen künstleri-
scher und dokumentarischer Videos ge-
fördert, wobei jenen Projekten eine be-
sondere Bedeutung zukommt, die in der
Blau-Gelben Galerie in Wien präsentiert
werden. Die Zusammenarbeit mit ande-
ren fördernden Institutionen konnte inten-
siviert werden.

Strukturförderung Film

Die Förderungstätigkeit erstreckt sich auf
4 Bereiche: Institutionen, Amateurverei-
ne, Programmkinos und Eigenveranstal-
tungen. Das Österreichische Filmarchiv
in Laxenburg konnte aufgrund einer
durch die NÖ Kulturabteilung angereg-
ten, koordinierten Förderungsaktion
mehrerer Bundesländer mit der gezielten
Umkopierung der gefährdeten Nitrofilm-
bestände beginnen.
Die Aktion Film Österreich und der Film-
laden führten erstmals gemeinsame Kin-
derfilmtage in Mödling durch. Ebenfalls in
Mödling fand ein internationales Film-
symposion in Zusammenarbeit mit der
Viennale statt.
Bei den Österreichischen Film Tagen in
Wels wurde das "Lauf.Bild.Buch. Nieder-
österreich" Medium Film 1990 präsentiert
und fand großes Interesse. In St. Pölten
wurde in Zusammenarbeit mit der Lan-
deshauptstadt- Planungsgesellschaft
und der Stadt St. Pölten der "Stadtfilmer"
installiert und nahm die Stadtfilmerwerk-
statt ihre Arbeit auf.
Die Filmclubs bzw. Programmkinos in
Mödling, Krems, Allentsteig und Drosen-
dorf konnten ihre Arbeit intensivieren.
Die Aufarbeitung des Nachlasses von
Ernst Schmidt jun. durch die Österreichi-
sche Gesellschaft für Filmtheorie wurde
fortgeführt.

Strukturförderung Video

In Koordination mit dem Sachbereich der
zeitgenössischen bildenden Kunst wur-
den in der Blau-Gelben Galerie, die sich
1990 endgültig als führende Präsenta-
tionsstätte von Videokunst in Wien eta-
blieren konnte, regelmäßig Videoarbei-
ten niederösterreichischer Künstler vor-
gestellt.

de 1990 mit steigendem Erfolg in Prag
(15.000 Besucher in 3 Wochen!), Krakau,
Erfurt, Preßburg und Brünn gezeigt.
In Weistrach wurde eine weitere Viertels-
galerie der Blau-Gelben Galerie eröffnet,
sodaß nun bereits in drei Landesvierteln
(Mistelbach, Zwettl) eine enge Zusam-
menarbeit zwischen einem örtlichen
Kunstverein und der Kulturabteilung
stattfindet.

Denkmalpflege

Positiv erledigte Subventionsansuchen _____________
Bürgerhäuser 33

Schlösser, Ruinen, Burgen 51

Kirchen, Kapellen 72

Orgelrestaurierungen 5

Stifte, Klöster 16

Statuen, Wegkreuze, Säulen, Gemälde,
Marterl, Bildstöcke 50

Fassadenaktionen 13

Literatur

In Form von Buchankäufen und Druckko-
stenbeiträgen wurden insgesamt 17 Ver-
lage und 47 Autoren gefördert. Ferner
wurden 16 Literaturvereine und 5 Utera-
turzeitschriften unterstützt.
Die Dokumentationsstelle für Literatur in
Niederösterreich hat neben den laufend
anfallenden Arbeiten folgende Leistun-
gen erbracht:
• Arbeit an der Herausgabe der Textan-
thologie "Über alle Berge", welche im
Frühjahr 1991 erscheinen wird.
• Lesezeichenkalender über die Litera-
turpreisträger des Landes Niederöster-
reich 1990.
• Herausgabe von Lyrik-Billetts mit Tex-
ten von insgesamt 80 niederösterreichi-
schen Autoren mit Bildern von Franz Part.

Volksbildung

1990 konnten insgesamt 15 Vereine und
25 Kulturzentren gefördert werden.

Film und
Videoangelegenheiten

Die Förderungstätigkeit im Sachbereich
"Film und Video" konnte 1990 abermals
bedeutend ausgeweitet werden. Sie er-
streckt sich auf die beiden Bereiche Pro-
duktionsförderung und Strukturförde-
rung, in denen Erfolge erzielt werden
konnten, die über Niederösterreich hin-
aus für die gesamtösterreichische Situa-
tion von Relevanz sind, und auch eine
entsprechende Anerkennung in den Me-
dien und der interessierten Öffentlichkeit
gefunden haben.

Produktionsförderung Film
Es wurden 22 Projekte gefördert. Neben
den bisherigen Schwerpunkten im Expe-
rimentalfilm und in der Diplomfilmförde-
rung junger niederösterreichischer Ab-
solventen der Hochschule für darstellen-
de Kunst in Wien wurden 1990 insbeson-

Bildende Kunst

Mittels Subventionen werden künstleri-
sche Projekte von Vereinen und Einzel-
personen in den Regionen, Ausstellun-
gen und Publikationen gefördert, darun-
ter auch der Landesverband der Kunst-
vereine, das Dokumentationszentrum
moderner Kunst in St. Pölten und das
Symposion Lindabrunn. Dies geschieht
im Sinne einer komplex verstandenen
Regionalisierung, in deren Rahmen auch
entsprechende kulturelle Regionalisie-
rungsprojekte der "ECO PLUS Betriebs-
ansiedlung und Regionalisierung in Nie-
derösterreich Ges.m.b.H." abgewickelt
werden.
In der Blau-Gelben Galerie in der Wiener
Herrengasse wurden 5 Einzelausstellun-
gen junger niederösterreichischer Künst-
ler sowie, in Zusammenarbeit mit ande-
ren Sachbereichen, Lesungen, Veran-
staltungen und Videopräsentationen
durchgeführt. Ein wesentliches Instru-
ment zur Förderung heimischer Künstler
im internationalen Rahmen sind die Kata-
loge der Blau-Gelben Galerie, die im In-
und Ausland eine außerordentlich positi-
ve Resonanz zu verzeichnen haben. Der
gute Ruf der Blau-Gelben Galerie ermög-
licht in steigendem Ausmaß die Koopera-
tion mit Ausstellungspartnern (Museen
und Galerien) im In- und Ausland, wo-
durch bei sinkenden anteiligen Produk-
tionskosten in der Katalogherstellung
gleichzeitig die Effizienz gesteigert wer-
den kann.
Die durch die Intensivierung des interna-
tionalen Katalogaustausches bedeutend
ausgebaute Handbibliothek zeitgenössi-
scher Kunst wurde neu aufgestellt.
Insgesamt wurden bei den Ausstellungen
der Blau-Gelben Galerie in Wien, Krems
(Minoritenkirche) und Baden (Frauen-
bad) über 30.000Besucher gezählt.
Die ursprünglich für Jugoslawien (Bel-
grad, Skopje und Ljubljana/ Laibach) kon-
zipierte Ausstellung "Aus dem Zusam-
menhang", die dort 1989 ein überwälti-
gendes Echo zu verzeichnen hatte, wur-
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In Mödling hat der Kunstverein Galerie
Arcade mit Unterstützung der Kulturabtei-
lung sein Videoprogramm erweitert. Wei-
tere Rezeptionsmöglichkeiten künstleri-
schen und dokumentarischen Video-
schaffens wurden in der Galerie Stadt-
park in Krems und im Kunsthaus Horn
geschaffen. In Zusammenarbeit mit dem
Kunstverein Horn wurde eine Video-
kunst-Ausstellung organisiert, die 1991 in
Prag und Graz gezeigt werden wird.

Alle Klassen der jeweiligen Hauptschule
erhielten getrennt nach Altersstufen je-
weils einstündige mit Quadrophonieton
und Dias unterstützte Vorträge auf dem
Gebiet der ernsten Musik.

Zeitgenössische Musik

Im Zeitraum vom 23.September bis
29.November 1990 wurde die im Vorjahr
als Pilotprojekt gestartete Veranstal-
tungsreihe "ZeitgeNÖssischer Herbst"
auch im heurigen Jahr in sämtlichen Ver-
waltungsbezirken Niederösterreichs durch-
geführt. Waren es im Vorjahr bei der Pre-
miere dieser Veranstaltungsreihe 34 Ver-
anstaltungen, so ist der Zeitgenössische
Herbst 1990 auf 55 Veranstaltungen ex-
plodiert. Die zahlreichen niederösterrei-
chischen zeitgenössischen Kompositio-
nen wurden auf diese Weise einem sehr
breiten Publikum vorgestellt. Neben
Kompositionsaufträgen bereicherte eine
große Anzahl von Uraufführungen das
sehr umfangreiche und vielfältige Pro-
gramm. Das Verständnis für die Situation
der Komponisten und für ihre Werke wur-
de durch die bei jedem Konzert stattfin-
denden Komponistengespräche erleich-
tert.
Weiters wurde bei diversen subventio-
nierten Veranstaltern auf die Einbezie-
hung zeitgenössischer niederösterreichi-
scher Kompositionen in das Programm-
schema hingearbeitet.

Wissenschaft

1990 wurden 190 Subventionen positiv
erledigt. Neben dem großen Bereich der
Landeskunde (Subventionen für Heimat-
bücher, für die Ausarbeitung von Ergeb-
nissen archäologischer Grabungen, Spe-
zialuntersuchungen im Rahmen von Di-
plomarbeiten und Dissertationen, Exkur-
sionen von Forschungsseminaren an
Universitäten usw.) waren auch zahlrei-
che Ansuchen mit Bezug auf naturwis-
senschaftliche, technische, architektoni-
sche, geologische, zoologische, medizi-
nische und wirtschaftswissenschaftliche
sowie philosophische Fragestellungen zu
bearbeiten. Einen besonderen Schwer-
punkt bildete die Förderung von Arbeiten
über die empirisch nachweisbaren ökolo-
gischen Veränderungen im Marchfeld im
Gefolge bewußt ökologisch ausgerichte-
ter Bewirtschaftungsformen.
Neben den wissenschaftlichen Preisstif-
tungen wurden vor allem die Organisato-
ren der Sommerhochschule in Strobl und
des Europäischen Forums Alpbach do-
tiert, damit sie dem wissenschaftlichen
Nachwuchs Niederösterreichs wiederum
Preise bzw. Stipendien erteilen konnten.
Neben einigen Kommissionen der Öster-
reichischen Akademie der Wissenschaften
wurden insbesondere die im Bereich des
Landes Niederösterreich angesiedelten
Forschungsinstitutionen wie das Institut für
Realienkunde des Mittelalters und der frü-
hen Neuzeit in Krems, das seinen Arbeits-
bereich im Gefolge der Öffnung der Gren-
zen auf ganz Ostmitteleuropa ausdehnte,
und das Limnologische Institut der Biologi-
schen Station Lunz am See sowie das auf
Vereinsbasis arbeitende ökologische For-
schungslabor in Schrems/Gebharts geför-
dert. Breiten Rahmen nahm die Unterstüt-
zung des raschen Wachstums der Wissen-
schaftlichen Landesakademie für Nieder-
österreich in Krems ein.
Großzügige Förderungen wurden auch
1990 dem Internationalen Ludwig-Witt-
genstein-Symposion in Kirchberg am
Wechsel zuteil, das inzwischen bereits zu
einem kulturellen Aushängeschild Nie-
derösterreichs geworden ist, sowie dem
Verein für Landeskunde. Hier sei aber
auch der anderen im Lande angesiedel-
ten Kulturverbände gedacht, allen voran
der Waldviertler und Weinviertier Heimat-
bünde und des Kulturbundes Mostviertel
sowie der Gesellschaft der Freunde Car-
nuntums.
Um wissenschaftliche Grundlagen für die
Kulturpolitik zu gewinnen, wurde schließ-
lich gemeinsam mit ECO-plus und der
Fremdenverkehrsabteilung die Studie
"Der Kultur- und Unterhaltungssektor als

Musik

Musikschulen

140 Musikschulen, 86 Filialschulen, rund
1.800 Musiklehrer, Gesamtschülerzahl
rund 35.000. Rund 70 % der Hauptfach-
schüler besuchen Ergänzungsfächer.
Rund 700 schuleigene Veranstaltungen,
rund 1.450 Mitwirkungen bei öffentlichen
Anlässen. Eine Musikschule (Kinderdorf
SOS Hinterbrühl) arbeitet zum Nulltarif.

Blasmusik

In Niederösterreich gibt es insgesamt 443
Kapellen mit 14.279 aktiven Musikern;
50,51 % jugendliche Musiker. Den
20.856 Proben stehen 15.668 Aufführun-
gen und Ausrückungen gegenüber. 184
Kapellen besitzen eigene Musikheime,
die restlichen Kapellen sind gezwungen,
in Schulen oder Gasthäusern zu proben.

NÖ Tonkünstlerorchester

76 Konzerte in Niederösterreich, 12
Sonntagnachmittagskonzerte, 9 Konzer-
te für den ÖGB, 24 diverse Konzerte in
Wien, 24 Dienste beim ORF sowie je 1
Konzert in Eisenstadt, Klagenfurt, Linz
und Salzburg.

Konzerte
Im Rahmen der Wiener Festwochen wur-
den traditionsgemäß Serenaden an ver-
schiedenen musikhistorischen Stätten
Niederösterreichs durchgeführt. Die Ver-
anstaltungen im Rahmen des NÖ Musik-
sommers erfreuen sich regen Publikums-
zustroms; es konnten etwa 10.000 Besu-
cher registriert werden.

Musikservice
Auch im heurigen Jahr wurde im Rahmen
des NÖ Musikservices in jeder Unter-
richtswoche eine Hauptschule besucht.

Theater

Die ARGE NÖ Theatersommer mit ihren
17 Intendanten bot auch 1990 wieder
"breitgefächertes" Theater.
Altenburg brachte eine klassische Tragö-
die zur Aufführung, während in Amstet-
ten, Baden, Klosterneuburg und St. Pöl-
ten Musicals dargeboten wurden. Ne-
stroy gab es in Maria Enzersdorf, Schwe-
chat, Melk und Reichenau. Altwiener
Volkstheater wurde in Laxenburg reali-
siert. Das "Theater zum Fürchten",
Schloß Liechtenstein, Perchtoldsdorf und
das Fullhouse-Theater, St. Pölten, brach-
ten modernes Theater.
Die Karl May-Spiele in Staatz setzten die
Erfolgsserie mit "Unter Geiern" fort. Wei-
ters gab es in Stockerau eine musikali-
sche Komödie und in Weißenkirchen eine
Kammeroper.
"Art Carnuntum" erregte mit Gastspielen
des "British National Theatre" und Auftrit-
ten internationaler Schauspieler und Re-
gisseure großes Interesse bei den Wie-
ner Tageszeitungen und Besuchern.
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Seminar "Abfallwirtschaft in NÖ" (6.-
7.6.90), Top-Seminar "Abfallwirtschaft in
Österreich" (16.10.90), Tagung "Siche-
rung der Rentabilität für Joint-Venture-
Unternehmungen in den mitteleuropä-
ischen Staaten Polen, CSFR, Ungarn
(11.10.90), 6. Symposium Simulation-
stechnik, 6. Österreichischer Automat-
isierungstag, Seminar "Die zivilrechtliche
Haftung des Arztes für Kunstfehler"
(24.11.90), Tagung "Der kardioemboli-
sche Insult" (13.10.90), Internationales
Symposium "Ferdinand Raimund und
Europa", Internationales Symposium
"Revolution und Massenmedien - die Rol-
le der Medien im Demokratisierungspro-
zeß Osteuropas", Sommermanagement-
Kurse für Teilnehmer aus Osteuropa (Au-
gust 90) u.v.m.

Forschungsprojekte

Im Studienjahr 1989/90 wurden For-
schungsprojekte der Landesakademie
mit einer vorläufigen Gesamtsumme von
über 46,6 Mio ÖS beim Bundesministeri-
um für Wissenschaft und Forschung ein-
gereicht.

Öffentlichkeitsarbeit

8 Pressekonferenzen 4 Ausgaben Maga-
zin LOGOS Promotionnummer der Wis-
senschaftlichen Schriftenreihe Neukon-
zeption des Veranstaltungsverzeichnis-
ses Wintersemester 1990/91 Informa-
tionsblätter Werbebroschüre der Landes-
akademie

Ausbau

- Ausbaustand: Derzeit stehen der LAK
1.900 m2 Nutzfläche zur Verfügung. Auf
dieser Fläche befinden sich: 2 Seminar-
räume für 48 Personen, 1Seminarraum
für 34 Personen, 2 Seminarräume für 24
Personen, 1Festsaal mit einem Fas-
sungsvermögen für 208 Personen, 1 PC-
Labor für 20 Personen, 1 Besprechungs-
raum für 20 Personen, 1Bibliotheksraum,
23 Büro- bzw. Institutsräume inklusive
Nebenräume.
- Ausbauplanung: Derzeit läuft eine Aus-
bauphase zur Adaptierung von Erdge-
schoß (950m2) und 3. Stock (650 m2)
des Westflügels inkl. Verbindungstrakt
zum Mitteltrakt, d.h. Fertigstellung von
weiteren 1,600m2 bis Sommer 91.
- Ausbauphase 1991: Sanierung der
Fassade, Neugestaltung der Außenanla-
gen (Schaffung einer "Künstlerwerkstatt"
in Form einer Freiluftarena), erster Über-
griff auf den Osttrakt (950m2).

Gesamt-Nutzfläche nach Abschluß der
Ausbauphase 91: 4.450 m2 Gesamt-
Nutzfläche nach Gesamt-Ausbau (Be-
ginn 1995): 17.300 m2
- Campus "Philosophensteig" Ausarbei-
tung einer Machbarkeitsstudie für einen
entsprechenden Campus auf Basis eines
Bausteinsystems mit Wohneinheiten
(Einbettzimmer mit Sanitäreinheit) Ne-
beneinrichtungen wie Mensa, Sportanla-
gen, Tiefgarage etc. zur Schaffung von
Unterkünften fürca. 120 Studierende.

Wachstumsbranchen" beim Wirtschafts-
forschungsinstitut in Auftrag gegeben.

Wissenschaftliche
Landesakademie für
Niederösterreich in Krems

Veranstaltungen

- über 110 Veranstaltungen
- über 3300 Teilnehmer aus verschie-
densten Berufs- und Ausbildungsgrup-
pen
- Themenbereiche aus allen an der LAK
vertretenen Fachbereichen (Wirtschafts-
und Managementwissenschaften, Gei-
stes- und Kulturwissenschaften, Rechts-
wissenschaften, Medizin und Angewand-
te Humanwissenschaften, Natur- und
Umweltwissenschaften, Technische Wis-
senschaften)
- Lehrgänge 1990:Österreichischer Uni-
versitätslehrgang für Fremdenverkehr
der WU Wien, ITM-Two Vears Program,
Österreichischer Hochschullehrgang für
Automatisierungstechnik, Postgraduate
Lehrgang für psychiatrische Aus- und
Weiterbildung, Kurs für Tropenmedizin,
Postgraduales Aus- und Fortbildungspro-
gramm Zahn- und Kieferheilkunde -
Schwerpunkt Teilprothetik, Hochschul-
lehrgang zur Ausbildung zum Supervisor,
Postgraduate Lehrgang für Juristen und
Absolventen verwandter Studienrichtun-
gen, Postgraduate Lehrgang zur Ausbil-
dung von Kuratoren für Kunstmuseen
und Kunstausstellungen, Seminare zum
Erwerb des philosophischen Doktorgra-
des im Studienbereich der Pädagogik
(Universität Wien), Lehrgang für Wissen-
schaftsjournalismus (März 90), Lehrgang
für Wissenschaftsjournalismus (Novem-
ber 90).
- Vorbereitungs- bzw. Realisierungsar-
beiten zu folgenden Lehrgängen: Master
of Business Administration, Austria-Pro-
gramm (MBA(A)), Technik-Recht-Wirt-
schaft. EG-Postgraduate Studium, Uni-
versitätslehrgang für Marketing, Universi-
tätslehrgang für Transport-Verkehr-Logi-
stik, Hochschullehrgang zur Ausbildung
zum Bewegungstherapeuten, Hoch-
schullehrgang für Sonder- und Heilpäd-
agogik, Hochschullehrgang für Geronto-
logie und Geriatrie, Universitätslehrgang
für Pflegewissenschaften, Universitäts-
lehrgang für effizientes Umweltmanage-
ment.
- Ausgewählte Tagungen/Sympo-
sien/Seminare: Internationale Tagung
"Wandel in Mitteleuropa" (22./23.3.90),
Tagung "Wissenschaft, Wirtschaft, Me-
dien In Ost und West" (28./29.5.90), Top-

3

Archäologie

Aufbau eines archäologischen Referates
für Niederösterreich. Herstellung einer ar-
chäologischen Dokumentation des Lan-
des Niederösterreich durch Vergabe von
Diplomarbeiten und Dissertationen. Das
Ziel ist eine archäologische Landeskun-
de.

Grabungen und
Ausgrabungen

• Asparn/Zaya, Neolithikum (Dr.Windl);
• Gars-Thunau, Urnenfelderkultur-Mit-
telalter (Univ.Prof.Dr.Friesinger);
• Oberleiserberg, Neolithikum bis Mittel-
alter (Univ.Prof.Dr.Friesinger);
• Wüstung Hard, Mittelalter (Univ.Prof.
Felgenhauer);
• Unterhautzenthal, Hallstattzeit (Dr.
Lauermann);
• Schnellstraße 33, Urnenfelderkultur
und Latene (Univ.Doz.Dr.Neugebauer);
• Strogen, Neol i th ikum (Univ.Doz.
Dr.Trnka);
• verschiedene neolithische Kreisgra-
benanlagen (Univ.Doz.Dr.Trnka);
Kamegg, Neolithikum (Univ.Doz.Dr.
Trnka);
• Rosenburg, Neolithikum (Dr.Lenneis);
• Sachsendorf, Mittelalter (Univ. Prof.
Dr. Steininger);
• Hainbuch, Frühmittelalter (Dr.Sza-
meit);
• Willendorf-Kienberg, Urnenfelderkul-
tur (Dr.Kaus).
• Carnuntum (Leitung Univ.Prof. Dr.
W.Jobst)
- Zivilstadt Petronell: Im Bereich der
Nordstraße wurden das antike Straßen-
pflaster abgehoben und die darunterlie-
gende Straße und die Kanäle untersucht.
-Amphitheater I: Der Rest des Schutthü-
gels wurde abgetragen und auf Funde
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untersucht. Die Ausgrabungen im Süd-
ostsektor wurden fortgesetzt.
- Projekt Pfaffenburg: Altarbasisfrag-
mente und Pfaffenbergmonumente (dar-
unter vier Jupitersitzstatuen) wurden be-
arbeitet und gezeichnet.
• Hainburg, Braunsberg (Dr.Urban);
• Projekt sog. Palastruine (Große Therme);
• St. Pölten (Dr.Scherer).

derausstellungen von den beiden Präpa-
ratoren aufgestellt und abgebaut. Auch
waren sie am Aufbau der Sonderausstel-
lung des Mährischen Landesmuseums
Brünn in Orth/Donau beteiligt.
Heimatpflege, Volkskultur
1990 wurden Vorhaben von 95 Gemein-
schaften finanziell unterstützt.

spräche statt, um die in Niederösterreich
vorhandenen zahlreichen Kulturangebo-
te im Jahr der Weltausstellung sowohl
von der Infrastruktur wie auch vom "Mar-
keting" auf den neuesten Stand zu brin-
gen.

Vorbereitung der
Milleniumsfeiern im Jahre 1996

Der Leiter der Kulturabteilung wurde mit
der Leitung der Arbeitsgruppe zur Koor-
dinierung der Initiativen des Landes Nie-
derösterreich aus Anlaß des 1000. Jah-
restages der erstmaligen Erwähnung des
Namens "Ostarrichi" beauftragt. Diese
Arbeitsgruppe wird von interessierten
Persönlichkeiten, Vertretern von Dienst-
stellen des Bundes und des Landes Nie-
derösterreich und der interessierten Ge-
meinden gebildet.

ARGE Donauländer, Arbeitskreis
für Kultur, Wissenschaft und
Sport

Die Regierungschefs der im Maj 1990
gebildeten ARGE Donauländer haben
Niederösterreich mit der Führung des Ar-
beitskreises Kultur, Wissenschaft und
Sport beauftragt, die vom Leiter der Kul-
turabteilung wahrgenommen wird.

Donaufestival

Für die Durchführung künftiger Donauf-
estivals wurde eine Donaufestival-Ge-
sellschaft mbH. gegründet und nach öf-
fentlicher Ausschreibung ein künstle-
risch-organisatorischer und ein kaufmän-
nischer Geschäftsführer bestellt. Das
nächste Donaufestival wird 1992 stattfin-
den.

Information

Im Jahr 1990 wurde bei sämtlichen Wer-
bemaßnahmen (Plakate, Flugblätter,
Bild- und Schrifttafeln, Hörfunkspots) die
1989 begonnene einheitliche Werbelinie
mit dem Logo "Niederösterreich Kultur"
fortgesetzt.

Messen

• Ferienmesse Bern, 18. bis 21.Jänner
1990;
• TOURF ’90, Salzburg, 26. bis 28.Jän-
ner 1990;
• Ferien ’90, Wien, 21. bis 25.Februar
1990;
• Wiener Messe, 21. bis 25.März 1990;
• Senior aktuell, Wien, 27. bis 31.März
1990;
• Dornbirner Messe, 28. Juli bis 5.Au-
gust 1990;
• Welser Messe, 1. bis 9.September
1990.

EXPO 1995

Im Tätigkeitszeitraum fanden zahlreiche
Besprechungen für die seitens Nieder-
österreich geplanten Unternehmungen
im Rahmen der EXPO 1995 statt, wobei
besondere Schwerpunkte die Marchfeld-
schlösser und der Archäologiepark Car-
nuntum bildeten. Gleichzeitig fanden Ge-

Naturwissenschaften

Botanik

Da die Sonderausstellung "Pilze sam-
meln - leicht gemacht" nicht mehr dem
letzten wissenschaftlichen Stand ent-
sprach, wurde eine Ausstellung mit dem
Titel "Heimische Pilze" neu gestaltet.

Zoologie

Zur Zeit erfolgt durch zwei Zoologiestu-
denten eine systematische Bestandsauf-
nahme der Insektensammlung.

Präparation
Die Vogel- und Säugetiersammlung im
Depot Hainburg wurde im Laufe des Jah-
res systematisch geordnet. Die Präpara-
tion gestaltete eine einschlägige Sonder-
ausstellung über die Kulturgeschichte der
Human- und Animalpräparation mit dem
Titel "Mumia Viva". Zu dieser Ausstellung
erschien auch ein sehr informativer Kata-
log. Ferner wurde durch die Präparation
ein Raum über die österreichischen Afri-
kaforscher im Afrikamuseum gestaltet.
Neben der üblichen Präparationsarbeit
(40 Wirbeltiere) wurden sämtliche Son-

Landesarchiv, Institut für Landeskunde (III/3)

Landesarchiv

Neuerwerbung und Übernahme
von Archivalien
Da die Grundherrschaften bis 1848/50
die Funktionen erster Instanz auf dem
Gebiet der Gerichtsbarkeit und der allge-
meinen Verwaltung ausübten, sind die
Schloßarchive, die sich in Niederöster-
reich noch zu einem erheblichen Teil in
Privatbesitz befinden, für die Erforschung
der Regionalgeschichte, aber auch für
Wirtschafts-, sozial- und personenge-

sönlichkeiten sind in den Beständen
mehrere Autographe vorhanden. Neben
diesen Zimelien werden zahlreiche Urba-
re, Dienst- und Grundbücher sowie Akten
über die Untertanen der im Besitz des
Adelsgeschlechtes der Riesenfels be-
findlichen Herrschaften zu erwähnen, die
eine wesentliche Grundlage zur Erfor-
schung der Besiedlungs- und Besitzge-
schichte, für sozial- und wirtschaftshisto-
rische Studien des Raumes Amstetten
bieten.
Von den Bezirkshauptmannschaften
Gänserndorf, Horn, Melk, Neunkirchen,

schichtliche Studien von ganz hervorra-
gender Bedeutung. Aus diesen Gründen
ist es besonders erfreulich, daß dem NÖ
Landesarchiv 1990 die Erwerbung des
Schloßarchives Seisenegg gelang. Sein
Urkundenbestand geht bis ins 14. Jahr-
hundert zurück. Zu den besonders be-
kannten Herrschaftsbesitzern zählten
Wolf Helmhard von Hohberg, Verfasser
eines bedeutenden Werkes über grund-
herrliche Wirtschaftsführung im 17. Jahr-
hundert, und Katharina Regina von Greif-
fenberg, eine bedeutende Barockdichte-
rin deutscher Sprache. Von beiden Per-
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Institut für Landeskunde

Historisch-topographisches
Lexikon

Die Arbeiten an der nächsten Lieferung
des historisch-topographischen Lexikons
von Niederösterreich, welche die Kata-
stralgemeinden mit den Anfangsbuchsta-
ben Pi - Py enthalten werden, gehen plan-
mäßig weiter.

Bibliographie und
Dokumentation

Die Arbeiten für die Sachgebiete Kunst-
geschichte, mittelhochdeutsche und früh-
hochdeutsche Literatur und Publikatio-
nen des Vereins für Landeskunde von
Niederösterreich wurden fortgesetzt. Zur
Zeit sind ca. 12.000 Titel mit dem Perso-
nalcomputer erfaßt; über 5.000 Titel wur-
den bereits in die Stairs-Datenbank "LA-
KU" übernommen, weitere 1.500 Titel
stehen zur Aufnahme bereit. 1991 kön-
nen daher ca. 6.500 - 7.000 Titel aus der
EDV-Großanlage des Bundeslandes
Niederösterreich abberufen werden. Die
einzelnen Bücher und Zeitschriftenauf-
sätze wurden mittels Deskriptoren aufge-
schlüsselt und können daher über die
Namen der Autoren und Herausgeber,
über die Bezeichnungen der vornehmlich
behandelten Ortschaften und Regionen,
über die Namen der hierinnen behandel-
ten Persönlichkeiten und über Schlag-
worte von Sachbetreffen verschiedenster
Art aufgerufen und gesucht werden.
Das "Institut für maschinelle Dokumenta-
tion" (Forschungsgesellschaft Joan-
neum, Graz) hat ein Programm erstellt,
mit dessen Hilfe die EDV-mäßig erfaßten
Daten entsprechend sortiert und - mit
automatisch hergestellten Registern ver-
sehen - zum Ausdruck gebracht werden
können. Das Ergebnis wird demnächst
bei einer Teilbibliographie vorgestellt
werden, welche die vom Verein für Lan-
deskunde von Niederösterreich in den
Jahren 1975-1989 herausgegebenen
Schriften enthält.

Symposien

Vom 2. - 5. Juli 1990 wurde im neugestal-
teten Vereinshaus zu Horn das 11. Sym-
posion des Instituts abgehalten. Das The-
ma lautete "Adel im Wandel", wobei aber
im Gegensatz zur Landesausstellung, die
den gleichen Titel trug, der große Wandel
zum Ausdruck kommen sollte, der sich
hinsichtlich der Stellung des Adels von
seiner letzten Blüte im Barockzeitalter bis
zur Gegenwart manifestierte. Die Tagung

Wr.Neustadt sowie die Notariatsarchive
nach einer Skartierung der nicht aufhe-
benswerten Schriftstücke geordnet und
einkartoniert.

Hilfeleistung für
niederösterreichische
Gemeindearchive

Vom Stadtarchiv Drosendorf wurde ein
neues Inventar hergestellt. Die Ord-
nungsarbeiten im Stadtarchiv Hainburg
wurden zum Abschluß gebracht.

Gemeindewappen, Markt- und
Stadterhebungen

Für 14 Gemeinden wurde in Zusammen-
arbeit mit deren Vertretern Entwürfe für
Gemeindewappen erstellt. Für eine
Markterhebung (Palterndorf-Dober-
mannsdorf) und eine in Erwägung gezo-
gene Stadterhebung (Ebreichsdorf) wur-
den historische Sachverständigengut-
achten ausgearbeitet. Zu drei Namens-
änderungen (Irnfritz-Messern, Reintal
und Sperkental) gab das Niederösterrei-
chische Landesarchiv fachliche Stellung-
nahmen ab. Ebenso wurden die Wün-
sche mehrerer Gemeinden nach Orts-,
Pfarr-, Markt- und Stadterhebungsjubilä-
en auf Wunsch derselben vom NÖ Lan-
desarchiv begutachtet.

Handbibliothek

Nach der Vollendung der Neuaufstellung
der Bibliothek nach Sachgebieten und
der Anlage eines neuen Kataloges wer-
den nun die angeschlossenen Sonder-
sammlungen (Karten, Pläne, Sonder-
drucke usw.) aufgearbeitet. Den größten
Umfang, nach Einzelstücken gesehen,
machen hierbei die aus dem Nachlaß
Archivdirektor Lechner erworbenen Son-
derdrucke aus.

Beziehungen zu mährischen
Archiven

Im Zuge der Bemühungen um die Ver-
stärkung der Kontakte zu unserem nörd-
lichen Nachbarland nahm eine Mitarbei-
terin des Archivs am 20. Nikolsburger
Symposion über "Kulturhistorische Kon-
takte Südmährens" teil und hielt dort ei-
nen Vortrag über die Beziehungen der
mährischen und niederösterreichischen
Stände nach der Schlacht am Weißen
Berge (1620).

Wiener Neustadt und Zwettl wurden Ar-
chivalien in das Außendepot Bad Pira-
warth übernommen. Hierdurch konnte in
den Registraturen dieser Bezirkshaupt-
mannschaften Platz für jüngere Akten ge-
schaffen werden. Von den Bezirksgerich-
ten Ebreichsdorf, Eggenburg, Gänsern-
dorf, Gloggnitz, Ravelsbach, Tulln und
Zistersdorf wurden Archivalien, vor allem
Grundbuchsakten und Verlassenschafts-
abhandlungen, übernommen und fach-
gerecht skartiert.

Ordnungs- und
Inventarisierungsarbeiten

Eine Edition der Urkunden der Johanni-
ter-(Malteser-)Kommende Mailberg wird
vorbereitet. Die von Archivdirektor i.R.
Broinger erarbeiteten Materialien zur Be-
sitzgeschichte niederösterreichischer
Burgen und Herrschaften werden er-
gänzt. Die Arbeiten zur Aufschlüsselung
der Theresianischen Steuerfassion nach
Katastralgemeinden und Einzelhöfen
wurden zum Abschluß gebracht, eine Re-
vision und Erweiterung des Verzeichnis-
ses ist in Arbeit. Die Neuordnung und
Inventarisierung der kaiserlichen bzw.
landesfürstlichen Patente der Abt. "Stän-
disches Archiv" wurde zum Abschluß ge-
bracht. Die aus dem Nachlaß Heinrich
Weigl erworbenen Materialien zur Flurfor-
menforschung und über Flurnamen wur-
den verzeichnet. Mit der Neuordnung und
Inventarisierung der topographisch-stati-
stischen Materialien, die von den Land-
ständen 1790-1817 für die Herausgabe
einer Topographie von Niederösterreich
gesammelt wurden, wurde begonnen.
Damit werden sehr interessante Auf-
zeichnungen für die Geschichtsfor-
schung erschlossen.
Die von der Zentralregistratur übernom-
menen Archivalien aus den Jahren 1936-
1945 wurden systematisch aufgestellt
und werden zur Zeit inventarisiert. Das
relativ genaue Inventar wird in den Per-
sonal-Computer des Archivs eingege-
ben, sodaß es nach Fertigstellung dieser
Arbeiten möglich sein wird, auch sehr
spezielle Betreffe rasch aufzufinden.
Die Zusammenstellung einer detaillierten
Aufgliederung der Sachbetreffe für die
Akten der niederösterreichischen Regie-
rung bzw. der Statthalterei ab 1780 wurde
eingeleitet. Es handelt sich um eine Vor-
arbeit für die Erfassung dieses Bestan-
des mittels EDV, mit deren Hilfe die Mas-
senakten des 19. und 20. Jahrhunderts
besser erschlossen werden können. Im
Außendepot Pirawarth werden die Akten
des Kreisgerichtes Wr.Neustadt sowie
der Bezirksgerichte Baden, Dobersberg,
Kirchberg am Wagram, Persenbeug und
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war sehr gut besucht - ca. 120 Teilneh-
mer. Als Vortragende konnten die Univer-
sitätsprofessoren Dipper (Trier), Feigl
(Wien), Knittler (Wien), Maur (Prag), Mel-
ville (Mainz) und Störmer (München) ge-
wonnen werden. Dr. Zimanyi (Budapest)
mußte leider kurzfristig absagen, doch
liegt ihr Vortragsmanuskript vor und wird
im Tagungsbericht gedruckt werden.
Landeskonservator Hofrat Kitlitschka
sprach über die Probleme des Denkmal-
schutzes, Prälat DDr. Angerer (Stift Ge-
ras) über die Probleme der stiftlichen
Gutsverwaltung, Ökonomierat Kuefstein
über die Sorgen eines heutigen Guts- und
Schloßbesitzers. Dr. Sigmund referierte
über die Geschichte der Rosenburg. Im
Rahmen von Exkursionen wurden die
Landesausstellung auf der Rosenburg,
das Stift Geras und die Schlösser Horn,
Greillenstein, Kirchberg am Walde und
Ottenstein besucht und besichtigt.

Publikationen

1990 erschienen Band 12 und 13 der
Reihe Studien und Forschungen aus dem
Niederösterreichischen Institut für Lan-
deskunde. Band 12 trägt den Titel "Ver-
suche und Ansätze zur Industrialisierung
des Waldviertels" und enthält die Vorträ-
ge des 8. Symposions des Instituts für
Landeskunde. Die Beiträge stammen von
Gustav Otruba, Wolfgang Katzenschla-
ger, Albert Hackl, Volkmar Köllner, Ernst
Pleßl, Thomas Winkelbauer, Kurt Mühl-
berger, Andrea Komlosy, Herbert Knittler
und Klaus Arnold. Der Band bietet einen
Überblick über die Entwicklung der Wald-
viertler Industrie vom 16. Jahrhundert bis
zur Gegenwart und einen Einblick in die
Probleme einzelner Sparten.
Band 13 trägt den Titel "Probleme des
niederösterreichischen Weinbaus in Ver-
gangenheit und Gegenwart" und berich-
tet über das 9. Symposion. Geographen,
Archäologen, Geschichtswissenschaft-
ler, Kunsthistoriker und Weinbaufachleu-
te liefern Beiträge, welche sich auf den
Zeitraum von der Urgeschichte bis zur
Gegenwart erstrecken.

Drei weitere Bände sind in Vorbereitung.
Der Titel des ersten lautet "Methoden und
Probleme der Alltagsforschung im Zeital-
ter des Barock" und betrifft das St.Pöltner
Symposion des Jahres 1989. Diese Ta-
gung wurde gemeinsam mit der Kommis-
sion für Sozial-, Wirtschafts- und Stadtge-
schichte der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften veranstaltet und wird
deshalb im Akademieverlag erscheinen.
Die Redaktionsarbeiten werden jedoch
zu einem wesentlichen Teil durch das NÖ
Institut für Landeskunde geleistet. In der
Reihe des Instituts wird als nächstes die
gut gelungene Hausarbeit von Monika
Prüller über das ehemalige Karmeliterin-
nenkloster in SLPölten erscheinen. Hier-
durch wird ein Beitrag zur Geschichts-
schreibung über die neue Landeshaupt-
stadt geleistet. Mit der Redaktion des
Bandes über das vorerwähnte Horner
Symposion wurde begonnen.

Ausstellungen

Mitarbeiter der Abt.lll/3 haben zwei Aus-
stellungen gestaltet: In der Ostarichi-Ge-
denkstätte in Neuhofen wird neben der
Exposition über die Urkunde mit der älte-
sten Erwähnung des Namens Österreich
alljährlich eine Sonderschau gezeigt, die
jeweils von einem anderen Bundesland
gestaltet wird. 1990 war Niederösterreich
an der Reihe. Als Titel wurde "Nieder-
österreich - Blick durch die Jahrhunderte"
gewählt und hierbei der Mensch in seinen
Beziehungen zu "Obrigkeit" und "Verwal-
tung" in verschiedenen Zeitabschnitten
gezeigt.

Eine weitere Ausstellung "Der Bezirk
Hollabrunn in alten Ansichten" fand in den
Räumen der dortigen Bezirkshaupt-
mannschaft statt. Auch sie wurde von
Mitarbeitern der Abt.lll/3 gestaltet. Auch
an der Landesausstellung "Adel im Wan-
del" war die Abt.lll/3 beteiligt. Aus diesem
Anlaß konnten zwei Bände der vierbändi-
gen Prunkausfertigung des Niederöster-
reichischen Gültbuches restauriert wer-
den. Für eine Reihe weiterer Ausstellun-
gen stellte das NÖ Landesarchiv Einzel-
objekte zur Verfügung.

Statistik 1990

46 Fotoaufträge für Archivbenützer über die Licht-
bildwerkstätten wie "Alpenland“ und "Brandes"

Mikrofilm/Schrittkamera
12 Filme

2 Restaurierungen
Archivbibliothek

217 Neuzugang
99 Buchbinderarbeiten

Wissenschaftlicher Dienst Herrengasse Teinfaltstraße Bad Pirawarth insgesamt
Archivbenützer
Personen 204 307 163 674
Tage 1355 1079 82 2516
(davon Abenddienst 16-19h) 181 111 - 292
Benützerdienstaushebungen 5755 2577 1214 9546

Landesbibliothek (III/4)

Schwerpunkte 1990

Organisatorisches
Das im Jahr 1989 verstärkt in Angriff ge-
nommene Ausbauziel der NÖ Landesbi-

maß ist die Zahl der benützten und ent-
lehnten Bücher gestiegen.
Die bibliothekseigenen Datenbanken
HIST und BIBL sind im Berichtszeitraum
1990 um 22.344 Datensätze auf 63.258
angewachsen. Da diese Datenbanken
auch von 44 Landesdienststellen im Re-

bliothek zur wissenschaftlichen Univer-
salbibliothek im Hinblick auf den neuen
Standort St. Pölten konnte weiter verfolgt
werden. Der Bücherzuwachs, der von
1988 auf 1989 um rund 50 % gesteigert
werden konnte, konnte neuerlich um rund
10 % gesteigert werden. Im gleichen Aus-
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und CD-Player für den Aufbau einer Me-
diathek.

Ausstellungen •
Veröffentlichungen -
Leihgaben

Am 28. März 1990 wurde die dritte Son-
der- und Wechselausstellung der NÖ
Landesbibliothek "Der Bezirk Amstetten
und die Statutarstadt Waidhofen an der
Ybbs - Alte Ansichten und Schrifttum"
eröffnet und dazu ein Katalog herausge-
geben, für den auch eine zweite Auflage
erforderlich wurde.
Am 10. Oktober 1990 erfolgte die Eröff-
nung der vierten Sonder- und Wechsel-
ausstellung der NÖ Landesbibliothek
"Der Bezirk Baden - Alte Ansichten und
Schrifttum". Dazu erschien ebenfalls ein
Katalog.
In der BH Hollabrunn wurde die Ausstel-
lung "Der Bezirk Hollabrunn in alten An-
sichten" gezeigt, die aus den Beständen
der NÖ Landesbibliothek zusammenge-
stellt wurde.
Die im Jahr 1989 gezeigte Ausstellung
"Stift Melk, alte Ansichten und Schrifttum"
wurde vom 21. Mai bis 13. Juli 1990 im
Kultur- und Museumsverein Melk präsen-
tiert.
Die jährliche "NÖ Bibliographie" erschien
für den Berichtszeitraum 1989 in "Unsere
Heimat", Jahrgang 61. 1990, Heft 4.
192 Objekte mit einer Versicherungs-
summe von 1,233.100 Schilling wurden
für folgende Ausstellungen zur Verfü-
gung gestellt:
Adel im Wandel (Rosenburg), Ostarrichi
Gedenkstätte (Neuhofen/Ybbs), Austei-
lung anläßl. d. 250. Todestages Kaiser
Karls VI. (Stiftung Theresianische Akade-
mie), Zwischen Herren und Ackerleuten
(Horn), Die Entwicklung des Verwal-
tungsbezirkes Hollabrunn (FA Hollab-
runn), Maria Heil der Kranken - Wallfahrt
in Ma. Enzersdorf (Ma. Enzersdorf).
244 Objekte dienten als Reprovorlagen.

Neuerwerbungen

- Otto Neudert: Burgen und Städte in
Niederdonau. Wien, St. Pölten 1944
(Mappenwerk mit 12 Radierungen);
- H. Baader: Theresia unter dem Sinnbild
des Feuers. - Wr. Neustadt : Fritsch, 1762
(Betrachtung über das Leben der Hl. The-
resia von Avila ; der Drucker gehörte zu
einer bekannten Wr. Neustädter Drucker-
dynastie, die von 1740 bis 1845 tätig
war.);
- Newe hielt und Bewilligung der Römi-
schen Khü. Mt: ... - Wien : Singriener,
1 566 (Bewilligung der Stände des Lan-
des Niederösterreich zur Einhebung von

phische Ausstellung der NÖ Landesbi-
bliothek im Komitat Zala vereinbart.
• 29. 8. Im Wissenschaftsministerium
werden zwischen der Leitung der Abtei-
lung 111/1 und der Leitung der NÖ Landes-
bibliothek Details über die mögliche För-
derung der NÖ Landesbibliothek durch
das Bundesministerium für Wissenschaft
und Forschung besprochen.
• 30. 9. Ernst Hoffmann gewinnt den
Architektenwettbewerb "Hauptstadt Re-
gierungsviertel". Sein Modell weist ein ei-
genes Bibliotheksgebäude in zentraler
Lage (Landhausplatz) auf.
• 10.10.  Eröffnung der Ausstellung "Der
Bezirk Baden - Alte Ansichten und
Schrifttum".

Besucher - Besuche

• 19. 3. Der Ausbildungskurs A der
Österreichischen Nationalbibliothek be-
sucht mit 16 Kandidaten aus ganz Öster-
reich und 4 Kandidaten aus der Bundes-
republik Deutschland die NÖ Landesbi-
bliothek. Führung durch die Sammlungen
und die Restaurierungswerkstätte sowie
Demonstration des EDV-Systems NÖLB.
• 26. 3. Besuch der Leitung der NÖ Lan-
desbibliothek gemeinsam mit der EDV-
Abteilung bei der EDV-GesmbH und er-
ste Informationen über das integrierte Bi-
bliothekssystem BIBOS.
• 2. 4. Herr Gezim Shehu und Frau
Nedret Xhaja aus Albanien informieren
sich über die Restaurierungswerkstätte
der NÖ Landesbibliothek.
• 2 . - 4 .  5. Der Bibliotheksdirektor weilt
als Mitglied einer NÖ Kulturdelegation im
ungarischen Komitat Zala. Für 1991 wird
im Museum von Zalaegerszeg eine Aus-
stellung der NÖ Landesbibliothek "Nie-
derösterreich in alten Ansichten" in Aus-
sicht genommen.
• 5 . -9 .  6. Teilnahme des Bibliotheksdi-
rektors am 80. Deutschen Bibliothekartag
in Saarbrücken. Tagungsthema: "Biblio-
theken in Europa".
• 31. 8. Besuch in der Wr. Stadt- und
Landesbibliothek und Test des Biblio-
thekssystems DABIS.
• 4. -8. 9. Teilnahme des Bibliotheksdi-
rektors am 21. Österreichischen Biblio-
thekartag in Bregenz. Tagungsthema:
"Bibliotheken mit und ohne Grenzen: In-
formationsgesellschaft und Bibliothek".
• 13.11. 14 Geschichtsstudenten besu-
chen die Vorlesung "Bibliographische
Übungen einschließlich EDV-unterstütz-
ter Literatursuche ..." von Univ.-Lektor Dr.
Karl Megner in der NÖ Landesbibliothek.
• 11.12. Erwerb eines TV-Gerätes mit
Videorecorder und einer Stereoanlage
mit Plattenspieler, Kassettenrecorder

chenzentrum des Landes Niederöster-
reich bereits genützt werden, kann vielen
Bibliotheksbenutzern der oft weite Weg in
die NÖ Landesbibliothek erspart werden.
Mit den Sonder- und Wechselausstellun-
gen im Foyer der Bibliothek konnten neue
Besucher und Benützer angesprochen
und die niederösterreichische Heimatfor-
schung zusätzlich angeregt und gefördert
werden.

Chronik

• 23. 1. Landeshauptmann Ludwig er-
klärt im Rahmen eines Pressegesprä-
ches über die Gestaltung des Kulturbezir-
kes in St. Pölten, daß auch die NÖ Lan-
desbibliothek eine "Neugestaltung" er-
fahren werde und "nunmehr eine echte
Universalbibliothek und wesentlich er-
weitert wird". (NÖ Landeskorrespondenz
v. 24.1 .1990)
• 6. 2. Die NÖ Landesregierung be-
schließt eine Änderung der "Bibliotheks-
ordnung für die NÖ Landesbibliothek",
wonach von der Herausgabe eines jährli-
chen gedruckten Zuwachsverzeichnis-
ses durch die NÖ Landesbibliothek abzu-
sehen ist. Als Begründung wurden sei-
tens der Bibliothek die jährlich steigenden
Druckkosten, die mangelnde Effizienz
desselben beim Publikum und der Be-
stand dreier Datenbanken der NÖ Lan-
desbibliothek angeführt, die für jeden
Landesbürger kostenlos erreichbar sind.
• 5. 3. Aus Anlaß des 10jährigen Be-
standes des neuen Amtsgebäudes der
Bezirkshauptmannschaft Hollabrunn er-
öffnet LH-Stv. Dr. Pröll die Ausstellung
"Der Bezirk Hollabrunn in alten Ansich-
ten. Eine Ausstellung aus den Sammlun-
gen der NÖ Landesbibliothek". Die Aus-
stellung fand vom 5. bis 23. März im
Sitzungssaal der Bezirkshauptmann-
schaft statt und präsentierte 175 Objekte
aus der Topographischen Sammlung der
NÖ Landesbibliothek.
• 12. 3. Die NÖ Landesbibliothek infor-
miert alle Gruppen, Abteilungen und die
Dienststellen des Amtes der NÖ Landes-
regierung über das Informationssystem
der NÖ Landesbibliothek.
• 28. 3. Eröffnung der ersten Bezirks-
ausstellung der NÖ Landesbibliothek
"Der Bezirk Amstetten und die Statutar-
stadt Waidhofen/Ybbs - Alte Ansichten
und Schrifttum".
• 21. 5. Eröffnung der Bibliotheksaus-
stellung "Stift Melk - Alte Ansichten und
Schrifttum" im Heimatmuseum Melk.
• 6. 6. In einer "Vereinbarung über die
Zusammenarbeit des Landes Nieder-
österreich und des Komitates Zala", ge-
zeichnet vom Komitatsratsvorsitzenden
Varga und LH Ludwig, wird eine topogra-
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bestimmten Steuern, u. a. Getränkesteu-
er, zur Finanzierung des Türkenabwehr-
kampfes.);
- Lederschärfmaschine für Restaurie-
rungswerkstätte;
- Abspielgeräte für Audio-Visuelle Me-
dien;
- Verzeichnis lieferbarer Bücher (VLB)
auf CD-ROM und Retrieval-Software.
(5mal jährlich aktualisiert; über 525.000
Titel von etwa 9.000 Verlagen des
deutschsprachigen Raumes sind in der
NÖ Landesbibliothek maschinell abfrag-
bar.);
- G.M. Vischer: Archiducatus; Austriae
Superioris Goographica descriptio facta
anno 1667;
- W.H. v. Hohberg: Georgica curiosa auc-
ta. 2 Bde. 5. Aufl. Nürnberg: Endter 1716.

EDV-Einsatz
Redaktionelle Endarbeiten für die Zeit-
schriftendatenbank der NÖ Landesbiblio-
thek; Erweiterung der Datenbank HIST
um 18.112 Titel auf 42.555 Titel; Erweite-
rung der Datenbank BIBL um 4.152 Titel
auf 20.703 Titel; Erweiterung der Daten-
bank DABI (HIST und BIBL) um 22.344
Titel auf 63.258 Titel.

Statistik 1990 Landkartensammlung

Landkartensammlung 1990
Kartentitel 2.048 (+16)
Kartenblätter 12.150 (+116)
Atlanten 183 ____

Druckschriftensammlung

Bücherzuwachs
durch Kauf 1.528
durch Tausch 609
als Bibliotheksstück 1.361
als Geschenk 1.828
Gesamtzuwachs 5.226

Benutzung: 60 Personen (Wien: 34;
NÖ: 21; Haus: 5), 100 Signaturen, 193
Blätter

Topographische Sammlung,
Porträtsammlung, Flugschriften-
sammlung und
Exlibrissammlung

Der Bücherzuwachs betrug 1990 5.226
Bände. Das ergibt einen Gesamtbestand
von 149.244 Bänden.

1990
Topographische Ansichten 20.173 (+38)
Ansichtskarten und Fotos 50.917 (+2.053)
Portraits 3.663 (+44)
Flugschriften 551
Exlibris 427 (+2)
Kupferplatten 352

Periodica

Zugang biobliographische Einheiten
durch Kauf 310
durch Tausch 284
als Bibliotheksstück 1.169
als Geschenk 572
Gesamtbestand 2.335 Benutzung: 241 Personen (Wien; 114;

NÖ: 105; Haus: 22), 516 Ortsmappen,
226 Foto-Orte, 17 PorträtmappenAn Zeitungen, Zeitschriften und sonsti-

gen periodischen Druckschriften wurden
2.335 bibliographische Einheiten evident
gehalten und dabei 40.518 Einzelnum-
mern bearbeitet.
Die Periodica-Abteilung wurde von 338
Personen benutzt.
Im Bereich Druckschriftensammlung
(incl. Periodica) wurden 4.498 Titelauf-
nahmen gemacht und insgesamt 27.744
Katalogkarten hergestellt.

Burgenkundliche Sammlung

Ziele 1991

• Bibliothekseigene Ausstellungen:
"Der Bezirk Bruck an der Leitha - Alte
Ansichten und Schrifttum"; "Der Bezirk
Gänserndorf - Alte Ansichten und Schrift-
tum"; "NÖ in alten Ansichten" in Zalae-
gerszeg und Kesthely
• Herausgabe der Niederösterreichi-
schen Zeitschriftendatenbank in Mikro-
fisheform.
• Verstärkte Bestandserweiterung im
Hinblick auf den neuen Standort St. Pöl-
ten.
• Fortführung des Projektes "Integrier-
tes Bibliothekssystem" (Mehrplatz-Onli-
ne-System).

Ansichten 21.071
Zeitungsausschnitte (Ku-

1.720 (+4)
verts)
Pläne und Karten 795
Negative 4.951 (+1)
Diapositive 2.261
Korrespondenzmappen 1.967

Benutzung: 250 Personen (Wien: 69,
NÖ: 144, Haus: 37)

Restaurierungswerkstätte
In der Restaurierungswerkstätte der NÖ
Landesbibliothek wurden folgende Arbei-
ten durchgeführt:

Benützerfrequenz der
Druckschriftensammlung

Anzahl der Benützer (Lesesaal, Entleh-
nung u. Ausstellungsbesucher)

11.705

Im Lesesaal benützte Werke 33.038
Entlehnte Werke 7.693
Aus anderen Bibliotheken entlehnt 116

Aquarelle, Graphiken und Fotos 21 Stück
Landkarten 1.136 Blätter
Pergament-, Leder- und Leinen-
bindungen 135
Alben, Hefte, Mappen und
Schachteln 306 Stück
Einschlagen von Buchum-
schlägen,
Vorrichten 721 Stück
Fremdobjekte und Ausstellungs-
vorbereitungen 1.298 Objekte

Von den Benützern kamen 57,69 % aus
Wien, 11,35 % aus Wiener Dienststellen
des Amtes der NÖ Landesregierung und
30,96 % aus Niederösterreich. Die NÖ
Landesbibliothek wurde an 249 Öff-
nungstagen von insgesamt 12.594 Be-
nützern frequentiert, das sind durch-
schnittlich pro Öffnungstag 50,6 Perso-
nen.
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Landesschulrat (LSR)

- HBLA für wirtschaftliche Berufe Haag,
Umbau, Zubau (in Planung)
- HTBLA Krems, Generalsanierung und
Erweiterung (in Planung)
- HBLA für Mode und Bekleidungstech-
nik Krems, Generalsanierung und Erwei-
terung (in Planung)
- BK Krems I und III, Umbau und Gene-
ralsanierung (in Planung)
- BFS für Fremdenverkehrsberufe Retz
(Betriebspraktikum in Bau)
- BHAK und BHAS Waidhofen/Thaya,
Erweiterung (in Planung)
- BHAK, BHAS, Waidhofen/Ybbs, Zubau
und Erweiterung (in Planung)
- BK Waidhofen/Ybbs, Zubau und Gene-
ralsanierung (in Planung)

Schulpsychologie -
Bildungsberatung

Die in den letzten Jahren deutlich gewor-
dene Inanspruchnahme längerdauernder
Betreuungstätigkeit durch Schulpsycho-

Schulbauprojekte

• AHS:
- BG und BRG Baden, Biondekgasse,
Erweiterung (in Planung)
- BG und BRG Gänserndorf, Erweiterung
(in Planung)
- BG Hollabrunn (in Planung)
- BG und BRG Mödling, Keimgasse, Zu-
bau, Umbau (in Planung)
- BG und BRG Neunkirchen, Zubau (in
Bau)
- BG Schwechat (in Bau)
- BRG, BORG St. Pölten, Generalsanie-
rung und Erweiterung (in Planung)
- BG Wr. Neustadt, Babenbergerring,
Doppelturnhalle, Generalsanierung (in
Bau)
- BORG Wr. Neustadt, Neubau oder Ge-
neralsanierung und Erweiterung des Be-
standes (Planungsvorbereitung)
• BBS:
- Bundesinstitut für Heimerziehung in Ba-
den, Erweiterung und Generalsanierung
(in Planung)

Schwerpunkte 1990

Der Kompetenzbereich des Kollegiums
des Landesschulrates für NÖ ist im Bun-
desschulaufsichtsgesetz und in anderen
Gesetzesbestimmungen, wie etwa im
Schulorganisationsgesetz, im NÖ Pflicht-
schulgesetz, im NÖ Landeslehrerdienst-
Hoheitsgesetz, im NÖ Schulzeitgesetz
etc. taxativ aufgezählt.
Der Landesschulrat verwaltet 60 Bundes-
gebäude (Schulen und Konvikte) mit den
dazugehörigen Liegenschaften sowie 14
Leasingbauten und Einmietungen.
Damit verbunden sind Anmietungen zu-
sätzlicher Räume und Plätze für die
Durchführung von Leibesübungen, die
Erstellung von Kauf-, Tausch- und Miet-
verträgen bis zur grundbücherlichen
Durchführung durch die Finanzprokura-
tur einerseits und die Vermietung bzw.
Überlassung von Schulräumen an außer-
schulische Personen (Vereine) anderer-
seits. Hiezu zählt weiters die Durchfüh-
rung der Inneneinrichtung der obgenann-
ten Objekte, teilweise auch unter vertrag-
licher Heranziehung von Architektenbü-
ros sowie die Ausstattung mit Lehrmitteln
und Betriebsmitteln, die einen ordnungs-
gemäßen Unterricht gewährleisten.
Aus der Liegenschaftsverwaltung resul-
tierende Entscheidungen über Ansprü-
che gegen den Bund als Verwahrer für
abhanden gekommene Gegenstände.
Zu besorgen sind ferner die Raum- und
Funktionsprogramme für beabsichtigte
Neubauten, zu überwachen ist die Ein-
haltung von Verträgen im Zusammen-
hang mit dem Hallenbäderprogramm des
Bundes. Weiters sind die entsprechen-
den Vorsorgen für die Sicherheit der Ge-
bäudebenützer zu treffen.
Verwaltung der in den bundeseigenen
Schulgebäuden befindlichen Dienstwoh-
nungen.
In Durchführung des Privatschulgesetzes
sind 9 private allgemeinbildende höhere
Schulen, 6 private technische Lehranstal-
ten, 7 private kaufmännische Lehranstal-
ten, 19 private Lehranstalten für wirt-
schaftliche Berufe sowie das Ausbil-
dungsinstitut für Mitarbeiter in der Er-
wachsenenbildung der Diözese St. Pöl-
ten, somit insgesamt 42 private Lehran-
stalten zu betreuen und zu beaufsichti-
gen, wozu noch 134 Musikschulen kom-
men.

Gesamtzahl der Pflichtschüler
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terzubringen. Vor allem in den romani-
schen Sprachen herrscht bereits ein gro-
ßes Überangebot. Bei den mittleren und
höheren Schulen konnten im Schuljahr
1990/91 212 Lehrer aufgenommen wer-
den; 256 geprüfte Lehrer mußten jedoch
abgewiesen werden.
Die Gesamtschülerzahl ist bei den mittle-
ren und höheren Schulen von 51.762 auf
51.447 zurückgegangen. Der Rückgang
der Geburtenziffern wirkt sich nunmehr
auch in den mittleren und höheren Schu-
len aus. Bei den allgemeinbildenen höhe-
ren Schulen sind die Schülerzahlen der
1. Klassen um 56 gestiegen, das ist ein
Plus von 1,37 %, bei den Oberstufenfor-
men (5. Klassen) haben wir ein Plus von
28 Schülern, das sind 4,24 %.
Bei den kaufmännischen Schulen ist bei
den Schülern der 1. Klassen eine Vermin-
derung um 166 Schüler, das ist ein Minus
von 6,38 %, eingetreten.
Bei den technischen und gewerblichen
Lehranstalten gibt es in der 1. Klasse um
247 Schüler weniger, das ist ein Minus
von 10,85 %. Die Gesamtzahl der Schü-
ler hat sich um 79, das ist ein Minus von
0,77 %, vermindert.
Bei den humanberuflichen Lehranstalten
gibt es in den 1. Klassen um 321 Schüler
weniger, das ist ein Minus von 11,44 %.
Auf dem Bausektor für die mittleren und
höheren Lehranstalten ist noch ein gro-
ßer Nachholbedarf vorhanden, der aus
budgetären Gründen nur langsam abge-
baut werden kann. Es werden jedoch nur
mehr sehr wenige Neuerrichtungen von
Schulen erforderlich sein. Generalsanie-
rungen und Umbauten stehen im Vorder-
grund. Derzeit ist jedoch leider aus bud-
getären Gründen auch bei den dringend-
sten Generalsanierungen für das nächste
Jahr wieder kein Budgetansatz vorgese-
hen.
Große Probleme gibt es infolge von Ko-
stensteigerungen auch beim Sachauf-
wand für die mittleren und höheren Schu-
len.

Allgemeinbildende höhere Schulen
Gesamtzahl der Schüler

logen zeigt im Berichtszeitraum weiterhin
steigende Tendenz. Vor allem handelt es
sich dabei um Interventionen in Fällen
von Schulangst, Prüfungsangst und
plötzliches Versagen in Leistungssitua-
tionen. Darüber hinaus ist ein steigendes
Bedürfnis auf selten der Lehrer zu regi-
strieren, psychologische Hilfestellungen
bei der Betreuung verhaltensauffälliger
Schüler zu erhalten. Die angesproche-
nen Problemsituationen erleben Lehrer
besonders belastend, wenn einige Gast-
arbeiterkinder im Klassenverband sind.
Aus diesen Gründen wurden in mehreren
Fortbildungsveranstaltungen, in pädago-
gischen Konferenzen, in Einzel- und
Gruppengesprächen Wege zur Lösung
der anstehenden Probleme erarbeitet.

Landesschülerbeirat
Die Wahl der Mitglieder des Landesschü-
lerbeirates für das Schuljahr 1990/91
fand gern. 20 SchVG am 20. Juni 1990
im Landesschulrat für Niederösterreich
statt. Die Anzahl der Mitglieder wurde
vom Landesschulrat für Niederösterreich
mit 24 festgelegt.
Es wurden aus den Bereichen AHS,
BMHS und BS je 8 Mitglieder und eine
Anzahl von Ersatzmitgliedern gewählt.

Probleme 1990

Am Pflichtschulsektor war in den vergan-
genen Jahren jeweils ein Rückgang zu
verzeichnen. Im Schuljahr 1990/91 wird
erstmals wieder ein Ansteigen der Schü-
lerzahlen eintreten. Dies ist zum Teil auf
einen Wanderungsgewinn und zum Teil
auf den Zuzug von Ausländer- und
Flüchtlingskinder zurückzuführen. Ob
dieser Trend in den nächsten Jahren an-
halten wird, kann derzeit noch nicht mit
Sicherheit beurteilt werden.
Vom Schuljahr 1989/90 zum Schuljahr
1990/91 ist die Zahl der Pflichtschüler von
120.749 auf 122.312 gestiegen. Bemer-
kenswert ist, daß sich die Schülerzahl der
1. Hauptschulklassen um 632 erhöht hat,
während sich die Schülerzahl der 1. Klas-
sen der AHS sich nur um 56 erhöht hat.
Im Schuljahr 1990/91 war es möglich,
289 Pflichtschullehrer einzustellen, wo-
bei sich das Problem ergab, daß etwa 21
Lehrerden Dienst nicht antraten. Es wer-
den jedoch in den kommenden Jahren
weniger Neueinstellungen erfolgen kön-
nen, sofern sich die Rechtslage nicht än-
dert.
Im Bereich der mittleren und höheren
Schulen ist in weiten Bereichen ein Sätti-
gungsgrad erreicht und es wird immer
schwieriger, auch voll geprüfte Lehrer un-

Statistik 1990

Personal
Verwaltung

1989 1990

Landeslehrer
Lehrerpersonal an
allg.bild. Pflichtschulen 11.887 12.060
Lehrer an Berufssuch-
len (pragmatisiert) 441 444
Lehrer an mittleren und
höheren
Schulen 5.726 5.740
Insgesamt 18.054 18.244
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Pensionisten (Landes-

lehrer) bzw. Versor-
gungsgenußfänger

Gesamtzahl der Schüler

an mittleren u. höheren
Schulen _____________ 1989/90 1990/91

nach Landeslehrern
Nichtlehrerpersonal

5.402
1.185

5.409
1.145

AHS

BBS

25.086

26.676

25.103

26.044

Insgesamt 24.641 24.798 Berufsschulen (Anga-

ben für 1990/91 nicht

Gesamtzahl der Pflicht- möglich) 22.689 —

schüler 1989/90 1990/91

Volksschulen 67.997 69.508 Schülerbeihilfen 1989/90

Hauptschulen

Polytechnische

Lehrgänge

Sonderschulen und an-

geschlossne Sonder-
schulklassen

45.047 45.208 Anträge

Positiv erledigt

8.315

6.373

4.127 3.938 Insgesamt 78,872.340

3.578 3.658

Insgesamt 120.749 122.312

Landwirtschaftliches Bildungswesen (VI/5)

der Jahre 1985 und 1987 eingeleitet wur-
den, wurden fortgesetzt. Da im Jahr 1990
im Bereich Langenlois schwerwiegende
Hagelschäden aufgetreten sind, wurden
diese Förderungsmaßnahmen für die Be-
troffenen verlängert.
Auf logistischem bzw. schulorganisatori-
schem Gebiet hat die Abteilung folgende
Arbeiten geleistet:
• die im letzten Bericht angeführte No-
velle zum NÖ landwirtschaftlichen Schul-
gesetz wurde am 19. 1. 1990 kundge-
macht;
• in der am 23. 10. 1990 kundgemach-
ten Novelle zur Schulorganisationsver-
ordnung wurde im wesentlichen für die
LFS Hohenlehen das vierstufige Modell
eingeführt;
• die Verordnung über den Schulver-
such Weinbaubetriebsleiter und Manage-
mentausbildung an der LFS Krems wurde
nach einjähriger Erfahrung novelliert,
ebenso die Verordnung über den Schul-
versuch einer Schulkooperation landwirt-
schaftl. Fachschulen mit Handelsakade-
mie und einer Handelsschule (neu) in
NÖ;
• die Verordnung über die Erklärung von
schulfesten Stellen an land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen wurde dem neuen
Stand angepaßt (kundgemacht am 20. 9.
1990);
• die angespannte Situation des Wein-
marktes haben zu zahlreichen Bespre-
chungen im Zusammenhang mit einer in
Diskussion stehenden Novelle des NÖ
Weinbaugesetzes und des Weingeset-
zes geführt. Der Landtag von NÖ hat in
der Zwischenzeit auch eine Novelle zum
NÖ Weinbaugesetz beschlossen, des-
sen wesentlicher Inhalt die Einführung
von Hektarhöchstbeträgen darstellt. Wei-
ters hat die NÖ Landesregierung Richtli-
nien für Rodungsprämien erlassen. Die

um für wirtschaftliche Angelegenheiten
einen Verordnungsentwurf zur Begutach-
tung ausgesendet hat. Um die erreichten
Erfolge für das landwirtschaftliche Schul-
wesen lukrieren zu können, ist im land-
wirtschaftlichen Schulwesen eine Schul-
abschlußprüfung vorzusehen; weiters
müßte die Pflichtpraxis für gewerbliche
Lehr- und Praxiszeiten geöffnet werden.
Diesbezügliche Besprechungen sind im
Gange.
Aufgrund der Vereinbarung über die Er-
richtung einer gemeinsamen Weinbau-
kommission zwischen den Ländern Nie-
derösterreich und Burgenland hat diese
Kommission auch im Jahre 1990 ihre Tä-
tigkeiten fortgesetzt; Arbeitsausschüsse
der Kommission haben an Ort und Stelle
die Übereinstimmung von Auspflanzun-
gen mit den gesetzlichen Grundlagen
überprüft.
Die bereits im Vorjahr eingeleiteten Arbei-
ten für die Erstellung einer Soft-Ware für
die Behandlung der Weingesetzangele-
genheiten an den Bezirksverwaltungsbe-
hörden wurden fortgesetzt. Zwei Pilotpro-
jekte an den Bezirkshauptmannschaften
Baden und Bruck/Leitha wurden einge-
richtet.
Die im Weingesetz vorgesehenen Förde-
rungsmaßnahmen für die Entlastung des
Weinmarktes haben zu zahlreichen Sit-
zungen und Beschlüssen der Weinkom-
mission (gemäß 68 e des Weingesetzes)
geführt. Daneben hat die Abteilung auch
die Agenden im Aufsichtsrat und in der
Generalversammlung der Österreichi-
schen Weinmarketingservice GesmbH
wahrgenommen.
Die Förderungsmaßnahmen für den
Weinbau in steilen Lagen wurden weiter-
geführt, wobei die Finanzierung gemein-
sam mit dem Bund erfolgt. Förderungs-
maßnahmen, die für die Frostschäden

Schwerpunkte 1990

Der Tätigkeitsbereich der Dienststelle
umfaßt:
• alle schulbehördlichen Aufgaben hin-
sichtlich der landw. Berufs- und Fach-
schulen;
• alle Verwaltungs- und Bauaufgaben
im Bereiche der landw. Berufs- und Fach-
schulen;
• die land- und forstwirtschaftliche Be-
rufsausbildung;
• die Wein-, Weinbau-, Obst-, Qualitäts-
klassen- und Gartenbauangelegenhei-
ten.
In den land- und forstwirtschaftlichen
Schulen ist ein Schülerrückgang festzu-
stellen, der besonders in den Berufsschu-
len eklatant ist. Die bereits in den Vorjah-
ren eingeleitete Schulreorganisation muß
daher fortgesetzt werden; diesbezügliche
Überlegungen und Gespräche sind be-
reits eingeleitet und müssen fortgesetzt
werden.
Mit der Novelle 1986 zur Schulorganisa-
tionsverordnung wurde die Vierstufigkeit
eingeführt und kann man nunmehr auf die
Erfahrungen eines Gesamt-Schülerjahr-
ganges zurückblicken. Grundsätzlich ist
zu sagen, daß die Vierstufigkeit, vor allem
die Einführung der einjährigen Pflichtpra-
xis mit einer mindestens sechs Monate
dauernden Fremdpraxis von Schülern,
Eltern und Lehrern begrüßt wird. Dessen
ungeachtet haben sich Schwachstellen
im Lehrplan gezeigt, die es auszumerzen
gilt. Die Verhandlungen, daß landwirt-
schaftliche Schulzeiten im gewerblichen
Bereich angerechnet werden sollen (Ver-
ordnung über den Ersatz der Lehrab-
schlußprüfung aufgrund schulmäßiger
Ausbildung in land- und forstwirtschaftli-
chen Fachschulen, BGBI.Nr.462/86), ha-
ben ergeben, daß das Bundesministeri-
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lerzahlen müssen auch weiterhin Überle-
gungen angestellt werden, Berufsschul-
standorte aufzulassen.
Im Schuljahr 1990/91 weisen die noch
bestehenden landwirtschaftlichen Be-
rufsschulen folgende vorläufige Schüler-
zahlen auf:

Aktion, die vom Bund und Land gefördert
wird, ist bereits angelaufen.

Ausbauvorhaben In
landwirtschaftlichen Fachschu-
len
• Gaming: Der Neubau des Internates
wurde insoweit abgeschlossen, sodaß
die Inbetriebnahme bereits erfolgt ist.
• Gießhübl: Errichtung einer Maschi-
nen- und Demonstrationshalle: Die Arbei-
ten zur Errichtung einer Maschinen- und
Demonstrationshalle konnten im Früh-
jahr 1990 mit dem 1.Bauabschnitt abge-
schlossen werden, sodaß die Inbetrieb-
nahme bereits erfolgen konnte.
• Langenlois und Warth: Die Adaptie-
rungsarbeiten in den Altgebäuden konn-
ten insoweit fertiggestellt werden, daß ei-
ner Beendigung der noch vorzunehmen-
den Arbeiten nach Maßgabe der zur Ver-
fügung stehenden Mitteln nichts im Wege
steht.

der Land und Forstwirtschaft neu erlas-
sen hat (BGBl.Nr. 298/1990);
• Permanente Schulung und Weiterbil-
dung der Lehrkräfte.
• Überlegungen über die neuen Aufga-
ben der Land- und Forstwirtschaft im
Rahmen der landwirtschaftlichen Koordi-
nationsstelle, wobei diese Überlegungen
auf den Unterricht und die Weiterbildung
zu überbinden sind.
• weiterer Ausbau und Adaptierung der
landwirtschaftlichen Schulen, um den
Unterricht dem Standard entsprechend
gestalten zu können. Diese Maßnahmen
sind mit den vorhandenen Kreditmitteln in
Einklang zu bringen.
Es sind folgende Vorhaben vorgesehen:
Abschluß des Neubaues LFS Gaming,
Fachrichtung Ländliche Hauswirtschaft;
geplante Eröffnung, Frühjahr 1991;
Fortführung der Adaptierung des Schlo-
ßes Ottenschlag als landwirtschaftliche
Fachschule, Fachrichtung Ländliche
Hauswirtschaft; geplante Eröffnung Juni
1992;
Neubau des Internats und Sanierung des
Altgebäudes der landwirtschaftlichen
Fachschule Obersiebenbrunn, Fachrich-
tung Landwirtschaft, geplanter Baube-
ginn Frühjahr 1991.

Fachrichtungen Schüler
Landwirtschaft 274
Ländliche Hauswirtschaft 60
Gartenbau 278
Insgesamt 612

Die landwirtschaftlichen
Fachschulen
Zu Beginn des Schuljahres 1990/91 wur-
de der Unterricht in 26 landwirtschaftli-
chen Fachschulen erteilt. Diese weisen
folgende Schülerzahlen auf:

Fachrichtungen Schulen Schüler
Landwirtschaft, Weinbau-
Kellerwirtschaft und Garten-
bau inkl. Winterschulen
Burschen 14 1.770
Ländl. Hauswirtschaft inkl.
FS Hochstraß Mädchen 12 i 623
Insgesamt 26 2.393

Ziele 1991

• Legistik: Vorsehen einer Schulab-
schlußprüfung;
Novelle der Schulorganisationsverord-
nung hinsichtlich Öffnung der Pflichtpra-
xis, Änderung der Lehrpläne (Berück-
sichtigung der Bereiche Ökologie, EDV,
Marketing, lebende Fremdsprachen),
Überdenken der Schulstandorte;
Neufassung der NÖ Land- und Forstwirt-
schaftlichen Berufsausbildungsordnung
1979, da der Bund das Grundsatzgesetz
für die Berufsausbildung der Arbeiter in

Für die Bewältigung der vielfachen Auf-
gaben in den Schul-, Internats- und Wirt-
schaftsbetrieben der Berufs-, Fachschu-
len und Kursstätten sowie in der Erwach-
senenbildung im Förderungs- und Bera-
tungsdienst steht derzeit folgender Per-
sonalstand zur Verfügung: ca. 335,5 Leh-
rer (einschl. Leiter und Direktoren) ca.
360 Bedienstete für Schule, Internat und
Verwaltung einschließlich Betreuung der
Schulwirtschaften.

Statistik 1990

Die landwirtschaftlichen
Berufsschulen
Zu Beginn des Schuljahres 1990/91 wur-
de der Unterricht in fünf Internatsberufs-
schulen erteilt. Infolge zu geringer Schü-

NÖ Schul- und Kindergartenfonds (VIII/l, VIII/6)

Die Einnahmen dieses Fonds setzen sich
aus Bedarfszuweisungen, Beiträgen der
Gemeinden und Gemeindeverbände,
aus dem Rückfluß gegebener Darlehen,
einem Landesbeitrag und nicht zuletzt
aus Darlehensaufnahmen zusammen.
Die Ausgaben bestehen aus Beihilfen
und Darlehen an die Gemeinden und
Schulgemeinden sowie aus den eigenen

Verpflichtungen aus den Darlehensauf-
nahmen.
Die Darlehen, die an die Gemeinden ge-
währt werden, haben eine Laufzeit von 25
Jahren und werden zinsenlos gewährt,
sodaß die volle Zinsenlast für die Darle-
hensaufnahme aus Fondsmitteln getra-
gen wird.
Das Budget des Fonds wird auf Jahre im
voraus geplant, damit das Gleichgewicht

zwischen den Verpflichtungen aus den
aufgenommenen Darlehen und den For-
derungen an die Gemeinden aus gewähr-
ten Darlehen nicht gestört wird. Das Ku-
ratorium des Fonds trat in 3 Sitzungen
zusammen; in diesen Sitzungen wurden
die Mittel nach folgendem Voranschlag
vergeben:
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AusgabenEinnahmen
Tilgung S 211,816.000

Zinsen S 165,692.317

Kreditsteuer S 2,960.000

Beihilfen s 149,318.000

Darlehen s 298,272.000

Rückführung Minder- s
einnahme 24,439.683

Sonstige Beihilfen s 1,647.000

Ausgaben insgesamt s S 854,145.000

Beitrag des Landes S 90,000.000

Bedartszuweisung s 249,557.000

Schulklassenbeiträge s 4,500.000

Darlehensrückflüsse s 140,088.000

Darlehensaufnahme s 370,000.000

Einnahmen insgesamt s 854,145.000

Schulen (VIII/1)

denden öffentlichen Pflichtschulen au-
ßerhalb des Unterrichts:
Für das Schuljahr 1989/90 wurden Bei-
träge in Gesamthöhe von 2,151.340,82
Schilling an 309 Antragsteller bewilligt.
Für das 1. Semester 1990/91 sind bis 31.
Oktober 1990 220 Ansuchen eingelangt.
• Schulerhaltungsbeiträge für Gemein-
den und Länder: 1990 wurden Schuler-
haltungsbeiträge in der Gesamthöhe von
4,572.000 Schilling an die gesetzlichen
Schulerhalter angewiesen.
• Förderung der Landeslehrerbücherei:
Die Jahressubvention 1990 in der Höhe
von 220.000 Schilling wurde ausbezahlt.
• Lehrerfortbildung: An das Pädagogi-
sche Institut Baden wurden 350.000
Schilling überwiesen.
• Ökista: Der Jahresbeitrag 1990 in der
Höhe von 30.000 Schilling wurde ange-
wiesen.
• Förderung der Lehrmittelbeschaffung:
Für die Lehrmittelbeschaffung wurden
244 Schulerhaltern Beiträge von insge-
samt 1,400.095 Schilling angewiesen.
Für das Jahr 1991 sind bis zum Bericht
246 Ansuchen um Förderungszuschüsse
für Lehrmittel eingelangt.
• Förderung der Anschaffung von EDV-
Geräten: Im Zusammenhang mit der Ein-
führung des Informatikunterrichtes an Po-
lytechnischen Lehrgängen ab Beginn des
Schuljahres 1986/87 wurden im Berichts-
zeitraum Förderungsmittel in Höhe von
45.000 Schilling an 1 Schulerhalter (Ge-
meinde) überwiesen; Stand an Förde-
rungswerbern: 103.

Bildstellenwesen

• Schulung und Information der Lehrer
und Schulleiter, der Bildstellenleiter, Mit-
arbeiter sowie der Schulaufsichtsorgane
und der Schulerhalter,
• Medienverleih,
• Medienbeschaffung,
• Geräteservice,
• Führung der Mediathek.

schulrates bzw. der Landeslehrerkom-
mission gefällt. Eine Gegenschrift an den
Verwaltungsgerichtshof und eine Gegen-
schrift an den Verfassungsgerichtshof
wurde erstattet.

Religionslehrer

Für ca. 389 Laien-Religionslehrer und ca.
410 Geistliche und Ordensangehörige,
die als kirchlich bestellte Religionslehrer
an Pflichtschulen in Niederösterreich un-
terrichten, wurde die Anweisung der Be-
züge, Fahrtkostenzuschüsse sowie der
monatlich anfallenden Mehrdienstlei-
stungen veranlaßt sowie die von den ein-
zelnen Diözesen vorgelegten Abferti-
gungsansuchen überprüft und in entspre-
chender Höhe zur Anweisung gebracht.

Förderungen

Zu den Aufgaben der Abteilung gehört die
Verwaltung nachstehender Förderungs-
mittel:
• Aufwandsentschädigung für Schulauf-
sichtsbeamte: 3,905.000 Schilling
• Schülerbeihilfen: Für begabte und
bedürftige Schüler und Schülerinnen an
allgemeinbildenden höheren Schulen
(1. bis einschließlich 5. Klasse) wurden
im Schuljahr 1989/90 616 Schülerbeihil-
fen im Gesamtbetrag von 2,127.700
Schilling gewährt.
Für das Schuljahr 1990/91 sind bis 31.
Oktober 1990 290 Ansuchen um Gewäh-
rung einer Schülerbeihilfe eingelangt.
• Stipendien für Südtiroler Studenten-
Für in Österreich studierende Südtiroler
Studenten wurden im Jahr 1990 100.000
Schilling an Stipendien ausbezahlt.
• Österreichischer Akademischer Aus-
tauschdienst:
Die Jahressubvention 1990 in Höhe von
60.000 Schilling wurde in zwei Raten zu
je 30.000 Schilling ausbezahlt.
• Beiträge zu den Kosten der Beaufsich-
tigung von Fahrschülern an allgemeinbil-

Schwerpunkte 1990

Sonderschulen des Landes

• Waldschule Wiener Neustadt. Heim
mit medizinisch-therapeutischer Rehabi-
litation und Sonderschule für körperbe-
hinderte Kinder.
Die Sanierung und der Umbau des Quer-
traktes zum Internat, welche sich in 4
Bauabschnitte gliederten, wurden fertig-
gestellt.
Die Generalsanierung des Schulgebäu-
des wird aufgrund des hohen finanziellen
Aufwandes nicht durchgeführt. Stattdes-
sen wird nun der Neubau der Waldschule
angestrebt. Für diesen Neubau ist die
Planung abgeschlossen. 90 % der Arbei-
ten wurden öffentlich ausgeschrieben
und vergeben. Die Fertigstellung ist mit
Schulbeginn 1992/93 geplant.
• Sonstige Sonderschulen des Lan-
des. Allentsteig, Hollabrunn, Klosterneu-
burg/Gugging, Hinterbrühl und Waidho-
fen/Ybbs.
Der für den Betrieb der fünf Sonderschu-
len im Voranschlag des Landes zur Ver-
fügung gestellte Kredit wurde für die ein-
zelnen Schulen nach den Schülerzahlen
und den örtlichen Gegebenheiten ver-
wendet.

Dienst- und Besoldungsrecht der
Landeslehrer

In den Sitzungen der NÖ Landeslehrer-
kommission für al lgemeinbi ldende
Pflichtschulen wurden 73 schulfeste Lei-
terstellen und 146 schulfeste Lehrerstel-
len nach Ausschreibung durch definitive
Ernennungen besetzt.
Gemäß 8 LDG wurden 18 Dienstposten
besetzt.
Im Zusammenhang mit diesen Ernen-
nungen und Besetzungen wurden 154
abweisende Bescheide erlassen.
Weiters wurden 16 Entscheidungen über
Berufungen gegen dienst- und besol-
dungsrechtliche Bescheide des Landes-
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Probleme 1990

• Die Medienanforderungen (Filme etc.)
der Schulen können wegen der zu gerin-
gen Auflagezahlen von Filmkopien zu
den jeweiligen Themen nur teilweise er-
füllt werden. Durch den Kopienmangel
stößt die termingerechte Zuteilung an die
Schulen auf Schwierigkeiten.
• Eine verstärkte spezielle Ausbildung
der im Bildstellenwesen tätigen Lehrer
(Bildstellenleiter und Mitarbeiter) ist drin-
gend erforderlich, um den Informations-
und Schulungserfordernissen für Lehrer
und Schulerhalter besser gerecht werden
zu können.
• Die Unterbringung und Versorgung
der Bildstellen (Gerätschaften, Einrich-
tungsgegenstände und Personal) ent-
spricht noch nicht den Erfordernissen.

Ziele 1991

• Schulung der Lehrer.
• Beratung der Schulerhalter und Schul-
leiter zur Beschaffung von AV-Geräten
und Medien sowie hinsichtlich einer
zweckmäßigen Schul- und Klasseninstal-
lation.
• Medien- und Gerätebeschaffung (An-
kauf) sowie Intensivierung der landes-
spezifischen Medien-Produktionen mit
Planung, Begutachtung, Bewertung so-
wie Bereitstellung für den Verleih.
• Ausbau der Mediathek.
• Ausbau der Bildstellen - personell,
räumlich und ausstattungsmäßig, um den
Anforderungen der Schulen gerecht zu
werden.
• Zeitgemäße Ausbildung der Bildstel-
lenleiter und des Personals der Landes-
bildstelle.

Statistik 1990

Lehrerschulungen (methodisch-didak-

tisch und technisch) 4.666

Medienentlehnungen 47.494

Geräteentlehnungen 346

Medienbeschaffung.Sebstherstellung
und Ankauf) 817

Medien (Filme, Diapositivreihen,

OHT-Serien) in Produktion 14

Gerätebeschaffung 27

Geräteservice 730

Bildstellenleiterschulung 17Taqe

Medien- und Gerätebestand

Firne 24.131

Diapositivreihen (1 Reihe durchschnitt-
lich 20 Diapositive) 14.473

Tonbänder, Overheadtransparente,

Videokassetten u.a. 3.073

AV-Geräte 1.148

Sportforderung (1/4)

steht eine Finbahn zur Verfügung, die
sich durch einen gelenkschonenden sä-
gespäneartigen Aufbau auszeichnet. Sie
führt vom Hauptspielfeld und dem Wohn-
trakt bis in den Auwald bzw. zu den Trai-
ningsplätzen. Handball, Basketball oder
Volleyball kann auf einem mit Kunststoff
ausgelegten Freiplatz gespielt werden,
wodurch sich die Raumkapazität für Ball-
sportarten - zumindest bei Schönwetter -
beträchtlich erweitert. Gleich sechs Spiel-
felder bietet die in der Landessportschule

Windlage, in kürzester Zeit eine neue,
anders positionierte Anlaufbahn gewählt
werden. Neben dem Hauptspielfeld ste-
hen zwei weitere Rasenspielfelder für
Trainingszwecke zur Verfügung. Auch
sie weisen Fußballfeldgröße auf. Für die
leichtathletischen Wurfbewerbe bietet die
NÖ Landessportschule ein eigenes Si-
cherheits-Trainingsfeld: Speer- und
Hammer- sowie Diskuswerfer sind hier
ebenso gut untergebracht wie die Kugel-
stoßer. Speziell für das Ausdauertraining

Schwerpunkte 1990

NÖ Landessportschule St. Pölten

Die Landessportschule St. Pölten wurde
in feierlicher Form am 8. September 1990
ihrer Bestimmung übergeben. Insgesamt
umfaßt das Areal der Landessportschule
eine Fläche von 103.000 m2; der größte
Teil davon steht für die Außenanlagen zur
Verfügung. Sie sind - wie auch alle innen
gelegenen Bereiche der Sportschule -
behindertengerecht ausgestattet, sodaß
auch der Versehrtensport im Norden von
St. Pölten eine landesweite Heimat fin-
det. Alle Anlagen sind mit Flutlicht ausge-
stattet, sodaß Sportbetrieb auch abends
gewährleistet werden kann. Das Haupt-
spielfeld ist das Zentrum der Außenanla-
gen und hat international übliche Fußball-
feld-Ausmaße. Umrahmt wird es von ei-
ner 400-m-Rundbahn aus wasserdurch-
lässigem Material, die mit ihren sechs
Laufbahnen für nationale Veranstaltun-
gen bestens geeignet ist. Von der für 500
Zuschauer konzipierten Tribüne des
Hauptspielfeldes hat der Besucher wei-
ters gute Sicht auf die verschiedenen
Sprunganlagen, die jeweils mit Beson-
derheiten aufwarten können: Für den
Weitsprung stehen zwei Sprunggruben
zur Verfügung, wobei - je nach vorherr-
schender Windrichtung - von vier ver-
schiedenen Seiten gesprungen werden
kann. Hoch- und Stabhochsprunganla-
gen weisen einen fahrbaren Matten-Rost
auf. Der Vorteil: Auch hier kann, je nach

Eröffnung der
NÖ Landessport-
schu le  In St. Pöl ten
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keit sind Arzt, Massage und Sauna. Alle
diese Wünsche werden ebenfal ls im
Wohntrakt erfüllt. Hauptaugenmerk der
Betriebsleitung der Landessportschule,
die nach privatwirtschaftlichen Gesichts-
punkten geführt wird, ist eine gute Ausla-
stung der Einrichtungen. Aus diesem
Grund steht der Wohntrakt der Sport-
schule auch für Interessenten aus dem
Geschäftsleben für Tagungen, Konferen-
zen u.a.m. offen.

Haus des Sports
Im Haus des Sports sind derzeit insge-
samt 18 NÖ Sportverbände unterge-
bracht, welche von hier aus ihre Geschäf-
te abwickeln.

NÖ Landessport -
schule St. Pöl ten

mata" durch die Glaskonstruktion - eine
flexible Klimaanlage. Ebenfalls noch im
Erdgeschoß angesiedelt ist dieser mit ei-
nem Holzschwingboden ausgestattete
Saal. Integrierte Spiegelwand und trans-
portable Ballettstangen bieten Balletteu-
sen und Jazzdancern, Tanzakrobaten
und Aerobicern beste Trainingsbedin-
gungen. Ebenso für Judo- und Karate-
kämpfer. Eine der Dreifach-Sporthalle
angeschlossene Winterlaufbahn steht
den Sprint- und Hürdenläufern während
des gesamten Jahres zur Verfügung; um
die planmäßige Entwicklung des Trai-
ningsaufbaus exakt überprüfen zu kön-
nen, wurden alle notwendigen Anschlüs-
se für die elektronische Zeitmessung im
Zehn-Meter-Abstand eingebaut. Weit-
und Dreispringer wiederum finden hier
eine abdeckbare Sprunganlage vor. Spe-
ziell konstruierte Krafttrainingsmaschi-
nen und modernste Geräte ermöglichen
die individuelle Beanspruchung jeder ein-
zelnen Muskelgruppe. In diesem Raum
finden auch die Gewichtheber ihr Betäti-
gungsfeld. Ein disziplintypisches Hantel-
training kann hier ebenso stattfinden wie
Wettkämpfe auf der eingebauten Stem-
mertreppe. Platz für Tagungen und Semi-
nare bietet auch der Restaurantbereich
mit abgetrennten Räumlichkeiten für 20
und 50 Personen. Das Restaurant selbst,
das Kursteilnehmern Vollpension anbie-
tet, hat Kapazität für 120 bis 160 Gäste
der Landessportschule. Den Übergang
von den Sport-Inneneinrichtungen zum
Wohntrakt bildet das Foyer, das einer
Kletterwand mit verschiedenen Schwie-
rigkeitsgraden Platz bietet. Der Wohn-
trakt selbst ist zweigeschossig angelegt.
Insgesamt 60 Personen können in den 30
mit Bad und WC ausgestatteten Zwei-
bettzimmern untergebracht werden. Jede
Etage verfügt über einen Aufenthalts-
und Seminarraum. Für die Regeneration
von Sportlern unabdingbare Notwendig-

untergebrachte Tennisanlage: Neben
den vier Sandplätzen und einer beider-
seitig bespielbaren Schlagwand stehen
auch zwei Kunstrasenplätze mit Quarz-
sand zur Verfügung. Im Zentrum steht die
Mehrzweckhalle mit den Gesamtmaßen
von 45 x 27 m. Sie verfügt über eine
zweifache Teilungsmöglichkeit, sodaß
bis zu drei Basketball- oder Volleyball-
spiele zur gleichen Zeit ausgetragen wer-
den können. Die Höhe der Halle (11 m)
wird allen internationalen Erfordernissen
für die genannten Ballspiele ebenso ge-
recht wie etwa für Badminton oder rhyth-
mische Sportgymnastik. Zusätzlich zu ei-
ner fixen Tribüne kann eine ausziehbare
Konstruktion einen Fassungsraum von
700 Besuchern garantieren; elektroni-
sche Anzeigetafel, fernsehtaugliche Hal-
lenbeleuchtung und professionelle Be-
schallungsanlage sind selbstverständ-
lich. Der Spezialholz-Parkettboden ist
nach neuesten wissenschaftlichen sport-
medizinischen Erkenntnissen konstru-
iert. Integriert sind alle Vorkehrungen, um
auch in dieser Halle Turn- und Fechtwett-
kämpfe abzuhalten. Schließlich macht
ein eigens installiertes Wurfnetz auch
Hallentraining für Diskuswerfer und Ku-
gelstoßer möglich. Die NÖ Landessport-
schule beherbergt im Obergeschoß des
Hallentraktes die modernste Turnsport-
stätte Österreichs, die europaweit nur we-
nige Ebenbilder hat: Die Geräte sind fix
stationiert, die Halle verfügt über einen
durchgehenden Mattenboden mit inte-
grierter Bodenturnfläche. Eine eigene
Weichgrube für das gefahrlose Einüben
von Akrobatikübungen, etwa am Hoch-
reck, ein trainings- und wettkampfgeeig-
neter Pferdsprung-Anlauf sowie ein elek-
trisch steuerbares Trampolin sind weitere
"Spezialitäten". Garderoben, Duschanla-
gen und Trainerraum stehen in ausrei-
chender Zahl bereit; alle Hallen haben -
schon wegen der komplizierten "Kleinkli-

Schulschiheim Hochkar

Das Schulschiheim Hochkar wurde zum
Ganz jah res -Höhen le i s tungszen t rum
ausgebaut und am 21. September 1990
seiner Bestimmung übergeben. Der Ko-
stenaufwand für Um-, Zubau und Neu-
ausstattung betrug 89 Millionen Schilling,
die Bauzeit zwei Jahre. Das Schischul-
heim Hochkar war 1973 als Sportzentrum
für den Winterbetrieb errichtet worden. Im
Sommer war die Auslastung sehr gering,
da Schlechtwetter-, Sport- und Freizeit-
einrichtungen fehlten. Mit Hilfe von Re-
gionalisierungsmitteln und Bundeszu-
schüssen wurde eine völlig neue Sport-
schule konzipiert, die jetzt ganzjährig als
Höhenleistungszentrum mit einem um-
fassenden Sportangebot zur Verfügung
steht: Dazu gehören eine große Sporthal-
le mit drei Tennisplätzen, die sich auch für
Hallensportarten eignet, Freiluft-Sportan-
lagen (zwei weitere Tennisplätze, ein
Kunststoffplatz für Leichtathletik und Ball-
spiele, eine 100-Meter-Laufbahn), ein
Vortragssaal für 120 Personen, 235 Bet-
ten in Zwei-, Drei- und Vierbettzimmern,
ein weiterer Turnsaal, Regenerationsräu-
me, eine Kraftkammer, Speisesäle, Schi-
stall und Garderoben. Das Höhentrai-
ningszentrum Hochkar verfügt über die
vierzigste große Sporthalle Niederöster-
reichs.

Sportstättenberatung
Die Beratungstätigkeit durch die Sportab-
teilung im Hinblick auf den gezielten Ein-
satz der Sportförderungsmittel für den
Sportstättenbau wurde weiter intensi-
viert. In sehr vielen Fällen konnten da-
durch Fehlplanungen vermieden und die
Effektivität der eingesetzten Sportförde-
rungsmittel erhöht werden. Die Beratung
der Gemeinden und Vereine bei Errich-
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im Sinne der NÖ Sportehrenzeichenver-
ordnung die von den Verbänden einge-
henden Anträge prüft, die über die Abtei-
lung l/AV an die Landesregierung zur Be-
schlußfassung weitergeleitet werden.

Veranstaltungen und Ehrungen

• Verabschiedung der Teilnehmer an
der Fußball-WM in Italien, Ernst Aigner,
Peter Artner, Anton Pfeffer, Gerhard Ro-
dax und Manfred Zsak, am 2. Juni 1990;
• Ehrung der NÖ Staatsmeister im Rah-
men der "NÖ Sportschau" in Tulln am 4.
Mai 1990;
• 13. Lehrlingssportfest der NÖ Berufs-
schulen im BSZ-Südstadt am 22. Juni
1990;
• 14. NÖ Versehrtensporttag in Holla-
brunn am 9. September 1990;
• Verleihung der Sportehrenzeichen in
St. Pölten am 15. November 1990;
• Ehrung der NÖ Sportler des Jahres
1990 im Landhaus am 14. Dezember
1990;

Sportbeziehungen zum Ausland

Auch 1990 gab es sportliche Kontakte
zum Südmährischen Kreis und zum Ko-
mitat Zala. Mit der Durchführung waren

die NÖ Fachverbände betraut. Im Juli
1990 besuchten Mitglieder des NÖ Sport-
fachrates das Komitat Zala. Desweiteren
wurde ein Vergleichskampf im Tischten-
nis zwischen Niederösterreich und Zala
ausgetragen. Vergleichskämpfe im
Tischtennis wurden auch in Hodonin und
im Schwimmen in Znaim durchgeführt.
Andererseits nahm die Stadtauswahl
Brünn beim internationalen Mannschafts-
turnier in Badminton in St. Pölten teil.
Anfang Oktober wurde erstmals ein Rad-
rennen von Brünn nach Wölkersdorf ge-
fahren.

Sport-Kollektiv-
Unfallversicherung

Der mit 1.1.1988 abgeschlossenen
Sport-Kollektiv-Unfallversicherung sind
bisher 31 Verbände mit 44.586 Versi-
cherten beigetreten. Im Jahre 1988 sind
32, im Jahre 1989 und 1990 51 Scha-
densfälle aufgetreten. Auf Grund der Ver-
antwortung den anvertrauten Jugendli-
chen gegenüber soll eine entsprechende
Sicherstellung gewährleistet werden.
Nach den bisherigen Erfahrungen wurde
der bestehende Versicherungsumfang
mit 1.1. 1990 erweitert:

tung, Umbau- und Neugestaltung von
Sportstätten und Sporteinrichtungen so-
wie bei der Erstellung von Finanzierungs-
plänen in Zusammenarbeit mit anderen
Abteilungen des Amtes der NÖ Landes-
regierung steht nach wie vor im Vorder-
grund und hat sich bisher bestens be-
währt.

NÖ Sportgesetz

Der Landtag von NÖ hat am 8. November
1990 ein neues Sportgesetz beschlos-
sen. Obwohl sich das NÖ Sportgesetz im
Laufe der Jahre in der praktischen An-
wendung sehr gut bewährt hat, erschien
es erforderlich, den gesellschaftlichen
Änderungen Rechnung zu tragen und die
einzelnen Bestimmungen auf ihre Aktua-
lität zu überprüfen. Wesentlich war auch
die wiederholt zum Ausdruck gekomme-
ne Bereitschaft des Landesgesetzgebers
zu Deregulierung und verständlicher Fas-
sung von Rechtsvorschriften. Das neue
NÖ Sportgesetz soll mit weniger und
leichter zu vollziehenden Normen den
Bedürfnissen des Sports entsprechen
und auch andere die Sportausübung re-
gelnde Materien in einem einzigen Ge-
setz vereinigen. Das neue Sportgesetz ist
daher in Abschnitte gegliedert und regelt
nunmehr auch den Sportstättenschutz,
das Schilehrwesen und erstmalig das
Bergführerwesen.

Sportärztliche
Untersuchungsstellen
Das sportärztliche Ambulatorium das
Landes im BSZ-Südstadt unter der Lei-
tung von Ob.Arzt Dr. Bartalsky wird je-
weils Montag und Mittwoch (von 16.00 bis
18.00 Uhr, seit Mitte Oktober von 15.00
bis 17.00 Uhr) beansprucht. Im Berichts-
zeitraum wurden 399 Personen sport-
ärztlich untersucht. Ferner wird eine Rei-
he von Erstversorgungen bei akuten
Sportunfällen vorrangig getätigt (LKH
Mödling). Im sportärztlichen Ambulatori-
um des A.ö. Krankenhauses der Stadt
Krems, das von Ob.Arzt Dr. Urbanek ge-
leitet wird, wurden 379 Leistungssportler
mit modernsten sportmedizinischen Me-
thoden untersucht.

Sportehrenzeichen
Am NÖ Landesfeiertag 1990 erfolgte in
der Landessportschule St. Pölten die
Verleihung von Sportehrenzeichen. Von
Landeshauptmann Siegfried Ludwig wur-
den 27 Aktive und 130 Funktionäre ge-
ehrt. Dazu ist zu bemerken, daß die
Sportabteilung mit dem Landessportrat

Die Entwicklung des NÖ Sportbudgets 1980-1990
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Ziele 1991

Förderung des
Sportstättenbaues

Neben der Kontrolle und Begutachtung
neuer Projekte unter Beachtung des
Raumordnungsprogrammes für Freizeit
und Erholung beim Ausbau von Sport-
stätten wird nunmehr in verstärktem Ma-
ße auf die Verbesserung der bestehen-
den Sportanlagen das Augenmerk ge-
richtet. Insbesondere sollen die für einen
ordnungsgemäßen Sportbetrieb unbe-
dingt erforderlichen Anlagen, wie z. B.
Umkleidekabinen, sanitäre Einrichtun-
gen usw., auf einen zeitgemäßen Stand-
ard gebracht werden. Wie bisher wird die
kostensparende Verwendung von Alter-
nativenergie durch Einbau von Luftwär-
mepumpen für die Erzeugung von Warm-
wasser in Umkleidekabinen durch ver-
stärkte Subventionen besonders geför-
dert. Der Qualitätsverbesserung dienen
aber auch die Errichtung von eigenen
Wasserversorgungsanlagen zur Pflege
von Rasenspielfeldern und Tennisplät-
zen sowie die Anschaffung von Rasen-
mähern und Loipenspurgeräten.

NÖ Sportgesetz
Die Vollziehung des neuen Sportgeset-
zes wird in der Anfangsphase mit zusätz-
lichem Verwaltungsaufwand verbunden
sein. Um hier einen möglichst reibungs-
losen Übergang zur neuen Regelung zu
gewährleisten, sind neben der verstärk-
ten Auskunftserteilung noch entspre-
chende Durchführungsverordnungen zu
erlassen.

Betriebskosten und

Verwaltung BSZ S 1,786.974,93

Veranstaltungen des Landes

Kurse der Dach- und

S 334.525,46

Fachverbände s 514.693,04

Sportmedizin

Publikationen (Hallenbadbenüt-

s 446.831,06

zeranalyse)

LSS St. Pölten Abgangs-

s 22.500,00

deckunq s 2,400.000,00

• Einschluß des Herzinfarktrisikos;
• Einschluß des passiven Fluggastrisi-
kos;
• Erweiterung des Unfallbegriffes gern.
Art. 2 Punkt 2 lit. b der AUVB 1979.
• Rehabilitationskostenzuschuß. Wird
nach einem Unfall im Sinne des Art. 2 der
AUVB 1979 nach einem ununterbroche-
nen Spitalsaufenthalt von mindestens 15
Tagen der Aufenthalt in einem Rehabili-
tationszentrum unbedingt notwendig und

— ärztlich angeordnet, leistet der Versiche-
rer für diesen Fall einen einmaligen Re-
habilitationskostenzuschuß in der Höhe
von 2 % der für dauernde Invalidität ver-
sicherten Summe (d.s. 8.000 Schilling bei
einer Versicherungssumme für dauernde
Invalidität von 400.000 Schilling). Diese
Leistung erhöht sich um 50 % nach einem
dem Rehabilitationsaufenthalt vorange-
gangenen ununterbrochenen Spitalsauf-
enthalt von 22 Tagen.
Der Einschluß der oben angeführten Er-
weiterungen erfordert eine Prämienerhö-
hung von insgesamt 4,40 Schilling wovon
3 Schilling pro Person die Verbände und
1,40 Schilling das Land NÖ tragen wer-
den. Bisher haben 20 Verbände für
31.048 Mitglieder die Erweiterung bei der
Versicherung abgeschlossen.

Förderungen wurden bewilligt für:
24Jugendsportausbildungs-

und Trainingszentren und

16 Sporthauptschulen

75 Vereine für den Ankauf von

S 3,800.000,00

Sportgeräten s 961.000,00

92 Vereine für den Spitzensport

107 Vereine zur Durchführung
von Sportveranstaltungen von

s 16,920.000,00

überörtlichem Interesse

3 Dach- und 38 Fachver-

s 1,927.00,00

bände für den Verwaltungsauf-

wand s 5,660.000,00

Förderung der Jugend-

verbände s 700.000,00

40 Verbände für den Einsatz
geprüfter Trainer und Lehrwar-

te

4 Gemeinden, Zinsenzuschuß
für wärmedämmende Maßnah-

s 1,800.000,00

men bei Hallenbädern s 168.475,24
11 Vereine, Zinsenzuschuß zu

Hallenmieten s 373.421,00
49 Ansuchen zur Förderung

des Jugendsportes bzw. be-
dürftiger und talentierter

Jugendlicher s 1,300.000,00
123 Gemeinden und 459 Verei-

ne für den Sportstättenbau s 39,665.000,00

Statistik 1990

Dem Sport standen 1990 84,242.333
Schilling zur Verfügung. Der Aufwand für
die NÖ Landessportschule betrug im Jah-
re 1990 5,505.000 Schilling und setzt sich
folgendermaßen zusammen:
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Agrarbezirksbehörde (ABB)

Rechtsfachabteilung

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1990

Die Rechtsfachabteilung muß die Aufga-
ben der NÖ Agrarbezirksbehörde in
rechtlicher Hinsicht betreuen und unter-
stützen. Dieses Feld ist sehr weit ge-
steckt. Die Mitarbeiter der Abteilung ha-
ben daher
• 840 Verhandlungen geführt; im Vor-
dergrund standen dabei im wesentlichen
stets Fragen, die mit dem Grundeigentum
Zusammenhängen und deshalb mit Fin-
gerspitzengefühl behandelt werden müs-
sen, nämlich in den hoheitsrechtlichen
Bereichen des Flurverfassungs-Landes-
gesetzes (Zusammenlegungen, Flurbe-
reinigungen, Haupt-, Einzel- und Sonder-
teilungen, Regelungen), des Güter- und
Seilwege-Landesgesetzes (Bringungs-
rechte, Bringungsanlagen, Güterwegge-
meinschaften) und des Gesetzes zur Er-
haltung der Weidewirtschaft in Nieder-
österreich (Weideerklärungen, Genehmi-
gung von Weidepachtverträgen, Aufhe-
bungen der Weideerklärung);
• 620 Genehmigungen im Zusammen-
hang mit der Aufsichtspflicht über Agrar-
gemeinschaften erteilt (§§ 47 und 48 des
Flurverfassungs-Landesgesetzes);
• 3039 Feststellungsbescheide im Sied-
lungsverfahren und
• 1823 Feststellungsbescheide im Flur-
bereinigungsverfahren (nach Vorlage
entsprechender Verträge) erlassen;
• an der Betreuung von Agrargemein-
schaften mitgewirkt, indem verschieden-
ste rechtliche Probleme behandelt und
Fragen beantwortet wurden, die sich in
diesen Gemeinschaften ergaben;
• im Rahmen der Aufsichtspflicht die fi-
nanzielle Gebarung von 20 Zusammenle-
gungsgemeinschaften und einer Güter-
weggemeinschaft geprüft.
Zahlenmäßig nicht erfaßbar sind darü-
berhinaus die vielen anderen Bescheide,
Verordnungen, Verfügungen und sonsti-
gen Mitteilungen, die das Haus in schrift-
licher Form verlassen haben.

Probleme 1990
Wir waren auch in diesem Jahr ständig
damit beschäftigt, alle Mitarbeiter auf
dem neuesten Stand der Rechtspre-

chung sowohl der Oberinstanzen als
auch der Gerichtshöfe des öffentlichen
Rechts zu halten. Dies ist ein Prozeß, der
nie abgeschlossen werden kann. Die
Vorarbeiten zur Novellierung des Flurver-
fassungs-Landesgesetzes sind fortge-
setzt und vorläufig abgeschlossen wor-
den.

Ziele 1991
• Klausurtagungen und Mitarbeiterbe-
sprechungen mit dem Ziel, eine weitest-
gehend einheitliche Vorgangsweise zu
finden;
• Weiterbildung im Rahmen der NÖ-
VAK;
• stetige Verbesserung der innerbe-
hördlichen Zusammenarbeit mit den an-
deren Fachabteilungen;
• verstärkte Kontakte mit den Oberbe-
hörden;
• Abschluß der Vorarbeiten zur Novel-
lierung des FLG in Abstimmung mit einer
eventuellen Novelle des Grundsatzge-
setzes.

Wiederbegründung von Bodenschutzan-
lagen

Zum Zwecke der wirtschaftlichen und vor
allem ökologischen Sanierung von Bo-
denschutzanlagen aus den Anfangsjah-
ren des Bodenschutzes in Niederöster-
reich wurde ein Stockzertrümmerungs-
gerät erprobt. Die Erprobung erbrachte
äußerst zufriedenstellende Ergebnisse.
In den zu erneuernden Anlagen erfolgt
nach Schlägerung der Pappel und teil-
weise auch der Baumweide eine maschi-
nelle Zertrümmerung des Wurzelstockes.
Stock- und Wurzelmaterial bleiben dabei
in zerkleinertem Zustand im Boden erhal-
ten. Die kostspielige Rodung, aber vor
allem die problematische Deponierung
der Wurzelstöcke, wird sich mit dieser
Methode erübrigen. Die in dieser Form
behandelten Flächen können nach einer
nachfolgenden Bodenbearbeitung pro-
blemlos maschinell und damit kostenspa-
rend wiederbegründet werden. Die An-
schaffung des Gerätes erfolgt durch eine
Maschinengenossenschaft. Die Boden-
schutzfachabteilung übernimmt lediglich
die Beratung und koordiniert den Einsatz.
Anhand des durch die Betriebsprüfung
des Jahres 1989 erstellten Rechenmo-
dells ergibt sich für die Errichtung von
Bodenschutzmaßnahmen ein Hektarsatz
von 211.000 Schilling.

Bodenschutz-
fachabteilung

Tätigkeiten und
Schwerpunkte 1990
Die Bodenschutzfachabteilung befaßt
sich mit der Errichtung und Pflege von
Bodenschutzanlagen. Der Bodenschutz-
fachabteilung ist es im vergangenen Jahr
neuerlich gelungen ihr Auspflanzungs-
programm zu steigern, und zwar um 12%,
und dies bei gleichbleibendem Budgetan-
satz. Diese Steigerung war weitgehend
durch eine fachlich vertretbare Reduzie-
rung der Pflegemaßnahmen und ein nur
mehr 3-reihiges Setzen durch den Öko-
Aufbau der Hecken möglich. Die Pflan-
zenproduktion ist nunmehr vollkommen
auf heimische, bodenständige und wind-
schutztaugliche Gehölze umgestellt. Die
Gestaltung der Anlagen erfolgte 1990
ausschließlich nach dem mit Ökologen
erarbeiteten Heckenaufbau, der auch
Krautzonen vorsieht.

Statistik 1990

___________________________________km ha
Neuauspflanzungen:
43 Gemeinden
182 Bodenschutzanlagen 52,2 45,4
Wiederbegründungen:
14 Gemeinden
37 Bodenschutzanlagen 14,3 8,7
219 Anlagen in 57 Gemeinden 66,5 54,1

Für diese Neuauspflanzungen und Wie-
derbegründungen wurden 197.000 Pflan-
zen benötigt. Die Bodenvorbereitung
durch Tiefackerung und Tieflockerung er-
folgte auf 53 ha.
Um im Kreuzungsbereich von Boden-
schutzanlagen mit Drainsystemen das
Einwachsen der Wurzeln in die Tonrohre
zu verhindern, wurden 1645 Laufmeter
Drainabsicherungen verlegt.
Die Pflegearbeiten erstrecken sich auf
eine dreijährige Intensivpflege (Unkraut-
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In vielen Gemeinden besteht der Wunsch
nach Landschaftsplanung, ohne zu-
nächst an ein Bodenordnungsverfahren
zu denken, können mittels Flurplanungs-
verfahren Landschaftspläne erstellt wer-
den. Bei diesen Planungen arbeiten wir
eng mit dem Distelverein zusammen.

Die Haupttätigkeit der landwirtschaftli-
chen Fachabteilung lag in der amtlichen
Bewertung der Grundstücke im Zuge von
Zusammenlegungsverfahren und in der
Erstellung von Gutachten für alle Boden-
reformmaßnahmen sowie in Rodungs-
verfahren für die zuständige Forstbehör-
de. Der Schwerpunkt der Tätigkeit der
Fachabteilung für Teilung, Regelung und
Forstwirtschaft lag bei der Teilung von
agrargemeinschaftlichen Grundstücken
teilweise in Verbindung mit einem Zu-
sammenlegungsverfahren. Regelungs-
verfahren und die in diesem Zusammen-
hang anfallenden forstlichen und vermes-
sungstechnischen Arbeiten sind ein wei-
terer Tätigkeitsbereich. Gutachten und
Stellungnahmen für Rodungen, Brin-
gungsrechte, Weideangelegenheiten,
Aufforstungen und Flurplanungen wur-
den ebenfalls durchgeführt.
Die Zusammenlegungsfachabteilungen
betreuen die einzelnen Zusammenle-
gungs- und Flurbereinigungsverfahren.
Aufklärung und ständige fachliche Bera-
tung der Operationsleiter gehören eben-
so zur Aufgabe der Zusammenlegungs-
fachabteilungsleiter wie die Erfüllung von
Spezialaufgaben:
• EDV-Koordinierung;
• Gruppenflurbereinigung;
• Stellungnahme zu Gesetzesentwürfen;
• Betreuung von Pilotprojekten;
• Verhandlungen und Abmachungen
mit dem Bundesamt für Eich- und Ver-
messungswese;
• Kontakte mit anderen Dienststellen
des Landes und des Bundes bei der Klä-
rung von Grundsatzfragen Agrarverfah-
ren betreffend;
• Aufklärung und Motivation für die
Durchführung von Agrarverfahren.

bekämpfung, Wildabwehr, Holzpflege).
Es wurden ca. 412 Bodenschutzanlagen
gepflegt.

Organisations-
fachabteilung

Tätigkeiten und Schwerpunkte

Agrargemeinschaften

Die Fachabteilung für Teilung, Regelung
und Forstwirtschaft, die für die Agrarge-
meinschaften Niederösterreichs fachlich
zuständig ist, führte, um eine bessere
Bewirtschaftung der einzelnen Agrarge-
meinschaftswälder zu erreichen, auch
heuer wieder 9 Waldbauseminare für de-
ren Mitglieder durch.
Besondere Aufmerksamkeit wurde auch
heuer wieder dem Problem des Sterbens
der Eichenwälder im Weinviertel gewid-
met.

3
• Öffentlichkeitsarbeit;
• Kulturtechnische Sachverständigen-
tätigkeit;
• Koordinierung der Dorferneuerungs-
aktivitäten;
• Sonstige Aufgaben der Abteilung sind:
- die Führung einer Kartei über die stati-
stischen Daten bei Zusammenlegungen;
- das Sammeln aller wissenschaftlichen
Veröffentlichungen über Bodenreform-
maßnahmen des In- und Auslandes;
- die Redigierung des Tätigkeitsberichtes
der NÖ Agrarbezirksbehörde und aller
anderen Berichte;
- die Ausarbeitung der Stellenbeschrei-
bung der NÖ Agrarbezirksbehörde;
- die Herausgabe des Nachrichtenblattes
der NÖ Agrarbezirksbehörde;
- Mitarbeit bei der Dezentralisierung der
Behörde.
Im laufenden Jahr mußten wir für 26 Ver-
anstaltungen (Messen, Dorferneuerungs-
präsentationen, Projektspräsentationen)
Ausstellungen konzipieren, Auf- und Ab-
bauen sowie die Standbetreuung durch-
führen. Fürdie Landespräsentationen bei
der Bau- und Energiemesse in Wiesel-
burg sowie für die BIOEM in Groß-Schö-
nau haben wir die Koordination und Ge-
samtabrechnung für die gesamte Lan-
desverwaltung übernommen.

Natur ums Dorff

Seit September 1988 gibt es eine Aktion
des Landes Niederösterreich, die sowohl
die Natur als auch das Dorf in ihrem Na-
men trägt - die Aktion "Natur ums Dorf".
Der Verlust von naturnahen Lebensräu-
men in unseren Fluren in den letzten Jah-
ren ist offensichtlich. Damit wurden öko-
logische Regelkreise gestört und zer-
stört. Die Landschaft um uns verliert ihre
Identität und die Menschen die Möglich-
keit, sich mit ihr zu identifizieren.
Die Aktion "Natur ums Dorf" unterstützt
Projekte und Aktivitäten von Gemeinden,
Vereinen und Privaten, die das Ziel ha-
ben, die Landschaft wieder zu einem ge-
sunden Lebensraum für Mensch, Tier
und Pflanzen zu machen. Jede Pflanzung
einer Hecke, jede Anlage eines Trocken-
oder Feuchtbiotopes bringt lokal eine
ökologische Verbesserung, vor allem
aber ruft sie dem Menschen den Wert
dieser Lebensräume ins Bewußtsein, ist
ein erster Schritt auf dem richtigen Weg.
• Beratung. Oft gibt es Flächen im Ge-
meindebesitz, in der freien Flur, an We-
gen etc., aber man weiß nicht welche
Maßnahme hier sinnvoll wäre, wie eine
Fläche gepflegt oder bepflanzt werden
könnte, welche Finanzierungsmöglich-
keiten es gibt.
Hier hilft zuerst eine kostenlose Beratung
durch einen freiberuflich tätigen Land-
schaftsökologen (bis zu 4 Stunden). Vor-
aussetzung ist, daß eine Fläche für ein
Projekt zur Verfügung steht und eine un-
gefähre Vorstellung besteht, was ge-
macht werden könnte. Bei einfachen Pro-

Flurplanung

Die Flurplanung dient den Gemeinden als
Entscheidungshilfe für die Einleitung ei-
nes Zusammenlegungs- oder Flurberei-
nigungsverfahrens. Darüberhinaus kann
auch der vielfach gewünschte Güterwe-
geausbau sinnvoll erfolgen. Richtet er
sich nach der Flurplanung, dann kann er
ein später nachfolgendes Agrarverfahren
nicht behindern.
Die Gemeinden bekommen als Ergebnis
der Flurplanung Planungsunterlagen
(Luftbilder, Wegenetzvorschläge, Ko-
stenpläne), die ihnen die Entscheidung:
"Kommassierung ja oder nein" erleich-
tern.
Die Flurplanung kann aber auch in ande-
ren Bereichen wertvolle Arbeit leisten.

Agrartechnische
Abteilung

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1990
Die Agrartechnische Abteilung wird vom
Technischen Leiter geführt. Sie umfaßt
fünf technische Fachabteilungen:
• die landwirtschaftliche Fachabteilung;
• die Fachabteilung für Teilung, Rege-
lung und Forstwirtschaft;
• drei Zusammenlegungsfachabteilun-
gen.
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jekten genügt die Beratung und eine Skiz-
ze als Grundlage für die Durchführung.
• Planung und Durchführung.  Bei grö-
ßeren, komplizierten Projekten ist die Be-
ratung oft nicht ausreichend. Bei der An-
lage von Feuchtbiotopen müssen z.B. die
Unterlagen für eine wasserrechtliche Be-
willigung erstellt werden.
Eine ausführliche Planung wird notwen-
dig. Diese Planung kann mit bis zu 60 %
der Kosten gefördert werden. Von den
Baukosten können maximal 40 %, von
den Kosten für Pflanzmaterial maximal
90 % durch die Aktion übernommen wer-
den.
• Pflegekonzepte. Wichtiger als die
Neuanlage von Biotopen ist die Erhaltung
von wertvollem Bestand. Die richtige
Pflege ist dafür oft die Voraussetzung.
So ist es z.B. für Gemeinden sicher von
Interesse, wie es um die Gesundheit ih-
res Altbaumbestandes bestellt ist, was zu
seiner Erhaltung getan werden muß, oder
wie oft und wann ein wertvoller Trocken-
rasen gemäht werden sollte. Deshalb
werden auch Biotoppflegekonzepte ge-
fördert.

Statistik 1990

228 Anträge auf Beratung - Bepflanzung,
200 Anträge auf Beratung - Feuchtbioto-
pe, 195 Bepflanzungsberatungen,100 Pro-
jekte sind bereits verwirklicht.
140 Beratungen bei Feuchtbiotopen wur-
den durchgeführt und abgerechnet, 15
Projekte sind bereits verwirklicht.
Die relativ geringe Zahl der bereits fertig-
gestellten Feuchtbiotope erklärt sich
durch den hohen bürokratischen Auf-
wand bei der Erlangung der Wasser-
rechtsbewilligung. Wir hoffen, daß durch
neue Richtlinien für Feuchtbiotope, die
derzeit im Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft in Beratung sind, der
bürokratische Aufwand minimiert wird.

tersucht Professor Dr. Grabherr von der
Universität Wien, den unterschiedlichen
Artenbestand zwischen bestoßenen und
unbestoßenen Almen.
• Petronell, Biotopmanagement-Trok-
kenrasen. Die Bedeutung der Trockenra-
sen liegt in ihrer Biotop- und Artendiversi-
fikation. Daher kommt ihnen eine ganz
besondere Bedeutung im intensiv ge-
nutzten Agrargebiet zu. Die Gefährdung
dieser artenreichen Standorte kommt
z.B. durch die Verwendung von Düngern
zustande. Bestehende Trockenrasen
werden darüberhinaus durch Vertau-
schen bedroht.
Im Versuchsgebiet soll die Umwandlung
intensiv genutzter Ackerböden zu exten-
siv genutzten Hutweiden beobachtet wer-
den. Ist es möglich, daß in Zukunft nach
diesem Modell Nutzflächen im Rahmen
eines Agrarleitplanes wieder einer exten-
siven Nutzung zugeführt werden? Wel-
che ökologischen Auswirkungen ergeben
sich?
• Strengberg. Im Projekt Strengberg
wird versucht, über Einsatz modernster
Technik, das Erosionsproblem der Land-
wirtschaft nicht nur zu untersuchen, son-
dern auch durch wirksame Gegenmaß-
nahmen in den Griff zu bekommen. Ero-
sionsauswirkungen sind in den Gewäs-
sern stark spürbar.
Der Fischereiverband Strengberg fischte
1990 den Musterharterbach aus, führte
eine Wassergüteuntersuchung durch
und will die Gewässerbiologie u.a. durch
Untersuchung des Fischbestandes beur-
teilen.
Im Projekt kam 1990 besonders der EDV-
Bereich zum Einsatz. So wurde GIS (-
Geographisches Informations System)
praxisnahe eingesetzt und es können be-
reits folgende Ebenen beliebig miteinan-
der verschnitten werden:
- Bodenkartierung,
- Finanzbodenschätzung,
- Kataster,
- DHM (Digitales Höhen Modell).
Die oben angeführten Ebenen wurden
digitalisiert und stehen somit zur Bearbei-
tung zur Verfügung.
Die agrarökonomischen Erhebungen
wurden 1990 abgeschlossen und mittels
der EDV-Programme "XA" und "SYM-
PHONY" in einer linearen Programmie-
rung ausgewertet. Das Ergebnis der Be-
triebsuntersuchungen wurde den Betei-
ligten vorgestellt.
Bei einer Befliegung des Untersuchungs-
gebietes Strengberg wurden Luftbilder
gemacht, mit denen Erosionsberechnun-
gen durchgeführt werden.
Die Zukunftsperspektiven im Projekt
Strengberg sind vor allem in der Frage
der Erosionsverringerung zu finden.

Durch das Projekt Strengberg soll es un-
ter anderem in Zukunft der Beratung
möglich sein, praxistaugliche Modelle
einzusetzen.

Agrarökologie
Die NÖ Agrarbezirksbehörde führt der-
zeit Untersuchungen über ein praktikab-
les Förderungsmodell für eine umfassen-
de bäuerliche Landschaftspflege durch.
Der gedankliche Ansatz läuft auf eine
Erfassung der derzeitigen Wirtschafts-
weise und Bewirtschaftungsintensität auf
jeder landwirtschaftlich genutzten Fläche
eines Betriebes und die Bewertung mit-
tels eines Punktesystems hinaus. Über
das Punktesystem ist im Ist-Stand bereits
der mögliche Soll-Stand durch die mögli-
che Höchstpunkteanzahl für jeden Be-
trieb formuliert. Je höher die Punktean-
zahl, umso nachhaltiger die Landbewirt-
schaftung, umso umfassender die Land-
schaftspflegeleistung.
Jeder Betrieb kann dabei danach trach-
ten, sein Einkommen durch eine höhere
Punkteanzahl zu verbessern durch
- Verbesserungen in der Fruchtfolge,
- extensivere Wiesen- und/oder Weide-
nutzung,
- Minimierung von Düngereinsatz und
Agrochemie,
- Erhaltung und Neuanlage von Land-
schaftselementen,
- kleinräumige Kammerung der Land-
schaft.
Dieses System wird derzeit in mehreren
Modellgemeinden mit unterschiedlichen
naturräumlichen und einzelbetrieblichen
Voraussetzungen überprüft. Diese Über-
prüfung soll eine Reihe von Fragen klären
helfen:
- Praxistauglichkeit,
- Administrierbarkeit,
- EDV-Machbarkeit,
- Vereinfachung des gesamtheitlichen
Ansatzes, ohne daß das Ziel verloren
geht,
- Organisation bis Selbstkontrolle in der
Gemeinde,
- Überwindung der psychologischen Bar-
rieren beim Landwirt gegen eine Be-
triebsdurchleuchtung.

Alm und Weide

Neben den im gesetzlichen Rahmen zu
erfolgenden
• Servitutsregelungen,
• Trennungen Wald-Weide (Rodungs-
verhandlung),
• Erstellung von Weidewirtschaftsplä-
nen,
• Hilfestellung bei Abschluß von Pacht-
verträgen
wurden seitens des Alminspektors und
seinen Mitarbeitern folgende Projekte
weiterverfolgt:
• Grubwiesalm. Um die botanische
Wertigkeit von Almen zu beurteilen, un-

Dorferneuerung

Die NÖ Agrarbezirksbehörde als eine von
4 technischen Abteilungen des Landes,
die gemeinsam die Dorferneuerung in
Niederösterreich betreuen, hat derzeit 68
Dorferneuerungsverfahren in den unter-
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gungsverwaltung und ARGE Landent-
wicklung und Dorferneuerung.
4 Kollegen sind als Universitätslektoren
tätig und halten damit unseren besonders
engen Kontakt zur Wissenschaft auf-
recht.

Öffentlichkeitsarbeit

Neben einer Unzahl von Aufklärungsvor-
trägen für zusammenlegungsinteressier-
te Gemeinden, wurde auch die Zusam-
menarbeit mit den landwirtschaftlichen
Schulen fortgesetzt. In 4 Fachschulen
wird ein Projektsunterricht betreut.
Die landwirtschaftlichen Schulen werden
von uns laufend eingeladen, an den Lan-
despräsentationen bei verschiedenen
Messen teilzunehmen. Sie kommen sehr
gerne und lockern mit ihren Aktivitäten,
wie Mostpressen, Dörrobstherstellung,
Präsentation von Mohnspezialitäten und
Weinverkostungen die Atmosphäre der
reinen Präsentation der Landesaktivitä-
ten auf. Sie erleichtern uns damit das
Herantreten an den Bürger.
Für die Höhere Technische Lehranstalt
"Francisco-Josephinum" in Wieselburg
wurde ebenfalls ein Projektsunterricht
samt Exkursion in Weidewirtschaftsfra-
gen durchgeführt.
Für das Institut für agrarische Fortbildung
(IFAF) stellen wir nach wie vor Vortragen-
de.
Kontakte und gemeinsame Projekte gibt
es mit: Raiffeisenverband, NÖ Umwelt-
akademie, Distelverein, Landesjagdver-
band, Österr. Gesellschaft für Natur und
Umweltschutz, Marchfeldkanalgesell-
schaft, World Wildlife Fund, ORF, Univer-
sitätsinstituten, Dienststellen anderer
Bundesländer, Bayerischer Flurvereini-

schiedlichsten Verfahrensstadien zu be-
treuen.
Wir versuchen dabei all jene Verfahren zu
betreuen, wo in Verbindung mit der Dor-
ferneuerung auch eine Berührung mit der
Bodenordnung erfolgt. Etwa in einem
Drittel der von uns betreuten Gemeinden
ist dies der Fall. Viele der in der Dorfer-
neuerungsplanung vorgeschlagenen
Maßnahmen können unmittelbar nur mit
dem Instrument Bodenordnung gelöst
werden.

Statistik 1990

Technisch abgeschlossene Ver-
fahren3

• Schaffung von Hintauswegen,
• Hoferweiterung,
• Erfüllung des Flächenbedarfs für öf-
fentliche Aufgaben der Gemeinde (Klär-
anlagen, Sport- und Spielplätze etc.).
Im Rahmen der Dorfwerkstatt Hollabrunn
haben wir einen monatlichen Fixtermin
eingerichtet, bei dem zwei Bedienstete
für Fragen der Landschaftsplanung und
Bodenordnung zur Verfügung stehen.

Verfahren
Fläche

in ha
Parteien

10 Zusammenlegungsverfah-

ren
3031 868

50 Flurbereinigungs-

verfahren
1008 488

Insgesamt ________ ______ 4039 1356

Agrargemeinschaften

Verfahren
Fläche

in ha
Parteien

31 Revisionen 2334 862

5 Einzelteilungen 56 68
26 Regelungsverfahren 1634 368

Insgesamt 4024 1298

Ökodorf Eschenau
In der von uns betreuten Dorferneuerung
Eschenau ist es nach intensiven Ver-
handlungen gelungen, das erste Tele-
haus in Niederösterreich zu installieren.
Die Chancen, welche die Telematik auch
für den ländlichen Raum bietet, müssen
ganz einfach genutzt werden.

Agrarrecht VI/4

Die Abteilung ist in I. und II.Instanz zur
Vollziehung der auf dem Gebiet des
Agrarwesens im weitesten Sinn erlasse-
nen Gesetze und Verordnungen zustän-
dig. Dazu gehören vor allem die Angele-
genheiten des Grundverkehrs, des Aus-
ländergrundverkehrs, des Marktwesens,
des Kulturflächenschutzes, des Jagd-, Fi-
scherei-, Forst- und Veterinärwesens,
des landwirtschaftlichen Bodenschutzes
und schließlich die Angelegenheiten der
NÖ Landes-Landwirtschaftskammer, der
NÖ Landarbeiterkammer und der NÖ
Tierärztekammer. Zum weiteren Aufga-
benbereich zählt die Wahrnehmung des
Aufsichtsrechtes über die NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer, die NÖ Landar-
beiterkammer, die NÖ Tierärztekammer
und über den NÖ Landesjagdverband.

Schwerpunkte 1990

Jagdangelegenheiten
Auf dem Gebiet des Jagdwesens bzw.
bei der Vollziehung dieser Normen war
insbesondere darauf Bedacht zu neh-
men, daß im Rahmen der Abschußpla-
nung beim Schalenwild die Interessen an
der Erhaltung des Waldes berücksichtigt
werden. Die Abteilung wird in Vollziehung
der jagdrechtlichen Vorschriften sowohl
in I. als auch in II. und letzter Instanz tätig.
Sie bereitet darüber hinaus die Arbeiten
der Landeswahlkommission für Jagdaus-
schußwahlen vor, verwertet die Stellung-
nahmen des von ihr einzuberufenden
Landesjagdbeirates, die Gutachten der
Amtssachverständigen und nimmt in
Wahrnehmung ihres Aufsichtsrechtes
durch einen Vertreter an den Sitzungen
der Organe des Landesjagdverbandes
teil. Zum weiteren Aufgabenbereich zählt

die Kontaktnahme mit verschiedenen In-
teressensvertretungen und Institutionen
in Angelegenheiten des Jagdwesens,
ebenso die Vorbereitung und Teilnahme
an der Durchführung von Jagdprüfungen
und Jagdaufseherprüfungen und nicht
zuletzt die Herausgabe einschlägiger
Vorschriften und Erlässe. Bei der Abtei-
lung ist die Landeskommission für Jagd-
und Wildschäden eingerichtet.

Fischereiangelegenheiten
In diesem Rechtsbereich wird die Abtei-
lung als Berufungsbehörde tätig. Es ob-
liegt ihr, die Bestellung der Prüfer für die
Prüfungskommissionen für Fischereiauf-
seher zu veranlassen, an den Sitzungen
des Landesfischereirates teilzunehmen,
Prüfungen für Fischereiaufseher vorzu-
bereiten. Ein rechtskundiger Bedienste-
ter der Abteilung wirkt bei der Fischerei-
aufseherprüfung mit.
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Forstrechtsangelegenheiten

Hier hat die Abteilung zum Teil in I., zum
Teil in II. und zum Teil in letzter Instanz
tätig zu werden.

Grundverkehrsangelegenheiten
Grundverkehrs-Landeskommission. Bei
der Abteilung ist die Geschäftsstelle der
als Berufungsbehörde tätigen Grundver-
kehrs-Landeskommission eingerichtet.
Der Vorsitzende und der Berichterstatter
sowie deren Stellvertreter werden aus
dem Stand der Bediensteten der Abtei-
lung gestellt. Ausländergrundverkehr. In
I. Instanz entscheidet das Amt der NÖ
Landesregierung. Über Berufungen ent-
scheidet die Ausländergrundverkehrs-
kommission, wobei Beamte der Abteilung
den Vorsitzenden und den Berichterstat-
ter stellen.

Veterinärangelegenheiten
Auf diesem Rechtsgebiet wird die Abtei-
lung in Angelegenheiten der Vollziehung
des Tierseuchengesetzes, des Fleisch-
untersuchungsgesetzes, des Tierver-
suchsgesetzes 1988 sowie in sämtlichen
Veterinärstrafsachen tätig. In den Aufga-
benbereich der Abteilung fällt auch die
Koordinierung der legistischen Maßnah-
men der Bezirksverwaltungsbehörden,
insbesondere bei Erlassung von Verord-
nungen mit örtlich begrenztem Geltungs-
bereich im Falle des Auftretens von Tier-
seuchen (Schweinepest, Wutkrankheit
u.a.). Schließlich obliegen der Abteilung
legistische Arbeiten, wie Durchführungs-
verordnungen nach den einschlägigen
Bundesgesetzen, insbesondere nach
dem Tierseuchengesetz, dem Fleischun-
tersuchungsgesetz, dem IBR/IPV-Ge-
setz und der Vollzugsanweisung betref-
fend die Verwertung von Gegenständen
animalischer Herkunft in Tierkörperver-
wertungsanstalten (Tierkörperverwer-
tung).

Angelegenheiten der
Tierzuchtförderung
Der Abteilung obliegt die Vollziehung des
NÖ Tierzuchtförderungsgesetzes 1975,
LGBI. 6300-2, des Bienenzuchtgeset-
zes, LGBI. 6320-1, und der aufgrund die-
ser Gesetze erlassenen Verordnungen
sowie legistische Arbeiten auf diesen
Rechtsgebieten.

t-andarbeiterrecht
Auf diesem Rechtsgebiet wird die Ablei-
tung vorwiegend legistisch tätig. Es ob-

liegt ihr die Erarbeitung von Gesetzesent-
würfen in Ausführung des Landarbeitsge-
setzes 1984 und des Gleichbehand-
lungsgesetzes. Ferner fällt in den Aufga-
benbereich der Abteilung die Abgabe von
Stellungnahmen sowie die Erstattung
von Berichten zu internationalen Über-
einkommen auf dem Gebiet des Landar-
beiterrechtes sowie des Schutzes land-
und forstwirtschaftlicher Dienstnehmer.
Schließlich ist bei der Abteilung eine
Gleichbehandlungskommission errichtet,
die sich mit allen die Diskriminierung
weiblicher oder männlicher Dienstneh-
mer bei der Festsetzung des Entgeltes,
bei der Gewährung freiwilliger Soziallei-
stungen, die kein Entgelt darstellen sowie
bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbil-
dung auf betrieblicher Ebene betreffen-
den Fragen zu befassen hat.

Obereinigungskommission
Aufgrund der NÖ Landarbeitsordnung
1973, LGBI.9020-13, ist bei der Abtei-
lung eine Obereinigungskommission ein-
gerichtet. Diese hat vorwiegend die Regi-
strierung und Kundmachung der hinter-
legten Kollektivverträge sowie deren Ab-
änderung oder Verlängerung zu besor-
gen. Weiters hat sie den für Arbeits- und
Sozialrechtssachen zuständigen Ge-
richtshöfen eine Ausfertigung des Kollek-
tivvertrages mit Angabe des Kundma-
chungsdatums und der Katasterzahl zu
übermitteln.

Angelegenheiten der
Viehwirtschaft
Durch die Viehwirtschaftsgesetz-Novelle
1987, sowie durch die Viehwirtschaftsge-
setz-Novelle 1988, wurden dem Landes-
hauptmann sowie den Bezirksverwal-
tungsbehörden umfangreiche Aufgaben
und Entscheidungsbefugnisse übertra-
gen (Erteilung von Haltungsbewilligun-
gen aufgrund von Wahrungsanträgen;
Entscheidung über verschiedene Anträ-
ge, die die Tierhaltung betreffen, Feststel-
lungsbescheide im Zusammenhang mit
der Betriebsnachfolge sowie des Erlö-
schens der Haltungsbewilligungen, Kon-
trolle der Tierbestände durch Nachschau
in den Betrieben u.a.). In allen Fällen, wo
die Bezirksverwaltungsbehörde in erster
Instanz zu entscheiden hat, wird die Ab-
teilung als einzige Rechtsmittelinstanz tä-
tig. Ferner ist die Abteilung mit der Über-
wachung der Kontrolle der Einhaltung der
gesetzlichen bzw. bewilligten Bestandes-
größen durch die Bezirksverwaltungsbe-
hörden nach dem Viehwirtschaftsgesetz
1983 betraut. Der Abteilung obliegt
schließlich die Abfassung des jährlichen

Kontrollberichtes an das Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft
zwecks Weiterleitung an den Hauptaus-
schuß des Nationalrates.

Probleme

Aufgrund des Tierversuchsgesetzes
1988, welches am 1.1.1990 in Kraft ge-
treten ist, ist der Landeshauptmann in
bestimmten Fällen in I. Instanz zuständig.
Die Verfahren beziehen sich auf die Ge-
nehmigung der Tierversuchseinrichtun-
gen, der Leiter der Tierversuche und der
Tierversuchsanstalten bzw. die Versa-
gung von Tierversuchen bei nicht geneh-
migungspflichtigen Versuchen, wenn die
Voraussetzungen nicht erfüllt wären.
Weiters ist die Einhaltung des Gesetzes
zu überwachen. Im Tierversuchsgesetz
vorgesehene Verordnungen wurden vom
Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung bisher nicht erlassen. Im Hin-
blick darauf, daß Durchführungsbestim-
mungen nicht erlassen wurden, ergeben
sich bei der Vollziehung wesentliche
Schwierigkeiten. Eine wesentliche Mehr-
arbeit ist damit entstanden.

3

Ziele 1991

Ungeachtet der beendeten Rechtsberei-
nigung ist es eine Zielsetzung der Abtei-
lung, die geltenden Rechtsnormen je-
weils den neuen Anforderungen entspre-
chend zu gestalten, wobei den Intentio-
nen der Deregulierung und der sprachli-
chen Verständlichkeit Rechnung getra-
gen werden soll.

Statistik 1990

Legistische Arbeiten
• NÖ Tierkennzeichnungsverordnung;
• NÖ Schweinepestverordnung;
• Rauschbrandverordnung 2. Novelle;
• NÖ IBR/IPV-Verordnung;
• Verordnung über die Ermächtigung
der Bezirksverwaltungsbehörden zu ein-
zelnen Vollziehungsakten aufgrund des
IBR/IPV-Gesetzes;
• NÖ Tierkörperbeseitigungsverord-
nung 2. und 3. Novelle;
• NÖ Landarbeitsordnung 1973, 12. No-
velle, 13. Novelle fertig als Regierungs-
vorlage und 14. Novelle im Stadium der
Begutachtung;
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Bescheide Jagdprüfungsansuchen 181

Strafsachen 77 Jagdaufseherprüfungsansuchen 20

Jagdrecht 68 Kollektiwertragshinterlegungen 5

Forstrecht 290 Rechtliche Stellungnahmen,

Fischereirecht 3 Begutachtungen 112

Veterinärrecht 51 Beschwerden

Kulturflächengesetz 2 Verfassungsgerichtshof 36

Futtermittelgesetz 1 Verwaltungsgerichtshof 22

Mindestpflanzabstände 5 Ausländergrundverkehrssitzungen 4

Ausländergrundverkehrsansuchen 395 Grundverkehrssitzungen 4

Grundverkehr 35 Jagdprüfungstage 25

Entschädigungen nach dem Jagdaufseherprüfungstage 7

Tierseuchengesetz 45

Berufungsentscheidungen gegen
Ausländergrundverkehrsbescheide 24

Mühlengesetz 0

Tierzuchtförderung 4

Kulturpflanzenschutzgesetz 1

Viehwirtschaftsgesetz 27

Saatgutgesetz 0

Landarbeitsordnung ________0.

• Saatgutverordnung;
• Verordnung über die gebietsweise Än-
derung der Schuß- und Schonzeiten;
• NÖ Fischereiverordnung;
• NÖ Jagdverordnung;
• NÖ Jagdgesetz.

Förderung der Landwirtschaft (VI/12)

• Geschäftsführung des NÖ landwirt-
schaftlichen Wohnbauförderungsfonds;
• Durchführung der Förderungsmaß-
nahme "Jungübernehmerförderung";
• Laufende Anpassung der einschlägi-
gen Förderungsrichtlinien an die sich än-
dernden Gegebenheiten;
• Organisation der Bau- und Energie-
sparmesse in Wieselburg, Teilnahme bei
der Grünen Messe in Tulln, der BIOEM in
Groß-Schönau, und der Ortsbildmesse in
Hainburg, Organisation der Ausstellung
landwirtschaftliche Baugestaltungsmaß-
nahmen in NÖ in der Herrengasse 9;
• Abwicklung von Förderungen der
ECO Plus RegionalisierungsGes.m.b.H.;
• Durchführung und Abwicklung der
Förderungsaktion "Natur ums Dorf" in Zu-
sammenarbeit mit der NÖ Agrarbezirks-
behörde und der Abteilung B/3-B;
• Schaffung eines agrarischen Innova-
tionspreises für NÖ;
• Abwicklung und Durchführung der In-
novationsförderung des Bundesministe-
riums für Land- und Forstwirtschaft;
• Stellungnahme zum Einschaubericht
des Finanzkontrollausschusses beim NÖ
landw. Siedlungsfonds und daraus sich
ergebende Maßnahmen;
• Legistische Vorarbeiten für eine Zu-
sammenlegung des NÖ landwirtschaftli-
che Wohnbauförderungsfonds mit dem
NÖ landwirtschaftlichen Siedlungs-
fonds;

Probleme 1990

• Auf dem Sektor Grundaufstockung ist
es durch das Grunderwerbsteuergesetz
bedingt zu einem Rückgang der Kauflust
der Landwirte gekommen. Die regional
zu hohen Grundstückspreise wirken sich
ebenfalls negativ auf den Grunderwerb
durch Landwirte aus.
• Ein weiteres Prob lem stellt der
Wunsch nach Kontingenten (z.B. Wei-
zenkontingent) bei Erwerb einer Fläche
dar. Durch die mit 600.000 Schilling
EHW festgesetzte Obergrenze der För-
derung kommen eher kleinstrukturierte
Betriebe in den Genuß der Förderung.
Die Größenordnung, die europareife Be-
triebe haben, wird kaum erreicht und es
ist somit zu überdenken, ob die Einheits-
wertobergrenze der Förderung nicht an-
gehoben werden soll.
• Im Bereich der Gewährung von Not-
standsdarlehen tritt immer häufiger das
Problem auf, daß der Grad der Verschul-
dung dermaßen hoch ist, und somit durch
ein Notstandsdarlehen keine wirksame
Hilfe erreicht werden kann. Dieser Um-
stand kommt dadurch zustande, daß
durch die großzügige Gewährung von
Geldmitteln der Kreditinstitute die Kapital-
dienstgrenze in beträchtlichem Ausmaß
überschritten wird. In den Sonderpro-
grammen für die Land- und Forstwirt-
schaft in NÖ ergeben sich Probleme
durch die Gebietsabgrenzung, da Ge-
meinden in den Randbereichen das Be-
streben haben, in die jeweiligen Pro-
grammgebiete aufgenommen zu werden.

Das Land als Träger von Privatrechten ist
verpflichtet, durch Förderungsmaßnah-
men beizutragen, den Bestand und eine
zeitgemäße Entwicklung der Land- und
Forstwirtschaft in Niederösterreich, ins-
besondere in ihren Formen der Voll-, Zu-
und Nebenerwerbsbetriebe, zum Wohle
der Allgemeinheit zu sichern (§ 1 des NÖ
Landwirtschaftsgesetzes, LGBI. 6100-3).

Schwerpunkte 1990

• Realisierung von Förderungsprogram-
men für strukturschwache, ländliche Ge-
biete (Sonderprogramme für die Land-
und Forstwirtschaft);
• Abwicklung der landwirtschaftlichen
Wohnbauförderung;
• Bauberatung sowie Planung von land-
wirtschaftlichen Wohn- und Wirtschafts-
gebäuden, vor allem unter Berücksichti-
gung einer ortsbildangepaßten Bauge-
staltung;
• Förderung der Anwendung neuer
Energiequellen und Beratung hinsichtlich
der Verwendung von Alternativenergie-
anlagen, der Wärmedämmung und des
Energiesparens;
• Organisation des Dorfhelferinnendien-
stes und der sozialen Betriebshilfe durch
den Einsatz von Zivildienern;
• Förderung der Behebung von Kata-
strophenschäden;
• Erstellung des Berichtes über die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Land-
und Forstwirtschaft in Niederösterreich;
• Geschäftsführung des NÖ landwirt-
schaftlichen Siedlungsfonds;
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Statistik 1990Ziele 1991

• Verbesserung der Infrastruktur des
ländlichen Raumes insbesondere Fort-
führung des Sonderprogrammes für den
Ausbau und die Erhaltung des ländlichen
Wegenetzes;
• Förderung der Besitzaufstockung zur
wirtschaftlichen Festigung der Betriebe;
• Verhinderung der Abwanderung aus
Problemgebieten durch einkommensi-
chernde Maßnahmen (Weiterführung der
Sonderprogramme für das Grenzland,
das Waldviertel, die Wachau, den Wie-
nerwald, das Berggebiet-Süd, das Stein-
feld und das Nördliche Weinviertel, Ge-
währung von Ausgleichszahlungen zur
Erhaltung der Kultur- und Erholungsland-
schaft);
• Verstärkung der Bauberatung vor al-
lem im Hinblick auf arbeitswirtschaftliche
Aspekte, Kosteneinsparung und Baukör-
pergestaltung, Mitarbeit bei der Dorfer-
neuerung;
• Verstärkte Förderung des Einsatzes
von wirtschaftlich vertretbaren Alterna-
tiv-energieanlagen (Holzschnitzelhei-
zungen, Wärmepumpen etc.);
• Förderung von alternativen Produk-
tionszweigen zur Verminderung der
Agrarimporte;
• Förderung von gemeinsamen Ver-
marktungseinrichtungen insbesondere
für land- und forstwirtschaftliche Produk-
tionsalternativen;
• Verstärkter Einsatz der Förderungs-
mittel in Pilotprojekten (Flachsschwung-
anlage, Fernheizwerke etc.);
• Ausbau und Durchführung von Förde-
rungsaktionen mit produktionsunabhän-
gigen Direktlzuschüssen (z.B. Aus-
gleichszahlungen für Bergbauern, Direkt-
zahlung für Biobetriebe);
• Besprechungen mit dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft we-
gen der Neuordnung der Agrarförderung
und Umsetzung der Ergebnisse auf Lan-
desebene;
• Weiterführung und Ausbau der Exper-
tengespräche mit Vertretern des süd-
mährischen Kreises im Rahmen der bila-
teralen Beziehungen;
• Verstärkte Überprüfung der Abwick-
lung von Förderungsmaßnahmen im Be-
reich der Sonderprogramme;
• Zusammenlegung des landw. Sied-
lungsfonds und des landwirtschaftlichen
Wohnbauförderungsfonds;

Unterstützungen zur Verbesse-
rung der Produktionsgrundlagen,
der Produktivität und der Erhal-
tung der Existenz bäuerlicher Be-
triebe

Landwirtschaftliches
Siedlungswesen

Unterstützungen zur Erhaltung bäuerlicher Betriebe
(Notstands- und Besitzfestigungsdarlehen, Notstands-
beihilfen)
125 Notstandsdarlehen S 24,788.860,-
15 Notstandsbeihitfen S 2,328.324,-
1 Besitzfestigungsdarlehen S 80.000,-
Landesmittel
Insgesamt s 27,197.184,-

Landwirtschaftliche Aussiedlungen,
Baumaßnahmen nach Hoferwerb
21 Projekte, davon 15 fertigge-
stellte
Wohnbaudarlehen S 100.000,-
Al-Kredite S 5,900.000,-
Eigenmittel s 6,360.000,-
Gesamtinvestitions-
kosten s 12,360.000,- Jungunternehmerförderung ___________________

2 %-iger Zinsenzuschuß zu einem aufgenommenen
Agrarinvestitionskredit
251 bewilligte Ansuchen
Kreditvolumen S 39,887.000,-
Ausbezahlte Zinsen-
zuschüsse s 2,109.960,-
Almbewirtschaftunqsprämie s 1,500.000,-

Passiver Hochwasserschutz, Aussiedlung Marchland-
Süd und Wallenbach
Marchland-Süd:
2 Bundesbeihilfen S 62.086,-
2 Landesbeihilfen s 79.192,-
Wallenbach:
2 Bundesbeihilfen s 793.500,-
2 Landesbeihitfen s 1,000.000,- Förderung der Anwendung neuer Energiequellen

(Alternativenergien) ___________________________
(Wärmerückgewinnungsanlagen, Strohheizungen,
Holzheizungen, Solaranlagen etc.)

75 K n,r T ,  d H i h  S 5,755.000,-ausbezahtte Landesdarlehen
Verbesserung der
Wohnverhältnisse in der Land-
wirtschaft

Darlehen aus dem NÖ landwirtschaftlichen Wohnbau-
förderungsfonds (Neubauten, Um-, Zu- und Aufbau-
ten, Baugestaltungsmaßnahmen, Wärmeschutzmaß-
nahmen, Holzheizungen). _______________________
267 Anträge genehmigt S 31,724.000,—
346 Darlehen ausbezahlt S 41,217.000,-

Grenzlanddirektzahlungen S 10,000.000,-

Grenzlandsonderprogramm _____________________
Aus Landesmitteln wurden bisher an die mit der
Durchführung des Programmes beauftragten Dienst-
stellen und Institutionen überwiesen:
NÖ Landes-Landwirtschaftskammer
Landw.Regionalförderung S 2,800.000,-
Verkehrserschließung s 300.000,-
Forstaufschließung
Abteilung B/6 und ABB
Verkehrserschließung,
agrarische Operationen und
gemeinsame Anlagen und

s 2,600.000,-

Aktion "Natur ums Dorf s 13,800.000,-
Abteilung B/3-B
Landw. Wasserbau s 5,400.000,-
Abteilung VI/11
Forstaufschließung s 2,600.000-
Eichenentmistelungsaktion s 500.000,-
Pilotprojekte s 2,000.000,-
Insgesamt s 30,000.000,-

Verbesserung der Infrastruktur
im ländlichen Raum

Elektrifizierung (Landesbeihilfe)
Vollelektrifizierung:
1 Anschluß S 75.040,-
Restelektrifizierung:
28 Anschlüsse S 1,382.470,-
Siedlungselektrifizierung:
321 Anschlüsse s 1,801.744,-
Insgesamt s 3,259.254,-

Telefonanschlüsse
5 Anschlüsse fertiggestellt
Landesbeihilfen S 70.779,-
Bundesbeihitfen s -

Insgesamt _s 70.779,-

Landesmitlel für weitere
Sonderprogramme
Waldviertel S 10,000.000,-
Wienerwald S 500.000,-
Wachau s 3,000.000,-
Berggebiet-Süd s 5,000.000,-
Steinfeld s 1,000.000,-
Nördliches Weinviertel s 3,500.000,-
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Sonderprogramm

Dorftielferinnendienst ____________________________
Personalstand

52 Dorfhelferinnen (13 in Karenz)
9.591 Arbeitstage zu durchschnittlich 10 Arbeitsstun-
den in 646 Einsätzen (955 Kinder betreut)

Betriebshilfe (Maschinenringeinsätze) ______________
Landesbeitrag Einsatzstunden S 466.077,05

Beitrag zu den Ver-

waltunqsaufwänden an Ringe S 607.300,-

I
Berufsausbildung

Landesmittel an die NO Land-
arbeiterkammer S 1,500.000,—

Sonstige Förderungen

Viehabsatzförderung_____________________________
Zur Stützung des Mast- und

Schlachtvieh- sowie Zucht-
und Nutzviehexportes wur-

den an die NÖ Landes-Land-

wirtschaftskammer Landes-
mittel überwiesen:

Landesmittel _________________S 135,000,000,—

Förderung der Behebung von Katastrophenschäden

9543 Beihilfen _______________S 138,000,000,-

Prämienverbilligung zur Hagelversicherung __________

Zuschuß aus Landesmitteln S 12,700.000,-

AlternativenergieförderungBeiträge an
Interessensvertretungen

NÖ Landes-Landwirtschafts-
kammer S 116,000.000,-

NÖ Landarbeiter-
kammer S 6,300.000,-

Insgesamt s 122.300.000,-

Gartenbauförderung

NÖ Landes-Landwirtschafts-

kammer s 350.000,-

Überbetriebliche
Zusammenarbeit

3 Rundballenwickelmaschi-

nen s 60.000,-
1 Kompoststreuer

1 Einzelkorndirektsaat-
s 18.000,-

maschine s 20.187,-
1 Kippmastseilkran s 60.000,-
1 Feinhackkombination s 20.000,-
1 Kompostwender s 43.200,-
1 Kompostzerkleinerer s 50.040,-
9 Geräte s 271.427,-

43 Hackschnitzelheizungen S 3,492.000,-
4 Strohheizungen S 348.000,-
7 Wärmepumpen, Sonnenen-

ergie, Wasserturbinen S 248.000,-
54 Geräte S __4,088.000,-

Forstwirtschaft (VI/11)

Das Aufgabengebiet der Abteilung VI/11
- Landesforstdirektion umfaßt im wesent-
lichen drei Bereiche:
• Durchführung der Hoheitsaufgaben;
• Bewältigung der forstlichen Förderung
(waldbauliche Maßnahmen, Forstauf-
schließung, Aufklärung und Beratung)
sowie
• Führung der Wirtschaftsbetriebe, Lan-
desforstgärten und Bauhof Simmering.

Allgemeine
Hoheitsaufgaben

Schwerpunkte 1990
» Die Text- und Kartenteile der vorüber-
prüften Waldentwicklungspläne wurden
in die endgültige Fassung gebracht und
dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft zur Überprüfung vorge-
legt.

1990 konnten somit sämtliche von Nie-
derösterreich vorgelegten Waldentwick-
lungspläne durch den Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft genehmigt
werden.
Gleichzeitig wurde im 2. Halbjahr mit den
Vorarbeiten zur Revision des Waldent-
wicklungs-Teilplanes Amstetten begon-
nen. Im Zuge der Neuüberarbeitung des
Waldentwicklungsplanes für den Bezirk
Amstetten wird den Funktionsbeeinträch-
tigungen und den daraus resultierenden
Planungsmaßnahmen besonderes Au-
genmerk zugewandt.
• Im Bereich der Forstschutzagenden
der Abteilung VI/11 kam es nach den
katastrophalen Sturmereignissen und
damit einhergehenden flächigen Wind-
würfen im westlichen Teil des Bundeslan-
des zu einer Ausnahmesituation. So wa-
ren ab März ständig mehrere Mitarbeiter
im Katastrophengebiet im Einsatz. Dabei
ging es um die Aufnahme der flächen-
mäßigen und mengenmäßigen Schäden.
Diese Schätzungen waren Grundlage für
die Auszahlung der Flächenprämien für

die betroffenen Waldbesitzer. Darüber
hinaus war es notwendig, für das ange-
fallene Schadholz geeignete Lagerplätze
zur Konservierung des Holzes zu finden.
Es war notwendig, daß eine Kommission,
bestehend aus einem wasserbautechni-
schen, hydrologischen und forstlichen
Sachverständigen sowie einem Vertreter
der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer,
die vorgesehenen Lagerplätze auf ihre
Eignung begutachtete. Diese Aktion der
Naßkonservierung auf ausgewählten La-
gerplätzen verfolgte das Ziel, die prekäre
Forstschutzsituation, die durch die Bor-
kenkäfergefahr gegeben war, zu ent-
schärfen sowie aus marktpolitischen
Gründen den Holzpreis nicht völlig verfal-
len zu lassen und eine Qualitätserhaltung
über mehrere Monate hindurch zu errei-
chen. Abschließend kann festgehalten
werden, daß der Windwurf 1990 mit etwa
1,000.000 fm Schadholzanfall die größte
derartige Katastrophe in der Nachkriegs-
zeit darstellt.
Abgesehen von diesem unvorhersehba-
ren Katastrophenereignis mußten aber
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auch die übrigen Forstschutzagenden,
welche vor allem in den Erhebungen des
Gesundheitszustandes der niederöster-
reichischen Wälder liegt, bewältigt wer-
den. So schlossen fast nahtlos an die oa.
Tätigkeiten die Außenarbeiten für die
WZI- und BIN-Erhebung von Juli bis Ok-
tober an. Wie in den vorangegangenen
Jahren wurden diese Erhebungsarbeiten
stets in Zusammenarbeit mit der Forstli-
chen Bundesversuchsanstalt durchge-
führt. Gleichzeitig wurde auch der Bericht
über den Zustand des Waldes in Nieder-
österreich 1990 Anfang Oktober fertigge-
stellt und diversen Behörden und Institu-
tionen sowie der interessierten Öffentlich-
keit zur weiteren Verwendung und Infor-
mation zur Verfügung gestellt. Darüber
hinaus wäre festzuhalten, daß derzeit an
der Fertigstellung des Berichtes über den
Zustand der Waldböden in Niederöster-
reich gearbeitet wird und voraussichtlich
im März 1991 in Druck gehen wird.
• Im Bereich des klassischen Forst-
schutzes obliegen der Abteilung unter an-
derem die Aufgaben der Kontrolle und
Überwachung von biotischen Schadein-
flüssen.
Im Jahr 1990 konnte vor allem in den
Bezirken Melk, aber auch in den Niede-
rungen der Bezirke Amstetten, Scheibbs
und St. Pölten eine nach wie vor vorhan-
dene starke Beeinträchtigung der dorti-
gen Fichtenbestände durch die Kleine
Fichtenblattwespe (Pristiphora abietina)
beobachtet werden. Beim Nonnenfalter
(Lymantria monacha) hingegen kam es
heuer im oberen Waldviertel, vor allem im
Bezirk Waidhofen/Thaya und Zwettl, zu
einer gewissen Entspannung der Situa-
tion. Eine ernsthafte Gefährdung der
Waldbestände durch diesen Schädling
kann daher, zumindest für das Jahr 1991,
mit hoher Sicherheit ausgeschlossen
werden. Die Windwurfkatastrophe wird
mit hoher Wahrscheinlichkeit seine Fort-
führung durch klassische Forstschutz-
probleme in den nächsten beiden Jahren
mit sich bringen. Schon im Jahr 1990
wurde in den betroffenen Bezirken (Am-
stetten, Melk, Scheibbs, Zwettl), vor allem
an den Randbereichen der Schadflä-
chen, Borkenkäferstehendbefall an Fich-
ten festgestellt. So wurden allein im Be-
zirk Amstetten 30.000 fm Borkenkäfer-
Stehendbefall im Herbst 1990 gemeldet.
Es ist daher zu rechnen, daß im Jahr
1991 die Borkenkäfergefahr in den be-
troffenen Gebieten großflächig gegeben
ist und geschwächte Waldbestände in
Mitleidenschaft gezogen werden. Von

der Abteilung wird gemeinsam mit den
Bezirksforstinspektionen und den Dienst-
stellen der Landes-Landwirtschaftskam-
mer versucht, durch diverse Informa-
tionsveranstaltungen die betroffenen
Waldbesitzer entsprechend aufzuklären,
um die Borkenkäfergefahr zu minimieren.
Darüberhinaus wurde eine Forstschutz-
Förderungsaktion gestartet, welche die
Fangbaumvorlage als Bekämpfungs-
maßnahme gegen die Borkenkäfergefahr
vorsieht (Förderung bis 200 Schil-
ling/Baum). Für die sachgerechte Durch-
führung wurden Merkbätter erarbeitet
und Informationsveranstaltungen abge-
halten.
• Forstfachliche Begutachtungen von
Flächenwidmungsplänen, Gefahrenzo-
nenplänen und Planungen der überörtli-
chen Raumordnung.
• Neuaufnahmen von Bestandesaner-
kennungen in Niederösterreich.

Probleme 1990

• Die Probleme der Umweltverschmut-
zung und des kranken Waldes sowie
mehrerer Veranstaltungen (NÖ Waldju-
gendspiele, Grüne Messe, BIO-EM etc.)
haben die gesamte Abteilung auch im
Jahre 1990 schwer belastet. So waren
mehrere Mitarbeiter 4 Monate lang aus-
schließlich für die Erhebung im Zuge der
Waldzustandsinventur sowie zur Proben-
name im Rahmen des Bioindikatornetzes
tätig.
Die Ergebnisse der Waldzustandsinven-
tur 1990 wiesen eine insgesamt relativ
deutliche Verbesserung des Waldbildes
in Niederösterreich im Vergleich zu 1989
auf; so waren 1990 rund 22 % der Wald-
flächen in einem nicht den natürlichen
Verhältnissen entsprechenden Zustand,
wobei davon bloß 3 % mittlere bis starke
und der Rest schwache Verlichtungser-
scheinungen aufwiesen.
Es ergibt sich somit eine Waldfläche von
ca. 160.200 ha, welche über das natürli-
che Ausmaß hinausgehende Verlich-
tungserscheinungen in der Krone aufwei-
sen.
Dieser sich verbessernde Trend schlägt
bei allen Baumarten durch, wobei die Bu-
chen und Eichen ein noch relativ hohes
Schadniveau zeigen. Die Ergebnisse der
Bioindikatornetzerhebungen des Jahres
1989 weisen hingegen auf eine besorg-
niserregende Schwefelbelastung unse-
rer Wälder hin. Es war eine sehr deutliche
Verschlechterung der Schwefelimmis-
sionssituation festzustellen, wobei es so-

wohl bei den Mittelwerten als auch bei
den Maximalwerten beider Nadeljahr-
gänge zu deutlichen Anstiegen kam. Die
Zahl von BIN-Punkten mit Grenzwert-
überschreitungen nach der 2. Verord-
nung gegen forstschädliche Luftverunrei-
nigungen stieg 1989 auf das Doppelte an.
Es liegen somit 38 % der 244 Probepunk-
te über dem gesetzlichen Grenzwert. Die-
ses schlechte Ergebnis wurde seit Be-
ginn der Erhebung 1983 nur noch im Jahr
1985 erreicht.
Der Schwerpunkt der Schwefelimmissio-
nen lag so wie auch in den vergangenen
Jahren im Waldviertel und hier vor allem
im Bereich zur tschechischen Grenzre-
gion in der Bezirksforstinspektion Waid-
hofen/Thaya. Darüber hinaus kam es
auch noch im nördlichen Bereich des Be-
zirkes Amstetten sowie rund um den
Raum Wien bis in den Raum St. Pölten
zu großräumigeren Immissionsbelastun-
gen. Im südlichen Teil der Bezirksforstin-
spektion Scheibbs und Lilienfeld kann
hingegen von einer belastungsfreien Zo-
ne gesprochen werden.
Das unverminderte Auftreten forstschäd-
licher Luftverunreinigungen im Jahr 1990
rückt die Tätigkeit beim Vollzug des Ab-
schnittes IV C, Forstgesetz 1975, in den
Vordergrund, wobei festgehalten werden
kann, daß derzeit 12 derartige Verfahren
in Bearbeitung stehen.
• Einen besonderen Schwerpunkt stellt
die jagdfachliche Beratung bei der Novel-
lierung des NÖ Landesgesetzes dar.

Ziele 1991

• Möglichst einheitliche Handhabung
der forstgesetzlichen Bestimmungen
durch den gesamten Forstaufsichts-
dienst des Bundeslandes;
• rasche und fundierte Erstellung von
Sachverständigengutachten für Forst,
Jagd, Fischerei, Grundverkehr, Agrarse-
nat und dergleichen;
• Schutz des Waldes vor biotischen
Schädigungen aufgrund der Windwurfka-
tastrophe 1990;
• einheitliche Ausrichtung und fachliche
Beratung der Forstschutz- und Waldhy-
gienemaßnahmen im gesamten Bundes-
land;
• Erfassung der neuartigen Waldschä-
den und Feststellung deren Ursachen un-
ter verstärkter Berücksichtigung des
Waldbodenzustandes;
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belastung des Forstpersonals. Darüber
hinaus kam es 1990 zu vermehrten Kon-
frontationen zum Thema "Wald-Wild".

Ziele 1991

• Vermehrung des Fachwissens der
Kleinwaldbesitzer und des Forstperso-
nals, um eine fachlich richtige Bewirt-
schaftung der Wälder zu gewährleisten,
besonders hinsichtlich einer wesentlich
intensiveren Waldpflege;
• Stärkung einer positiven Waldgesin-
nung der gesamten Bevölkerung beson-
ders im Hinblick auf die Waldöffnung;
• verstärkte Aufklärung der gesamten
Bevölkerung sowie besonders der Ju-
gend im Hinblick auf die Waldschadens-
problematik;
• Ausbau entsprechend ausgestalteter
Erholungseinrichtungen im Walde unter
Bedachtnahme auf den örtlichen Bedarf;
vermehrtes Augenmerk auf die Erhaltung
und Pflege der bereits eingerichteten Er-
holungseinrichtungen im Walde;
• Neugestaltung von Erholungswaldein-
richtungen;
• Durchführung und Organisation von
Veranstaltungen, die in der Öffentlichkeit
ein besseres Verständnis bei forstökolo-
gischen und forstökonomischen Themen
herbeiführen sollen und dessen wirt-
schaftliche Aspekte.

Statistik 1990

Für die bisher durchgeführten Maßnah-
men der forstlichen Aufklärung wurden
insgesamt Landes- und Bundesförde-
rungsmittel von 150.000 Schilling aufge-
wendet. Die Summe ergibt sich aus den
bisher ausgegebenen Bundes- und Lan-
desmitteln für Aufklärung sowie für die
Durchführung der "3. NÖ Waldjugend-
spiele".

Statistik 1990

1990 wurden 111 Projekte mit einer Ge-
samtlänge von 111,569 km projektiert. 37
Projekte mit einer Gesamtlänge von
56,404 km wurden mit Maschinen des
Bauhofes Simmering angelegt. Insge-
samt (Bauhof Simmering plus Fremdma-
schineneinsatz) wurden 65 Projekte mit
einer Baulänge von 79,397 km gebaut.
Weiters wurden 77 Projekte mit einer Ge-
samtlänge von 94,140 km und Baukosten
von 25,199.509,90 Schilling kollaudiert.
Der Laufmeterpreis beträgt S 267,68.

Statistik 1990

71 Sachverständigengutachten in forstrechtlichen
Berufungsverfahren

8 Sachverständigengutachten für die Grundver-
kehrs-Landeskommission

4 Gutachten für den Landesagrarsenat

68 jagdliche Sachverständigengutachten
2 Überprüfung von Gefahrenzonenplänen

36 fischereifachliche Sachverständigengutachten

52 Fachgutachten zu Hächenwidmungsplänen und
Raumordnungsprogrammen

1 Begutachtung bzw. Erstellung forstlicher Raum-
pläne

5 Naturschutzgutachten bzw. Stellungnahmen
1 3 Gutachten bzw. Stellungnahmen zu ERP-Kredit-

ansuchen

14 Stellungnahmen zu Gesetzes- bzw. Verord-
nunqsentwürfen

Förderungsmittel 1990 ___________________________

Bundesmittel S 3,748.000,—

Landesmittel S 4,500.000,-

GF-Mittel ___________________S 2,600.000,-

Insgesamt S 10,848.000,—

Die Gesamtkosten der Projekte betragen
25,376.000 Schilling.Forstaufschließung

Schwerpunkte 1990

• Planung neuer Forststraßen;

• Durchführung der Arbeiten durch Ma-
schinen des landeseigenen Bauhofes;
• Überprüfung der technischen Durch-
führung und Abrechnung beim Forststra-
ßenbau;
• 12 Bauvorhaben für Aufschließung im
Rahmen der Schadholzaufarbei tung
nach der Windwurfkatastrophe mit einem
Bauvolumen von 1,4 Millionen Schilling
von Bund und Land in Aussicht gestellt.

Probleme 1990

• Die Baustellen werden immer mehr in
technisch schwierigere Gebiete verla-
gert. Insbesondere der Felsbau bringt
große Schwierigkeiten bei der Vermei-
dung von Schäden durch abrollendes
Gestein mit sich.
• Viele Projekte sind nur als Gemein-
schaftsprojekte mehrerer Besitzer durch-
führbar. Dies bringt eine wesentliche Ver-
stärkung der Verwaltungstätigkeit (Ge-
nossenschaftsgründung, Beiziehung von
widerstrebenden Minderheiten) mit sich.

Ziele 1991

Forcierte Planung und Durchführung von
Forststraßenbauten besonders im Be-
reich des Kleinwaldes. Endziel ist eine
Aufschließungsdichte mit ca. 50 Ifm je
Hektar Waldfläche.

Forstliche Aufklärung
und Beratung

Schwerpunkte 1990

• Organisation und Durchführung der
3. NÖ Waldjugendspiele (8000 Kinder
haben teilgenommen);
• Vorbereitung und Betreuung des
Standes der Abteilung VI/11 jeweils bei
der "Grünen Messe" (TulIn) und "BIOEM”
(Groß-Schönau);
• Weiterführung und Beratung der Erho-
lungswaldprojekte "Ybbsitz", "Harbach",
"Re inge rs " ,  "Seeg rund -Poysdo r f " ,
"Schloßwald-Maissau" und "Bad Vös-
lau"; Eröffnung des Waldlehrpfades
"Guglzipf" in Berndorf (Bezirk Baden);
• Exkursionen mit Forstleuten aus den
ehemaligen Ostblockländern.

Probleme 1990

Das immer größer werdende Erholungs-
bedürfnis der Bevölkerung, insbesondere
in der Nähe von Ballungszentren, führt zu
einer verstärkten Inanspruchnahme des
Erholungsraumes Wald. Dadurch be-
dingt werden die forstlichen Erholungs-
einrichtungen im vermehrten Ausmaß
benützt, was auch zu einer vermehrten
Beschädigung an den vorhandenen Er-
holungseinrichtungen führt.
Die in den letzten Jahren in den Vorder-
grund getretenen Probleme der Forstwirt-
schaft (Waldsterben) sowie eine ver-
stärkte Aufklärungstätigkeit des Forstper-
sonals führen zu einer erheblichen Mehr-

Waldbauliche
Maßnahmen

Schwerpunkte 1990

• Im Rahmen der Maßnahmen zur Er-
haltung der genetischen Vielfalt der forst-
lichen Baumarten, Aufbau einer Samen-
plantage von Weißtanne und Bergahorn
in Pyhra; Vorbereitungsarbeiten für die
Errichtung der zweiten Samenplantage in
Tullnerbach;
• Erstellung eines Merkblattes zur Wie-
deraufforstung von Sturmschadensflä-
chen;
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• Begründung von Kulturen mit Misch-
baumarten (insbes. auf Windwurff lä-
chen);
• Förderung von Läuterungsmaßnah-
men;
• Erstellung von Richtlinien für die För-
derung von Einzelschutzmaßnahmen zur
Mischwaldbegründung aus Mitteln des
NÖ Jagdverbandes;
• Neuerstellung der Richtlinien für die
Förderung der Eichenentmistelung;
• Sonderaktion des Landes NÖ zur Ent-
mistelung von Eichenbeständen in den
Bezirken Gänserndorf, Horn, Korneu-
burg, Hollabrunn und Mistelbach (Förde-
rung mit Landes- und Bundesmitteln zu
gleichen Teilen);
• Durchführung und Betreuung von Re-
gionalprojekten in Hochlagen und im
Schutzwaldbereich;
• Neubewaldungsprojekte nach § 18 (3)
FG 1975;
• Einheitliche Vergabe der Förderungs-
mittel durch alle forstlichen Dienststellen,
daher Vereinbarungen von gleichen För-
derungssätzen und Förderungsschwer-
punkten mit der NÖ Landes-Landwirt-
schaftskammer;
• Erstellung des Abschlußber ichtes
zum "Flächenwirtschaftlichen Schutz-
waldsanierungsprojekt "Türnitz-Sieben-
brünn" (ökologische Grundlagenerhe-
bung und Maßnahmenplanung).

Probleme 1990

• Schwierige und langwierige Vertrags-
verhandlungen mit dem Bundesministeri-
um für Land- und Forstwirtschaft für die
Errichtung der Samenplantagen;
• Suche nach geeigneten Rodungs-Er-
satzflächen;
• Erschwernis der Beratung und Durch-
führung der Projekte durch schlechte Ab-
satzlage auf Grund der Windwurfkata-
strophe.

• Verbesserung der Betriebsstruktur
und der Produktionskraft der forstlichen
Betriebe durch vermehrte Mischwaldbe-
gründung;
• Verbesserung der Schutz-,  Wohl-
fahrts- und Erholungswirkungen des Wal-
des als überwirtschaftliche Funktion zum
Nutzen der Allgemeinheit;
• Verringerung des Befalldruckes der
Eichenmistel in den Eichenbeständen
des Weinviertels;
• Erstellung eines Landeskonzeptes zur
Verbesserung der Schutzfunktion von
Schutzwaldgebieten.

Statistik 1990

1990 mit 1,8 Mio. Schilling an Bundes-
und Landesmitteln auf etwa 311 ha
Kleinwald forstliche Maßnahmen geför-
dert werden. 79 Neubewaldungsprojek-
te gern. § 18 (3) Forstgesetz 1975 mit
einer Gesamtfläche von 182 ha wurden
mit 1,7 Mio. Schilling gefördert. 2 neue
Projekte wurden erstellt. Auf einer Flä-
che von 913 ha wurden 40.218 Eichen
entmistelt und diese Aktion mit 2,2 Mio.
Schill ing an Bundes- und Landesmitteln
zu gleichen Teilen gefördert.
Folgende Maßnahmen wurden gefördert:
Eichenentmistelung, Hochlagenauffor-
stung und Schutzwaldsanierung, Bestan-
desumwandlung von ertragsschwachen
Laub- und Nadelwäldern, Kultur- und Be-
s tandesdüngung,  Wiederauf forstung
nach Katastrophenschäden, Zäunung
von Mischwaldaufforstungen, Läuterung
und Standraumregulierung

Probleme 1990

• Schwierige Forstpflanzenabsatzlage
im Frühjahr nach Stornierungen auf
Grund der Windwurfkatastrophe;
• Beschaffung von geeignetem heimi-
schen Saatgut (besonders BAh, Esche,
WLi, S-Erle, S-Ki, R-Ei da es zur Zeit nur
wenige heimische anerkannte Bestände
gibt);
• Schaffung einer längerfristigen Saat-
gutreserve, insbesondere bei Laubhöl-
zern;
• Auffinden von anerkannten bzw. anzu-
erkennenden Beständen laut Verord-
nung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft vom 4. April 1989 der
Baumarten Bergahorn, Esche, Schwarz-
erle, Roteiche, Winterlinde, Schwarzkie-
fer.

3

Ziele 1991

• Rechtzeitige Versorgung, besonders
des bäuerlichen Kleinwaldes mit hoch-
wert igem und preiswertem Pflanzgut
passender Herkunft;
• Vermehrte Anzucht von wünschens-
werten Mischbaumarten, deren Produk-
tion für die Privatwirtschaft nicht rentabel
ist;
• Qualitäts- und Preisregulator gegen-
über Importpflanzen;
• Innerbetr iebl iche Rat ional is ierung
durch Kühlhausbau und EDV-Umstel-
lung.

Statistik 1990

Derzeit werden 3 Landesforstgärten in
Ottenstein, Gansbach und Paudorf/Hel-
lerhof mit einer Produktionsfläche von
28 ha (Gesamtfläche 33 ha) und einem
Pflanzenbestand von ca. 10 Mio. Stück
betrieben. Bei der diesjährigen Forst-
pflanzenaktion des Forstaufsichtsdien-
stes wurden insgesamt rund 2,8 Mio.
Forstpflanzen vermarktet.

Landesforstgärten

Schwerpunkte 1990

• Vermehrte Anzucht von Mischbaum-
arten vor allem Laubbaumarten heimi-
scher Herkunft;
• Umste l lung der Forstpf lanzenver-
marktung auf EDV (Lieferscheinsystem);
• Bau eines Kühlhauses in Ottenstein.

Ziele 1991

• Verstärkte Durchführung von Bera-

tungsveranstaltungen;

Landesagrarsenat, Agrartechnik (VI/3)

Landesagrarsenat-
Bodenreform

Schwerpunkte der Tätigkeiten sind Ange-
legenheiten der Bodenreform, soweit die-
se von der Landesregierung zu besorgen

sind, administrative Angelegenheiten des
Landesagrarsenates und die Amtssach-
verständigentätigkeit für den Landes-
agrarsenat. Weiters ist der Landesagrar-
senat Berufungsinstanz im Agrarverfah-
ren. Er ist eine weisungsfreie kollegiale
Verwaltungsbehörde des Landes, der

8 Mitglieder angehören: 3 Richter, 4 Be-
amte (davon 2 Juristen und 2 Techniker)
und 1 landwirtschaftlicher Sachverständi-
ger. Überwiegender Arbeitsbereich ist die
Entscheidung über Berufungen gegen
Bescheide der I.Instanz (NÖ Agrarbe-
zirksbehörde). Im Berichtszeitraum wur-
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Überprüfung der technischen
Operate

Überprüfung der technischen Operate im
Verfahren von agrarischen Operationen
vor Erlassung des Zusammenlegungs-,
Flurbereinigungs-, Teilungs- und Rege-
lungsplanes durch sachverständige Be-
amte. Überprüft wurden 9 agrarische
Operate mit einer einbezogenen Fläche
von 3259 Hektar und 1003 Parteien.

Statistik 1990den in 22 Senatssitzungen 125 Entschei-
dungen getroffen.

Kollaudierungen,
Überprüfungen der
Geldgebarung,
Kreditüberwachung

Schwerpunkte 1990

Tätigkeitsschwerpunkte bilden die tech-
nisch-wirtschaftliche und finanzielle
Überprüfung der Bauarbeiten im Rahmen
der Förderung der Verkehrserschließung
ländlicher Gebiete und der agrarischen
Operationen; weiters die Überprüfung der
Geldgebarung und die Kreditüberwa-
chung der bereitgestellten Bundes- und
Landesmittel hinsichtlich des Sach- und
Zweckaufwandes der NÖ Agrarbezirks-
behörde. Die Abteilung VI/3 hat vorzusor-
gen, daß die für die Durchführung der
agrarischen Operationen (mit Ausnahme
des ländlichen Wegebaues) erforderli-
chen Mittel vorhanden sind und in den
Voranschlägen des Bundes und des Lan-
des Berücksichtigung finden. Die damit
verbundene Tätigkeit umfaßt auch die
Bearbeitung der Arbeitsprogramme und
der Verwendungsnachweise sowie die
Prüfung der Projekte auf Übereinstim-
mung mit den Richtlinien.

Kollaudierungen:

örtliche Endüberprüfungen
abgeschlossene Bauvorha-

154

ben
hievon Verkehrserschlies-

172

sung ländlicher Gebiete
agrarische Operationen, Ge-

154

meinsame Anlagen 18

entlastete Baukosten

hievon Verkehrserschlies-

S 261,649.438,17

sung S 213,086.720,51

agrarische Operationen

Kreditverwaltung:

Landesmittel für Maßnah-

s 48,562.717,66

men des Bodenschutzes
Bundesmittel für land-

schaftsgestaltende Maßnah-

s 6,499.880,65

men s 6,972.000,-

Landesmittel für land-
schaftsgestaltende Maß-

nahmen

Landesmittel für den Amts-

s 2,800.000,-

aufwand der Agrarbezirks-

behörde s 5,749.976,56

Forstwirtschaftliche
Begutachtungen

Schwerpunkte 1990

Forstwirtschaftliche Amtssachverständi-
gentätigkeit im Rahmen von Grundeinlö-
sungen für Bundes- und Landesstraßen
sowie von Regulierungsvorhaben. 1990
war eine Teilnahme an 144 Erhebungen
und Verhandlungen erforderlich. Dabei
wurden 104 schriftliche Gutachten in
Kurzform und 22 schriftliche Gutachten
größeren Umfanges erstellt.

Ziele 1991

Abstimmung des fertiggestellten Novel-
lierungsvorschlages des Flurverfas-
sungs-Landesgesetzes 1975 mit einer
kommenden Novellierung des Flurver-
fassungs-Grundsatzgesetzes, Vorberei-
tung einer Regierungsvorlage und Erstel-
lung eines Motivenberichtes.

Land- und Forstwirtschaftsinspektion (VI/10)

Schwerpunkte 1990

• Fortlaufende Betriebskontrollen in
Dienstnehmerbetrieben der Land- und
Forstwirtschaft. Schwerpunktmäßig wur-
den 1990 jene Betriebe erfaßt, die sich
als Ausbildungsbetrieb (Fremdpraxis) für
landwirtschaftliche Fachschüler gemäß
Verordnung über die Organisation und
die Lehrpläne der öffentlichen land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen zur Verfügung gestellt haben. Es
wird die Einhaltung aller dem Schutz der
land- und forstwirtschaftlichen Dienst-
nehmer dienenden Gesetze, Verordnun-
gen und Verfügungen überwacht.
• Betriebskontrollen in bäuerlichen Be-
trieben mit familieneigenen Arbeitskräf-
ten, vorrangig in Lehrbetrieben. Bei der
sicherheitstechnischen Begutachtung

dieser Betriebe und bei den Lehrlings-
kontrollen wird auch auf die Beratung und
auf die Zusammenarbeit mit den Sozial-
versicherungsträgern, der Abt. VI/5,
Landwirtschaftliche Bildungsangelegen-
heiten, und der NÖ land- und forstwirt-
schaftlichen Lehrlings- und Fachausbil-
dungsstelle Wert gelegt. Alle Lehrbetrie-
be (etwa 1.000 Betriebe) wurden über die
sicherheitstechnischen Erfordernisse ei-
nes Lehrbetriebes informiert. Die Aner-
kennung als Lehrbetrieb erfolgt nach po-
sitiver Rückmeldung.
• Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen und der menschenge-
rechten Gestaltung der Arbeit in der
Land- und Forstwirtschaft durch Veröf-
fentlichung in der Fachpresse, Einrich-
tung und Betreuung der Sicherheitsstra-
ßen in den landwirtschaftlichen Fach-
schulen und Ausbildungsstätten, Infor-

mation der Lehreltern durch Vorträge an-
läßlich von Lehrelterntagungen, Mitwir-
kung bei der Ausbildung von Staplerfah-
rern, Abhaltung von Schulungskursen
gemeinsam mit der NÖ Landarbeiterkam-
mer und der Allgemeinen Unfallversiche-
rungsanstalt im Bildungszentrum der
LAK in Drosendorf.
• Die Organe der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion sind auch begutach-
tende Fachorgane auf dem Gebiet der
Sicherheitstechnik und der Unfallverhü-
tung. Über Antrag von Verwaltungsbe-
hörden und Verwaltungsstellen werden
entsprechende Stellungnahmen abgege-
ben.
• Ständige und direkte Kontaktnahme
mit Behördenvertretern anderer Auf-
sichtsbereiche und Aufsichtsregionen
(Bundesländer) zwecks Vermeidung von
unterschiedlichen Auslegungen der Be-
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Stimmungen über den Arbeitnehmer-
schutz.

zeitiges Ausscheiden infolge gesundheit-
licher Dauerschäden zu beobachten. Die
Akkordentlohnung sollte daher dringend
neu überdacht werden.
Auch das Ausweichen auf Atternativpm-
dukte oder allgemein auf wieder biolo-
gisch orientierten Landbau bringt es mit
sich, daß neben der mechanischen Bear-
beitung auch die reine Körperarbeit mit
ihren möglichen gesundheitlichen Nach-
teilen wieder stärker in den Vordergrund
tritt.
Die Verwendung veralteter Betriebsmit-
tel, die dem heutigen Sicherheitsstan-
dard und den ergonomischen Richtlinien
nicht mehr voll entsprechen, führt nicht
selten zu gesundheitlichen Schäden und
ist in vielen Fällen auf die ungünstige
wirtschaftliche Situation in der Land- und
Forstwirtschaft zurückzuführen.
Das Zurückkehren zu "natumahen" Ar-
beitsmethoden kann sich dann auf die
Arbeitssicherheit ungünstig auswirken,
wenn Geräte, Ausrüstung oder Kenntnis
über die Arbeitsmethode bereits nicht
mehr vorhanden bzw. überliefert sind.
Dies ist beispielsweise beim Einsatz des
Pferdes als Zugtier für waldschonende
Bringung des Holzes der Fall.
Für Forstarbeiter hat sich die reine
Schnittzeit mit der Motorsäge dort dra-
stisch erhöht, wo zentral und vollmecha-
nisiert entrindet wird. Wenn auch einer-
seits das ungeliebte händische Schälen
und die damit verbundenen gesundheitli-
chen Nachteile (Haltungsschäden) we-
sentlich gemildert werden konnten, kom-

men andererseits die enormen gesund-
heitlichen Gefahren des längeren Motor-
sägeneinsatzes, wie Gehör- oder Vibra-
tionsschäden, aber auch die reine Verlet-
zungsgefahr verstärkt hinzu.Probleme 1990

Eine Vereinheit l ichung der Arbeits-
schutzbestimmungen für gleichartige Be-
triebe und Betreuung aller dieser Betrie-
be durch nur eine Aufsichtsbehörde, wie
dies vor 1974 der Fall war, konnte auch
1990 nicht erreicht werden. Dies ergibt
nicht nur eine Rechtsunsicherheit, son-
dern hinterläßt auch in der Praxis Spuren,
wenn beispielsweise in gleichartigen
Forstbetrieben unterschiedliche Arbeits-
methoden "aus Sicherheitsgründen" zur
Anwendung kommen. Es wäre eine ein-
heitliche Regelung des Dienstnehmer-
schutzes für alle Betriebe der Land- und
Forstwirtschaft richtig und wünschens-
wert. Es sollten daher wieder alle diese
Betriebe der Land- und Forstwirtschafts-
inspektion als Spezial-Arbeitsaufsichts-
behörde unterstellt werden.
Das Bemühen, nicht nur durch Rationali-
sierung, sondern auch durch Steigerung
des physischen Einsatzes die stagnie-
renden oder zum Teil sinkenden Preise
für landwirtschaftliche Produkte einiger-
maßen auszugleichen, wirkt sich ungün-
stig auf Leben und Gesundheit der Be-
troffenen und auch auf das Unfallgesche-
hen aus.
In der Forstwirtschaft, wo sehr oft Akkord-
lohn die Regel ist, ist vermehrt ein früh-

Ziele 1991

Der Aufgabenbereich der Land- und
Forstwirtschaftsinspektion ist in der NÖ
Landarbeitsordnung gesetzlich geregelt.
Es ist somit in erster Linie auch künftig
dem Auftrag zur Durchführung fortlaufen-
der Betriebskontrollen Rechnung zu tra-
gen.
Schwerpunkte werden die Nachkontrol-
len in Dienstnehmerbetrieben und in den
Praxisbetrieben sein, um hier vor allem
zu gewährleisten, daß land- und forstwirt-
schaftlichen Fachschülern, die der elterli-
chen Obsorge entzogen werden, eine
möglichst sichere Ausbildung zuteil wird.

Statistik 1990

Als Aufgabe der Hoheitsverwaltung hat
die Land- und Forstwirtschaftsinspektion
im Jahre 1990 1.668 Betriebe besichtigt,
die einen Beschäftigungsstand von 7.566
Arbeitskräften, davon 661 Lehrlinge, auf-
wiesen.

Veterinärangelegenheiten (VI/2)

Schwerpunkte 1990

Wutkrankheit
Der starke Anstieg der positiven Wutfälle
im Jahr 1989 wurde heuer durch zahlrei-
che Fälle in den Bezirken Gmünd (58),
Horn (104), Krems (118), Neunkirchen
(215) und Zwettl (80) fortgesetzt. Es wa-
ren nicht nur Wildtiere betroffen, sondern
in mehreren Fällen auch Haustiere.
Die explosionsartige Vermehrung der
Wutfälle zeigt, daß mit den üblichen Be-
kämpfungsmethoden nicht immer die ge-
wünschte Wirkung zu erzielen ist.
Das Land Niederösterreich fordert seit
Jahren eine orale Immunisierung der
Füchse gegen Tollwut. Eine derartige Ak-
tion wurde nun vom Bundeskanzleramt,

Veterinärverwaltung, für das gesamte
Bundesgebiet für Herbst 1991 in Aussicht
gestellt.

Wildschweingattern und in freier Wild-
bahn positive Tiere festgestellt.
Die am stärksten betroffenen Bezirke
sind Mistelbach (20 Betriebe bzw. 5 Wild-
schweinfälle) und Korneuburg (8 Betrie-
be bzw. 8 Wildschweinfälle). Weitere po-
sitive Fälle wurden in Amstetten (1 Be-
trieb), St. Pölten (3 Betriebe) sowie im
Magistrat St. Pölten (5 Betriebe) festge-
stellt.

Schlachttier- und
Fleischuntersuchung
Die im Fleischuntersuchungsgesetz vor-
geschriebenen Kontrollen nach §§ 16
und 17 wurden im Berichtszeitraum wei-
ter regelmäßig durchgeführt.
Weiters wurden die vom Bundeskanzler-
amt angeordneten Rückstandsuntersu-
chungen nach einem Stichprobenplan re-
gelmäßig durchgeführt.

Rauschbrand
Gewisse Weidegebiete des Alpenvorlan-
des gelten als Rauschbranddistrikt. Sie
sind mit dem Erreger des Rauschbrandes
verseucht. Deshalb wurden auch heuer
wieder in den Verwaltungsbezirken Am-
stetten, Baden, Lilienfeld, Melk, Neunkir-
chen, Scheibbs, St. Pölten, Wr. Neustadt
und der Stadt mit eigenem Statut Waid-
hofen/Ybbs alle auf verseuchte Weiden
aufgetriebenen Rinder gegen Rausch-
brand schutzgeimpft.
Die Zahl der an Rauschbrand erkrankten
Tiere ist gegenüber dem Vergleichszeit-
raum des Vorjahres von 39 auf 29 Erkran-
kungsfälle gesunken.

Schweinepest
In der angegebenen Berichtsperiode
wurden in insgesamt 42 Betrieben, in
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Abgabe bescheidmäßig vorgeschrieben
Für 179 Reagenten hat das Bundeskanz-
leramt die Ausmerzentschädigungen be-
reits angewiesen.

Wutkrankheit
Insgesamt wurden 2 085 Fälle (1.214
Füchse. 177 Dachse. 694 Marder) auf
Erstattung von Prämien für das Töten
positiv erledigt und die Auszahlung von
312 750,- Schilling veranlaßt. Bei 681
Füchsen, 33 Dachsen, 82 Mardern, 6
Hunden. 20 Katzen, 30 Rehen und 5
Schafen wurden positive Befunde erho-
ben

Rauschbrand
Im Zuge der Rauschbrandschutzimpfung
wurden 33.014 Rinder geimpft. Die anfal-
lenden Impfkosten waren dem Bundes-
kanzleramt in Rechnung zu stellen.
Für Unterstützung nach Viehverlusten
(21) durch Rauschb rand  wurden
225.828,86 Schilling zuerkannt (3 Quar-
tale).

Tierkörperbeseitigung und
Schlachtabfälle
In der NÖ Tierkörperbeseitigungsanstalt
wurden 41,698.591 kg Schlachtabfälle.
3,849 370 kg Blut. 4,051.025 kg Kadaver
sowie 1 ,088 .210  kg Knochen zu
9,798.710 kg T ierkörpermehl  und
4,803.325 kg Tierkörperfett verarbeitet.

Eutergesundheitsdienst
Die Milch von 6.933 Kühen wurde bakte-
riologisch untersucht, und die bakteriolo-
gisch positiven Kühe wurden größtenteils
tierärztlich behandelt.
Amtstierärztliche Kontrolltätigkeit im Zu-
sammenhang mit der Erzeugung von pa-
steurisierter Frischmilch "Baby".
Über 7.892 Kühe in den 616"Babymilch"-
erzeugenden Betrieben wurden im Be-
richtszeitraum dreimal kontrolliert.

Schweinegesundheitsdienst

Über 1.400 Bestände mit ca. 28.000
Zuchtschweinen und über 300.000 Fer-
keln wurden überwacht und die jeweils
erforderlichen Maßnahmen angeordnet.

Euter- und
Schweinegesundheitsdienst

Eutererkrankungen von Kühen rufen
jährlich Milchproduktionsveriuste in der
Höhe von mehreren Millionen Schilling
hervor.
In Zusammenarbeit mit der NÖ Landes-
Landwirtschaftskammer und den zustän-
digen Molkereien konnte der große volks-
wirtschaftliche Verlust durch amtstierärzt
liehe Kontrollen und Beratungstätigkeiten
im Rahmen des Eutergesundheitsdien-
stes verringert werden.
Durch die Arbeit im Schweinegesund-
heitsdienst wurde die Erzeugung von
hochwertigem Schweinezuchtmaterial,
von Ferkeln und Schlachtschweinen be-
ster Qualität ermöglicht.
Zur Verbesserung der Konkurrenzfähig-
keit der niederösterreichischen Schwei-
nehalter wurde eine neue Koordination in
der Zusammenarbeit zwischen Landwirt-
schafts- und Tierärztekammer geschaf-
fen. Der niederösterreichische Schwei-
negesundheitsdienst soll unter Einbezie-
hung einer großen Zahl von qualifizierten
Tierärzten auf wesentlich mehr Schwei-
neproduktionsbetriebe ausgedehnt wer-
den.

Tierkennzeichnung
Mit 1 Juli 1990 trat die NÖ Tierkennzeich-
nungsverordnung in Kraft. Hiermit sind
alle Rinder, die in Verkehr gebracht wer-
den, durch Ohrmarken und alle Schwei-
ne. die in Verkehr gebracht werden,
durch Tätowierungen oder Ohrmarken
vom Tierbesitzer auf seine Kosten zu
kennzeichnen Für Schweine, die unmit-
telbar zur Schlachtung gebracht werden,
ist auch die Kennzeichnung durch
Schlagstempel zulässig

Rindertuberkulose und
-brucellose
Das Bundesland Niederösterreich ist seit
Jahren tuberkulöse- und bangfrei. Der
Verseuchungsgrad liegt weit unter den
geforderten Grenzwerten. Im Gegensatz
zum Vorjahr, wo nur 1 Tbc-Reagent fest-
gestellt wurde, sind es heuer 19 Tbc-Re-
agenten

Rinderleukose
Bei den periodischen Untersuchungen
auf Tuberkulose und Brucellose werden
die Rinder auch auf Leukose untersucht.
Das Bundesland Niederösterreich wurde
bereits im Mai 1987 zum leukosefreien
Gebiet erklärt.

IBR/IPV
Im Berichtsjahr werden erstmals auf-
grund des IBR/IPV -Gesetzes alle Rinder,
die zur periodischen Bang- und Leukose-
untersuchung heranstehen, auch auf
IBR/IPV (eine Virusinfektion der Rinder
mit schweren wirtschaftlichen Schäden)
untersucht.

Tierkörperbeseitigung
Sämtliche im Land Niederösterreich an-
fallenden Kadaver und Schlachtabfälle
sind durch die Tierkörperbeseitigungsan-
stalt Tulln, die mit 1. Februar 1990 priva-
tisiert wurde, abzuführen. Dies dient nicht
nur der Verhinderung der Verbreitung
von Krankheitserregern, sondern ist auch
ein nicht unwesentlicher Beitrag zum Um-
weltschutz.

Statistik

Tuberkulose- und
Bangseuchenbekämpfung
• Periodische Untersuchungen. 1990
wurden 87.506 Rinder auf Tuberkulose
untersucht. Einschließlich der Wiederho-
lungs- und Nachuntersuchungen wurden
19 Reagenten ermittelt.
Weiters wurden 87.506 Blutproben ent-
nommen und auf Abortus Bangunter-
sucht. Gemäß § 11 Bangseuchengesetz
waren in 109 Verwerfensfällen Erhebun-
gen anzustellen; Seuchenherd wurde je-
doch keiner aufgedeckt.

Rinderleukose
Sämtliche 87.506 untersuchten Rinder
waren frei von Rinderleukose.

IBR/IPV
Im Berichtszeitraum wurden in 222 Be-
trieben 603 Reagenten ermittelt und auf-
grund gesetzlicher Bestimmungen die
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Wässe rbau (GB/3)

Allgemeine Angelegen*
heiten des Wasserbaues

Tätigkeiten und Schwerpunkte
1990

• Fachliche Koordinierung aller den
Wasserbau betreffenden Aufgaben zwi-
schen den Abteilungen B/3-A, B/3-B,
B/3-C und B/3-D;
• Zusammenfassung der Teilvoran-
schlagsentwürfe und der Anforderungen
für Nachtragskredite; Vertretung des Ge-
samtvoranschlages;
• Angelegenheiten des inneren Dien-
stes; Abwicklung aller Kanzlei- und
Schreibarbeiten gemeinsam für die Ab-
teilungen B/3-A, B/3-B und B/3-C;
• Prüfung und Evidenthaltung der mo-
natlichen Reisekosten
In allen Bereichen des Wasserbaues
wurde versucht, mit den im Jahre 1990
zur Verfügung stehenden Landesmitteln
die höchstmöglichen Bundesbeiträge zu
den wasserbaulichen Maßnahmen ent-
sprechend den bundesgesetzlichen Re-
gelungen zu erreichen.
Dem Schutz oder der Verbesserung der
Umwelt wurde bei allen diesen, der He-
bung der Lebensqualität der Niederöster-
reicher dienenden Maßnahmen, wie
Hochwasserschutz, Bewässerung und
Erosionsschutz, Wasserversorgung und
Abwasserreinigung, größtes Augenmerk
zugewendet.

Statistik
An Förderungsmitteln des Landes wur-
den 1990 insgesamt rd. 335 Mio. Schilling
ausgegeben.

cher Ansuchen von Gemeinden, Körper-
schaften usw. und schließt die Planung
sowie die Überwachung der von Zivilin-
genieuren durchgeführten Planungen,
die Erwirkung der behördlichen und fi-
nanziellen Genehmigungen, die Aus-
schreibung, die Bauleitung und die Bau-
aufsicht oder die Baudurchführung in Ei-
genregie ein. Umfangreiche Aufgaben-
gebiete sind die Wahrnehmung der Inter-
essen der Schutzwasserwirtschaft in
baubehördlichen, gewerberechtlichen
und wasserrechtlichen Verfahren, die
Unterstützung der Wasserverbände bei
ihren Instandhaltungsaufgaben, die Tä-
tigkeit als Gewässeraufsichtsorgan und
im übertragenen Wirkungsbereich - als
Bundeswasserbauverwaltung - die Mit-
wirkung bei der Verwaltung des Öffentli-
chen Wassergutes sowie die Vertretung
der Republik Österreich bei Maßnahmen
an Bundesflüssen und Grenzgewässern.
Die Erfüllung dieser Aufgaben erfolgt im
Rahmen der Abteilung B/3-A in den nach-
stehenden Fachbereichen:
• Bundes- und Interessentengewässer,
• Angelegenheiten der Wildbach- und
Lawinenverbauung,
• Wasserverbände,
• Donau, March und schiffbare Strecke
der Thaya,
• Grenzgewässer,
• Wiener Neustädter Kanal,
• Talsperrenaufsicht und
• Flußbauhof Plosdorf.
Niederösterreich wurde im Jahre 1990
von schweren Unwettern verschont. Un-
belastet von neuen Schadensereignis-
sen konnte daher das Hochwasserscha-
densbehebungsprogramm 1989 - 28
Schadensbehebungen an Interessenten-
gewässern mit einem Gesamterfordernis
von 36 Mio. Schilling und einem Landes-
beitrag von 10 Mio. Schilling - in den
Jahren 1989 und 1990 ausfinanziert und
auch baulich abgeschlossen werden. Mit
Jahresende 1990 stellt sich somit der Zu-
stand der niederösterreichischen Bäche
und Flüsse wieder so dar, wie er vor den
Hochwasserereignissen des Juli und Au-
gust 1989 gegeben war.
Als Schwerpunkte für die von der Abtei-
lung betreuten, in Durchführung stehen-
den vorbeugenden schutzwasserwirt-
schaftlichen Maßnahmen sind zu nen-
nen:

Gesamtbaukosten in Mio.S. _____________________
Bundesflüsse:
Leitha, Reg. Götzendort-Pischelsdort 24,2
Traisen, HW-SchutzStPölten,3.BA 10,0
Ybbs, Reg. Mündungsstrecke 24,2
Ybbs, Kavernensanierung Waidhofen 10,2
Interessentengewässer
Eibesbrunn HW-Schutz 18,3
HermbaumgartenHW-Schutzl.BA 16,2
Jedenspeigen HW-Schutz 12,3
Karlsbad), Reg. Karlsbach 17,7
KautzenRHBIIImau 9,9
Piesting, Reg. Wollersdorf 2.BA 18,5
Sandgraben, Reg. Hollabrunn 16,0
Theyernbäche, Reg. Nußdorf 1.BA 34,0

Probleme 1990

Aus den Chroniken zahlreicher Gemein-
den wissen wir, daß schon vor Jahrhun-
derten hochwasserführende Flüsse und
Bäche die Menschen und ihr Hab und Gut
schwerstens bedrohten und zerstörten.
Und dies zu Zeiten, wo noch keine Regu-
lierungen den Ablauf eines Hochwassers
beschleunigten und eine Versiegelung
der Landschaft durch Verkehrsbauten
und Siedlungstätigkeit die Versickerung
noch nicht behinderte.
Bis vor etwa 15 Jahren waren die schutz-
wasserbaulichen Maßnahmen in der
Hauptsache darauf ausgerichtet, die
Siedlungs-, Wirtschafts- und Verkehrs-
räume vor den Verheerungen durch
Hochwässer zu schützen. Maßgebend
für die Gestaltung der Anlagen war die
schadlose Abfuhr von selteneren Hoch-
wässern. Auf die Ausbildung der Fließge-
wässer für die langdauernden Normal-
und Niederwasserperioden wurde weni-
ger Wert gelegt. Es wurden möglichst
wenig Grund beanspruchende Bauwei-
sen mit strenger Linienführung gewählt,
um eine Ausweitung der landwirtschaftli-
chen Produktionsflächen und der Sied-
lungsräume zu erreichen. Auf die Umwelt
und auf die Einpassung von schutzwas-
serwirtschaftlichen Maßnahmen in die
Landschaft wurde weniger Rücksicht ge-
nommen.
Seit den siebziger Jahren hat ein Umden-
ken der Bevölkerung und damit auch in
den Planungen der Schutzwasserwirt-
schaft stattgefunden. Bei der Projektie-
rung und der Bauausführung wird ver-
sucht, einen annehmbaren Kompromiß
zwischen den ökologischen Erfordernis-
sen und den berechtigten Wünschen der
Bevölkerung nach Schutz vor Verheerun-
gen durch Überschwemmungen zu errei-

Schutzwasserbau
(B/3-A)

Tätigkeiten und Schwerpunkte
1990
Der Arbeitsumfang der Abteilung B/3-A
umfaßt vor allem jene Maßnahmen, die
auf einen möglichst wirtschaftlichen

Hochwasserschutz für Wohn-, Sied-
lungs- und Industriegebiete sowie der
landwirtschaftlich intensiv genutzten Zo-
nen unseres Bundeslandes hinzielen. Er
beginnt bei der Bearbeitung diesbezügli-

117



Wasser-, Land- und Forstwirtschaft

wand nach heutigem Preisniveau von rd.
970 Schilling Mio. und der Landesbeitrag
hiezu wurde mit rd. 330 Mio. Schilling
errechnet.  Eine Real is ierung dieser
Großbauvorhaben ist nur bei einer Erhö-
hung der zukünftigen Landesbeiträge
oder Heranziehung anderer Finanzie-
rungsformen möglich. Da für 1991 eine
Anhebung der Landesmittel von rd. 12 %
vorgesehen ist, soll mit zwei Großbauvor-
haben in Krems und Schwechat begon-
nen werden.
Weiters wurden jene Flußabschnitte zu-
sammengestellt, bei denen eine Renatu-
rierung sinnvoll ist. Demnach sind solche
Maßnahmen an rd. 380 km Fließgewäs-
ser mit Gesamtkosten von rd. 660 Mio.
Schilling zweckmäßig. Wenn durch die in
Aussicht genommene Novelle des Was-
serbautenförderungsgesetzes Rückbau-
maßnahmen förderungsfähig gestellt
werden, wird es großer Anstrengungen
des Landes bedürfen, die hiefür notwen-
digen Landesmittel von rd. 260 Mio.
Schilling in einem über Jahrzehnte lau-
fenden Programm aufzubringen.

densanfälligkeit der Bewirtschaftungsfor-
men;
• Anwendung naturnaher, landschafts-
gerechter und wirtschaftlich sparsamer
Bauformen zur Erreichung einer mög-
lichst großen Schutzwirkung mit mög-
lichst kleinen Eingriffen in das natürliche
Geschehen;
• vorbeugende Ordnung des Gewäs-
sernetzes anstelle nachträglicher Scha-
densbehebung.
Diese Zielvorstellungen sind eng mit de-
nen der Raumordnung verknüpft. Die Er-
stellung von Grundsatzkonzepten und
Gefahrenzonenplänen sowie die Einbin-
dung der daraus resultierenden Ergeb-
nisse in die Flächenwidmungspläne der
Gemeinden ist verstärkt durchzuführen.
Für Siedlungen und Wirtschaftsanlagen
wird im allgemeinen die Gewährleistung
eines Schutzes bis zu Hochwasserereig-
nissen mit hundertjährlicher Häufigkeit
anzustreben sein, für gewässernahe Be-
reiche mit land- und forstwirtschaftlicher
Nutzung wird vielfach ein Schutz vor
Hochwässern drei- bis fünfjährlicher Häu-
figkeit ausreichend sein. Hochwasser-
schutzmaßnahmen werden sich daher
vermehrt auf Siedlungsgebiete erstrek-
ken.
In jedem Einzelfall wird zu prüfen sein, ob
der Hochwasserschutz durch Hochwas-
serrückhaltemaßnahmen anstelle von li-
nearen Maßnahmen zu erreichen ist. Der
Erhaltung und Instandhaltung sowohl von
regulierten als auch von natürlichen Ge-
wässern wird weiterhin verstärkte Auf-
merksamkeit zugewendet werden. Im
Rahmen der Erhaltungsarbeiten sind
Maßnahmen zur besseren Einbindung
von alten Regulierungen in die Land-
schaft vorgesehen. Revitalisierungsmaß-
nahmen, die den Rückbau von derzeit
aus der Sicht des Hochwasserschutzes
funktionsfähigen Anlagen beinhalten,
können nach dem Wasserbautenförde-
rungsgesetz 1985 derzeit vom Bund nicht
finanziert werden. Eine vom Bund in Aus-
sicht genommene Novellierung soll hier
Abhilfe schaffen.
Die Abteilung hat im Jahre 1990 für die
beantragten, unbedingt notwendigen
Normalbauvorhaben (Bauvolumen unter
20 Mio. Schilling) ein 10 Jahresbaupro-
gramm erstellt. Dieses kann mit etwa
gleichbleibenden bzw. entsprechend den
Baukostensteigerungen valorisierten
Landesmitteln, unter Berücksichtigung,
daß so wie bisher etwa 1/3 der verfügba-
ren Mittel für die Erhaltung eingesetzt
werden, realisiert werden.
Eine Auflistung der anstehenden, förde-
rungsfähigen Großbauvorhaben (Bauvo-
lumen über 20 Mio. Schilling) ergab 20
Maßnahmen mit einem Gesamtbauauf-

chen. Bei den naturgemäß meist gegen-
sätzlichen Standpunkten der Anrainer
und der Vertreter des Naturschutzes war
es nicht immer möglich, Maßnahmen
konfliktfrei durchzuführen.
Im Jahre 1990 wurde, wie auch schon in
den Vorjahren, den Hochwasser-Rück-
halteanlagen gegenüber den linearen
Regulierungen der Vorrang eingeräumt.
Weitere Rückhalteanlagen, insbesonde-
re im Weinviertel, konnten baulich abge-
schlossen werden. Die Gesamtzahl der
Hochwasserrückhaltebecken in NÖ hat
sich damit auf 95 Anlagen erhöht.
Ein großes Problem stellt die Finanzie-
rung der notwendigen schutzwasserbau-
lichen Maßnahmen nach dem Wasser-
bautenförderungsgesetz dar. Die vom
Bund zur Verfügung gestellten Mittel
stammen zum Großteil aus dem Kata-
strophenfonds und haben daher, wegen
des kausalen Zusammenhanges mit den
Erträgen der Lohn- und Einkommensteu-
er, eine relativ stark steigende Tendenz.
Im Gegensatz dazu müssen die Landes-
und lnteressenten-(Gemeinde-)mittel im
Rahmen der ordentlichen Budgets aufge-
bracht werden und weisen eher eine fal-
lende Tendenz auf.
Es konnte daher bei den Interessenten-
gewässern auch im Jahre 1990 das aus
der Sicht der zur Verfügung stehenden
Bundesmittel mögliche Bauvolumen im
Schutzwasserbau nicht erreicht werden.

Ziele 1991

Wenngleich alle Planungen von den örtli-
chen Gegebenheiten her unterschiedli-
che Parameter aufweisen, sind doch die
Zielvorgaben, die in einer umweltbewuß-
ten Zeit an ein Projekt des Schutzwasser-
baues und an die Konsequenzen der in
die Natur umgesetzten Planungen ge-
stellt werden, immer dieselben.
Diese Zielvorgaben können wie folgt for-
muliert werden:
• Ausgleich zwischen extremen Hoch-
wasser- und Niederwasserabflüssen
durch Schaffung von Speichern zwecks
optimaler Nutzung des verfügbaren Was-
sers;
• Vermeidung von Maßnahmen, die den
Wasser- und Geschiebeabfluß unnötig
intensivieren;
• klare Abgrenzung der Abfluß- und Ge-
fährdungsräume der Gewässer von den
Intensivzonen der Besiedlung, der Wirt-
schaft und des Verkehrs;
Schutz der Intensivzonen vor vermeidba-
ren Wasserverheerungen;
• Anpassung der Bewirtschaftung ge-
wässernaher Zonen an die Möglichkeit
exzessiver Abflüsse unter Berücksichti-
gung der Widerstandskraft und Scha-

Statistik und Detailbeschreibung

Bundes- und Interessentengewässer

1990 s tanden  217 Bauvorhaben in
Durchführung, und zwar an Interessen-
tengewässern 175, an den Bundesflüs-
sen 42 Bauvorhaben. Hiebei wurden 159
Kilometer Flußstrecken Erhaltungsarbei-
ten durchgeführt bzw. neue Hochwasser-
schutzanlagen geschaffen. Im Zuge die-
ser Bauvorhaben wurden 13 Hochwas-
serrückhaltebecken, 8 Brücken und Ste-
ge sowie 2 Sohlstufen errichtet.

(in Mio. Schilling) 1989 1990

Bundesmittel für Bauar-

beiten 92,248 88.051

davon für Maßnahmen an:

Bundesflüssen 31,635 25.733

Interessenten-

gewässer 60,613 62.318

Mittel des Landes NÖ
für den Schutzwasser-
bau 38,993 40.925

Bauvolumen
(einschließlich Interes-
sentenbeitr.) ca. 153,200 153.600

Angelegenheiten der Wildbach- und
Lawinenverbauung

Im Jahre 1990 standen Landesmittel in
Höhe von 11 Mio. Schilling zur Verfügung
(Landesmittel 1989 10 Mio. Schilling).
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Da der Landesbeitrag zu den einzelnen
Bauvorhaben durchschnittlich etwa 18 %
beträgt, errechnet sich für das Jahr 1990
ein Gesamtbauvolumen in der Höhe von
61,1 Mio. Schilling, welches für die Ver-
bauung von Wildbächen in Niederöster-
reich eingesetzt wurde.

Wasserverbände

Seit Jahresbeginn 1990 haben 68 Was-
serverbände satzungsgemäß Erhal-
tungsarbeiten an Bächen durchgeführt.
Im Rahmen dieser Arbeiten wurden von
den Verbänden zu Jahresbeginn 27,3
Mio. Schilling veranschlagt. Bei 18 Ver-
bänden ist das Land Niederösterreich
Mitglied und hat hiefür Pflichtausgaben in
Höhe von 3,88 Mio. Schilling bereitge-
stellt. Die übrigen 50 Wasserverbände
erhalten je nach Bedürftigkeit alternie-
rend Subventionen in der Höhe von
30.000 bis 100.000 Schilling.

Donau, March und schiffbare Strecke der
Thaya

In der niederösterreichischen Donau-
strecke sind 1990 keine nennenswerten
Hochwasserereignisse zu verzeichnen
gewesen. Die Tätigkeit der Donauhoch-
wasserschutz-Konkurrenz (DHK) i s t
durch das Bundesgesetz über die Bil-
dung einer Donauhochwasserschutz-
Konkurrenz, BGBl.Nr. 371/1927 in der
Fassung BGBl.Nr. 95/1934, bzw. gleich-
lautende Landesgesetze umrissen und
erstreckt sich auf die Erhaltung der auf-
grund der seinerzeitigen Donauregulie-
rungsgesetze ausgeführten Schutz- und
Dammbauten im Bereich von Krems bis
zur Landesgrenze bei Hainburg auf die
Erhaltung, den Betrieb und die Verwal-
tung der damit zusammenhängenden
Anlagen und Grundflächen und auf die
Dammverteidigung im Hochwasserfall.
Partner der DHK sind der Bund und die
Bundesländer Niederösterreich und
Wien. Geschäftsführende Stelle ist die
Wasserstraßendirektion. Die Tätigkeit
der DHK im Bereich des Bundeslandes
Niederösterreich betrifft: Sanierung der
Hochwasserschutzmauer in Hainburg,
Umbau und Erweiterung der Hochwas-
serexpositur Orth Sanierung des Stemp-
felbachsieles im Marchfeldschutzdamm
und Planungsarbeiten Neubau Zaineth-
brücke in Schwechat.
Die Zielvorgaben in der DHK waren durch
den Haushaltsplan der DHK für 1990, der
vom Ausschuß der DHK beschlossen
worden ist, gegeben. Für den Bereich der
Donau kann als generelle Zielvorgabe die
Wahrung der wasserwirtschaftlichen In-
teressen Niederösterreichs bei allen Bau-

damm-Wasserverbände Angern-Hohe-
nau und Marchegg-Zwerndorf sowie des
Thaya-Wasserverbandes Hohenau-
Bernhardsthal. Bei diesen drei Verbän-
den ist das Land Niederösterreich Mit-
glied. Damit ist eine entscheidende Mit-
wirkung bei der Verbandsarbeit durch die
Vertreter des Landes gegeben.
Das im Zusammenhang mit der Thaya-
dammregulierung stehende Bauvorha-
ben "Thaya HW-Schutzdamm Hohenau-
Bernhardsthal" ist zum Großteil fertig- ge-
stellt. Eine etwa 2 km lange Dammlücke
in der KG Rabensburg konnte wegen des
zwischenzeitlich erlassenen Naturschutz-
gebietes "Rabensburger Thayaauen"
mehrere Jahre lang nicht geschlossen
werden. Im Jahre 1989 ist es gelungen,
das gütliche Einvernehmen für eine Tras-
senverlegung mit den Grundeigentümern
herzustellen und die Kosten für die da-
raus resultierenden Entschädigungen zu
finanzieren. Die Bauarbeiten wurden im
Frühjahr 1990 öffentlich ausgeschrieben
und an den Bestbieter vergeben. Die Ar-
beiten sind 1990 abgeschlossen worden.

vorhaben und geplanten Maßnahmen,
die an der oder in der Donau durchgeführt
werden sollen, genannt werden.
Zum Schutze der Gemeinden nördlich
der Donau zwischen Stockerau und Gra-
fenwörth gegen Donauhochwässer wur-
de der "Donauhochwasserschutz-Was-
serverband Tullnerfeld-Nord" gegründet.
Mitglieder dieses Wasserverbandes sind
die Gemeinden Stockerau, Hausleiten,
Stetteldorf/Wagram, Tulln, Absdorf,
Königsbrunn/Wagram, Kirchberg/Wagram
und Grafenwörth. Derzeit wird von einem
Zivilingenieurbüro - unter Einbeziehung
des mathematischen Abflußmodells der
Donau (Donaukraft) - ein Hochwasser-
schutz-Projekt für den Verbandsbereich
erarbeitet. Unter Einbeziehung der zu
schützenden Gemeinden wurde eine
neue Variante untersucht. Die Planungs-
arbeiten stehen vor dem Abschluß.
Der bestehende rd. 16 km lange Hoch-
wasserschutzdamm, der den Polder
Theiß umschließt, wurde auf eine Länge
von rd. 5.700 m unter Einsatz eines Rüt-
teldruckgerätes verdichtet und stabili-
siert. Die Rütteldruckarbeiten sind abge-
schlossen. Im Bereich des Kraftwerkes
Theiß der EVN wurden noch Injektionsar-
beiten durchgeführt. Die Planungsarbei-
ten für die Anpassung (geringfügige Er-
höhung) der Dammkrone an das neue
Erfordernis wurden vergeben.
Bei den Neu- und Umbauten sowie bei
den Instandsetzungen von Rollfähren,
Hafen- und Ländeneinrichtungen besteht
die Tätigkeit in der Förderung der
Schiffahrt durch Gewährung von Landes-
beihilfen für die Betriebsabgänge von
Rollfähren und durch Zuteilung von zin-
senlosen Darlehen des Landes für was-
serbauliche Maßnahmen und verkehrs-
technische Einrichtungen im Donauhafen
Krems. Anträge der Marktgemeinde Wei-
ßenkirchen und der Marktgemeinde
Spitz/Donau um Gewährung einer Lan-
desbeihilfe für große Abgänge aus ihrem
Rollfährenbetrieb wurden bewilligt. Durch
die Förderung von Rollfähren, die von
Gemeinden betrieben werden, sollen die-
se in die Lage versetzt werden, den für
die Nahkommunikation und den Frem-
denverkehr überaus wichtigen Rollfäh-
renbetrieb trotz durchwegs defizitärer
Gebarung aufrecht zu erhalten.
Der Kremser Hafen- und Industriebahn
GesmbH, wurde im Jahre 1989 ein Dar-
lehen für die Herstellung von Lagerplatz-
befestigungen im Hafen Krems bewilligt
und eine 1.Rate zur Anweisung gebracht.
Im Jahre 1990 wurde eine 2. Rate dieses
Darlehens überwiesen.
Die Tätigkeit bei der March und schiffba-
ren Strecke der Thaya besteht in der
technischen Betreuung der Marchschutz-

3

Grenzgewässer

Aufgabe bei den Grenzgewässern ist es,
eine geordnete Wasserwirtschaft in den
Grenzräumen zur CSFR im Sinne des
Hochwasserschutzes, der Regulierung
des Bodenwasserhaushaltes und der
Wasserversorgung von, Siedlungen und
Industrie sicherzustellen. Weiters sind
der Charakter und die Erkenntlichkeit der
nassen, festen Staatsgrenze gegenüber
der CSFR zu erhalten.
Diese Aufgaben werden unter Wahrung
der Interessen des Landes Niederöster-
reich von Vertretern der Abteilung B/3-A
ausgeführt, die als Experten an Bespre-
chungen und Tagungen teilnehmen.
Einen Schwerpunkt dieser Tätigkeit stellt
die jährliche Tagung der Österreichisch-
Tschechoslowakischen Grenzgewässer-
kommission (GGK) dar. Im Rahmen die-
ser Tagung wird über die im abgelaufe-
nen Jahr erbrachte Tätigkeit berichtet
und das für das laufende Jahr erforderli-
che Arbeitsprogramm erstellt.
Die 21.Tagung der GGK fand in der Zeit
vom 26.März bis 6.April 1990 in Bratisla-
va statt. Dabei wurden unter anderem die
zwischenstaatlichen Kollaudierungen
und Abrechnungen der Maßnahme "Ver-
waltung, Betrieb und Erhaltung des Gur-
witzer-Wehres und des Thaya-Mühlba-
ches", die Abrechnung der "Funkwarnan-
lage Talsperre Frain-Hardegg" für das
Jahr 1989 und anderer wasserbaulicher
Maßnahmen genehmigt.
Weitere Schwerpunkte der Tätigkeit im
Rahmen der GGK sind die Mitwirkung in
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• Hochwasserrückhaltedamm Kronsegg
(Gemeinde Langenlois/Loisbach)
Die von den Wasserberechtigten an den
Talsperren und Staubecken im Jahre 1989
durchzuführenden Messungen und abzu-
fassenden Berichte wurden bearbeitet und
im Jahre 1990 an die Staubeckenkommis-
sion beim Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft weitergeleitet
Beim Hochwasserrückhaltebecken Krons-
egg wird weiterhin ein umfangreiches Be-
obachtungsprogramm abgewickelt. Die er-
mittelten Messungen ergaben normale
Werte. Das geplante Sanierungsprojekt
wurde noch nicht in Angriff genommen.
Laut Schreiben der Zentralanstalt für Me-
teorologie und Geodynamik hatten die
gemessenen Erdbebenwellen im Bereich
der Kamptalsperren keinerlei nachteili-
gen Wirkungen auf die Bauwerke.
Unter Teilnahme eines Vertreters der Tal-
sperrenaufsicht des Amtes der NÖ Lan-
desregierung fand eine Erprobung der
Grundablässe der Sperrenbauwerke
statt. Bei der T alsperre Ottenstein löste
sich das untere Hubseil von der Damm-
tafel, wodurch es zu einem Schnellschluß
des Grundablasses kam. Mit Hilfe von
Tauchern wurde die Dammtafel gehoben
und wird derzeit überprüft und überholt.
Über Empfehlung der Staubeckenkom-
mission werden seitens der EVN die
Hochwasserentlastungsanlagen teilwei-
se erneuert und an ein Ereignis eines
HQsooo angepaßt. Die hiefür erforderli-
chen wasserrechtlichen Bewilligungsver-
handlungen fanden bereits im Oktober
1990 statt. Zusätzlich sind Fernsteue-
rungsanlagen in der Zentrale in Stratzdorf
geplant.
Vom Staudamm Wolfsgraben (Wiener-
waldstausee) wurden seitens der Stadt-
gemeinde Wien keine besonderen Vor-
fälle gemeldet.

Flußbauhof Plosdorf

Der Beschäftigungsstand im Flußbauhof
Plosdorf beträgt derzeit 19 Arbeitskräfte
(1 Bauhofverwalter, 18 Bedienstete), die
als Gerätefahrer bzw. mit der Überholung
von Maschinen, Werkzeugen und Gerä-
ten voll beschäftigt werden.
Die Einnahmen des Flußbauhofes Plos-
dorf betragen im Jahre 1990 rund 14.68
Mio. Schilling. Dem stehen Ausgaben
von rund 14.86 Mio. Schilling gegenüber.
Der Abgang wurde aus Rücklagen ge-
deckt.

Räumungsarbeiten erfolgten insbeson-
dere in Wiener Neustadt, und abschnitts-
weise in der gesamten Fließstrecke bis
Kottingbrunn.
Wie im Vorjahr bereits festgestellt, sind
die Querungsobjekte des Wiener Neu-
städter Kanals mit der Warmen Fischa
und dem Keböach undicht und bedürfen
daher dringend einer weitergehenden
Sanierung.
In verschiedenen Studien der zuständi-
gen Abteilung für Siedlungswasserbau
(Abteilung B/3-C) für den Raum südlich
von Wien, wird der Wiener Neustädter
Kanal als möglicher Vorfluter für die ge-
reinigten Abwässer zentraler Kläranla-
gen angeführt. Es wird daher zu prüfen
sein, inwieweit der Wiener Neustädter
Kanal unter Beibehaltung seines derzei-
tigen Charakters für derartige Zwecke
herangezogen werden kann.
Probleme verursachen nach wie vor die
in den Jahren 1936/37 errichteten sieben
Kleinkraftwerke, deren Lebensdauer als
erschöpft angesehen werden kann. We-
gen häufiger Reparaturarbeiten und des
Ausfalls zweier Turbinen über einen län-
geren Zeitraum und wegen des geringen
Wasserdargebotes im Sommer (Verluste
durch Wasserentnahmen) betrug die
Stromproduktion im Jahre 1990 nur rd.
698.000 Kilowattstunden.
Die für die Erhaltung des Wiener Neu-
städter Kanals derzeit bereitgestellten
Landesmittel sind gerade ausreichend,
um die notwendigsten Instandhaltungs-
arbeiten an den Kanalanlagen durchfüh-
ren zu können. Darüber hinaus wird für
notwendig erachtet, durch laufende In-
standsetzungsprogramme und deren
entsprechende Dotierung die Vorausset-
zung für die ordnungsgemäße Erhaltung
der Anlagen des Kanals (Schleusen, Hal-
tungen, Kanalbrücken, Kleinkraftwerke)
zu schaffen. Ziel der Verwaltung des Wie-
ner Neustädter Kanales für die folgenden
Jahre muß daher sein, dem Verfall der
Anlagen Einhalt zu gebieten und den Er-
haltungszustand des Wiener Neustädter
Kanales allmählich zu verbessern.

Talsperrenaufsicht

Die Überwachung erstreckte sich auf fol-
gende Anlagen:
• Talsperre Ottenstein (EVN/Kamp),

• Talsperre Dobra (EVN/Kamp),

• Talsperre Thurnberg (EVN/Kamp),

• Talsperre Erlaufklause (EVN/Große
Erlauf),
• Staudamm Wolfsgraben (Wien/Wien-
fluß),

den Arbeitsgruppen für die Thayaregulie-
rung und für die hydrologische Studie
über die Festlegung der natürlichen und
minimalen Abflüsse in der March und der
Thaya. Die Bauarbeiten zur Schließung
der Dammlücke auf österreichischer Sei-
te in Rabensburg wurden ebenfalls be-
handelt.
Das Dammsystem auf tschechoslowaki-
scher Seite ist fertiggestellt, die wasser-
recht l iche Überprüfungsverhandlung
fand bereits statt.
Im April 1990 fand die ßO.Tagung der
Grenzkommission in Prag statt. Die
31.Tagung wurde im November in Wien
abgehalten. Eine gemeinsame Grenzbe-
sichtigung wurde im September dieses
Jahres durchgeführt. An diesem Treffen
haben Vertreter der Abteilung zeitweilig
teilgenommen.

Wiener Neustadter Kanal

Die Tätigkeit dieses Fachbereiches um-
faßt die Durchführung und Überwachung
der Erhaltungs- und Instandsetzungsar-
beiten des im Eigentum des Landes Nie-
derösterreich stehenden Wiener Neu-
städter Kanals.
Die Verwaltung des Wiener Neustädter
Kanals wird von der Abteilung B/3-A in
technischer Hinsicht und hinsichtlich fi-
nanzieller Belange auch unter Mitwirkung
der Landesbuchhaltung, Abteilung 4,
durchgeführt.
Die Erhaltung der rd. 36 Kilometer langen
Kanalstrecke und des 7 Kilometer langen
Katzelsdorfer Zuleitungsgerinnes ein-
schließlich der 34 Schleusen und 7 Ka-
nalbrücken (Querungsobjekte mit Gerin-
nen) wurde von zwei Kanalwärtern mit
Unterstützung des Eigenregiebautrupps
durchgeführt.
Neben der normalen ganzjährigen Erhal-
tungstätigkeit (Ziehen des Schlammgra-
ses, maschinelles und händisches Mä-
hen der Kanalböschungen, Turbinen-
dienst, Streckenkontrolle, Erhaltungsar-
beiten am Katzelsdorfer Zuleitungsgerin-
ne) bildete die diesjährige Hauptabkehr
vom 23.September bis 29.September
1990 einen Arbeitsschwerpunkt.
Unbedingt erforderliche Dichtungsarbei-
ten wurden in dieser Woche im Bereich
der Kanalbrücke über den Kehrbach in
Wiener Neustadt vorgenommen. Nach
Vorliegen eines statischen Gutachtens
wird sich entscheiden, ob noch eine Sa-
nierung (Kosten 500.000 Schilling bis
700.000 Schilling) möglich ist oder ob der
Neubau einer Kanalbrücke über den
Kehrbach (Kosten rd. 2,0 Schilling bis 2,5
Mio. Schilling) notwendig wird.
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Ab 1. Jänner 1991 werden keine neuen
Anträge entgegengenommen.

Bewässerung

Diese Maßnahmen dienen vor allem in
den niederschlagsarmen Regionen des
Bundeslandes zur Sicherung von gleich-
bleibenden Erträgen, der Qualitätssteige-
rung und der Verbesserung der Boden-
fruchtbarkeit und der Möglichkeit von Al-
ternativkulturen (Marchfeld) sowie der
Verhinderung der Verödung der Kultur-
landschaft durch nicht Bearbeitung (Ter-
rassenlandschaft in der Wachau).
Der Schwerpunkt auf dem Bewässe-
rungssektor liegt nach wie vor in den nie-
de rsch lagsarmen  N iede rungen  des
Marchfeldes, im Tullnerfeld, im südl. Wie-
ner Becken und vereinzelt im Laaer
Becken.
Seit vielen Jahren findet die wasserspa-
rende Tropfbewässerung lebhaftes Inter-
esse bei den Weinbaubetrieben in der
Wachau. Durch den Einsatz der Bewäs-
serungstechnik wurde es möglich, den
Terrassenweinbau und damit das Land-
schaftsbild in dieser Region zu erhalten.
Allgemein ist festzustellen, daß die Er-
gänzung des natürlichen Niederschla-
ges, durchaus mit der Ökologie im Ein-
klang stehend, in diesen Gebieten Vor-
aussetzung ist für die landwirtschaftliche
Produktion auch für die Alternativproduk-
tion und Erhaltung der Bodenfruchtbar-
keit.
Für rund 700 ha wurde die Bedeckung
des zusätzlichen Wasserbedarfes in der
Vegetationsperiode durch ökonomische
Wasseraufbringung geschaffen.

Regulierung kleiner Gewässer

Mit der Regulierung kleiner Gewässer
sollen häufige Überflutungen von land-
wirtschaftlich genutzten Kulturflächen
vermindert sowie im Bereiche von melio-
rativen Maßnahmen eine zweckdienliche
und den Naturhaushalt schonende Vor-
flut geschaffen werden. Ebenso berech-
tigt ist der Anspruch der Bevölkerung im
ländlichen Raum auf hochwasserfreie
Wohn- und Wirtschaftsgebäude, auf be-
festigte Ortsstraßen und auf ein anspre-
chendes Ortsbild.

Kulturtechnische Maßnahmen

Mit Beschluß der NÖ Landesregierung
vom 26. April 1988 wurde die Aktion "Na-
tur ums Dorf" in die Wege geleitet. Das
Land Niederösterreich unterstützt die
Schaffung und Verbesserung von land-
schaftsgestal tenden Elementen,  wie

Landwirtschaftlicher
Wasserbau (B/3-B)

Schwerpunkte 1 990

• Projektierung gegen Kostenersatz ge-
mäß den jeweils geltenden Vorschriften
sowie Projektsüberprüfungen,
• Mitwirkung bei Genehmigungs- und
Überprüfungsverfahren,
• Baufinanzierung, Bauausschreibung
und Bauvergabe,
• Bauaufsicht und Gebarungskontrolle,

• Bauabrechnung, Kollaudierung und
Liquidierung,
• Gutachten und Stellungnahme,

• Meliorationskataster sowie Aufsicht
und Betreuung der Wassergenossen-
schaften und Wasserverbände,
• Schaffung von Feuchtbiotopen im
Rahmen der Aktion Natur ums Dorf,
• Erhaltung von Feuchtwiesen.

Entwässerung

Diese Maßnahmen werden nur mehr dort
durchgeführt, wo im rein landwirtschaft-
lich genutzten Bereich der ökonomische
Einsatz von technischen Mitteln der
Landwirtschaft zu gewährleisten ist (zeit-
gerechte Bodenbearbeitung, Umstellung
auf Alternativkulturen, Erhaltung der Bo-
denfruchtbarkeit usw.). Grundsätzl ich
werden in ökologisch schützenswerten
Bereichen (Feuchtbiotope, Moore) keine
meliorativen Maßnahmen gefördert.
Der überwiegende Teil dieser meliorati-
ven Maßnahmen liegt in den landwirt-
schaftlichen Gebieten des Waldviertels in
den Bezirken Gmünd, Waidhofen, Horn
und Zwettl sowie im Viertel ober dem
Wienerwald, in den Bez i rken Melk,
Scheibbs und Amstetten.
In diesen Gebieten hat die Regelung des

Bodenwassergehaltes noch eine beson-
dere wirtschaftliche Bedeutung. Sie bil-
den die Voraussetzung für die Erhaltung
der Kulturlandschaft, wirken besitzfesti-
gend, ermöglichen den Maschinenein-
satz in ökonomischer Weise und vermin-
dern auch die Produktionskosten und si-
chern Arbeitsplätze.
Im Rahmen der Grenzlandförderung wer-
den in den nördlichen Zonen des Bundes-
landes diese Maßnahmen bevorzugt be-
handelt.
Die Anträge für meliorative Kleinmaßnah-
men wurden 1990 beträchtlich vermin-
dert, weil es möglich wurde, die wirt-
schaftlichen Nachteile durch Nichtmelio-
herung von ökologisch wertvollen Feucht-
flächen finanziell abzugelten.

Feuchtb iotope und d iverse Bepf lan-
zungsmaßnahmen. Im Berichtszeitraum
wurden ca. 160 Anträge behandelt.
Ebenfalls mit Beschluß der NÖ Landes-
regierung vom 13. Juni 1988 wurden die
Richtlinien zur Erhaltung von Feuchtwie-
sen beschlossen. Durch jährliche Aus-
gleichszahlungen des Landes soll die Er-
haltung von ökologisch schützenswerten
Feuchtflächen in den Fluren gefördert
und diese Flächen somit vor der landwirt-
schaftl ichen Intensivnutzung bewahrt
werden. Im Berichtszeitraum 1990 sind
ca. 420 Anträge behandelt und damit ca.
320 ha ökologisch wertvoller Wiesen ge-
schützt worden.

Probleme 1990

Probleme bei der Planung und Durchfüh-
rung sowie Finanzierung von Anlagen
des Landwirtschaftlichen Wasserbaues
ergeben sich unter anderem auch durch
den nicht vorhersehbaren Witterungsab-
lauf. Großteils sind diese Maßnahmen
nur in der vegetationsarmen Zeit durch-
führbar.
In vielen Fällen müssen die Arbeiten wäh-
rend der Vegetationszeit eingestellt wer-
den, sodaß praktisch nur der Spätherbst
und je nach Witterungsverlauf die Winter-
monate für die Arbeiten übrig bleiben. Bei
den Bewässerungsanlagen ergeben sich
Probleme bei der Beschaffung des erfor-
derlichen Wassers.
Die fortwährende Lohn- und Preisbewe-
gung, die zunehmende Anzahl von Vor-
anschlagspositionen sowie die ständig
sinkenden Förderungsbeiträge erschwe-
ren ebenfalls eine vorausschauende,
sich über mehrere Jahre erstreckende
Planung. Die Voraussetzung für einen
zügigen und ökonomischen Baufort-
schritt der bereits begonnen aber auch
der neu zu beginnenden Baumaßnah-
men ist, daß die entsprechenden Beiträ-
ge der öffentlichen Hand in den nächsten
Jahren zur Verfügung gestellt werden.

Ziele 1991

Neben der ordnungsgemäßen und zeit-
gerechten Behandlung und Abwicklung
der einlangenden Ansuchen um Förde-
rungen entsprechend den gesetzlichen
Bestimmungen wird es erforderlich sein,
den Landwirtschaftlichen Wasserbau im
Sinne der heutigen Erfordernisse zu ei-
nem Landschaftswasserbau umzuge-
stalten. Im ländlichen Raum soll eine in-
takte Kulturlandschaft geschaffen wer-
den, die sehr vielen, oft widersprüchli-
chen Anforderungen gerecht werden soll.
Einerseits soll der Landwirtschaft weiter-
hin - wenn auch mit mehr ökologisch

121



Wasser*, Land- und Forstwirtschaft

zwangsweise mit einer finanziellen Bela-
stung der Landesbürger verbunden sind.
Es wird noch mehr als bisher notwendig
sein, die nicht immer angenehmen was-
serwirtschaftlichen Tatsachen aufzuzei-
gen und durch eine objektive und von
Ambitionen freie Beratung dahingehend
einzuwirken, daß im wasserwirtschaftli-
chen Bereich Maßnahmen eingeleitet
und gesetzt werden, die auch in Zukunft
eine erfolgreiche wirtschaftliche Entwick-
lung des Landes gewährleisten.

Kreditverwaltung und allgemeine Angele-
genheiten

Mit LGBI. 1300-3 wurde der NÖ Landes-
Wasserwirtschaftsfonds geschaffen. Ge-
mäß § 14 (1) des zitierten Gesetzes ob-
liegt die Aufsicht des Fonds der Landes-
regierung. Entsprechend der Geschäfts-
einteilung des Amtes der NÖ Landesre-
gierung sind die damit verbundenen An-
gelegenheiten der Abteilung B/3-C zuge-
ordnet. Als Schwerpunkt in diesem Be-
reich kann das Bemühen gewertet wer-
den, die finanziellen und verwaltungsmä-
ßigen Angelegenheiten rasch und pro-
blemlos abzuwickeln, wobei der hohe
Verwaltungsaufwand bei den Vorhaben,
die durch den Bundes-Wasserwirt-
schaftsfonds und den NÖ Landes-Was-
serwirtschaftsfonds gefördert werden, die
zur Verfügung stehenden Mitarbeiter
mehr als auslastet.

Großräumige Siedlungswasserwirtschaft

Dieser Aufgabenbereich kann als Basis
der Tätigkeit der Abteilung hinsichtlich
einer technisch und wirtschaftlich sinn-
vollen Konzeption der Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung angese-
hen werden und äußert sich nicht nur in
der Empfehlung für entsprechende Pla-
nungen, sondern vor allem in der Erarbei-
tung der entsprechenden Entschei-
dungsgrundlagen. Der Umwelt- und
Wasserwirtschaftsfonds verlangt in je-
dem Fall bei der Beurteilung eines Antra-
ges um Fondsmittel eine Aussage dar-
über, ob die vorgelegte projektierte Lö-
sung die technisch und wirtschaftlich op-
timale und den Konzeptionen des Landes
voll entsprechende ist. Im Rahmen von
Studien werden regionale, überörtliche
und örtliche Lösungen für die Abwasser-
beseitigung und Wasserversorgung auf
Grund von eingehenden Untersuchun-
gen und Berechnungen vorgeschlagen.
Die Ergebnisse dieser Arbeit werden bei
den künftigen Planungen Berücksichti-
gung finden. Von diesen Studien werden
nicht nur die bisher nicht entsorgten Ge-
biete, sondern auch jene Landesteile er-

bei der Abwicklung von Vorhaben der
Wasserversorgung, Abwasserbeseiti-
gung, Feuerlöschanlagen, Heilvorkom-
men, Bäder, in technischer, wirtschaftli-
cher und organisatorischer Hinsicht.
• Ausarbeitung von Studien zur Festle-
gung der wasserwirtschaftlich sinnvoll-
sten Lösungsmöglichkeiten für Wasser-
versorgung und Abwasserbeseitigung.
• Projektierung von verhandlungs- und
baureifen Wasserversorgungs- und Ab-
wasserbeseitigungsanlagen. Die Ver-
rechnung der dafür auflaufenden Kosten
erfolgt entsprechend den bezüglichen Er-
lässen der Landesamtsdirektion. In der
Mehrzahl der Fälle werden jedoch diese
Planungsarbeiten auf Grund der Perso-
nalsituation im Auftrag der Gemeinden,
Wasserverbände oder Wassergenos-
senschaften im Einvernehmen mit der
Abteilung und unter Beachtung der von
dieser erstellten Planungskonzepte von
Ziviltechnikern durchgeführt.
• Die Überprüfung und Begutachtung
der von Wasserverbänden, Wasserge-
nossenschaften, Gemeinden, Betrieben
und sonstigen Antragstellern dem Um-
welt- und Wasserwirtschaftsfonds im We-
ge des Landeshauptmannes vorgelegten
Projekte und Förderungsanträge ent-
sprechend den Bestimmungen des Was-
serbautenförderungsgesetzes, BGBl. Nr.
148/1985.
• Die technische Begutachtung der An-
träge um Förderungsmittel aus dem NÖ
Landes-Wasserwirtschaftsfonds.
• Die Wahrnehmung der Aufgaben der
staatlichen Bauaufsicht entsprechend
den Durchführungserlässen des ehema-
ligen Bundesministeriums für Bauten und
Technik zum Wasserbautenförderungs-
gesetz.
• Die Bauabrechnung und Baukollau-
dierung gemäß § 31 des Wasserbauten-
förderungsgesetzes.
• Mitarbeit und Stellungnahme zu Ent-
würfen von Gesetzen, Verordnungen,
Richtlinien, Regelblätter und ÖNORMEN,
die die Siedlungswasserwirtschaft betref-
fen.
• Planung und Durchführung von hydro-
geologischen Aufschlüssen zur Grund-
wassererkundung und Grundwasserer-
schließung.
• Forschungsvorhaben gemäß § 2 lit. d
des NÖ Landes-Wasserwirtschafts-
fondsgesetzes.
Der derzeitige Zustand der Grund- und
Oberflächenwässer erfordert im verstärk-
ten Ausmaß Bemühungen und gezielte
Maßnahmen zu deren Schutz, um den
gesetzlichen Anforderungen für Trink-
wasser und Gewässergüte nachkommen
zu können. Diese Bestrebungen werden
nicht überall kritiklos akzeptiert, da sie

orientierten Mitteln - eine Produktion und
damit eine Einkommensmöglichkeit er-
halten bleiben, andererseits steigen die
Ansprüche an die Landschaft als Erho-
lungs- und Freizeitraum immer mehr. Da-
zu kommt, daß Fragen des Umweltschut-
zes und der Ökologie im vermehrten Aus-
maß zu berücksichtigen sind.
Aufgabe des Landschaftswasserbaus
muß es daher in Zukunft sein, bei der
Gestaltung dieser Kulturlandschaft mit-
zuwirken. Das Aufgabengebiet wird sich
in Zukunft vermehrt den Fragen einer
Verbesserung des Bodenwasserspei-
chervermögens, des flächenhaften Was-
serabflusses und der Gestaltung des klei-
nen Gewässernetzes zuwenden müs-
sen. Damit kann einerseits das vorhande-
ne Wasserdargebot wesentlich besser
genützt werden, andererseits kann die
Bodenerosion gestoppt und damit auch
der Eintrag an Nährstoffen in die Gerinne
bzw. ins Grundwasser verringert werden.
Weiters sind die kleinen Gewässer ein
wesentlicher Bestandteil der Landschaft
und es kann durch entsprechenden na-
turnahen Ausbau bzw. durch Rückbau
dieser Gerinne eine den heutigen Anfor-
derungen entsprechende Gestaltung die-
ser Landschaft mit all ihren positiven Aus-
wirkungen auf die Ökologie erreicht wer-
den.
Daraus ergibt sich zwangsläufig die For-
derung, vom rein Ökonom. Zweckdenken
wegzukommen. Man wird also die Maß-
nahmen des Landschaftswasserbaues in
Zukunft nicht an ihrem rein wirtschaft!.
Erfolg messen können. Das bedeutet,
daß die Förderungsrichtlinien neu gestal-
tet werden müssen, wie dies ja bereits bei
einigen neuen Aktionen (Neuanlage und
Erhaltung von Feuchtbiotopen) gesche-
hen ist.

Statistik

Zum Bauvolumen von 52,954.000 Schil-
ling für den Berichtszeitraum trug der
Bund 9,326.000 Schilling, das Land
16,410.000 Schilling und die Interessen-
ten 27,218.000 Schilling bei.

Siedlungswasser-
wirtschaft (B/3-C)

Tätigkeit und Schwerpunkte
1990

• Fachliche Beratung und Betreuung
von Gemeinden, Genossenschaften und
Verbänden sowie auch Einzelpersonen
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faßt, wo infolge der gestiegenen gesetz-
lichen Anforderungen an den Gewässer-
schutz bereits vorhandene Abwasserbe-
seitigungsanlagen weiter ausgebaut wer-
den müssen. Die Schwerpunkte für die
Vorbereitung und Planung von Abwas-
serbeseitigungsanlagen liegen nach wie
vor im Bereich der Donau, im Oberen
Ybbstal, im Bezirk Amstetten, im Wiener
Becken, im Lainsitztal, vor allem aber in
den ländlichen Gebieten nördlich der Do-
nau. Die Planung der Wasserversorgung
erfolgt vielfach im engsten Einvernehmen
und in Zusammenarbeit mit der NÖSI-
WAG. Untersuchungen und Planungen
erstrecken sich auf die Gebiete des Wald-
und Mostviertels, das südliche Tullnerfeld
und das Marchfeld, wo der größte Teil der
Gemeinden noch keine zentrale Wasser-
versorgung besitzt. Wegen der landes-
weit auftretenden Belastung der Grund-
wässer mit Nitrat, bildet die Erkundung
und Sicherung von Grundwasser- und
Quellvorkommen einen besonderen
Schwerpunkt des Aufgabenbereiches.

Wasserversorgung

In Anbetracht des hohen Anschlußgra-
des von rund 84 % der Bevölkerung an
öffentliche Wasserversorgungsanlagen
konnte bis vor kurzem angenommen wer-
den, daß die Vollversorgung der Bevölke-
rung in kurzer Zeit abgeschlossen wer-
den kann. Die bereits erwähnten Grund-
wasserqualitätsprobleme erfordern je-
doch ein Umdenken. Im Prinzip wasser-
reiche Gebiete werden durch die stufen-
weise Herabsetzung des Nitratgrenzwer-
tes zukünftig zu Wassermangelgebieten.
Vielfach stehen die erforderlichen Ersatz-
wassermengen von Natur aus nicht mehr
in der erforderlichen Qualität zur Verfü-
gung. Mehr als bisher wird es deshalb
notwendig sein, Aufbereitungsanlagen
zu bauen, um das vorhandene Wasser
als für den menschlichen Genuß geeig-
net abgeben zu können bzw. Verbundsy-
steme einzuführen. Die dazu notwendi-
gen Einrichtungen sind nicht nur in der
Anschaffung kostspielig, sondern stellen
auch im Betrieb der Anlagen einen be-
deutenden Kostenfaktor dar. So wie in
anderen Bundesländern ist auch in Nie-
derösterreich, vor allem in den Großge-
meinden und in jenen Landesteilen, wo in
den 50er und 60er Jahren Wasserversor-
gungsanlagen errichtet wurden, eine
zweite Ausbauphase eingetreten. Einzel-
anlagen werden zu größeren Versor-
gungsgruppen zusammengefaßt und an
leistungsfähige Wasserspender ange-
schlossen. Es ist unbestritten, daß groß-
räumige Anlagen nicht nur wesentlich be-
triebssicherer sind, sondern auch wirt-

schaftlicher betrieben werden können.
Die Ausbauschwerpunkte lagen bei der
Herstellung der Grundversorgung im
Wald- und Weinviertel und bei den Erwei-
terungs- und Ergänzungsarbeiten (Auf-
bereitungsanlagen) im Industrieviertel, in
dem fast sämtliche Bewohner an zentrale
Anlagen angeschlossen sind. Im Viertel
ober dem Wienerwald konzentrieren sich
die Bauarbeiten auf das Gebiet des Dun-
kelsteiner Waldes und den Bezirk Am-
stetten.

Abwasserbeseitigung

Dieser Fachbereich ist derzeit sowohl
hinsichtlich der Planung als auch der
Baudurchführung der umfangreichste. Es
ist eine Tatsache, daß die Wassergüte
unserer Vorflutgerinne durch die Umwelt-
einflüsse, vor allem die Einleitung von
ungereinigten Abwässern aus Siedlun-
gen und Betrieben noch immer stark be-
einträchtigt wird. Der Ausbau von ord-
nungsgemäßen Abwasserbeseitigungs-
anlagen stellt somit eine zwingende Not-
wendigkeit dar um den gesetzlichen An-
forderungen gerecht zu werden.
Vielfach wird mit dem Bau von Abwasser-
beseitigungsanlagen nur deshalb begon-
nen, weil infolge sanitärer Mißstände und
wegen unzulässiger Gewässerverunrei-
nigungen eine bescheidmäßige Ver-
pflichtung durch die Wasserrechtsbehör-
de erteilt wurde. In Ballungsgebieten ha-
ben sich vielfach die Gemeinden zu Ab-
wasserverbänden zusammengeschlos-
sen, die einen wesentlichen Beitrag zur
Reinhaltung der Gewässer leisten.
Auf Grund der bestehenden Gewässer-
güte und Wasserführung der Vorfluter
wird von den Wasserrechtsbehörden ei-
ne weitergehende Reinigung der Abwäs-
ser verlangt, wobei ein Reinigungseffekt
in Abhängigkeit von der zulässigen Ein-
wirkung auf die Gewässerbeschaffenheit
gemäß den Emissionsrichtlinien und den
vorläufigen Immissionsrichtlinien des
Bundesministeriums für Land- und Forst-
wirtschaft gefordert wird. Ein Ausbau-
schwerpunkt liegt im Wiener Becken, wo
die Verbände "Trumau-Schönau", "Stein-
feld-Hohe Wand", "Oberes Piestingtal",
"Wiener  Neus tad t -Süd" ,  "Oberes
Schwarzatal" und "Mittleres Schwarzatal"
sowie der Stadtgemeinde Mödling durch
ihre Maßnahmen einen wesentlichen
Beitrag zur Erhaltung der Güte des
Grundwassers leisten. Weitere Schwer-
punkte sind nach wie vor die Abwasser-
verbände "Mittleres Pielachtal", "Wiesel-
burg", "Ybbstal", "Oberes Urltal" und
"Raum Amstetten". Auch die Abwasser-
verbände des Wald- und Weinviertels wie
die Verbände "Krems/Donau", "Haugs-

dorf-Pernersdorf", "Horn", "Wagram-
West", "Wolkersdorf-Pillichsdorf-Groß-
engersdorf und "Raum Korneuburg" so-
wie "GAV Marchfeld" investieren große
Summen in den Ausbau ihrer Anlagen.
Zu den größten Bauvorhaben im Kläran-
lagenbereich zählen die regionale Ab-
wasserreinigung der Jungbunzlauer AG
und CO KG in Pernhofen, die Abwasser-
reinigung der Stadtgemeinde Groß En-
zersdorf, die Kläranlage der Stadtge-
meinde Mödling und der Zuckerfabrik
Tulln. Im Bereich der Verfahrenstechnik
der Abwasserreinigung werden in den
letzten Jahren im verstärkten Ausmaß
alternative, natürliche Systeme diskutiert.
Da die Meinungen über diese Verfahren
sehr unterschiedlich sind und verwertba-
re praktische Ergebnisse noch nicht vor-
liegen, hat die Landesregierung die Ein-
richtung einer Versuchsanlage in Man-
nersdorf/Leithagebirge beschlossen. Die
wissenschaftliche Betreuung dieses Vor-
habens wurde vom Institut für Wasser-
wirtschaft der Universität für Bodenkultur
wahrgenommen. Das Forschungsvorha-
ben wurde 1990 abgeschlossen, die Vor-
lage des Abschlußberichtes kann in ab-
sehbarer Zeit erwartet werden.
Die zur Feststellung der besten Lösungs-
möglichkeiten für eine geordnete Abwas-
serbeseitigung im "Raum südlich von
Wien" vom Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds und vom Land Niederöster-
reich an die Professoren Dr. Werner Biffl
und Dr. Werner Lengyel beauftragte Stu-
die wurde fertiggestellt.

Feuerlöschanlagen, Bäder

Im ländlichen Bereich, vor allem dort, wo
keine ergiebigen Grundwasservorkom-
men zur Verfügung stehen und auch
noch keine zentrale Wasserversorgung
eingerichtet werden konnte, ist es nach
wie vor notwendig, entsprechende
Löschwasserbehälter für eine wirksame
Brandbekämpfung einzurichten. Die
Baumaßnahmen erstrecken sich vor al-
lem auf das Waldviertel. Die Tätigkeit im
Aufgabenbereich "Bäder" beschränkt
sich wie bisher vor allem auf die Beratung
bei der Einrichtung notwendiger Bade-
wasseraufbereitungsanlagen.

Probleme 1990

Beim Ausbau der Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung macht sich weiter-
hin die angespannte wirtschaftliche Si-
tuation der Gemeinden in der Form be-
merkbar, daß zugesicherte Förderungs-
mittel des Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds wegen des schleppenden
und Bauzeitplänen nachhinkenden Bau-
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les, der Gmünder Bucht (inklusive Boh-
rungen und Brunnen);
• Mitarbeit bei der Zusammenhanger-
forschung der Nitratbelastung des
Grundwassers am Beispiel Hollern/Prel-
lenkirchen (abgeschlossen);
• Zusammenhangergründung der stei-
genden Nitratbelastung der WVA Ybbs/Do-
nau (abgeschlossen);
• Erforschung der relevanten geohydro-
logischen Zusammenhänge bei der Ver-
suchskläranlage Wallsee (abgeschlos-
sen);
• Umfassende geohydrologische Er-
kundung für Grundwassererschließun-
gen von Gemeinden und Genossen-
schaften oder fachliche Beurteilung der-
artiger Vorhaben:
• Beweissicherungsmaßnahmen bei
Eingriffen in den Grundwasserkörper und
Grundwasserhaushalt;
• Beistellung von geohydrologischen
Amtssachverständigen bei Wasser-
rechtsverhandlungen;
• Umfassende geohydrologische Er-
kundung und Einschätzung von Deponie-
standorten sowie von Altlasten;
• Untersuchungen der grenzüberschrei-
tende Grundwasserverunreinigung Kitt-
see - Berg

Hydrographie

• Verdichtung des Niederschlags- und
Temperaturmeßnetzes, verstärkter Ein-
satz von Schreibgeräten und Daten-
sammlern;
• Qualitative Verbesserung des Pegel-
netzes an den niederösterreichischen
Gerinnen um das Abflußgeschehen ge-
nauer erfassen zu können (Maßnahmen
gegen Einfrieren des Steigrohrschach-
tes, Sohlrampen zur Stabilisierung der
Gerinnesohle, Ausbau der Pegelhütten,
Installierung eines Telefonanrufpegelnet-
zes, Ausbau von Seilkrananlagen zur
Durchführung von Hochwassermessun-
gen
• Instandhaltung des bestehenden
Grundwassernetzes, Vertiefungsarbei-
ten an trocken gefallenen GW-Meßson-
den, Einrichtung von Temperaturprofil-
meßstellen im Tullnerfeld, Meßnetzver-
dichung in der Gmünder Bucht, Neuer-
richtung des Meßnetzes Zaya und Göl-
lersbachtales

Wasserstandsnachrichtendienst

Durchführung des täglichen Internationa-
len Wasserstandsnachrichtendienstes
Weiterführung des Pager-Rufdienstes für
den Hochwasserfall

Hydrologie (B/3-D)

Tätigkeiten und Schwerpunkte
1990

Entsprechend den zugewiesenen Aufga-
ben gliedert sich die Tätigkeit der Abtei-
lung B/3-D in folgende Hauptgebiete:

Oberflächenhydrologie

• Erarbeitung und Überprüfung des
Hochwasserkollektives aller niederöster-
reichischen Pegelstationen und Erstel-
lung von Hochwasserspendenlinien für
einzelne Flußgebiete.
• Weiterbearbeitung der Erstellung der
Niederwasserspenden der niederöster-
reichischen Gerinne (dient z.B. für die
Vorschreibung von Restwassermengen).
Bearbeitung zahlreicher Anfragen über
charakteristische Wasserführung und
über aufgetretene Starkregen.
• Digitalisierung der Wasserstands-
ganglinien des Jahres 1987 und Bearbei-
tung der Abflußbilanzen der Jahre 1986
bis 1987.
• Weiterbearbeitung einer Klimatogra-
phie von Niederösterreich, Statist. Aus-
wertung des Beobachtungskollektivs von
Ombrometerstationen hinsichtlich Jah-
resmaxima und Gewitterhäufigkeit und
Hagelereignissen (einschließlich Berück-
sichtigung des seit 1977 bestehenden
Sondermeßnetzes zur Starkregenbeob-
achtung) sowie Einsatz von Wippenmeß-
geräten zur Erfassung von Minutenrege-
nereignissen, Überprüfung der Starkre-
gen hinsichtlich der 100- jährigen Häufig-
keit und ihrer Verteilung in Niederöster-
reich. Räumliche und zeitliche Verteilung
von Starkregen und Einfluß auf das
Hochwassergeschehen.
• Stellung von hydrologischen Amts-
sachverständigen bei Wasserrechtsver-
handlungen.

Geohydrologie

• Bearbeitung der Anfragen über cha-
rakt. Grundwasserstände, Grundwasser-
strömungsrichtungen und Grundwasser-
abstandsgeschwindigkeiten;
• Zahlreiche geohydrologische Unter-
suchungen im Zusammenhang mit Pla-
nungen und Erweiterungen von Wasser-
versorgungsanlagen von Gemeinden,
Wassererschließungen für Bewässerun-
gen, Weiterführung der geohydrologi-
schen Regionaluntersuchungen des
Weinviertels, des Ybbstales, Karsthydro-
logie des Reisalpenstockes (Haibachtal)
und die Karsthydrologie des Helenenta-

fortschrittes nicht voll in Anspruch ge-
nommen werden können. Vielfach mußte
auf Grund von Folgekostenberechnun-
gen festgestellt werden, daß die Erfüllung
der behördlichen Aufträge eine kaum
mehr vertretbare finanzielle Belastung
der Bevölkerung im ländlichen Raum dar-
stellt. Ähnliche Verhältnisse werden fall-
weise auch bei Ausbaumaßnahmen zen-
traler Wasserversorgungsanlagen ange-
troffen. Der gestiegene Entsorgungsgrad
bei der Abwasserbeseitigung sowie die
immer weitergehenden Reinigungsmaß-
nahmen verursachen zwangsläufig einen
vermehrten Klärschlammanfall, dessen
Verwertung bzw. Beseitigung immer pro-
blematischer und kostenintensiver wird.

Ziele 1991

Trotz der derzeit vorhandenen Schwierig-
keiten besteht die Absicht, kurz- und mit-
telfristig die einwandfreie Versorgung der
niederösterreichischen Bevölkerung mit
einwandfreiem Trinkwasser sicherzustel-
len. Bei der Abwasserbeseitigung wird es
erforderlich sein, neben Neuerrichtungen
im ländlichen Raum auch bestehende
Abwasserreinigungsanlagen, überwie-
gend in den Ballungszentren dahinge-
hend umzubauen bzw. zu erweitern, daß
die nunmehr geltenden Reinigungsziele
erreicht werden können.
Infolge der begrenzt vorhandenen Förde-
rungsmittel wird eine nach Gewässer-
schutzprioritäten orientierte Ausbaurei-
henfolge erforderlich sein. Um die Zumut-
barkeit der zu erwartenden Folgekosten,
insbesonders für Abwasserbeseitigungs-
anlagen im ländlichen Raum gewährlei-
sten zu können, bestehen Bestrebungen,
die Förderungsmodalitäten des Umwelt-
und Wasserwirtschaftsfonds an jene des
NÖ Landes-Wasserwirtschaftsfonds an-
zugleichen.
Dabei ist vor allem an die Bereitstellung
von nicht rückzahlbaren Fondsbeiträgen
in Abhängigkeit zu den Folgekosten ge-
dacht.

Statistik 1990

Zur Förderung der Baumaßnahmen 1990
standen zur Verfügung:
• an Bundesmittel: ca. 1,6 Mrd. Schilling
als Darlehen und ca. 12,0 Mio. Schilling
als nicht rückzahlbarer Beitrag aus dem
Wasserwirtschaftsfonds;
• an Landesmittel: 130,0 Mio. Schilling:
• an Mittel aus Bedarfszuweisungen:
130,0 Mio. Schilling;
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Probleme 1990

Der verstärkte Einsatz der Datenverar-
beitung bei Gutachtenerstellung bezie-
hungsweise bei Studium über Verände-
rungen im Wasserkreislauf konnte im Be-
richtsjahr durch die derzeit noch nicht
realisierte Übermittlung des im Hydrogra-
phischen Zentralbüro aufliegenden auf
EDV gespeicherte Meßdatenkollektivs
noch nicht durchgeführt werden. Zusätz-
lich fehlt der Einsatz eines PC-fähigen
Geographischen Informationssystemes.
Weiters zeigte sich wiederum, daß viele
geohydrologische Probleme nur durch
Einbeziehung von Wassergüteparame-
tern behandelt werden können. Die Er-
stellung einer auch durch die Abteilung
B/3-D benützbaren Umweltdatenbank er-
scheint vordringlich. Derzeit stehen die
Gütedaten oft nur lückenhaft zur Einsicht
zur Verfügung. Die Errichtung einer rela-
tionalen Datenbank für die Erfassung des
Wasserkreislaufes ist vordringlich.

Ziele 1991
Auf dem Gebiet der Oberflächenhydrolo-
gie bestehen weiterhin folgende längerfri-
stige zu bearbeitende Ziele:
• die Untersuchung über Starkregener-
eignisse fortzuführen, um Aussagen über
die Eintrittswahrscheinlichkeit von Stark-

regen zu verbessern, die Erfassung von
Trockenperioden, der Niederschlagsver-
teilung und räumlich-zeitliche Varianz.
• Die charakteristischen Hochwasser-
abflüsse in Kleineinzugsgebieten durch
intensive Beobachtung und Auswertung
aufgetretener Ereignisse und durch den
Ausbau entsprechender Abfluß- und Nie-
derschlagsstationen besser zu erfassen.
Einsatz von Datensammlern zur Erfas-
sung der an der Fernmeldezentrale an-
stehenden Meßdaten.
• Zusammenhänge geophysikalischer
Natur zwischen Niederschlags- und Ab-
flußgeschehen (Abflußfrachtuntersu-
chungen, Erarbeitung von Abflußbeiwer-
ten. Trockenwetterabfluß);
• neue Methoden zur Charakterisierung
gebietsspezifischer Wasserführungen zu
erproben und EDV-Modelle einzusetzen.
Bei all diesen Untersuchungen sollen die
Möglichkeiten des, der Abteilung B/3-D
zur Verfügung stehenden Personalcom-
puter verstärkt genutzt werden.
Im Bereich der Geohydrologie wird nach
wie vor angestrebt, die im Rahmen von
Einzeluntersuchungen gewonnenen Da-
ten in Form eines Grundwasserkatasters
darzustellen. Desweiteren sollen auch in
diesem Gebiete die Möglichkeiten des
EDV-Einsatzes verstärkt genutzt werden.
Hiebei ist zunächst an die Erstellung von
Grund wasserschichtenplänen, Diffe-

renzplänen mittels Plotters gedacht, um
Veränderungen im Grundwasserhaus-
halt besser und schneller erkennen zu
können.
Da sich in den letzten Jahren, wie bereits
unter "Aufgetretene Probleme" erwähnt
wurde, immer häufiger die Fragestellung
der Ursachen von qualitativen Verände-
rungen bzw. Zuständen der Oberflächen-
wässer und Grundwässer ergeben hat,
diese qualitativen Veränderungen jedoch
nur in Zusammenschau mit der quantita-
tiven Zustandsänderung sinnvoll zu er-
fassen ist, wird in Zukunft auch eine Ein-
beziehung von relevanten Umweltpara-
metern (z.B. pH-Wert, Leitfähigkeit, Ni-
trat, Gesamthärte usw.) bei der Beobach-
tung des Meßnetzes angestrebt. Einzel-
ne ausgewählte Stationen sollten hierbei
hinsichtlich der umweltrelevanten In-
haltsstoffe eingehender beprobt und un-
tersucht werden. Hiefür müßte jedoch ei-
ne Aufstockung der derzeit zur Verfügung
stehenden Budgetmittel erfolgen.

Statistik 1990

Die 1990 zugeteilten Bundesmittel betru-
gen 3,794.000 Schilling. Die Höhe 'der
Landesmittel betrug 1,5 Mio. Schilling.

Wasserleitungsverbände (II/5)

Schwerpunkte 1990

Nachdem im Vorjahre das Gesetz über
den Wasserleitungsverband der Trie-
stingtal- und Südbahngemeinden geän-
dert worden ist, wurde dieser Wasserlei-

tungsverband bei der Überarbeitung sei-
ner Bescheidformulare beraten.

Ziele 1991

In den kommenden Jahren werden auch
die Gesetze überden Pittentaler Wasser-
leitungsverband und den Wasserlei-
tungsverband Ternitz und Umgebung zu
überarbeiten sein.

Wasserrecht, Schiffahrt (III/l)

Schwerpunkte 1990 • Badehütten im nördlichen Hochwas-
serabflußgebiet der Donau in den Ge-
meinden Tulln und Zeiselmauer;
• Kompostierungsanlagen und Feucht-
biotope;
• gezielter Einsatz der Gewässerauf-
sicht;
• Soforteinsätze aufgrund von tagesak-
tuellen Ereignissen und Medienberich-
ten;
• Überprüfung alter Wasserrechte zum
Zweck der Anpassung des Wasserbu-
ches an den aktuellen Stand;

• Wasserrechtsverfahren betreffend
Wasserversorgungsanlagen, insbeson-
dere NÖSIWAG und sonstige vom Was-
serwirtschaftsfonds geförderte Anlagen;
• Wasserrechtsverfahren betreffend
Abwasserbeseitigungsanlagen, insbe-
sondere von Abwasserverbänden; son-
stige vom Wasserwirtschaftsfonds geför-
derte Anlagen;
• Verfahren zur Anpassung von Abwas-
serbeseitigungsanlagen und Mülldepo-
nien an den derzeitigen Stand der Tech-
nik;

Wasserrecht
• Marchfeldkanal;
• Grundwasserverunreinigungen im (Ein-
zugs-) Bereich der Mitterndorfer Senke
(insbesondere Überprüfung von Müll- de-
ponien und Sanierung von Mißständen);
• Schwerpunktprogramm "Mitterndorfer
Senke";
• Donaukraftwerk Freudenau; Auswir-
kungen auf NÖ;
• Landwirtschaftliche Beregnungsanla-
gen im Wiener Becken;
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• intensive Mitarbeit im Rahmen der
österreichisch-tschechoslowakischen
Grenzgewässerkommission;
• weiterer Abbau des Vollzugsdefizites
auf dem Gebiet der Gewässerpolizei
durch gezielten Einsatz der Gewässer-
polizei (Umweltkobra);
• EDV-mäßige Erfassung des Wasser-
buches aufgrund der WRG-Novelle 1990;
• Landwirtschaftliche Beregnungsanla-
gen im Wiener Becken;
• Mitarbeit im Arbeitskreis 32 "Grund-
wasser" der Akademie für Umwelt und
Energie in Laxenburg ("Pilotprojekt Hol-
lern");
• Anpassung des NÖ Wasserleitungs-
anschlußgesetzes 1978 an die WRG-No-
velle 1990;

Schiffahrt
• Vollzug des Schiffahrtsgesetzes 1990;

• Vollzug der Schiffszulassungsverord-
nung 1990;
• Neuorganisat ion des Schiffszulas-
sungswesens;
• EDV-mäßige Bearbeitung von Schiff-
fahrtsangelegenheiten (Schiffsführer und
Zulassungen);
• EDV-mäßige Erfassung der Schiffs-
länden (Ländenkataster);
• Verordnungen betreffend die Schiff-
fahrt auf NÖ Seen und Flüssen (ein-
schließlich Donaualtarme);
• Umsetzung der Ergebnisse der Re-
form des Schiffsführerprüfungswesens;
• Überprüfung von Schiffahrtsanlagen;

• schiffahrtsrechtliche Regelung betref-
fend die Ennsstauseen im Einvernehmen
mit der OÖ Schiffahrtsbehörde;

• Ländenkataster;

• Verordnungsentwürfe betreffend die
Schiffahrt auf NÖ Seen und Flüssen.

Ziele 1991

Wasserrecht;
• Marchfeldkanal;

• Genehmigung von Kompostieranlagen;

• Donaukraftwerk Freudenau;

• weitere Erhebung von "Altlasten" in
bezug auf aufgelassene Mülldeponien;
• weiterer Grundwasserschutz im Be-
reich potenter Grundwasserkörper (Schwer-
punkte: Mitterndorfer Senke, Marchfeld,
Tullnerfeld);
• Überarbeitung bestehender Schutz-
gebiete;
• Überarbeitung der bestehenden Schon-
gebietsverordnungen auf Grund der
Wasserrechtsgesetznovelle 1990;
• Erlassung neuer Schongebietsverord-
nungen;
• Vorarbeiten betreffend Grundwasser-
sanierungsverordnungen nach Erlas-
sung der Schwellenwert Verordnung;
• weitere Verbesserung der Gewässer-
güte von Flüssen und Seen;
• Vollzug der Emissions- und Immis-
sionsverordnungen aufgrund der WRG-
Novelle 1990 (sofern diese im Jahre 1991
erlassen werden);
• Überprüfung der bewilligten Wasser-
benutzungsanlagen (Wasserversorgungs-
anlagen, Abwasserbeseitigungsanlagen,
Deponien, Teiche) in bezug auf ihre
Funktion, Auswirkung bzw. Wassergüte;

• Koordination der Abteilung mit den
Wasserrechtsbehörden I. Instanz (zwei
NÖ Wasserrechtsreferententage 1990);
• Arbeitsgruppe "WASSER", Altlasten
und Mitwirkung bei der Erfassung von
Altlasten (Verdachtsflächenkataster) und
Nitrat;
• abteilungsüberschreitende Behand-
lung der Grundwasserverunreinigungen
durch erhöhten Atrazin- und Nitratgehalt;
• M i ta rbe i t  in A rbe i t sk re isen  wie:
Feuchtbiotope, Marchfeldkanal, Umwelt-
datenbank, Deponie in Theresienfeld,
Feldberegnungen Mitterndorfer Senke,
Gewässerschutzprogramm, Organisa-
tionsschema Wasser und Neuorganisa-
tion der Abfallwirtschaft sowie Arbeits-
kreis 32 Grundwasser der Akademie für
Umwelt und Energie in Laxenburg ("Pilot-
projekt Hollern");
• Vollzug der Wasserrechtsgesetzno-
velle 1990, insbesondere auf dem Gebiet
des Wasserbuchdienstes, der Landwirt-
schaft etc.;
• Vorarbeiten zur EDV-mäßigen Neuge-
staltung des Wasserbuches.

Schiffahrt
• Vollzug des Schiffahrtsgesetzes 1990;

• Begutachtung zu Verordnungsentwür-
fen zum Schiffahrtsgesetz 1990;
• Vollzug der Schiffszulassungsverord-
nung 1990;
• Erprobung der EDV-mäßigen Erfas-
sung von Schiffahrtsangelegenheiten
(Schiffszulassungen etc.);
• Neuorganisation des Schiffsführerprü-
fungswesens;
• Überprüfung von Schiffahrtsanlagen;

Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft (B/9)

mit gemeinsamer Finanzierung durch
Bund und Land folgende wasserwirt-
schaftliche Studien bearbeitet:
• Zentrale Fäkalschlammentsorgung in NÖ

• Gewässerstudie Kamp

• "Feasibility Study im Bereich Mittern-
dorfer Senke", eine Datenerhebung und
Bewertung als Vorarbeit im Hinblick auf
die Durchführung einer mathematischen
Grundwassermodellierung
• Vorarbeiten für die Durchführung des
neuen Hydrographiegesetzes (Oberflä-
chen- und Grundwassergüte).
Über Finanzierung des Landes Nieder-
österreich alleine wurden verschiedene
wasserwirtschaftliche Studien zur Schaf-
fung von Beurteilungsunterlagen für Pla-
nungsaufgaben sowie die Sachverstän-
digentätigkeit bearbeitet, wie

Wasserwirtschaft,
wasserwirtschaftliches
Planungsorgan

Koordinierung der in Niederösterreich ge-
setzten wasserbaulichen Maßnahmen
zur ökologisch und wirtschaftlich optima-
len Nutzung der natürlichen Wasservor-
kommen in jenem Rahmen, der durch die
Bestimmungen des Wasserrechtsgeset-
zes gegeben ist. Für die Erreichung die-
ser wasserwirtschaftlichen Zielsetzung
stellen drei Arbeitsbereiche die dominie-
rende Tätigkeit des wasserwirtschaftli-
chen Planungsorganes dar:
• Erfassung und Bewirtschaftung der
Grund- und Quellwasservorkommen so-
wie Nutzung der Oberflächenwässer ein-

schließlich der damit verbundenen Güte-
fragen
• kommunale und gewerblich industriel-
le Abwasserwirtschaft
• Grundwassergütewirtschaft im Zu-
sammenhang mit der Materialentnahme
und der Abfallstofflagerung,
• Untersuchung von Gewässerverunrei-
nigungen.

Schwerpunkte und Probleme
Der Schwerpunkt liegt bei der Durchfüh-
rung räumlich begrenzter Detailuntersu-
chungen in quantitativer und qualitativer
Hinsicht.
Mit dem Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft wurden im Rahmen
des Wasserbautenförderungsgesetzes
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• Graphische Aufarbeitung von Meß-
werte über die Belastung der Mitterndor-
fer Senke mit Halogenkohlenwasserstof-
fe
• Wasserwirtschaftliche Untersuchung
im Bereich der Gmünder Bucht
• Vorarbeiten für die Einführung eines
geographischen Informationssystems im
Bereich der Wasserwirtschaft sowie
• Detailuntersuchungen in Bereichen
mit erhöhter Nitratbelastung des Grund-
wassers einschließlich Lösungsansätze
für eine Reduzierung des Nitrateintrages
(Korneuburger Becken, Fels/Wagram-
Tullnerfeld, St.Valentin).
Im Zusammenhang mit der neuen Was-
serrechtsgesetznovelle 1990, dem Um-
weltstrafrecht sowie neuerer Erkenntnis-
se der Wissenschaft und einer zuneh-
menden Sensibilisierung der Bevölke-
rung wurden weitere
• Untersuchungen über Grundwasser-
kontaminationen,
• Arbeiten im Hinblick auf die Festle-
gung von Punkten für die Durchführung
regelmäßiger Grundwasseruntersuchun-
gen,
• Gefährdungsabschätzungen von Ver-
dachtsflächen,
• sowie Ausarbeitung von Sanierungs-
maßnahmen (z.B. Bodenluftabsaugung
im Bereich der Fischer-Deponie) vorge-
nommen.
Diese Arbeiten werden gemeinsam mit
den wasserbautechnischen Amtssach-
verständigen durchgeführt.
Die EDV-unterstützte Evidenthaltung von
Grundwasserdaten mit dem Programm-
system "UW-Grundwasser" wurde weiter
fortgesetzt. Bisher sind ca. 1500 Meß-
punkte mit unterschiedlichen Datenrei-
hen eingespeichert und werden laufend
Auswertungen durchgeführt. Die im Was-
serrechtsgesetz normierte Verpflichtung
zu einer dem Stand der Technik entspre-
chenden Abwasserreinigung sowie das
gestiegene Umweltbewußtsein erfordern
im Bereich der Abwassertechnik beson-
dere Anstrengungen eine entsprechende
Lösung der Abwasserproblematik herbei-
zuführen. Zu diesem Zweck werden di-
verse Untersuchungen auch von bislang
weniger praktizierten Formen der Abwas-
serbehandlung durchgeführt. Derzeit in
Ausarbeitung sind:
• Abwasserbeseitigungskonzept im
Marchfeld
• Einfluß der Wasserqualität auf die Ni-
trifikation und Denitrifikation von Abwäs-
sern.
Das EDV-System "UK-Abwasser" zur
Bearbeitung von Kläranlagen einschließ-
'ich der Kontrolle und der Auswirkungen
auf den Vorfluter ist fertiggestellt und es

wurde mit Datenübernahmen bereits be-
gonnen.
Die Abfallwirtschaft und Abfallbeseiti-
gung wurde weiter in Richtung Optimie-
rung der Abfallwirtschaft bei Minimierung
der negativen Umwelteinflüsse fortge-
setzt. Im Rahmen der Umweltdatenbank
wurde das Programmpaket "UA-Ver-
dachtsflächen" entwickelt und erfolgt seit
Mitte 1989 eine Umstellung der "Müllkar-
tei" auf EDV-Basis. Diese Datei ist für die
Meldung von Verdachtsflächen nach
dem Altlastensanierungsgesetz eine
wichtige Hilfe. Bisher sind ca. 1800 Ver-
dachtsfächen aufgenommen, Auswer-
tungen werden entsprechend der Daten-
lage durchgeführt. Aufgrund der Bestim-
mungen des NÖ Abfallwirtschaftsgeset-
zes 1987 mußten die Abfallwirtschaftsbe-
richte der Gemeinden weiter aufgearbei-
tet werden und ist die Studie zur Erstel-
lung des NÖ Abfallwirtschaftskonzeptes
vor der Fertigstellung. Im Sinne dieses
Konzeptes ist der Auftrag zur Erstellung
von Abfallwirtschaftskonzepten im Indu-
strie- und Mostviertel ergangen. Außer-
dem wurden verschiedene Untersuchun-
gen im Zusammenhang mit Eignungsprü-
fungen von Deponiestandorten veran-
laßt, z.B.
• Studie für Deponiestandorte am West-
und Südrand des Südlichen Wr.Beckens
• Studie für mögliche Deponiestandorte
im Nördlichen Weinviertel
Im Hinblick auf einen umfassenden bzw.
zielführenden Grundwasserschutz wer-
den in Zusammenarbeit mit der Raumpla-
nung bei Materialentnahmen (Naß- und
Trockenbaggerungen) Abbaupläne für
einen flächenmäßig zusammenhängen-
den Abbau einschließlich Sanierung vor-
handener Entnahmebereiche erstellt. Im
Zusammenhang mit den Zielvorstellun-
gen des neuen Wasserrechtsgesetzno-
veile 1990 wurde an verschiedenen Ar-
beitskreisen mitgearbeitet und wurden
Vorarbeiten in Hinblick auf die Durchfüh-
rung neuer Bestimmungen geleistet.
Bei Fach- und Informationsveranstaltun-
gen wurden verschiedene Vorträge be-
züglich Wasser- und Abfallwirtschaft ge-
halten.

Ziele 1991

• Weiterer Ausbau der Datenbanksyste-
me "UW-Wasser" für alle Teilbereiche der
Wasserwirtschaft unter Berücksichtigung
des Aufbaues eines Landesinformations-
systemes,
• Bewältigung von Altlasten durch wei-
tere Dokumentation und Risikobeurtei-
lung. Diesbezüglich sind auch bereits
konkrete Sanierungsmaßnahmen hin-
sichtlich von Altlasten im Gange

• Weitergehende Sanierung großflächi-
ger Grundwasserkontaminationen vor al-
lem durch Lösungsmittel
• Bewältigung der neuen Aufgaben im
Rahmen der Vollziehung der Wasser-
rechtsgesetznovelle 1990.

Amtssachverständigen-
tätigkeit

Die technische Amtssachverständigentä-
tigkeit wird in die folgenden Gruppen un-
terteilt
• Wasserkraftanlagen, Wasserversor-
gungsanlagen, landwirtschaftlicher Was-
serbau, Flußbau, Bauten im Hochwas-
serabflußbereich, Wärmepumpen;
• Sand- und Schotterentnahmen, Müll-
und sonstige Ablagerungen, Grundwas-
serteiche, Lagerung und Leitung wasser-
gefährdender Stoffe;
• Abwassertechnik,
• Abfallwirtschaft,
• Technische Angelegenheiten des
Sonderabfallgesetzes,
• Chemie, chemische Technologie,
• Technische Binnenschiffahrt.
Die Sachverständigentätigkeit erstreckt
sich auf dem Gebiet der Wasserversor-
gung, der Abwassertechnik und bei den
Mülldeponien zunehmend auf Probleme,
bestehende Anlagen den aktuellen An-
forderungen des Umweltschutzes anzu-
passen. Durch die Errichtung zusätzli-
cher Reinigungsstufen wird z.B. in der
Abwassertechnik ein wesentlicher Bei-
trag zur Verbesserung der Gewässergüte
der niederösterreichischen Gewässer
geleistet. Bei wasserrechtlichen Verfah-
ren für Wasserkraftanlagen und im Fluß-
bau wird verstärkt auf die ökologischen
Erfordernisse Bedacht genommen.
Im Bereich der Technischen Angelegen-
heiten des Sonderabfallgesetzes bzw. ab
Mitte 1990 die Technischen Angelegen-
heiten des Abfallwirtschaftsgesetzes,
das das Sonderabfallgesetz ersetzt hat,
liegen die Schwerpunkte bei
• der Erstellung von Gutachten zu Fest-
stellungsbescheiden,
• der Beurteilung von Sonderabfall nach
Gefährlichkeit;
• der Erlaubniserteilung als Sonderab-
fallsammler und Sonderabfallbeseitiger.
Unabhängig davon wurden in Nieder-
österreich weiterhin Sammlungen von
häuslichen Problemstoffen, welche nicht
unter das Sonderabfallgesetz fallen, mit
großem Erfolg durchgeführt.
In der Technischen Binnenschiffahrt er-
folgt vorwiegend die Überprüfung von
Wasserfahrzeugen sowie von Anlagen
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Ziele 1991

Das Ziel der Gewässeraufsicht soll die
Realisierung eines aktiven Gewässer-
schutzes sein, bei dem eine Gewässer-
aufsicht nicht nur reagieren muß, son-
dern auch agieren kann. Ansätze sind
durch die versuchsweise Bestellung von
Sachbearbeitern nur für Belange der Ge-
wässeraufsicht dezentral bei Gebiets-
bauämtern Ende 1990 gegeben.

• Gewässerpolizeiliche Tätigkeit,
• Gewässerzustandsaufsicht,
• Gewässergüteaufsicht,
• Schutz des Grundwassers.
Der Organisationsplan für die Gewässer-
aufsicht ist überholt. Die Angenden der
Gewässeraufsicht werden derzeit von
den wasserbautechnischen Amtssach-
verständigen wahrgenommen. Die Ge-
samttätigkeit wird fast ausschließlich nur
über Auftrag der Wasserrechtsbehörde
vorgenommen. Eine vermehrte Tätigkeit
konnte trotz Vergabe an Zivilingenieure
nur mit größten zeitlichen Schwierigkei-
ten durchgeführt werden, was wieder im
Sinne eines raschen Einschreitens der
Behörde nicht vertretbar ist. Auch bezüg-
lich der Finanzierung dieser Tätigkeit be-
stehen Probleme.

und schiffahrtstechnischen Einrichtun-
gen. Als Grundlage für die Beurteilung
von Anlagen auf der Donau wird ein Län-
denkataster erarbeitet. Bemühungen den
Anforderungen des neuen Schiffahrtsge-
setzes 1990 effizient gerecht zu werden,
wird an einem Konzept zur EDV-mäßigen
Bearbeitung und Erledigung aller Ansu-
chen gearbeitet.

Technische
Gewässeraufsicht
Die Tätigkeit der Technischen Gewässer-
aufsicht ist im 10. Abschnitt des Wasser-
rechtsgesetzes 1959 festgelegt. Der Um-
fang der Aufsicht erstreckt sich auf:
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Fremdenverkehr (V/4)

Veränderungen im NÖ Fremdenverkehr
geführt hat.
Eine Fortsetzung dieser Aktivitäten ist da-
her auch für 1991 geplant. Besondere
Marktbeobachtung erfordern die laufen-
den Entwicklungen in der CSFR, im Ge-
biet der ehern. DDR und in Ungarn.
Aus verschiedenen, organisatorisch be-
dingten Gründen wurde im Bereich der
NÖ Fremdenverkehrswerbung das Orga-
nigramm überarbeitet. Zusätzlich zu den
bestehenden Bereichen Werbung, Öf-
fentlichkeitsarbeit, regionales Manage-
ment und Verkaufsförderung, wurden die
beiden Stabstellen "Sonderprojekte" und
"Marktexperten" geschaffen.
Um die insgesamt günstigen touristi-
schen Entwicklungschancen in NÖ auch
wahrzunehmen, muß die Tourismusför-
derung den Angebots- und Nachfrage-
tendenzen angepaßt werden. Die Ergeb-
nisse der letzten Jahre beweisen, daß der
richtige Weg beschritten wurde.

Werbung
Neben allgemeinen Image-Werbemaß-
nahmen, wurden im verstärkten Ausmaß
zielgruppenspezifische Aktivitäten ge-
setzt. Das durch Marktforschung verifi-
zierte geänderte Nachfrageverhalten
(vom gesteigerten Erlebnisbedarf der Gä-
ste bis zum Kurzurlaub) wurde bei den
Werbeinhalten bewußt in den Vorder-
grund gestellt.
Die 1988 neu konzipierte einheitliche gra-
phische Werbelinie (corporate identity)
wurde bei allen 1990 neu aufgelegten
Werbemitteln konsequent fortgesetzt.
Das neue Logo "Servus in Niederöster-
reich" wurde in allen neu aufgelegten
Werbebemühungen berücksichtigt.
Knapp vor Ostern wurde die Niederöster-
reich Tourist Information im Autobahn-
rasthaus in St. Pölten eröffnet.
• Druckwerke. Katalog Erlebnis-Kurz-
urlaub, Streuprospekt Kurzurlaub für Di-
rektwerbung, Hotelpreisliste (deutsch,
englisch, französisch, italienisch, unga-
risch, tschechisch), Sommer aktiv, Rad-
fahrkarten für Wein- und Waldviertel, Do-
nauradweg, Winterspaß, Hoteltarife für
Gruppenreisen (deutsch, englisch, fran-
zösisch, italienisch), Touristikprofi, Ange-
botsprospekt zum Vertrieb über Reisebü-
ros in Frankreich. Broschüre über kinder-
freundliche Angebote. 5 verschiedene
1/Bogen-Plakate, Diverse Informations-

Schwerpunkte 1990

Die Änderung in den sozio-ökonomisch
und den demographischen Strukturen,
der Wertewandel, technologische Revo-
lution, wachsende Umweltprobleme, die
herannahende Verwirklichung des euro-
päischen Binnenmarktes und die politi-
sche Umorientierung in Osteuropa be-
deuten deutlich spürbare Veränderungen
der Rahmenbedingungen. Eine Befas-
sung mit diesen Entwicklungstendenzen
sowie die Analyse ihrer mittel- bis langfri-
stigen Perspektiven muß daher fortlau-
fend erfolgen und bildet eine wesentliche
Grundlage dafür, wirkungsvolle Strate-
gien zu einer möglichst vorteilhaften Wei-
terentwicklung des Tourismus in NÖ zu
finden. Insbesondere durch die kürzlich
erfolgte Ost-Grenzöffnung erhält unser
Bundesland nun beachtliche Standort-
vorteile für ein verstärktes Engagement
der westeuropäischen Länder oder Un-
ternehmen in Osteuropa. Niederöster-
reich wird sich zu einem "Drehkreuz" -
auch in touristischer Hinsicht - entwik-
keln: kurzfristig ist ein verstärkter Besu-
cherstrom in die osteuropäischen Länder
zu erwarten und es gilt, daraus größtmög-
liche Vorteile zu erzielen. Aber auch Ost-
europa stellt in seiner Gesamtheit ein rie-
siges, noch schlummerndes Nachfrage-
potential dar; mittel- bis langfristig wird
hier ein Tourismusmarkt entstehen, der
für die NÖ Fremdenverkehrswirtschaft
sehr positive Perspektiven eröffnet.
Alle Maßnahmen der NÖ Fremdenver-
kehrswerbung zielen darauf ab, neue,
qualitativ hochwertige Gästeschichten zu
veranlassen, unser Bundesland zu besu-
chen. Kontrollierter quanti tat iver Zu-
wachs durch qualitatives Wachstum un-
ter Berücksichtigung der ökologischen
Grenzen soll das Ziel im NÖ Tourismus
sein. Diese Strategie führte unter Berück-
sichtigung regionalpolitischer Überlegun-
gen und ständiger Verbesserung des
touristischen Angebotes zu einem über-
durchschnittlichen Wachstum im Quali-
tätsbereich und erbrachte 1990 weitere
erfreuliche Zuwachsraten für den gesam-
ten NÖ Fremdenverkehr.
Generell kann festgestellt werden, daß
die Konzentration auf bestimmte Marktseg-
mente und die schwerpunktmäßige Bewer-
bung der im Marketingkonzept definierten

Auslandsmärkte zu positiven strukturellen

blätter (Hobbykurse, Unterkünfte für Ju-
gendgruppen, Gästekindergärten, Alpin-
schulen, Wassersport, Jagd, Segel- Mo-
tor- Drachenflug-Paragleiten, Tennishal-
len ...)
Nachdruck des NÖ Landesprospektes
(deutsch, englisch, französisch), Donau-
radweg (deutsch, englisch, französisch,
niederländisch, italienisch)
Die 7 NÖ Fremdenverkehrsregionen ha-
ben mit arbeitstechnischer und finanziel-
ler Unterstützung der NÖ Fremdenver-
kehrswerbung Verkaufskataloge in deut-
scher, englischer, holländischer, franzö-
sischer, italienischer und ungarischer
Sprache auf den Markt gebracht. Diese
Kataloge sind ein integrierter Bestandteil
des touristischen Marketings der NÖ
Fremdenverkehrswerbung.
Zur Öffnung der CSFR-Grenzen wurde
kurzfristig ein neuer Folder in tschechi-
scher Sprache, in Zusammenarbeit mit
der Presseabteilung erstellt. Die Vertei-
lung erfolgte durch die regionale Ebene
an den Grenzstellen.
Erstmals wurde durch Mitarbeit der NÖ
Fremdenverkehrswerbung ein Winter-
Angebotskatalog der Regionen Alpin und
Mostviertel in deutscher, ungarischer und
tschechischer Version aufgelegt.
Das NÖ Prospektmaterial ist bei der NÖ
Information in Wien, den Zweigstellen der
Österreichischen Fremdenverkehrswer-
bung und seit Ostern 1990 auch bei der
NÖ Tourist Information im Autobahnrast-
haus St. Pölten erhältlich. Durch gezielte
Pressearbeit und Massenmedienwer-
bung werden neue Zielgruppen veran-
laßt, das NÖ-lnformationsmaterial anzu-
fordern.
• Massenmedien  - In land .  Der schnee-
arme Winter machte eine verstärkte Ima-
gewerbung für Einrichtungen der touristi-
schen Suprastruktur in Niederösterreich
notwendig. Die Einschaltungen in den
Medien wurden auf ein Minimum redu-
ziert. Für den Sommer wurde die Wer-
bung in Printmedien, im Rundfunk und
auf Straßenbahnen teilweise mit Koope-
ration der regionalen und örtlichen Ebene
wie geplant durchgeführt. Die Gästeun-
fallversicherung wurde forciert in Koope-
ration mit der NÖ Versicherung hervorge-
hoben. Die verstärkte Bewerbung der
Gäste aus den westlichen Bundeslän-
dern Österreichs, die 1989 begonnen
wurde, wurde 1990 mit Erfolg fortgeführt.

3
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Verkaufsförderung
• Fachveranstaltungen. BRD: Rollen-
der Workshop der Paketreiseveranstalter
(VPR); ITB (Internat. Tourismusbörse) in
Berlin; Niederlande: TOUR, Amsterdam;
Italien: BIT in Mailand und Österreich-
Workshop in Venedig; Österreich: ATB
(Austrian Travel Business) in Innsbruck;
Tschechoslowakei: Tagung des ÖRV
(Österr. Reisebüroverbandes) in Prag;
Belgien: BTF (Brussels Travel Fair) in
Brüssel; Ungarn: Österreich-Workshop in
Budapest
Akquisitionsreisen zu Reisebüros wur-
den nach Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen durchgeführt. Als Mit-
glied bei der ARGE Rhein-Main-Donau
wurde an der Präsentation und Umset-
zung des neuen Konzepts der "Straße
der Kaiser und Könige" mitgewirkt.
Eine aus Bad Ischl stammende Initiative,
die Arbeitsgemeinschaft der Österreichi-
schen Romantikstraße, zu der bereits 28
Gemeinden aus Salzburg, Oberöster-
reich und Niederösterreich gehören, wur-
de unterstützt. Eine gemeinsame Karte
all dieser an der Routenführung gelege-
nen Gemeinden wurde nachgedruckt und
ein Confidential-Tariff für Reisebüros neu
aufgelegt. Zwei Auflagen des "Touristik-
profi", einer periodischen Information für
Reisebüros, wurden neu herausgegeben
und an Reisebüros und Busveranstalter
in Österreich, Deutschland, Holland und
der Schweiz zum Versand gebracht.
Informations- und Studienreisen für Rei-
sebüros wurden - teilweise in Zusam-
menarbeit mit der Österreich Werbung
und den NÖ Fremdenverkehrsregionen -
organisiert und durchgeführt.
Reisebüros und Reiseveranstalter, die
Angebote aus NÖ benötigen, wurden mit
diesen versorgt und mit den NÖ Ange-
botsträgern bekannt gemacht.

Regionale Betreuung
Die NÖ Fremdenverkehrswerbung war
zur Beratung, Kontrolle und Koordinie-
rung der Aktivitäten der 22 Gebietsver-
bände und 7 Großregionen bei etwa 100
Arbeitssitzungen in den Gebieten anwe-
send. Außerdem wurden diverse Maß-
nahmen (z.B. Presse aktivitäten, Messe-
beteiligungen ...) in Zusammenarbeit mit
der regionalen Ebene durchgeführt.
Da die drei NÖ Gemeinden Ardagger,
Neustadtl/Donau und Wallsee-Sindel-
burg Mitglieder der OÖ Werbegemein-
schaft Donauland-Strudengau sind und
diese Organisation sich in einer Um-
bruchphase befindet, war die NÖ Frem-
denverkehrswerbung regelmäßig bei den

reich erfolgte eine Kooperation. Außer-
dem wurde bei der Rundfunkwerbung mit
der regionalen und örtlichen Ebene ko-
operiert.
• Messen und Ausste l lungen 1990.
Belgien: Salon des Vacances in Brüssel;
BRD: Caravan-Motor-Touristik 1990 in
Stuttgart, Reisen 1990 in Hamburg, Cam-
ping und Touristik 1990 in Essen; Frank-
reich: Foire de Strasbourg; Italien: BIT in
Mailand; Niederlande: Vakantie 1990 in
Utrecht; Österreich: Dornbirner Messe
1990, 7. Int. Reise- und Uriaubsmarkt in
Linz, TOURF in Salzburg, Grüne Messe
in Tulln, Welser Messe 1990, Ferien 1990
in Wien, Senior Aktuell in Wien, Wr. Früh-
jahrsmesse (Schwerpunkt Region Wein-
viertel), Pannonia '90 in Wr. Neustadt;
Schweiz: Ferienmesse in Bern; Ungarn:
Utazas ’90 in Budapest;
Um die 4.000 UNO-Beamten in Wien ge-
zielt anzusprechen, wurde in der Wr.
"UNO-City" eine mehrtägige Informa-
tionsveranstaltung in Verbindung mit ku-
linarischen Wochen aus NÖ durchge-
führt.
Werblich vertreten war NÖ außerdem im
Festsaal der Wr.Börse anläßlich der Ein-
führung der Glanzstoffaktien.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
Die NÖ Fremdenverkehrswerbung gibt
monatlich einen eigenen Pressedienst
heraus, der an ca. 680 Redaktionen im In-
und Ausland versendet wird. Dazu kom-
men Sonderaussendungen zu aktuellen
Anlässen und laufende Recherchen für
diverse Medien sowie für die Pressear-
beit der Österreichischen Fremdenver-
kehrswerbung. In München und Stuttgart
wurden NÖ Pressekonferenzen abgehal-
ten. In Budapest, Debrecen und Prag fan-
den Pressegespräche gemeinsam mit
der Österreich Werbung statt.
Aufgrund all dieser Aktivitäten wird in den
in- und ausländische Medien kontinuier-
lich über das Urlaubsland Niederöster-
reich berichtet. Gemeinsame Aktionen
mit elektronischen Medien (z.B. Radio
4/4) deutschen Zeitschriften oder der "Te-
lepost" (Preisausschreiben) waren durch-
aus erfolgreich.
Weiters veranstaltete die NÖ Fremden-
verkehrswerbung mehrere Pressefahr-
ten für in- und ausländischen Medienver-
treter und übernahm die Einzelbetreuung
von "opinion leaders" und Journalisten.
Dadurch konnten die Kontakte zu ver-
schiedenen Redaktionen weiter vertieft
werden.

Von einer österreichweiten Plakatwer-
bung, ebenso wie von Werbung im TV,
mußte aus Budgetgründen Abstand ge-
nommen werden.
e Massenmed ien  - Aus land .  D ie
Sommerwerbung in Printmedien wird auf
den Hauptmärkten des NÖ Tourismus
(BRD, Holland, Belgien, Italien und Un-
garn) durchgeführt und erzeugt Nachfra-
ge nach einem buchbaren Angebot. In
der BRD wurden die einzelnen Großre-
gionen mit ihren Verkaufskatalogen und
konkreten Erlebnisangeboten in den Vor-
dergrund der Insertionskampagne ge-
stellt. In der BRD kam es, teilweise durch
einen Overflow der Printmedien in die
Gebiete der ehemaligen DDR, zu einem
reißenden Werbemittelabsatz (teilweise
mußten Prospekte nachgeliefert wer-
den). Der Versand der angeforderten
Prospekte erfolgte durch die Zweigstellen
der Österreich Werbung. Das 1989 ver-
suchsweise installierte "NÖ-Telefon", bei
dem rund um die Uhr Prospekte angefor-
dert werden können, hat sich bewährt
und wurde 1990 erfolgreich beibehalten.
Eine Massenmedienkampagne auf den
Hauptmärkten Schweiz und Frankreich
sowie dem Hoffnungsmarkt Nordeuropa
mußte aus Budgetgründen fallengelas-
sen werden.
• Direktwerbung. Die Adressen der
Einsender von Informationskupons aus
dem Jahr 89 aus der BRD, Italien und
Holland wurden auf EDV gespeichert.
1990 wurden diese Interessenten mit ak-
tuellen Angebotskatalogen versorgt.
Die Broschüre "Hoteltarife für Gruppen-
reisen" wurde an ca. 4.000 Busunterneh-
mer und Reisebüros im In- und Ausland
zum Versand gebracht. Die niedergelas-
senen Ärzte in Ostösterreich erhielten zur
Auflage in den Wartezimmern die neue
Kurzurlaubsbroschüre und die Regional-
kataloge.
Die Broschüre "Erlebnis Kurzurlaub - für
drei Tage und mehr" wurde in einer ge-
meinsamen Mailing-Aktion mir der Fa.
Schuh-Ski (siehe "Kooperative Wer-
bung") an 20.000 sportbezogene Kunden
verschickt.
• Kooperative Werbung. Eine werbli-
che Kooperation wurde mit dem "Winzer-
haus", der Weinxportgesellschaft der nie-
derösterreichischen Winzergenossen-
schaften und der Speisewagenbetreiber-
firma "Wagon Lits" wie schon im Vorjahr
wieder eingegangen. Es wurden be-
druckte Tischsets und Aufsteiler produ-
ziert, die in den Speisewagen von Ferien-
zügen nach Deutschland und Italien zum
Einsatz kamen.
Mit der Firma Schuh-Ski wurde eine ge-
genseitige Bewerbung von Katalogen
durchgeführt. Auch im Direct-Mailing-Be-
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Besprechungen und Sitzungen anwe-
send.

Österreich Werbung

Das Bundesland NÖ ist Mitglied bei der
Österreich Werbung (früher Österreichi-
sche Fremdenverkehrswerbung) und lei-
stete 1990 zu den Mitgliedsbeiträgen von
448,091.649 Schilling einen Beitrag in
Höhe von 10,499.000 Schilling.
Die Abteilung V/4 vertritt in den einzelnen
Organen die Interessen des Landes NÖ
und forderte z. B. die Errichtung einer
neuen Zweigstelle in Budapest, die nun-
mehr realisiert wurde. Außerdem ist die
NÖ Fremdenverkehrswerbung in diver-
sen Projektgruppen bei der Österreich
Werbung vertreten.

Sonderaufgaben

• Weltausstellung 1992 in Sevi l la  und
Weltfachausstellung Wien-Budapest
1995. Die Interessen des Landes an der
Österreich-Beteiligung bei der Weltausstel-
lung 1992 in Sevilla werden auf Wunsch der
Landesamtsdirektion federführend von der
Abt V/4 wahrgenommen.
Die geplante Weltfachausstellung Wien-
Budapest läßt wesentliche Impulse für
den NÖ Fremdenverkehr erwarten. Aus
diesem Grund ist die Abteilung Fremden-
verkehr im bei der LAD eingerichteten
Koordinierungsausschuß "Weltfachaus-
stellung" vertreten und hat bei der Erstel-
lung des Forderungsprogrammes an den
Bund mitgewirkt.
Die NÖ Fremdenverkehrswerbung arbei-
tet an der Erstellung konzeptioneller Vor-
schläge im Rahmen des österr. - Ungar.
Tourismuskomitees mit.
• Niederösterre ich-Tour is t - Informat
ion im Autobahnrasthaus St  Pölten.
Durch die Eröffnung der Tourist-Informa-
tion im Autobahnrasthaus St. Pölten wur-
de einerseits dem Wunsch der FV-Wirt-
schaft Rechnung getragen andererseits
einer Forderung der NÖ Weltausstel-
lungskonzeption entsprochen.
• Tourismusgesetz. Der Landtag von
Niederösterreich hat am 5.12.1990 das
"NÖ Tourismusgesetz 1991" beschlos-
sen.
Darin ist u.a. die gesetzliche und finan-
zielle Absicherung der regionalen Frem-

denverkehrsorganisationen und die Neu-
einteilung der Gemeinden nach deren

Fremdenverkehrsintensität vorgesehen.
• EDV. Die bestehende Adressenkartei
wurde neu geordnet und nach diversen
Abrufmerkmalen in der EDV Anlage (Per-
sonal Computer) gespeichert. Dadurch
wurden zielgruppenorientierte Selektio-
nen wesentlich erleichtert. Darüberhin-

aus wird die EDV auch als Textverarbei-
tungsgerät (z. B. bei Erstellung von Ma-
nuskripten für Druckunterlagen) und zum
Aufbau diverser Dateien (z. B. Privatzim-
merdatei, Reisebürodatei) genutzt.
• Schneeberichte. Über Initiative der
NÖ Fremdenverkehrswerbung melden
die Wintersportgemeinden ihre aktuellen
Schneeberichte. Seit der Wintersaison
89/90 wird hiefür das neue Sprachpost-
fach der Telefonanlage des Landes ver-
wendet und hat sich bewährt. Die Weiter-
leitung erfolgt mehrmals wöchentlich an
die Medien und andere Multiplikatoren.

Fremdenverkehrsförderung

In der Tourismusförderung hat NÖ in den
letzten Jahren bewußt einen eigenständi-
gen, expansiven Weg eingeschlagen, es
wurden dort eigene Landesaktionen ge-
schaffen, wo seitens der Bundesförde-
rungsstellen keine oder für NÖ Verhält-
nisse nicht ausreichende Stützungsaktio-
nen zur Verfügung stehen wie z. B. die
Aktionen Schöneres Gasthaus, Engergie-
sparende Maßnahmen im Fremdenver-
kehr, Prämienaktion Komfortzimmer u.a.
Besonders die NÖ Pilotaktion "Pro Frem-
denverkehr", bundesweit gesehen wohl
die attraktivste Sonderförderung für die
Beherbergungsbranche, ist eine wirksa-
me Hilfestellung für heimische Betriebe
und auf Durchführung zukunftsorientier-
ter, marktgerechter Investitionen abge-
stimmt.
Insgesamt kann festgestellt werden, daß
das flexible Instrumentarium "NÖ Frem-
denverkehrsförderungsfonds" eine stän-
dige Anpassung und Aktualisierung der
Förderungsmaßnahmen an die sich stän-
dig ändernden wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen wesentlich erleichtert. So
wurden auch im heurigen Jahr wiederum
neue Aktionen geschaffen, um eine ent-
sprechende Finanzierungsbasis bzw. ei-
ne verbesserte Kapitalsstruktur der Un-
ternehmen zu bewirken:
• "ERP-Verstärkungsakt ion des Lan-
des NÖ". Das Land NÖ übernimmt für die
ersten beiden Jahre bei ERP- und ERP-
Ersatzkrediten den Zinsendienst des für
diesen Zeitraum tilgungsfrei gestellten
Darlehens.
• Anschlußförderung  des Landes NÖ
zur Akt ion "Bet r iebsneugründungen
und - übernahmen"  des BÜRGES. Hier
gewährt das Land NÖ im Anschluß an die
10 %ige BÜRGES-Förderung eine zu-
sätzliche Prämie von 5 % der anerkann-
ten Kosten des Gründungs- bzw. Über-
nahmeprojektes.

Als 3. Förderungsschwerpunkt wurde die
• "Aktion Winterhilfe 1989/90" für die
NÖ Schilift- und Seilbahnunternehmun-
gen ins Leben gerufen, welche finanzielle
Einbußen auf Grund unzureichender Nie-
derschläge erlitten haben.
Das Land NÖ leistet anstelle der Unter-
nehmen den gesamten Zinsendienst
1990 (bzw. max. 1 Jahr) für die nicht
geförderten aushaftenden Bankverbind-
lichkeiten.

Probleme

Die in Wien neu errichteten Hotelkapazi-
täten vornehmlich internationaler Hotel-
ketten stellen vor allem im Bus- und Grup-
pengeschäft eine immer stärker werden-
de Konkurrenz für niederösterreichische
Betriebe dar.
Für Niederösterreich bestehen derzeit
am italienischen Markt sehr gute Chan-
cen. Da Italienisch in Österreich leider
nicht zu den üblichen "Schulfremdspra-
chen" zählt, fehlen in der Fremdenver-
kehrswirtschaft trotz angebotener WIFI-
Schulungen Mitarbeiter mit ausreichen-
den Italienisch-Kenntnissen.

Statistik 1990

Gezielte Marketingmaßnahmen haben
seit 1987 zu einem kontinuierlichen An-
steigen der Übernachtungen in Nieder-
österreich geführt. 1989 erreichte Nie-
derösterreich mit 6,4 Millionen das abso-
lut höchste Ergebnis in der Geschichte
seines Tourismus und erstmals gab es in
NÖ mehr Gäste als Einwohner. Dieser
positive Trend setzt sich weiter fort und
bringt im Kalenderjahr 1990 mit einer wei-
teren Steigung gegenüber dem Vorjahr
einen neuen Gästerekord. Im Winterhalb-
jahr 1989/90 (November - April) wurde
erstmals die Schallmauer von 2 Millionen
Übernachtungen durchbrochen und im
Monat August nächtigten zum ersten Mal
mehr als 1 Million Gäste in Niederöster-
reich. Besonders hervorzuheben ist der
ungebrochen anhaltende Zuwachs an
ausländischen Gästen (+ 8,5 im Kalen-
derjahr 1990). Weiters wurden von Jän-
ner bis Dezember insgesamt 1,697.669
Gäste verzeichnet, dies entspricht einem
Zuwachs von 8,3 % oder 130.478 Gä-
sten. Die Betriebe der 5- und 4-Stern
Kategorie konnten erstmals in der Perio-
de Jänner bis August mehr als 1 Million
Übernachtungen verzeichnen. Die stati-
stischen Sonderauswertungen des NÖ
Fremdenverkehrs, gegliedert nach Re-
gionen und Verbänden sowie nach Her-

131



Wirtschaft, Gewerbe, Fremdenverkehr, Energie

kunftsländern, werden seit dem Winter-
halbjahr 1989/90 auch jeweils für das tou-
ristische Halbjahr ausgewertet.
Die Erfolge des Tourismus in Nieder-
österreich gehen unter anderem auf das
Fremdenverkehrsmarketingkonzept zu-
rück, in dem die Ziele und Strategien des
NÖ Tourismus erarbeitet und der organi-
satorische Aufbau der NÖ Fremdenver-
kehrswerbung neu gegliedert wurde.

Ankünfte im Fremdenverkehrsjahr 1989/90 (Nov. 89 bis Okt. 90)
Veränderungen gegenüber 1988/89

Fremdenverkehrsstatistik 1990
A) in allen Unterkünften Niederöster-
reichs:
1. Ankünfte: Kalenderjahr 1990 in allen
Unterkünften
Kalenderjahr 1989 1,567.191

Kalenderjahr 1990 1,697.669

Steigerung absolut 130.478

Steigerung in % 8,3

2. Übernachtungen: Kalenderjahr 1990
in allen Unterkünften
absolut NO

1989 1990

Ausländer 2,311.919 2,509.558

Inländer 4,096.434 4,118.024

Insgesamt 6,408.353 6,627.582

Veränderung in %
NÖ

Ausländer + 8,5

Inländer + 0,5

Insgesamt _____

Übernachtungen im Fremdenverkehrsjahr 1989/90 (Nov. 89 - Okt. 90)
Veränderungen gegenüber 1988/89

Prozent

B) in gewerblichen Betrieben Nieder-
österreichs:
3. Detailergebnisse Kalenderjahr 1990
Ankünfte

absolut Veränderung in %
NÖ

Kategorie

5/4-Stern 443.666 + 16,6

3-Stern 505.319 + 9,5

2/1-Stern 349.063 + 2,2

Gewerbe insg. 1,098.048 +9,7

Übernachtungen ________

absolut Veränderung in %
NÖ

Kategorie

5/4-Stern 1,548.088 + 10,1

3-Stern 1,585.499 + 3,9

2/1-Stern 1,169.421 + 2,0

Gewerbe insg. 4,303.008 +5,5Insgesamt Ausländer •*•** ••• •• Summe
Betriebe

Gewerbebetriebe
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Aktion Gemeinsame Fremdenver- Anschlußförderung des Lan-

Wirtschaftshilfeaktion und Ge- kehrs-Förderungsaktion des des NÖ zur Prämienaktion

meinsame Kreditaktion, Darle- Bundesministeriums für wirt- "Komfortzimmer" der BÜR-

hen s 32,434.000,- schädliche Angelegenheiten GES,

Fremdenverkehrs-Regional- und des Landes NÖ (Hausak- Prämie S 799.250,-

förderung des Landes NÖ, tion), Zinsenzuschüsse S 4,646.775,- Gemeinsame Sonderförde-

Darlehen s 2,425.000,- Gemeinsame Regionalförde- rungsaktkm Bund und Land

Beiträge s 11,718.282,- rung Bund - Land NÖ, Prä- NÖ zur Schaffung von Arbeits-

Energiesparende Maßnah- mien S 2,472.951,- plätzen im Fremdenverkehr

men im Fremdenverkehr, Existenzgründungsaktion des im Waldviertel S 3,382.500,-

Prämien s 170.780,- Landes NÖ und der Handels- NÖ Fremdenverkehrsaktion

Zinsenzuschüsse s 47.781,- kammer NÖ, (ausgelaufen 1978),

Aktion "Schöneres Gasthaus Zinsenzuschüsse s 1,004.105,- Zinsenzuschüsse s 40.000,-

NÖ", Prämien s 1,018.578,- Anschlußförderung des Lan-

Zinsenzuschüsse s 794.454,- des NÖ zur Aktion nach dem

Privatzimmer-Förderungsak- Gewerbestrukturverbesse-

tion des Landes NÖ, rungsgesetz der BÜRGES,

Zinsenzuschüsse s 217.112,- Zinsenzuschüsse s 664.118,-

Sonderfälle im Fremdenver- Aktion "Pro Fremdenverkehr,

kehr, Prämien s 6,499.950,-

Zinsenzuschüsse s 6,294.176,- Landesgrenzlandförderung s 1,500.000,-

Geschäftsstelle fiir Energiewirtschaft (BD)

Energie aus Stroh

Die energetische Verwertung von Stroh
in kleineren Anlagen (unter 100 kW) hat
sich aus umweltschutztechnischen Grün-
den als problematisch erwiesen. Dieder-
zeit verfügbaren Strohkessel sind nicht in
der Lage, jene Grenzwerte für Staub und
Gesamt-Kohlenstoff zu erbringen, die
vom NÖ Luftreinhaltegesetz gefordert
werden. Anders verhält es sich bei Anla-
gen im Mittel- und Großleistungsbereich,
bei denen der Einbau entsprechender
Abgasreinigungsanlagen auch wirt-
schaftlich vertretbar ist. Sitzendorf/
Schmida und Seibersdorf). Das Stroh-
fernheizwerk Mannsdorf/Donau mit einer
Leistung von 1,5MW und etwa 60 Abneh-
mern in der ersten Ausbaustufe ist bereits
fertig geplant. Aufgrund von weiteren Ein-
sprüchen in den Bewilligungsverfahren
wird sich der Baubeginn noch weiter ver-
zögern.

Fernwärme

1990 wurde an 25 Projekten koordinie-
rend und unterstützend (im Rahmen von
Erhebungen, der Wirtschaftlichkeitsab-
schätzung und -prüfung sowie der Einrei-
chung gemäß dem Bundes-Fernwärme-
förderungsgesetz) mitgearbeitet. 18 För-
derungsanträge wurden 1990 neu einge-
bracht. Für 14 Projekte konnte das För-
derungsverfahren abgeschlossen und
der Zuschuß des Landes ausbezahlt wer-
den. Mit Hilfe der Fernwärmeförderung
NÖ (Fernwärme aus heimischer Biomas-
se), in deren Rahmen seit 1988 30Mio.S
für die Errichtung von Biomasse-Fern-
wärmesystemen zur Verfügung gestellt

gleich der Interessen überwunden. Die
"Flußstudie Erlauf" wurde in Abstimmung
mit den betroffenen Fachabteilungen an
das Institut für Wasserwirtschaft der Uni-
versität für Bodenkultur vergeben und
wird derzeit bearbeitet.

Wasserkraftanlagen

1990 wurden für 6 Wasserkraftanlagen
Stellungnahmen im Sinne des § 18 WRG
1959 (Ausnutzung der Wasserkräfte
durch das Land) abgegeben.

Energie aus Holz

Eines der Hauptziele des NÖ Energie-
konzeptes ist die Stärkung der regionalen
Wertschöpfung durch den Ersatz impor-
tierter (fossiler) Brennstoffe durch heimi-
sche erneuerbare Energie (Biomasse).
Dabei geht von der öffentlichen Hand bei
der Umstellung der derzeit überwiegend
mit fossilen Brennstoffen beheizten Ge-
bäude eine beachtliche Beispielwirkung
aus. Daher beteiligte sich das Land NÖ
auch am Ideenwettbewerb "Marktgerech-
te Holzhackgutfeuerungsanlagen kleiner
Leistung" um die bestmögliche Nutzung
der heimischen Biomasse in neu zu ent-
wickelnden Anlagen weiter zu forcieren.
Zur Unterstützung im Rahmen von Vor-
trägen und Messen werden auch zwei
Videofilme mit den Titeln "WÄRME AUS
HOLZ" und "RICHTIG HEIZEN MIT
HOLZ" eingesetzt.

Schwerpunkte 1990

NÖ Energiebericht 1990

Im Auftrag von Herrn Landeshauptmann
wurde der "Bericht über die Lage der
Energieversorgung in Niederösterreich -
1989" ausgearbeitet, der anläßlich der
Budgetdebatte dem NÖ Landtag vorge-
legt worden ist.
Bei der Erstellung wurde wiederum ins-
besondere darauf Rücksicht genommen,
daß die vollständige Energiebilanz, wel-
che den Energiefluß vom Aufkommen
über die Umwandlung bis zum Endener-
gieverbrauch erfaßt, mit der Österreichi-
schen Energiebilanz konsistent ist.

Leitlinien der NÖ Energiepolitik
Die Umsetzung wichtiger Teilbereiche
der "Leitlinien der NÖ Energiepolitik" war
auch heuer wieder ein vorrangiger
Schwerpunkt in der Arbeit der Geschäfts-
stelle.

Flußstudien
In den "Leitlinien der NÖ Energiepolitik"
sind die Voraussetzungen zur Nutzung
der Wasserkraft in Niederösterreich defi-
niert:
"Zur Feststellung der Prioritäten sind für
alle ausbauwürdigen Flußläufe Nieder-
österreichs entsprechende Studien zu er-
stellen, weil nur so eine umfassende Be-
urteilung und breite Zustimmung erreicht
werden kann."
Damit werden möglicherweise auftreten-
de Nutzungskonflikte durch einen Aus-
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tung eingerichtet und in jedes der vier
Gebietsbauämter einen Techniker als
Energiebeauftragten entsandt. Die Ener-
giebeauftragten haben den Auftrag, den
Landesbürgern, den Gemeinden, den
Verbänden und Vereinen in Energiefra-
gen beratend zur Verfügung zu stehen.

Landesenergieberatungsstellen

Überprüfungen nach dem
NÖ Luftreinhaltegesetz

1990 wurden 463 Wärmeerzeuger von
landeseigenen Gebäuden einer derarti-
gen Überprüfung unterzogen. 12% der
überprüften Anlagen mußten beanstan-
det werden. Bei rund 90% der beanstan-
deten Kessel - überwiegend Altanlagen -
war eine kurzfristige Mängelbehebung im
Rahmen der normalen Anlagenwartung
möglich. Durch Messungen, die von der
Geschäftsstelle für Energiewirtschaft bei
landeseigenen Heizungsanlagen durch-
geführt wurden, sind ca. 12.000,-  Schil-
ling Überprüfungsgebühren eingespart
worden.

Energiekostensenkung in
gemeindeeigenen Gebäuden

Im Rahmen der "Allgemeinen Landes- Fi-
nanzsonderaktion für Gemeinden" wurde
eine eigene Sparte zur Förderung ener-
giesparender Investitionen bei gemein-
deeigenen, öffentlichen Zwecken dienen-
den Gebäude geschaffen. Mit dieser Ak-
tion ist nicht nur eine Förderung von Maß-
nahmen bei bereits bestehenden Gebäu-
den möglich, sondern es kann auch ein
erhöhter Wärmeschutz bei Neubauten
gefördert werden.
Weiters werden Fernheizprojekte auf Ba-
sis alternativer Brennstoffe (Biomasse)
gefördert, bei denen die Gemeinde Bau-
träger und Wärmeabnehmer für gemein-
deeigene Liegenschaften ist. Förde-
rungsansuchen konnten positiv begut-
achtet werden.

Energie im Krankenhaus
In Zusammenarbeit mit den Abteilungen
B/1-A, B/1-D und VII/3 und der Gruppe
GS wurde am 18. Mai 1990 in Grafenegg
ein Koordinierungsgespräch mit Erfah-
rungsbericht und Zukunftsperspektiven
über den weiteren Einsatz von BHKW in
den NÖ Krankenanstalten durchgeführt.
Bei den NÖ Krankenhäusern, die noch
nicht mit einem BHKW ausgestattet sind,
wurde eine Erhebung des Energiever-
brauches durchgeführt, um die Einsatz-
möglichkeiten eines BHKW prüfen zu
können.

Energieberatung
Ein wesentlicher Punkt zur Erreichung
der energiepolitischen Ziele des Landes
Niederösterreich ist der in den "Leitlinien
der NÖ "Energiepolitik" angeführte Be-
reich der Beratung und Information in
Energiefragen. Das Land Niederöster-
reich hat 1982 eine Landes-Energiebera-

wurden, konnten 1990 sieben Anlagen in
Betrieb genommen werden. 3 bestehen-
de Fernwärmesysteme haben ihr Versor-
gungsnetz erweitert.
Bei der Fachtagung "Kommunale Fern-
wärmeversorgung" am 23.Mai 1990, in
der Michelbach-Halle wurde die gesamte
Thematik von der Planung über die Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung, die Emissio-
nen (Umweltschutz) bis zu den Förde-
rungsmöglichkeiten sowie verschiedene
Erfahrungsberichte präsentiert und in ei-
ner regen Diskussion ein Resümee über
den gegenwärtigen Stand dargelegt.
Durch die Vorkommnisse in der Golfre-
gion ist das Interesse an heimischen
Energieträgern wieder stark gestiegen,
sodaß im kommenden Jahr mit der Er-
richtung von weiteren Anlagen zu rech-
nen ist.

Energie Im Fremdenverkehr

In Zusammenarbeit mit der Abt. V/4 wur-
de im Rahmen der Förderungsaktion
"Energiesparende Maßnahmen im Frem-
denverkehr" die Beratung der Förde-
rungswerber und die technische Begut-
achtung von 7 Förderungsansuchen
durchgeführt.

Energiebuchhaltung in
Landesgebäuden

Die Landesverwaltung muß bei der Lö-
sung des Umweltschutz- und Energiepro-
blems mit gutem Beispiel vorangehen.
Eine sparsame Betriebsführung bei be-
stehenden Heizungsanlagen ist in vielen
Fällen ohne großen finanziellen Aufwand
durch energiebewußtes Verhalten, unter
anderem auch mit Hilfe chronologisch ge-
ordneter Verbrauchsaufzeichnungen mög-
lich.
Die Energiebuchhaltung besteht aus mo-
natlichen Aufzeichnungen des Energie-
verbrauches und aus einer zweimal jähr-
lich erfolgenden Bestimmung der Abgas-
verluste der Heizkessel. Aus den monat-
lichen Verbrauchsaufzeichnungen wird
ein Jahresverbrauch errechnet und eine
Energiebilanz erstellt. Ziel der Energie-
buchhaltung ist es, neben der Stabilisie-
rung des Energieverbrauches jederzeit
kurzfristig Aufschluß über auftretende
Mängel zu erhalten. Für den Bereich der
Landes-Krankenhäuser wurde, in Zu-
sammenarbei t  mit allen betroffenen
Technikern, das bestehende Auswer-
tungsverfahren neu konzipiert; die weite-
re EDV-mäßige Umsetzung ist für das
Jahr 1991 geplant.

NÖ Gebietsbauamt I - Korneuburg.
Ing. Franz Wohlgemuth 2100 Korneu-
burg, Bankmannring 19, Tel. (0 22 62)
56 74
NÖ Gebietsbauamt  II - Wr.Neustadt.
Ing. Harald Barnert, 2700 Wr.Neustadt,
Grazer Straße 52, Tel. (0 26 22)278 56
NÖ Gebietsbauamt III - StPölten.
Ing. Friedrich Käfer, 3100 St.Pölten, Am
Bischofteich 1, Tel. (0 27 42)525 51
NÖ Gebietsbauamt IV - Krems.
Ing. Otto Hanzlik, 3500 Krems/Donau,
Dreifaltigkeitsplatz 4, Tel. (0 27 32)82458

Die Arbeitsschwerpunkte waren 1990 die
Energienutzung aus heimischer Biomas-
se, die Schaffung regionaler, biomasse-
betriebener Fernwärmeversorgungsan-
lagen sowie die gutachterliche Tätigkeit
für die Sanierung bestehender Gebäude
und deren energietechnischer Anlagen.
Sanierungsschwerpunkte: Nachträgliche
Dämmung der obersten Geschoßdecke,
Modifizierung der Heizungsregelanla-
gen, Verbesserung des Kesselwirkungs-
grades und Jahresnutzungsgrades bei
konventionell befeuerten Anlagen.
Beispielhaft kann hiezu angeführt wer-
den, daß durch 120 Einzelberatungen im
Zuge der Errichtung eines Fernwärme-
projektes für energiesparende Maßnah-
men, Investitionen von ca. 5 Mio. Schil-
ling getätigt wurden und sich die Heizlast
um rund 500 kW und der Energiever-
brauch um rund 950.000 kWh verringer-
te.
Bei zwei Arbeitstreffen mit den Delegatio-
nen der Staatlichen energetischen ln-
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spektion der Tschechischen und der Slo-
wakischen Teilrepublik wurden Erfahrun-
gen auf dem Gebiet des Energiesparens
und der Energieberatung vermittelt bzw.
ausgetauscht.

Messen und Ausstellungen
Die Geschäftsstelle beteiligte sich 1990
mit einem Informationsstand an folgen-
den Veranstaltungen:
• Die Grüne Messe Tulln,

• BIOEM Gr.Schönau,

• Ortsbildmesse in Hainburg,

• NÖ Bau & Energie, Wieselburg.

forderlich. Dafür werden zusätzliche Mit-
tel bereitzustellen sein.

Energiekostensenkung in
gemeindeeigenen Gebäuden
Diese Sparte der Landes-Finanzsonder-
aktion wird - verstärkt durch die niedrigen
Energiepreise - eher zögernd und keines-
falls im ursprünglich erwarteten Ausmaß
in Anspruch genommen. Zudem ist das
Ausmaß der Refinanzierung der Investi-
tionen durch die Einsparung an Energie
derzeit zu gering, als daß über eine Wirt-
schaftlichkeitsrechnung vermehrte zu-
sätzliche Anreize gegeben wären.

Öffentlichkeitsarbeit
Aufgrund der angespannten finanziellen
Situation können Bereiche der Öffentlich-
keitsarbeit nur eingeschränkt fortgeführt
werden, daher ist eine Teilnahme an
Messen und Ausstellungen sowie die Ab-
haltung einer Fachtagung kaum realisier-
bar. Da gerade der Energieverbrauchs-
sektor untrennbar auch mit der Umwelt-
belastung (C02-Emissionen) verbunden
ist, erscheint eine verstärkte Öffentlich-
keitsarbeit notwendig.

Statistik 1990

Energieberatungen

Kurzberatungen (mündlich) 1.370
Ausführliche Beratungen
(Berechnungen) 440
Projektbearbeitungen 81
Vorträge 37

Veranstaltungen
• Informationsstände: Grüne Messe
Tulln vom 4. bis 6. Mai 1990; BIOEM
Gr.Schönau vom 14. bis 17. Juni 1990;
Ortsbildmesse ’90 in Hainburg am 23.
Juni 1990; NÖ Bau & Energie, Wiesel-
burg vom 14. bis 16. Sept. 1990;
• Fachtagung "Kommunale  Fernwär-
meversorgung"  am 23. Mai 1990 in
Michelbach.

Publikationen
• Broschüre "Fernwärme in Nieder-
österreich - Furth/Triesting";
• Broschüre "Energiesparen - Förderun-
gen für private Haushalte in NÖ - 1990" ;
• Wohnbaufibel "Energiegerecht Bau-
en" (Neuauflage);
• NÖ Energiebericht 1990 - "Bericht
über die Lage der Energieversorgung in
NÖ-1989 " .

Probleme 1990

Sanierungsvorhaben
Zur raschen Realisierung umfangreicher
Sanierungskonzepte sind auch in Zukunft
nur in sehr beschränktem Ausmaß Mittel
zu erwarten. Eine rasche Verwirklichung
aller erarbeiteten Vorschläge, die auch
aus umweltpolitischen Erwägungen wün-
schenswert wären, ist unter Beibehaltung
der traditionellen Finanzierungspraxis
nur in sehr kleinen Schritten möglich. Die
Mehrzahl der Altanlagen ist technisch
überholt, eine Sanierung ist dringend er-

Gewerbe (V/l)

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1990
Die Abt. V/1 ist ausschließlich ein Rechts-
referat. Die Tätigkeit umfaßt im wesentli-
chen
• die Vollziehung des Gewerberechtes
mit den Nebengesetzen in erster und
zweiter Instanz, des Rohrleitungsgeset-
zes, des Altölgesetzes, des Berufsausbil-
dungsgesetzes (mittelbare Bundesver-
waltung) des Betriebsaktionenverbotsge-
setzes, des Sonn- und Feiertags-Be-
triebszeitengesetzes, des NÖ Buschen-
schankgesetzes und des NÖ Privatzim-
mervermietungsgesetzes (Landesver-
waltung);
• die Erlassung von Verordnungen über
die Festsetzung von Höchsttarifen für das
Gewerbe der Rauchfangkehrer und Be-
statter in NÖ;

Für den steigenden Arbeitsanfall sind
verantwortlich:
• Die weiter anhaltende Flut neuer Ge-
setze und Verordnungen sowie die lau-
fenden Novell ierungen von Gesetzen
und Verordnungen. (Ein Beispiel: Die Ge-
werbeordnung 1973 wurde in den Jahren
1989 und 1990 neuerlich dreimal novel-
liert. Die letzte Novelle erfolgte durch das
Abfallwirtschaftsgesetz, welches die Ge-
werbeordnung in 15 Punkten änderte.)
Durch die Schaffung stets neuer Vor-
schriften steigt einerseits die Zahl der an-
hängigen Verfahren, andererseits sind
aber bei Durchführung der einzelnen Ver-
fahren ständig zusätzliche und kompli-
ziertere Vorschriften zu vollziehen.
• Der Auftrag zur periodischen Überprü-
fung von Gewerbebetrieben, von denen
eine Gefährdung der Umwelt ausgehen
könnte; die Schließung von Gewerbebe-
trieben bei Vorliegen der gesetzlichen
Voraussetzungen.

• die Erlassung von Verordnungen über
die Höchstzahlen von Kraftfahrzeugen
für das Platzfuhrwerk-Gewerbe;
• die Erlassung von Verordnungen über
die Festsetzung eines verbindlichen Tari-
fes für das Taxigewerbe;
• die Begutachtung von Gesetzes- und
Verordnungsentwürfen;
• die Abhaltung von Konzessionsprü-
fungen;
• die Durchführung von Ausbilderprü-
fungen nach dem Berufsausbildungsge-
setz;
• die Ausbildung von Juristen;

• die mündliche Beratung von Parteien
und DienststellenVertretern.

Probleme 1990

Das Hauptproblem liegt im steigenden
Arbeitsanfall und in dessen Bewältigung
mit dem vorhandenen Personalstand.
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Verleihungen von Auszeichnungen 29

Bewilligungen nach dem Ausverkaufsgesetz 4

Erlaubnisse für die Beförderung von Gütern

über die Grenze 5274
Verordnungs-Prüfungen 21

Prüfungen __________________________________ ___

Konzessionsprüfungen

Statistik 1990• Die komplizierten Lebensverhältnisse,
die Umweltprobleme und die Bürgerinitia-
tiven. Diese Umstände bewirken, daß der
Teil der anfallenden Arbeiten, der an die
Bearbeiter im allgemeinen die höchsten,
qualitativen Anforderungen stellt, beson-
ders stark im Steigen begriffen ist.

Anhängige Ansuchen ___________________________
Konzessionsverleihungen und Gleichstellun-

gen mit Inländern 1009
Konzessionserweiterungen 166

Verlegungen des Betriebes 173

weitere Betriebsstätten 180

Verpachtungen 3
Geschäftsführerbestellungen 149

Genehmigungen für neue Tankstellen 25

Genehmigungen für Änderungen von beste-

henden Tankstellen und Betriebsanlagen 235

Nachsichten 1054
Betriebsanlagen - Berufungen 122

Strafberufungen 211
sonstige Berufungen 130

Märkte 20

Genehmigungen für Schädlingsbekämpfung 16
Brückenwaagentarife

Beschwerden 46
Rauchfangkehrer- Schlichtungsstelle 18

diverse Anfragen 160

Gastgewerbe 633
Immobilienmaklergewerbe und Immobi-

lienverwaftergewerbe 35
Reisebürogewerbe 31
Mietwagengewerbe, Taxi, usw. 38
Güterbetörderungsgewerbe 40
Waffengewerbe

Drogistengewerbe

Überlassung von Arbeitskräften
Ausbilderprüfungen 295

Ziele 1991

Die Zielvorgabe bleibt weiterhin die Ra-
tionalisierung und Vereinfachung der Ar-
beit, wenn möglich künftig unter Zuhilfe-
nahme der elektronischen Datenverar-
beitung und Ausbau der Textverarbei-
tung. Aufgrund der Verwendung dieser
technischen Hilfsmittel soll eine raschere
Erledigung im Interesse einer bürgerna-
hen Verwaltung erreicht werden.

Rechtliche Angelegenheiten des Energiewesens und der Energiewirtschaft (1/5)

Zahl der Einräumung von Leitungsrech-
ten als absolut sehr gering.
Einen Schwerpunkt besonderer Art bilde-
te die Behandlung des NÖ Elektrizitäts-
wesengesetzes im NÖ Landtag. Die viel-
fache Teilnahme juristischer Vertreter der
Abteilung I/5 bei diesen parlamentari-
schen Beratungen erforderte enorme
Zeit. Schließlich wurde dieser Entwurf
vom NÖ Landtag einstimmig als Gesetz
verabschiedet. Die Bundesregierung hat
dagegen keinen Einspruch erhoben. Es
ist am 11.August! 990 unter LGBI.7800-0
in Kraft getreten.
In Vollzug dieser wichtigen Gesetzesma-
terie war zunächst mit den Eigentümern
von kleinen öffentlichen Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen in einer umfas-
senden Information klarzustellen, daß sie
durch die getroffenen Übergangsrege-
lungen bereits eine Gebietskonzession
erhalten haben und nur mehr die Ernen-
nung von geeigneten Betriebsleitern not-
wendig ist.
Hinsichtlich der Nutzung der heimischen
Wasserkraft durch Neubau, Umbau oder
Modernisierung konnten trotz vielfach un-
verhältnismäßig langer Dauer wasser-
rechtlicher Verfahren rasch und ohne be-
sondere Probleme 7 Bau- und Betriebs-
bewilligungen nach dem NÖElektrizitäts-
wesengesetz erteilt werden.
Dies ist deshalb wesentlich hervorzuhe-
ben, weil Österreich seit 1976 Mitglied
der Internationalen Energieagentur in Pa-
ris ist, (BGBl.317/1976, in der derzeitigen
Fassung, Übereinkommen überein Inter-
nationales Energieprogramm) und sich

sachliche Scheininformation künstlich er-
zeugter rechtlicher und wirtschaftlicher
Unsicherheiten. Notwendig ist daher
nachwievordie Aufbringung der erforder-
lichen Zeit, um eine Übereinstimmung
von Sachnotwendigkeit, Einsicht und Ak-
zeptanz aller Beteiligten zu erreichen, al-
so ein anstandsloses Verfahrensergeb-
nis zu erzielen.
Dadurch werden allfällige aussichtslose
Rechtsmittelverfahren vermieden und ein
wirtschaftlicher Gesamterfolg zum öffent-
lichen Wohle aller Niederösterreicher er-
zielt, was zweifelsfrei die Höhe der von
der Verwaltung aufgewendeten Mittel
rechtfertigt.
Hinsichtlich dieser Schwierigkeiten ist
aber festzustellen, daß - abgesehen von
wenigen Ausnahmen - nachwievor die
Einsicht der niederösterreichischen Be-
völkerung für notwendige Belange einer
sicheren und preiswerten Energieversor-
gung für das ganze Land als sehr hoch
zu bezeichnen ist. Somit hat der alte
Grundsatz, daß Gemeinnutz vor Eigen-
nutz steht, noch immer Gültigkeit! Dies ist
auch dadurch belegt, daß lediglich 4 An-
träge auf die Einräumung von Leitungs-
rechten nach dem NÖ Starkstromwege-
gesetz gestellt wurden, wobei zwischen-
zeitig in einem Fall eine Einigung erzielt
werden konnte; in einem anderen Fall
wurde keine Einigung erzielt, in zwei Fäl-
len ist die Angelegenheit noch in Behand-
lung. Gemessen daran, daß im Ver-
gleichszeitraum 150.730m 20kV-Leitun-
gen zu genehmigen waren, erscheint die

Die Tätigkeit der Abteilung umfaßt im be-
sonderen:
• die Vollziehung der Vorschriften auf
dem Gebiete des Elektrizitätswesens und
der Elektrizitätswirtschaft, der Gaswirt-
schaft, der Elektrotechnik, der Gas- und
Dampfkesselvorschriften, des Dampf-
kesselemissionsgesetzes (jetzt Luftrein-
haltegesetz-K), des Strahlenschutzes;
• die Begutachtung von einschlägigen
Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
des Bundes;
• die Erstellung landesrechtlicher Ent-
würfe für Rechtsvorschriften aus diesen
Bereichen;

Schwerpunkte 1990

Auch im Jahre 1990 hat die gute Wirt-
schaftslage für die Abteilung Auswirkung
erzeugt. Es galt - im besonderen Ausmaß
bei der öffentlichen Gasversorgung - al-
len Anforderungen zur Gewährleistung
einer ausreichenden und sicheren Ener-
gieversorgung bei Strom und Gas da-
durch gerecht zu werden, daß die erfor-
derlichen Genehmigungsverfahren rasch
durchgeführt werden.
Diese Bemühung war erfolgreich, wenn-
gleich sie nur durch immer größer wer-
denden Zeitaufwand zu bewältigen ist.
Dahinter verbirgt sich einerseits die ge-
duldig anzugehende Prüfung und Abwä-
gung der Anbringen von Personen, die
von Leitungsbauvorhaben betroffen sind;
andererseits die Aufklärung oft durch un-
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verpflichtet hat (Artikel 42 Z.1b des Über-
einkommens), die Entwicklung alternati-
ver Energiequellen, auch der Wasser-
kraft, zu fördern.
Als weitere Folge und auch als mittelbare
Ursache der guten wirtschaftlichen Lage
Niederösterreichs wurden in diesem Jahr
rund 58.000m (58km) neue Hochdruck-
und fast 22 km neue Niederdrucklei-
tungsanlagen sowie die Neuerrichtung
von 64 Erdgasdruckregelanlagen geneh-
migt, die vielfach Ausgangspunkt der Nie-
derdruckortsnetze sind.
Von besonderer Bedeutung ist dabei der
Umstand, daß bereits 8 Umlandgemein-
den von Wien ihre seinerzeitigen Verein-
barungen mit der Stadt Wien - Wiener
Gaswerke - über die Ortsversorgung ge-
kündigt haben und die Gasortsnetze von
der EVN AG übernommen wurden bzw.
in Kürze übernommen werden. Es han-
delt sich um die Gemeinden Hinterbrühl,
Biedermannsdorf, Bisamberg, Brunn am
Gebirge, Gießhübl, Gumpoldskirchen,
Klosterneuburg, Perchtoldsdorf. Dadurch
und durch die weitere Nachfragesteige-
rung nach der umweltfreundlichen und
konsumentenfreundlichen Energieform
Gas ist eine kräftige Ausdehnung der
Ortsversorgungen auf Niederdruckbasis
überhaupt notwendig und möglich ge-
machtworden.

Ziele 1991
Wie schon für den Herbst 1990 erkenn-
bar, bringt der Vollzug des Elektrizitäts-
wesengesetzes eine große Zahl von Ver-
fahren hinsichtlich der Prüfung der Kon-
zessionsvoraussetzung mit sich. Von be-
sonderer Bedeutung ist dies für die Stadt
Wien, Wiener E-Werke und die EVN,
Energie-Versorgung Niederösterreich
Aktiengesellschaft, die die Konzessions-
erfordernisse unter Abstimmung auf die
Legalerfordernisse des NÖ Elektrizitäts-
wesengesetzes bis 1O.August1991 nach-
weisen müssen.
Bemerkenswert in diesem Zusammen-
hang ist, daß zunehmend Sonderabneh-
mer, vornehmlich aus der Industrie, unter
allen Umständen den Anschluß ihrer Un-
ternehmen an das Versorgungsnetz der
EVN suchen. Zweifelsfrei sind dort die für
sie günstigeren Versorgungsvorausset-
zungen gegeben. Für diese Entwicklung
ist erheblich, daß die geringfügige Tarif-
senkung der Wiener E-Werke für den
großstädtischen Haushaltsbereich ein-
deutig zu Lasten der Versorgungssitua-
tion der WEW im Umland von Wien wirkt.
Hier nämlich wohnt die Bevölkerung
schon in größerem Umfange in Einfami-
lienhäusern. Außerdem handelt es sich

auch am Sektor der Haushaltsversor-
gung durchwegs um die Versorgung von
größeren Familien als im großstädti-
schen Bereich, wodurch die nur für groß-
städtische Haushaltsversorgung mit
mehrschieniger Energiemöglichkeit ge-
schaffenen Tarife zu Lasten der Familien
und Wohnformen im Umland von Wien,
also nachteilig für Niederösterreich, wir-
ken.
Auch aus dieser Sicht ist es eine politisch
legale Forderung, daß die Elektrizitäts-
versorgung im gesamten niederösterrei-
chischen Landesgebiet nach gleicharti-
gen Rahmenbedingungen (Strukturen)
und Tarifen erfolgt, somit ein Ausgleich
von Vorteilen und Nachteilen in der Ver-
sorgung geschaffen wird.
Außerdem wird im kommenden Jahr die
Überprüfung medizinischer Röntgenan-
lagen einschließlich Gewährleistung des
notwendigen Schutzes vor ionisierender
Strahlung einen besonderen Schwer-
punkt darstellen.
Schließlich wird es auch 1991 erforder-
lich sein, alle Maßnahmen rechtlicher Art
zur Gewährleistung elektrotechnischer
und gastechnischer Sicherheit, der Si-
cherung einer ausreichenden Energie-
versorgung am Sektor Strom und Gab zu
garantieren.

3

Sparkassenaufsicht, Konsumentenschutz (IV/2)

Schwerpunkte 1990

Sparkassenangelegenheiten
• Teilnahme an den Schlußbesprechun-
gen über die Bilanz des jeweiligen Ge-
schäftsjahres unter besonderer Berück-
sichtigung eventueller Problemfälle;
• Genehmigung von Spendenansu-
chen;
• Bestellung und Abberufung der Staats-
kommissäre, Vorschreibung und Anwei-
sung der Funktionsgebühren;
• Überwachung der Einhaltung der Be-
stimmungen des Kreditwesen- und Spar-
kassengesetzes;
• Führung des Sparkassenregisters;
• Teilnahme an Sparkassenfachfagun-
gen;
• Vormerkung und Überwachung perso-
neller Änderungen in den Organen der
Sparkassen.

• Teilnahme an Preisbehörden- und
Konsumentenschutztagungen.
• Beratung in Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes (bes. Fragen der
Gewährleistung bzw. Rücktrittsmöglich-
keiten bei Kaufverträgen);

Stiftungsaufsicht
• Überprüfung der Rechnungsabschlüs-
se der Stiftungen und Fonds nach den
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und
unter Beachtung, daß das Stammvermö-
gen der Stiftung in einer der Vorschriften
über Mündelgeld gemäßen Art und Wei-
se angelegt ist;
• Beachtung der gesetzlichen Frist zur
Vorlage der Rechnungsabschlüsse bis
Ende Juni des folgenden Jahres;
• Satzungsänderungen (Anpassung der
Stiftbriefe an die Bestimmungen des Ge-
setzes und an die geänderten sozialen
Verhältnisse);

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes
• Monatliche Preiserhebungen über
Auftrag des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Angelegenheiten;
• Berufungsbehörde in Verwaltungs-
strafsachen wegen Übertretungen nach
dem Preisgesetz bzw. darauf basieren-
der Verordnungen sowie nach dem Kon-
sumentenschutzgesetz;
• Bearbeitung von Preisbeschwerden;
• Stellungnahmen zu Gesetz- und Ver-
ordnungsentwürfen in Preis- und Konsu-
mentenschutzangelegenheiten;
• Bearbeitung der Monats- und Wo-
chenausweise der MA 59 und 60 der
Gemeinde Wien zu Vergleichszwecken;
• Regelung der Strompreise für die klei-
nen und mittleren Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen;
• Erlöszusammenstellung, Stromabga-
be und Erlöse von 28 kleinen und mittle-
ren EVU's;
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Beratung und Beaufsichtigung der Ver-
waltungsorgane, damit die Erhaltung der
Stiftungshäuser gewährleistet ist (Erhö-
hung der Mieten, Erhaltungsbeitrag, In-
standsetzung etc.)

dem Mietengesetz vorgegangen werden
kann, da der ursprüngliche Stiftungs-
zweck in den meisten Fällen die Unter-
bringung "bedürftiger Bürger" in dem Stif-
tungsgebäude vorsah.
• Durch intensive Beratung der Verwal-
tungsorgane in mietrechtlichen Angele-
genheiten konnten durch Einhebung des
Erhaltungsbeitrages bzw. durch Ab-
schluß neuer Mietverträge die Erhaltung
und Instandsetzung der Stiftungshäuser
bereits teilweise in Angriff genommen
werden.

• Auflösung von Stiftungen und Fonds
bei Vorliegen eines gesetzlichen Auflö-
sungsgrundes;
• Beratung bei Neuerrichtung von Stif-
tungen.

Sparkassenangelegenheiten

Der Wettbewerb der Kreditinstitute drückt
auf die Zinsenspanne, sodaß die Jahres-
gewinne einzelner Sparkassen im Ver-
gleich zu den Vorjahren gesunken sind.
Weiters sind Wiener Großsparkassen be-
strebt, ihren Geschäftsbereich durch Fu-
sion mit bisher selbständigen nieder-
österreichischen Sparkassen zu vergrö-
ßern und sind auch bereit, den Gemein-
den als bisherige Haftungsträger Beträge
in Mill ionenhöhe als fiktiven Liquida-
tionserlös für die Sparkasse zur Verfü-
gung zu stellen. Der Landesverband so-
wie die Abteilung IV/2 als Sparkassenauf-
sicht sind jedoch an der Erhaltung starker
selbständiger niederösterreichischer Spar-
kassen interessiert. Als Gegenstrategie
sind Fusionen von einzelnen Sparkassen
in jedem Landesviertel zur Bildung stär-
kerer Einheiten im Gespräch.

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des Kon-
sumentenschutzes
Der Entwurf eines neuen Preisgesetzes,
der noch nicht vom Parlament beschlos-
sen wurde, sieht keine Mitwirkung der
Bundesgendarmerie bei der Preisüber-
wachung mehr vor. Es wird daher, sofer-
ne dieser Entwurf Gesetz wird, notwendig
sein, die Preisüberwachung durch eigene
Landesorgane durchzuführen. Probleme
gibt es noch mit der Frage der Abgeltung
dieser personellen Mehrkosten durch
den Bund sowie mit der Schaffung der
notwendigen zusätzlichen Dienstposten.

Stiftungsaufsicht
• Die Erhaltung der teilweise sehr alten
Stiftungshäuser, die kaum oder nur gerin-
gen Ertrag abwerfen (Substandard) ist
sehr schwierig, weil nur bedingt nach

Statistik 1990

Sparkassenangelegenheiten

Im Bundesland Niederösterreich beste-
hen zur Zeit 42 selbständige Sparkassen
mit insgesamt 227 Zweigstellen.
An Spenden wurden im Berichtszeitraum
ein Betrag von 2,902.608 Schilling bewil-
ligt, der sozialen Enrichtungen, wichtigen
kommunalen sowie lokal und regional be-
deutsamen kulturellen Vorhaben zugute
kam.

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes
Folgende Artikel bzw. Gewerbebetriebe
wurden im Hinblick auf Preise und Preis-
auszeichnung bei rund 14.800 Betrieben
überprüft: Kaffee, Zucker, Milch - und
Molkereiprodukte, Chemisch-Putzerei-
en, PKW-Sommerreifen, Fotoartikel, Dia-
betikerwaren, alkoholische und alkohol-
freie Getränke in Gaststätten, Restau-
rants und Diskotheken, Fleischwaren,
Waschmittel, KFZ Mechaniker, Gas-,
Wasser- und Elektroinstallationsunter-
nehmen.
Nur hinsichtlich Preisauszeichnung wur-
de der KFZ Handel überprüft.
Hinsichtlich Angelegenheiten des Konsu-
mentenschutzes erfolgt durchschnittlich
wöchentlich eine telefonische Anfrage.

Stiftungsaufsicht
Beaufsichtigt werden: 80 Landesstiftun-
gen, 9 Landesfonds, 21 Bundesstiftun-
gen, 3 Bundesfonds.

Ziele 1991

Sparkassenangelegenheiten

Zielvorgabe ist die Verhinderung von Un-
regelmäßigkeiten durch Überwachung
der Einhaltung der Bestimmungen des
Kreditwesen- und Sparkassengesetzes.

Preisrechtliche Angelegenheiten
sowie Angelegenheiten des
Konsumentenschutzes
Ziel ist die Verhinderung von ungerecht-
fertigten Preiserhöhungen bzw. von un-
gerechtfertigt hohen Preisen im Interesse
der Kosumenten sowie die Überwachung
der Einhaltung der Preisauszeichnung
bzw. in Konsumentenschutzangelegen-
heiten eine kostenlose Rechtsberatung
meist telefonisch anfragender Parteien
im Sinne einer bürgernahen Verwaltung.

Stiftungsaufsicht
Die Einhaltung und Erfüllung des Stif-
tungs- bzw. Fondszweckes als Voraus-
setzung für die Abgabenbefreiungen und
Abgabenbegünstigungen für die Stiftun-
gen und Fonds.
Aufklärung gegenüber den Verwaltungs-
organen über den Sinn und die Tätigkeit
einer Stiftung bzw. eines Fonds in der
heutigen Zeit.

Veranstaltungen, Kinos (VIII/3)

Veranstaltungswesen

Schwerpunkte 1990
• Erteilung von Veranstaltungsbewilli-
gungen, vor allem für Theater, Schaustel-

ler, Motorsportvereine, Spielautomaten-
unternehmer.
• Erteilung von Betriebsanlagengeneh-
migungen für diese Veranstaltungen. Bei
den Betriebsanlagengenehmigungen für
Motorsportveranstaltungen wird stets
auch ein Sachverständiger für Umwelt-

schutz beigezogen, um eine Beeinträch-
tigung der Umwelt durch Lärm, Staub und
Abgase hintanzuhalten. Bescheide die-
ser Art werden im allgemeinen derart ein-
geschränkt, daß nur eine Veranstaltung
jährlich abgehalten werden darf.
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• Genehmigung und Überprüfung von
Theatergebäuden und deren Betriebs-
einrichtungen. Auf Grund des NÖ Veran-
staltungsbetriebsstättengesetzes sind
Veranstaltungsbetriebsstätten mit Voll-
end Mittelbühne oder mit besonderen
technischen Einrichtungen ausgestatte-
ten Kleinbühnen bzw. Szenenflächen
jährlich von der Landesregierung zu
überprüfen. Gleichzeitig wird auch eine
Überprüfung nach dem Elektrotechnikge-
setz durchgeführt.
Die laufend durchgeführten Überprüfun-
gen der Theatergebäude und deren Ein-
richtung hat ergeben, daß sich diese in
betriebstechnischer Hinsicht fast durch-
wegs in ordnungsgemäßem Zustand be-
finden. Die Behebung verschiedener
Mängel geringfügiger Natur wird jeweils
vorgeschrieben und überwacht.

Probleme 1990

1990 hat sich neuerlich gezeigt, daß im-
mer wieder versucht wird, den Bestim-
mungen des NÖ Spielautomatengeset-
zes zuwider Geldauszahlungen im Zu-
sammenhang mit dem Betrieb von Auto-
maten durchzuführen. In allen bekannt-
gewordenen Fällen wurde energisch ein-
geschritten, und es wurden empfindliche
Geldstrafen verhängt.

Ziele 1991

Folgende legistische Arbeiten, die bereits
begonnen wurden, sind fortzusetzen:
• Novellierung des NÖ Veranstaltungs-
gesetzes (Dezentralisierungskonzept der
NÖ Landesregierung vom 14. Juli 1987
sowie weitere wesentliche Änderungen);
besonders sollen strengere Umwelt-
schutzbestimmungen im Zusammen-
hang mit Motorsportveranstaltungen ge-
schaffen werden.
• Novellierung des NÖ Veranstaltungs-
betriebsstättengesetzes zum Zwecke der
Anpassung an die neue Bauordnung und
allenfalls an das Europäische Überein-
kommen über Gewalttätigkeiten und

Fehlverhalten von Zuschauern bei Sport-
veranstaltungen.

Statistik 1990

1990 standen im Bundesland Nieder-
österreich auf dem Veranstaltungssektor
folgende Berechtigungen in Kraft:

Filmbewertungen und deren laufende
Veröffentlichung.
• Jugendschutz bei Filmen. Zulassung
von Filmen, die zur öffentlichen Vorfüh-
rung vor Kindern oder Jugendlichen bis
zum vollendeten 16. Lebensjahr be-
stimmt sind; Mitarbeit in der Jugendfilm-
kommission des Bundesministeriums für
Unterricht, Kunst und Sport.

Ziele 1991

• Schutz der Jugend vor Filmen mit
schädlichem Einfluß; diese Bestrebun-
gen werden jedoch weitgehend dadurch
in Frage gestellt, daß es im Ermessen der
Erziehungsberechtigten liegt, welche Fil-
me der Jugend im Fernsehen zugänglich
sind.
• Förderung des kulturell wertvollen Fil-
mes.
• Aufgrund des Dezentralisierungskon-
zeptes der NÖ Landesregierung vom 14.
Juli 1987 erweist sich eine Novellierung
des NÖ Lichtschauspielgesetzes als er-
forderlich. Die Arbeiten am Entwurf eines
diesbezüglichen Gesetzes sind im Gan-
ge.

Statistik 1990

In Niederösterreich bestehen derzeit 120
Lichtschauspielbewilligungen, 79 Kinos
sind in Betrieb, 41 Kinobetriebe sind der-
zeit stillgelegt. Weiters sind 3 Wanderki-
nobewilligungen in Geltung, die nicht zur
Vorführung von Spielfilmen berechtigen.
1990 wurden 31 Kinobetriebe überprüft.
Der Gemeinsamen Filmbewertungskom-
mission der Bundesländer wurden 1990
118 Filme vorgeführt. Es wurde 17 Filmen
das Prädikat "Besonders wertvoll" verlie-
hen; 28 Filme erhielten das Prädikat
"Wertvoll" und 27 Filme das Prädikat "Se-
henswert".
1990 wurden 111 Zulassungsbescheini-
gungen ausgestellt, aus denen die Ein-
stufung der betreffenden Filme hinsicht-
lich ihrer Jugendzulässigkeit zu ersehen
ist.

Theaterbewilligungen 40
Tanzschubewilligungen 39
davon mit festem Standort 17
davon Wanderbetriebe 22
Variete- und Zirkusbewilligungen 21
Schaustellerbewilligungen 119
Durchreisebewilligungen für auswärtige
Schausteller 20
Bewilligung für musikalische Darbietungen 1
Bewilligung für die Aufstellung von Spielau-
tomaten:
Spielautomaten 2800
Aufsteller 166
Bewilligung für Motorsportveranstaltungen 30
Bewilligung für diverse andere Veranstaltun-
gen 17
Kommissionelle Verhandlungen 36

13 Berufungsverfahren in Verwaltungs-
strafverfahren wurden bearbeitet.
Der NÖ Spielautomatenbeirat hat 1990
2 Sitzungen abgehalten.

Kinos

Schwerpunkte 1990

• Überprüfung von Betriebsstätten und
Betriebseinrichtungen in 5-jährigen Ab-
ständen nach dem NÖ Lichtschauspiel-
gesetz und dem Elektrotechnikgesetz;
Genehmigung von Neu-, Zu- und Umbau-
ten von Betriebsstätten und Betriebsein-
richtungen; Erteilung von Lichtschau-
spielbewilligungen.
• Fiimbewertung. Mitarbeit in der Ge-
meinsamen Filmbewertungskommission
der Österreichischen Bundesländer bei
der Begutachtung eingereichter Filme auf
ihren kulturellen Wert; Festsetzung von

Wirtschaftsforderung, Wirtschaftspolitik (V/2)

Schwerpunkte 1990

Wirtschaftsförderungs-
und Strukturverbesserungsfonds

Seit der Gründung im Jahre 1984 setzte
der NÖ Wirtschaftsförderungs- und

Strukturverbesserungsfonds sein breit-

gefächertes Förderungsinstrumentarium
sehr gezielt und auch erfolgreich ein.
Neue wirtschaftliche Entwicklungen und
die immer größer werdende Anzahl der
Förderungsaktionen machten jedoch ei-
ne Reform notwendig. Die NÖ Landesre-
gierung hat mit Geltung ab 1. Jänner
1990 neue Richtlinien für die Wirtschafts-
förderung in NÖ beschlossen. Durch die

Gliederung in Sachbereiche wurde eine
Straffung und bessere Überschaubarkeit
der Aktionen herbeigeführt:
• Investitionsförderung für bestehende
Betriebe,
• Neugründungs- bzw. Betriebsansied-
lungsförderung,
• Förderung immaterieller und innovati-
ver Aktivitäten,
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triebsberatung. NÖ sieht seine Chance
im engen Zusammenschluß mit der Euro-
päischen Gemeinschaft, mit welcher be-
reits jetzt intensive Wirtschaftskontakte
bestehen. Aber auch die Kooperationen
auf betrieblicher Ebene mit Oststaaten
wie Ungarn, Tschechoslovakei und Polen
sind in vielen Fällen sehr erfolgverspre-
chend.

ähnliche Einrichtung ist auch für das
Weinviertel im Standort Hollabrunn und in
der Folge auch in Mistelbach und Gän-
serndorf geplant.

Betriebsansiedlung,
Standortberatung,
Regionalisierung

Die Abteilung verwaltet die Anteile des
Landes an der "Ennshafen Entwicklungs-
und BetriebsgesellschaftmbH", der "Eco-
Plus - Betriebsansiedlung- und Regiona-
lisierung in NÖ GesmbH" und der "NÖ
Grenzlandsförderungsgesellschaftmbh".
In Kooperation mit den genannten Be-
triebsansiedlungsgesellschaften wurden
gewerbliche und industrielle Interessen-
ten im Bezug auf Standort, Förderungen,
Arbeitsmarkt usw. beraten.
Bei den von Eco-Plus ausgearbeiteten
Regionalisierungsprojekten wirkt die Ab-
teilung als Kontaktstelle gegenüber den
anderen Dienststellen des Landes. In den
engeren Aufgabenbereich der Wirt-
schaftsförderung fielen 1990 folgende
Regionalisierungsprojekte:
• Ausbau Hafenbetriebsansiedlungsge-
biet Krems;
• Aufschließung Industriegebiet Enzers-
dorf/Fischa;
• Messeeinrichtung Wieselburg;

• Pilotprojekt EDV- und Betriebsbera-
tung Waldviertel;
• Errichtung IZ-West, Ennsdorf ;

• Betriebsansiedlungen, -erweiterun-
gen und -Umstrukturierungen in Berndorf,
Mistelbach, Piesting und Wr. Neustadt.

Europäische Integration
Der Öffnungsprozeß im Osten und die
Entwicklung zum europäischen Binnen-
markt stellen neue Herausforderungen
für die Wirtschaft dar. Unter dem Motto
"Niederösterreich im Spannungsfeld zwi-
schen Ost und West" veranstaltete die
Wirtschaftsförderung eine Europaenque-
te bei der auch das "Wirtschaftskonzept
NÖ 1990" vorgestellt wurde. Um die NÖ
Betriebe auf die geänderte Situation in
Europa vorzubereiten, werden neben der
Entwicklung von High-Tech-Aktivitäten
verstärkt auch die Heranbildung höherer
Wirtschaftsdienste, die oft als sogenann-
tes "High-Touch" in soziale und kulturelle
Bereiche hineinspielen, in Angriff genom-
men werden müssen. Weitere Schwer-
punkte im Wirtschaftskonzept sind die
Unterstützung der Unternehmungen
beim Export, die Förderung der aktiven
Internationalisierung, vermehrter Einsatz
der immateriellen Wirtschaftsförderung
und der Ausbau der ökologischen Be-

• Soziale Aktionen,

• Haftungen und Beteiligungsfinanzie-
rung,
• Sondergesellschaften.

Die Förderungsobergrenzen wurden zum
Teil angehoben, sodaß Zinsenzuschüsse
für Darlehen bis zu 20 Mio. Schilling und
zinsenbegünstigte Darlehen des Fonds
bis zu einer Höhe von 5 Mio. Schilling
möglich sind. Eine neue Aktion mit Blick-
richtung Internationalisierung - im we-
sentlichen werden dabei Marketingkon-
zepte und Marktanalysen gefördert - wur-
de geschaffen. Die Neugestaltung der
Förderungsrichtlinien brachte gegenüber
dem Vorjahr eine Ausweitung des gesam-
ten Förderungsvolumens um über 5 %,
wobei in erster Linie die Summe der Zinsen-
zuschüsse und die Einmalbeiträge anstie-
gen, während sich die gewährten Fonds-
darlehen leicht verminderten.
Im Zuge der Richtlinienänderung wurden
auch die gemeinsam mit dem Bund
durchgeführten Aktionen zur Stärkung
der Regionen neu vereinbart. So werden
in Zukunft Anschlußförderungen im Rah-
men der Bürges-Kleingewerbekreditak-
tion und der Bürges-Aktion nach dem Ge-
werbestrukturverbesserungsgesetz in
den Förderungsgebieten 1., 2. und 3.
Ordnung gewährt; bei Bürges-Betriebs-
ansiedlungen oder Bürges-TOP-Neu-
gründungen wird auch im Förderungsge-
biet 4. Ordnung eine Anschlußförderung
gewährt.
Nach dem Auslaufen der gemeinsamen
regionalen Sonderförderungsaktion Bund-
Land wurde 1990 die Aktion "Regionale
Innovationsprämie" zur wirtschaftlichen
Erneuerung alter Industriegebiete oder
Strukturverbesserung peripherer Regio-
nen ins Leben gerufen. Bund und Land
fördern gemeinsam industriell-gewerbli-
che Neuinvestitionen oder damit zusam-
menhängende immaterielle Kosten, im
wesentlichen in Standorten des Förde-
rungsgebietes 1. und 2. Ordnung. Nicht
zuletzt ist mit dieser Aktion auch beab-
sichtigt, der Technologie- und Innova-
tionsoffensive in NÖ auch in den Pro-
blemgebieten zum Durchbruch zu verhel-
fen.
Unter diesem Aspekt ist auch die Be-
schlußfassung über die Errichtung des
Technologie- und Innovationszentrums
in Gmünd zu sehen. Nach der erfolgrei-
chen Installierung des Gründer- und
Technologietransferzentrums in St. Pöl-
ten und Regionalen Innovationszentrums
in Wr. Neustadt soll im Waldviertel ein
multifunktionales Beratungs-, Ausbil-
dungs- sowie Betriebsansiedlungszen-
trum für heimische innovationsorientierte
Unternehmer aber auch für Interessenten
aus Böhmen und Mähren entstehen. Eine

Probleme 1990

Durch die Öffnung des europäischen
Marktes werden die Betriebe gezwun-
gen, über die Grenzen Österreichs hin-
auszusehen und ihre zukünftige Tätigkeit
auf die übernationalen wirtschaftlichen
Bedingungen abzustimmen. Mit dieser
Entwicklung wird auch die Wirtschafts-
und Förderungspolitik, die einerseits len-
kend und regional-ausgleichend, aber
auch impulsgebend wirken soll, vor um-
fassende neue Aufgaben gestellt. Die oh-
nedies vorherrschende Budgetknappheit
wird durch zusätzliche Förderungen in
den Bereichen Internationalisierung, aus-
ländische Kooperationen, Technologie-
transfer usw. noch verschärft. Die finan-
zielle Leistungsfähigkeit des NÖ Wirt-
schaftsförderungs- und Strukturverbes-
serungsfonds wurde 1990 trotz des se-
lektiven Mitteleinsatzes und strengerer
Vergabemodalitäten aufgrund der neuen
Richtlinien bis an die Grenze ausge-
schöpft. Dazu kommt, daß der Bund sei-
ne Förderungstätigkeit merklich reduziert
und dadurch der Druck auf die Landesför-
derungen immer stärker wird.

Ziele 1991

Die NÖ Wirtschaftsförderung ist bestrebt,
die Rahmenbedingungen für die Wirt-
schaft im Hinbick auf den zu erwartenden
europäischen Wirtschaftsraum weiterzu-
verbessern. Insbesondere Klein- und Mit-
telbetriebe bedürfen der materiellen und
immateriellen Hilfestellung durch die öf-
fentliche Hand. Das Spannungsfeld zwi-
schen Ökonomie und Ökologie verlangt
zusehends eine ganzheitliche Betrach-
tungsweise der Wirtschaftsförderung, in
welcher wirtschaftliche Bedürfnisse mit
dem im Umweltschutz definierten Ge-
meinwohl vereint werden. Zukunftswei-
senden Projekten, wie dem Ausbau der
Industriezone Ennsdorf im Zusammen-
hang mit dem geplanten Rhein-Main-Do-
nau-Kanal als europäische Wasserstra-
ße für den Gütertransport oder einzelnen
o rgan i sa to r i schen  und inhalt l ichen
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Aspekten der Weltfachausstellung 1995
ist verstärktes Augenmerk zu widmen.

Statistik 1990

NO Wirtschaftsförderungs-

und Strukturverbesserungs-
fonds __________________________________________

Darlehen:_______________________________________
Gemeinsame Kreditaktion

Beiträge:

Gern. reg. Sondertörderung
Bund-Land NÖ / Regionale

Innovationsprämie (Landes-
anteil):

7 Fälle S 14,800.000,-

Arbeitsplatzprämie im Förde-

rungsgebiet 1. Ordnung:
95 Fälle S 22,620.000,-
Bürges-Betriebsneugründun-
gen/TOP:

27 Fälle S 19,580.000,-
Innovation-Forschung & Ent-
wicklung:

5 Fälle s 2,000.000,-
Landes-Betriebsansiedlungs-
aktion:

3 Fälle S 15,080.000,-
Bürgschaften:
NÖ Kreditbügschafts

GesmbH NÖKBG

Rückbürgschaft in 11 Fällen
NÖ Kapitalbeteiligungs

GesmbH NÖBEG Bürg-

s 23,800.000,-

schatt in 2 Fällen s 3,500.000,-

Sonstige Landesbeiträge

Arbeitsmarktförderung:
9 Fälle s 14,200.000,-

Notstandsmaßnahmen für
Angehörige der gewerbli-

chen Wirtschaft s 2,245.470,-
Ausbau der Lehrlingsheime s 1,500.000,-
Ausbildungsbeihilfen

Wirtschaftsförderungsinstitut

s 1,350.000,-

St. Pölten

Andere Wirtschaftsförde-
10,000.000,-

runqsmaßnahmen s 5,612.518,-

Bund-Land-
Handelskammer NÖ:

125 Anträge
Landesinvestitionsförderung

S 9,692.000,-

nach der Betriebsgröße:

337 Anträge
Landesinvestitionsförderung

nach der Investitionshöhe:

s 68,478.000,-

74 Anträge s 145,800.000,-

Zinsenzuschüsse:

Anschlußförderung für

Bürges-Kleingewerbekredrt-

aktion: 359 Anträge
Anschlußförderung für

s 108.952.000,-

Bürges-Gewerbestruktur-

verbesserung:

215 Anträge

Landesinvestitionsförderung

nach der Betriebsgröße:

s 427,020.000,-

571 Anträge

Landesinvestitionsförderung
nach der Investitionshöhe:

s 164,990.000,-

164 Anträge

Existenzgründungsaktion
(Landesanteil):

s 633,900.000,-

612 Anträge

Innovation/lnternationalisie-

s 115,813.000,-

rung:
36 Anträge s 194.660.000,-

Nahversorgungsaktion:
532 Anträge s 166,304.000,-
Sonderaktion:
68 Anträge s 127,350.000,-
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Bauen, Verkehr, Straßen
Amtssachverständige: Bau-, Agrar- und Verkehrstechnik (B/4)

Fachgebiet Verkehrstechnik
• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigentätigkeit für die
Hoheitsverwaltung des Bundes, des Lan-
des Niederösterreich und der Gemeinden
sowie Erstellung Verkehrs- und straßen-
bautechnischer Gutachten.
• Weiterführung der Straßen- und Ver-
kehrssicherheitsdatenbank für Landes-
straßen und Bundesstraßen. Mitarbeit in
dem vom Bundesministerium für Verkehr
gebildeten Arbeitsausschuß zur Erstel-
lung eines Österr. Generalverkehrskon-
zeptes (GVK-Ö).
• Erarbeitung verkehrstechnischer Richt-
linien als Ergänzung fehlender gesetzli-
cher Regelungen.

land teilgenommen. Schwerpunkte die-
ser Besprechungen waren die wesentli-
chen Anforderungen an Bauwerke und
die Grundlagendokumente, die für die
harmonisierten Baugesetze maßgebend
sein werden, sowie die für den freien
Warenverkehr von Bauprodukten maß-
geblichen technischen Spezifikationen
(harmonisierte Normen und europäische
technische Zulassungen).
• Mitarbeit in der Länderarbeitsgruppe
Technische Handelshemmnisse. Das
vorläufige Ergebnis ist der überarbeitete
Entwurf einer Vereinbarung über die Zu-
sammenarbeit im Bauwesen (§ 15 a B-
VG), der auch die Schaffung eines
"Österreichischen Instituts für Bautech-
nik” (gemeinsame Zulassungsstelle der
Länder) beinhaltet.
• Initiativen zur Erwirkung eines Be-
schlusses der NÖ Landesregierung über
die Errichtung eines “Österreichischen
Institutes für Bautechnik”.

Fachgebiet Agrartechnik
• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigentätigkeif für die
Hoheitsverwaltung des Landes Nieder-
österreich und der Gemeinden sowie ei-
ner Sachverständigentätigkeit für die
Wirtschaftsverwaltung des Bundes und
des Landes Niederösterreich.
Erstellung agrartechnischer Gutachten.
• Vortragstätigkeit: Information von In-
teressenten aus dem Bereich der Zivil-
techniker und der gerichtlich beeideten
Sachverständigen für die Heranbildung
nicht amtlicher Gutachter.
• Mitarbeit an der Erstellung von Richtli-
nien des Österr. Kuratoriums für Land-
technik, Mitwirkung an der Erarbeitung
von Empfehlungen für die Beurteilung
von Geruchsimmissionen aus Stallun-
gen, Vorbereitung eines NÖ Grundpreis-
katasters für die Bewertung von Grund-
stücken im Grünland.
• Erstellung von Schätzungsgutachten
über den Verkehrswert von Grundstük-
ken im Grünland bzw. landwirtschaftlich
genutzter Liegenschaften sowie der
Grundstücke für die Trassierung des
Marchfeldkanales.
• Gutachtertätigkeit für den Landes-
agrarsenat.

Schwerpunkte 1990

Fachgebiet Bautechnik
• Legistische Tätigkeiten: Vorbereitun-
gen für eine Harmonisierung der techni-
schen Bauschriften nach den europä-
ischen Regelungen; Vorschläge für die
Novellierung des technischen Inhaltes
der NÖ Bauordnung bzw. des NÖ Raum-
ordnungsgesetzes
• Vortragstätigkeit: Information von Dienst-
stellen des Landes, der Gemeinden und
von Interessensvertretungen, insbeson-
dere über die Novelle der NÖ Bauord-
nung, die NÖ Schutzraumverordnung
und die Neukonzeption der Bebauungs-
planung.
• Gutachtertätigkeit in den Arten einer
Amtssachverständigentätigkeit für die
Hoheitsverwaltung des Bundes, des Lan-
des Niederösterreich und der Gemeinden
sowie einer Sachverständigentätigkeit für
die Wirtschaftsverwaltung des Landes
Niederösterreich und der Gemeinden, Er-
stellung bau-, brandschutz- und sicher-
heitstechnischer Gutachten. Vorberei-
tung eines NÖ Grundpreiskatasters für
Grundstücke im Bauland.
• Erlassung von Bescheiden über die
baupolizeiliche Zulassung von neuen
Baustoffen und Bauweisen (Bauarten).
Die Tätigkeit setzt mangels einer Rege-
lung durch Normen wissenschaftliches
Niveau voraus und erstreckte sich u.a.
auf Fertighäuser, Betonstähle, Dämm-
und Isoliersysteme, Sonderrauchfänge,
Lüftungssysteme und Kunststofflagerbe-
hälter.
• Ausarbeitung von Schätzungsgutach-
ten über den Verkehrswert von Grund-
stücken im Bauland bzw. baulich genutz-
ter Liegenschaften.
• Im Rahmen der Vereinbarung gemäß
Art. 15 a B-VG über die gemeinsame
Beurteilung von Baustoffen wurden die
Interessen des Landes Niederösterreich
im Bundesländerausschuß (BABB) ver-
treten. Außerdem wurde in diversen
Normausschüssen mitgewirkt. Weiters
wurden die Interessen des Landes Nie-
derösterreich im Verwaltungsausschuß
der Landesstelle für Brandverhütung
wahrgenommen.
• Im Rahmen der europäischen Integra-
tion im Bauwesen wurde an verschiede-
nen Arbeitsgesprächen im In- und Aus-

Probleme 1990

Fachgebiet Bautechnik
• Als besonderes Problem stellt sich für
die Amtssachverständigen das weiter zu-
nehmende kritische Interesse des Bür-
gers. Die Bürgerinitiativen zwingen zu ei-
ner noch sorgfältigeren Interessensab-
wägung und ziehen einen immer umfang-
reicheren Verwaltungsaufwand nach sich.
• Der Aufbau der NÖ Bauordnung auf
eine fehlende oder unzulängliche Orts-
planung (Bebauungsplanung) erschwert
die Sachverständigentätigkeit ebenso
wie die Interpretation unzulänglicher Be-
stimmungen des NÖ Raumordnungsge-
setzes.
• Die schwer verständlichen, gelegent-
lich auch widersprüchlichen Bestimmun-
gen der NÖ Bauordnung und der Baune-
bengesetze lassen eine unterschiedliche
Gesetzesauslegung zu. Dieser Umstand
läßt den Bürger Willkür vermuten, scha-
det dem Ansehen der Amtssachverstän-
den bzw. der Behörden und erhöht das
Unbehagen gegenüber der Verwaltung.
• Die ausstehenden Entscheidungen
über die Schaffung eines “Österreichi-
schen Instituts für Bautechnik”. Dieses
Institut hätte die Aufgabe, das baupolizei-
liche Zulassungswesen in Österreich zu
vereinheitlichen und zu vereinfachen so-
wie einen Beitrag zur Harmonisierung
technischer Gesetzesbestimmungen und
anderer Regeln der Technik zu leisten.
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Amtssachverständigen. Ähnliches gilt für
die Erhebung der für die Verkehrssicher-
heit maßgeblichen Daten und die Unvoll-
ständigkeit der sogenannten Zählblätter
des Statistischen Zentralamtes.
• Die Bestimmungen des NÖ Landes-
straßengesetzes und der NÖ Bauord-
nung über die Anlage und Ausführung
von Landes- und Gemeindestraßen neh-
men wenig Rücksicht auf örtliche Ver-
kehrssituationen. Dies führt zu unnötigen
Konflikten zwischen Behörden und Par-
teien.
• Die Angelegenheiten des Verkehrs
sind in vielen Gesetzesmaterien veran-
kert und bei Behördenverfahren nach un-
terschiedlichen Gesichtspunkten zu be-
urteilen. Dies führt gelegentlich zu diffe-
rierenden Gutachten und damit zu einem
Spannungsverhältnis, welchem der Bür-
ger wenig Verständnis entgegenbringt.

Fachgebiet Agrartechnik

• Das NÖ Raumordnungsgesetz enthält
einige der Entwicklung der Landwirt-
schaft abträgliche Regelungen. Dies gilt
etwa für die Bereinigung der Zielkonflikte
hinsichtlich landwirtschaftlich wertvoller
Böden, die Klärung des Stellenwertes der
Leitziele, die fehlenden Kriterien der ratio-
nellen Bearbeitung, die Berücksichtigung
der Aktion Urlaub auf dem Bauernhof, die
fehlenden Maßstäbe für die Zulässigkeit
des Ausgedingehauses, die mangelnde
Absicherung landwirtschaftlicher Be-
triebsstandorte und die Verbesserung
der Entschädigungsbestimmungen. Die
Lösung der damit zusammenhängenden
Aufgaben stellt die Amtssachverständi-
gen vor große Probleme.
• Das Gesetz betreffend landwirtschaft-
liche Kulturflächen enthält den zu allge-
meinen und daher unterschiedlich inter-
pretierbaren Begriff des öffentlichen In-
teresses an der Erhaltung einer gesun-
den und leistungsfähigen Landwirtschaft.
• Das NÖ Kulturpflanzenschutzgesetz
wird in der Praxis sinnwidrig vor allem für
im Bauland liegende Grünflächen heran-
gezogen.
• Mangelhafte Unterlagen für die Beur-
teilung von Bauten im Grünland - oder die
Bewertung landwirtschaftlicher Liegen-
schaften - wie fehlende Betriebskonzepte
oder fehlende Grundbesitzbögen und
Grundpreissammlungen - erfordern ei-
nen umfangreichen Zeit- und Verwal-
tungsaufwand.
• Widersprüchliche Regelungen der
ÖKL-Baumerkblätter und der VDI-Richtli-
nien 3471 und 3472 verunsichern Kon-
senswerber und erschweren die Arbeit
der Amtssachverständigen.

Fachgebiet Verkehrstechnik
• Als Folge bzw. in Vernachlässigung
ordnungsgemäßer Bewilligungsverfah-
ren für die Errichtung von Bundes-, Lan-
des- und Gemeindestraßen sehen sich
die Amtssachverständigen bei der Beur-
teilung von Verkehrsproblemen oft vor
vollendete Tatsachen gestellt. Dieser
Umstand führt immer häufiger zu Anrai-
nerbeschwerden und ist eine der maß-
geblichen Ursachen für das Entstehen
von Bürgerinitiativen.
• Fehlende, unvollständig belegte und
umstrittene Verkehrskonzepte der über-
örtlichen oder örtlichen Raumordnung
führen zu Planungsmängel und erschwe-
ren die verantwortungsvolle Tätigkeit der
in der Regel zu spät herangezogenen

Fachgebiet Agrartechnik
• Korrektur der die Belange der Land-
wirtschaft beeinträchtigenden Bestim-
mungen des NÖ Raumordnungsgeset-
zes 1976, des Gesetzes über landwirt-
schaftliche Kulturflächen und des NÖ
Kulturpflanzenschutzgesetzes 1978.
• Korrektur des NÖ Raumordnungsge-
setzes mit dem Ziel einer Partizipation
des Bürgers.

Fachgebiet Verkehrstechnik
• Intensive Mitwirkung an der im Rah-
men der GVK-Ö gebildeten Serviceein-
richtung des Bundesministeriums für Ver-
kehr zu den Datenerfassungs-, Datenauf-
bereitungs- und Datenkontrollfunktionen
des Arbeitsausschusses 3 (Verkehrssi-
cherheit).
• Einbau der Kraftfahrverkehrslinien in
die für die Bundes- und Landesstraßen
bereits eingerichtete Straßendatenbank.
• Korrektur des NÖ Landesstraßenge-
setzes und Einbau von nach Rangord-
nung gereihten Kriterien für die Sicher-
heit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Ver-
kehrs in das Gesetz.
• Gesetzliche Verpflichtung zur Erstel-
lung von Verkehrskonzepten bei der
Durchführung von Raumordnungspro-
grammen, der Dorferneuerung und dem
Städtebau.
• Erstellung von die gesetzlichen Be-
stimmungen ergänzenden, handhabba-
ren Richtlinien über die technischen Be-
lange der Sicherheit, Leichtigkeit und
Flüssigkeit des Verkehrs.

Ziele 1991

Fachgebiet Bautechnik
• Mitwirkung an der Novellierung ge-
setzlicher Betimmungen mit den Zielen
einer Intensivierung der Bürgerbeteili-
gung u. des Einbaues von Zielvorstellun-
gen wie z.B. von Verkehrs-, Ver- u. Ent-
sorgungs-, Fernwärme-, Umwelt-, Schutz-
bau- und Gestaltungskonzepten in ge-
setzliche Regelungen.
• Reformierung des Zulassungswesens
durch die Schaffung einer gesamtöster-
reichischen Zulassungsstelle (Österrei-
chisches Institut für Bautechnik) und den
Einsatz moderner Technologien mit dem
Ziel einer schnelleren und einheitlichen
Erledigung der Anträge. Verbesserung
der Information durch Aufstellung eines
Zulassungskatasters. Anlegung eines
NÖ Grundpreiskatasters in Form einer
Grundpreisdatenbank.
• Vermittlung der legistischen Kenntnis-
se und der praktischen Erfahrung an an-
dere Dienststellen, Behörden und Inter-
essenten durch Vortragstätigkeit bei Se-
minaren und Kursen.
• Mitarbeit an der Erstellung der europä-
ischen Grundlagendokumente für Festig-
keit und Standsicherheit, Brandschutz,
Gesundheit, Hygiene und Umweltschutz,
Nutzungssicherheit, Schallschutz, Wär-
meschutz und Energieeinsparung, die für
die harmonisierten Bauvorschriften maß-
gebend sein werden.

Statistik 1990

Tätigkeit Jänner bis Dezember
1990

Fachgebiet A B C D
Agrartech-
nik 582 481 1.182 1.002
Bautechnik
Verkehrs-

687 678 177 354

technik 1.209 3.137 203 570
Insgesamt 2.478 4.296 15.562 1.926

A Außendiensttage

B komm. Verhandlungen

C Beweisaufnahmen

D Gutachten im Innendienst
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Amtssachverständ ige des technischen Dienstes (B/5)

Statistik 1990• Mitarbeit im Normungsinstitut bei der
Erstellung einschlägiger Normen;
• Mitarbeit bei der Ausarbeitung von Ge-
setzen;

Tätigkeitsbereiche

Teilnahme als technische Amtssachver-
ständige zu komm. Verhandlungen der
e Abteilungen der NÖ Landesregierung;

• Bezirkshauptmannschaften;

• Gemeinden und Magistrate;

• Berghauptmannschaft;

• Gegenstand der Verhandlungen:

• Lagerung brennbarer Flüssigkeiten
und Gase;
• Heizungsanlagen und Lüftungsanla-
gen;
• Dampfkesselanlagen;

• Fernleitungen für Gas und Mineralöl;

• Energiewesen und Energiewirtschaft;

• elektrotechnische Belange der Elektri-
fizierung, Leitungsanlagen, Tarifangele-
genheiten, Röntgenanlagen und Neon-
anlagen;
• Förderanlagen, Sessel- und Schlepp-
lifte, Aufzüge und Materialseilbahnen;

Kommissionelle Ver-

handlungen und Erhe-

bungen

Verhandlun-

gen

halbe Stun-

den

Gemeinden und

Magistrate 1843 3299
Bezirkshauptmann-

schäften 2392 7803

Abteilungen der

NÖ Landesregierung 1518 4577

Berghauptmannschaft 16 93

Schwerpunkte 1990

1990 ergab sich ein vermehrter Einsatz
der Sachverständigen bei der Begutach-
tung von
• Heizungsanlagen für Einfamilienhäu-
ser. Im Zuge der für die Althaussanierung
erforderlichen Bewilligung ergab sich ei-
ne vermehrte Tätigkeit durch Genehmi-
gungsverhandlungen. Weiters wurden
Begutachtungen von Heizungsanlagen
zur Verfeuerung von Biomasse für die
Baubehörde I. und II. Instanz im Zuge von
Anrainerbeschwerden durchgeführt.
• Genehmigungsverfahren und Bau-
kontrollen im Zuge der Erweiterung der
Gasversorgung im gesamten Bundes-
land.

Für die Überwachung technischer Anla-
gen wurden folgende Beträge eingeho-
ben:

Dampfkessetwesen S 4,112.036,55

Aufzugsanlagen S 619.200,-

Seilliftanlagen, Hebezeuge S 25.650,-

Baudirektion (BD)

Schwerpunkt 1990
Erarbeitung von Organisationsmodellen
zu dem in der Sitzung der NÖ Landesre-
gierung vom 1 4. Juli 1987 beschlossenen
Dezentralisierung.

tastrophenfonds und andere Landes-
dienststellen sowie für Gemeinden;
• Erhebung und Dokumentation von
erdwissenschaftlichen Grundlagen über
Rohstoffvorkommen, Baugrundeignung,
Risikofaktoren, Hydrogeologie, Umwelt-
geologie etc., z.B. für die Erstellung zona-
ler und örtlicher Raumordnungsprogram-
me und andere Planungsaufgaben (De-
poniestandorte, Schutz- und Schonge-
biete für Heilquellen etc.);
• Rohstoff- und Energieforschung im
Rahmen der Bund-Bundesländer Koope-
ration.
Die Außendiensttätigkeit ist gegenüber
dem Vorjahr um fast 20 % gesunken,
wobei im Zuge dieser Tätigkeit 53 kom-
missionelle Verhandlungen beschickt so-
wie 240 geologische Erhebungen und 69
Begutachtungen für den Katastrophen-
fonds durchgeführt wurden, das heißt,
daß also nahezu der gleiche Arbeitsum-
fang wie im Vorjahr zu erledigen war.
Einen wesentlichen Teil der Arbeit nah-
men Erhebungen für die Abgrenzung von
Eignungszonen und Rohstoffsicherungs-
gebieten für den Abbau von Massenroh-
stoffen ein, die für die Erstellung von re-

gionalen Raumordnungsprogrammen
des NÖ Zentralraumes (Bezirke Krems,
St. Pölten, Lilienfeld und Teile der Bezirke
Melk und Scheibbs) durchgeführt wur-
den. Im abgelaufenen Jahr sind, bedingt
durch einen günstigen Witterungsverlauf,
nur wenige neue Naturkatastrophen (Erd-
rutsche, Muren, Steinschläge etc.) aufge-
treten. Es konnten daher sämtliche noch
aus dem Vorjahr offene Fälle erledigt wer-
den.
Im Zuge mit der seit langer Zeit gegebe-
nen Steinschlag- und Felssturzgefahr in
der Klausen in Mödling und dem Wunsch
der Stadtgemeinde nach Bereinigung der
Widmungssituation wurden gemeinsam
mit einem Vertreter der Technischen Uni-
versität Wien, Institut für Geologie und
Felsmechanik, neuerl iche, detaillierte
Begehungen der Felsflanken durchge-
führt und ein ausführliches Gutachten er-
stattet.
Auf dem Gebiet der Rohstoff- und Ener-
gieforschung waren im Berichtszeitraum
43 Projekte zu bearbeiten. Davon wurden
23 Projekte im Jahre 1990 vergeben, und
zwar 2 Projekte über mineralische Roh-
stoffe, 4 Projekte über biogene Rohstoffe,

Geologischer Dienst

Schwerpunkte 1990

1990 ist der Arbeitsumfang des geologi-
schen Dienstes der Baudirektion, vergli-
chen mit dem Vorjahr, etwa gleich geblie-
ben. Die Tätigkeit verteilte sich wie in den
vorangegangenen Jahren auf folgende
Hauptbereiche:
• geologische und hydrogeologische
Amtssachverständigentätigkeit in Ver-
fahren der Gewerbe-, Wasserrechts-,
Forst-, Naturschutz- und Verkehrsbehör-
den sowie der Baubehörden (Gemein-
den);
• Gutachterlätigkeit für Raumplanung,
Hochbau, Straßenbau, Wasserbau, Ka-
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5 Naturraumpotentialprojekte, 5 Energie-
forschungsprojekte und 7 Umweltschutz-
projekte. Im Rahmen der Bund-Bundes-
länderkooperation haben zwei Rohstoff-
sitzungen sowie mehrere Besprechun-
gen über einzelne Projekte stattgefun-
den.
Die Vorarbeiten für eine Ergänzung des
NÖ Forschungsberichtes, der erstmals
1989 erschienen ist, sind weitgehend ab-
geschlossen, sodaß mit dem Erscheinen
des Berichtes Anfang 1991 gerechnet
werden kann.
Im Berichtszeitraum wurden zwei Meß-
sprengungen zur Beurteilung der von
Steinbruchbetrieben ausgehenden Spreng-
erschütterungen durchgeführt und ent-
sprechende Gutachten erstellt.
Die Parteistellung des Landes Nieder-
österreich hinsichtlich der Belange der
Raumordnung, des Fremdenverkehrs,
des Natur- und des Umweltschutzes wur-
de in sechs Verfahren der Bergbehörde
wahrgenommen. Durch die Novellierung
des Berggesetzes ist für das kommende
Jahr mit einer wesentlichen Zunahme
bergbehördlicher Verfahren zu rechnen.
Der geologische Dienst war erstmals bei
der Grünen Messe in Tulln vom 4. - 6. Mai
1990 mit einem eigenen Stand zum The-
ma "Rohstoffe im Dienste des Umwelt-
schutzes" vertreten. Die Vorbereitungen
dieser in Zusammenarbeit mit zahlrei-
chen niederösterreichischen Abbaube-
trieben durchgeführten Ausstellung, ihr
Aufbau und die Betreuung erforderten
umfangreiche Arbeiten.
Die Datenbank des Baugrundkatasters
umfaßt derzeit 3223 Dokumente (Stand
Vorjahr 2922 Dokumente). Die Erhebun-
gen über die genaue geographische La-
ge (ROKAT-Koordinaten) der alten Be-
gutachtungen und die Eingabe konnten
weitestgehend abgeschlossen werden.
Die neuen Gutachten werden laufend
eingegeben.
Die im Baugrundkataster gespeicher-
ten Geodäten werden in zunehmendem
Maße für die Planung größerer Bauvor-
haben genutzt. So wurden z.B. im Be-
richtszeitraum der Hochleistungs-AG
sowie zwei Ingenieurbüros Daten für
Variantenstudien zur Planung neuer
Trassen an der Westbahn (Wienerwald,
Stadt Haag) zur Verfügung gestellt.  Für
diese Aufgaben wäre eine möglichst
umfassende und lückenlose Bohrloch-
datenbank dringend erforderlich.
Für die Bohrlochdatenbank HADES wur-
den Anfang 1990 der bestellte PS 2 Per-

sonalcomputer, ein A 3-Flachbettplotter
und ein Laserdrucker als Ausgabeeinhei-
ten geliefert und installiert. Verteilt über
das ganze Jahr wurden diverse Ergän-
zungen und Korrekturen des Program-

mes vorgenommen. Die zunächst als
Testdaten verwendeten Bohrungen und
hydrologischen Angaben aus dem südli-
chen Wiener Becken konnten zur Gänze
eingegeben werden und stehen damit für
weitere Anwendungen zur Verfügung.
Gleichzeitig läuft bereits die Erfassung
von Bohrprofilen aus Abteilungen der
Landesverwaltung im Rahmen eines Pro-
file auf Werkvertragsbasis. Zur besseren
Darstellbarkeit der Lage der Bohrprofile
sollen auch die Gemeindegrenzen und
Katastralgemeindegrenzen eingegeben
werden.
Die Führungstätigkeit durch die erdwis-
senschaftlichen Schausammlungen des
NÖ Landesmuseums an einem Wochen-
ende pro Monat wird wie bisher fortge-
setzt. Eine Mitarbeit erfolgte auch an dem
Konzept für ein naturkundliches Museum
in der Landeshauptstadt St. Pölten.
Die vom geologischen Dienst ausgear-
beiteten Gutachten, Stellungnahmen und
Berichte teilen sich auf folgende Haupt-
gebiete auf:
• Untersuchung und Beurteilung von
Grundstücken auf ihre Eignung als Bau-
land und ihre Bebaubarkeit;
• Untersuchung und Begutachtung von
Rutschungen, Felsstürzen, Muren und
andere Naturkatastrophen sowie Erstel-
lung von Sanierungsvorschlägen. Beur-
teilung der Standfestigkeit von Hängen,
Steilböschungen, Felswänden etc;
• Untersuchungen und Begutachtungen
für Hoch- und Tiefbau, Eisenbahn-, Stra-
ßen- und Wegebau sowie Wasserbau;
• Hydrogeologische Untersuchungen
und Begutachtungen für Wasserversor-
gungen, Abwasserbeseitigungen, Müll-
und Sonderabfalldeponien, Wasserkraft-
anlagen, Heil- und Mineralquellen sowie
Neuanlage und Erweiterung von Friedhö-
fen;
• Untersuchung und Beurteilung von
Naturstein- und Massenrohstoffvorkom-
men. Sachverständigentätigkeit bei der
Genehmigung von Steinbrüchen, Sand-,
Kiesgruben und anderen Materialabbau-
en;
• Sachverständigentätigkeit auf dem
Gebiet  des Sprengwesens und der
Sprengerschütterungen;

Tagungen, Sitzungen, Vorträge

• Lawinenkurs NÖVAK 26. - 28 März
1990, Hochkar (OBR Dr. H. Hinteregger)
• Arbeitstagung Tonmineralogie und
Geotechnik, Universität für Bodenkultur
Wien 31. Mai - 1. Juni 1990 (BauKOÄR
Dipl.lng. M. Bertagnoli, Mag. H. Steinin-
ger)
• Tagung Erdwissenschaftliche Aspek-
te des Umweltschutzes BVFA-Arsenal

Wien, 9. - 11. Mai 1990 (WHR Dr. Gott-
schling, OBR Dr. H. Hinteregger, Dipl.lng.
Bertagnoli)
• Abfallwirtschaftstagung Groß Schö-
nau, 6. Juni 1990 (Dipl.lng. Bertagnoli)
• 13. Jahrestagung der Bund-Bundes-
länderkooperat ion für Rohstof f-  und
Energieforschung, 4. - 5. Oktober 1990,
Innsbruck (WHR Dr. Gottschling)
• Informat ionsveransta l tung Model l -
rechnungn für die Wanderung von Radio-
nukliden im geologischen Milieu, Österr.
Forschungszentrum Seibersdorf, 5. Ok-
tober 1990 (Dipl.lng. Bertagnoli)

Probleme 1990

Die Vorbereitung und geologische Inter-
pretation der großen, in der Landesver-
waltung vorhandenen Mengen von Bohr-
daten, z.B. beim Straßenbau, Brücken-
bau und anderen Dienststellen, ist neben
den laufenden Arbeiten ohne Einsatz au-
ßeramtlicher Mitarbeiter, z.B. auf Werks-
vertragsbasis, nicht durchführbar. Gro-
ßen Zeitaufwand erfordert dabei vor al-
lem die genaue Lagebestimmung der
Bohrpunkte mit geographischen Koordi-
naten, die meist erst durch Kombination
mehrerer  Planunter lagen festcjestellt
werden können. Probleme ergeben sich
in diesem Zusammenhang auch durch
die mangelnde Bereitschaft bestimmter
Dienststellen, die notwendigen Planun-
terlagen zur Verfügung zu stellen bzw. in
ihre Archive Einblick zu gewähren. Bei
der Bohrlochdatenbank ist durch das
komplizierte Programm bereits über die
Hälfte der Speicherkapazität belegt, so-
daß mittelfristig eine Vergrößerung des
Speicherplatzes erforderlich sein wird.

Ziele 1991

• Weitere Erfassung der bei diversen
Landesdienststellen vorhandenen Bohr-
daten;
• Erweiterung der Bohrlochdatenbank
durch Eingabe sämtlicher Gemeinde-
und Katastralgemeindegrenzen NÖ’s;
• Weitere Aufnahmen der Vorkommen
wirtschaftlich wichtiger Massenrohstoffe
und Industrieminerale zur Festlegung
von Rohstoffs icherungsgebieten und
Eignungszonen; Erhebung und Doku-
mentation von Daten über das geogene
Naturraumpotential der verschiedenen
Regionen zur Einarbeitung in zonale und
regionale Raumordnungsprogramme.
Durch derartige Programme sollen zu-
künft ige Konfl iktsituationen, die sich
durch die Mehrfachnutzung des Natur-
raumes ergeben, vermieden werden.
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und Arbeitsgruppen des Österreichi-
schen Normungsinstitutes.

Überprüfung von
Förderungen

Bearbeitung von ca. 70 Förderungsfällen
(Förderungsvolumen rd. 1,5 Mio. Schil-
ling) und Besichtigung der geförderten
Objekte.

Allgemeine
Bauwirtschaft

Aktualisierung des bestehenden Bauwirt-
schaftskataloges für den weiteren Amts-
gebrauch der Landesdienststellen ein-
schließlich der Gebietsbauämter:
• Preisgrundlagen,
• Preisermitttung (laut Standardleistungs-
verzeichnissen),
Preisveränderungen,
• Baukostenschätzungen,
• Prüfung von Kostenvoranschlägen auf
die Preisangemessenheit.

Dienst- und
Konzessionsprüfungen

Rund 300 Ansuchen um Zulassung zu
den Dienstprüfungen für die Bau- und
technischen Dienste A, B, C, D und E
sowie zu den Konzessionsprüfungen in
den Baugewerben, im Elektroinstalla-
tionsgewerbe und im Gewerbe der Gas-
und Wasserleitungsinstallation wurden
bearbeitet.

Luftbildstelle

Die Luftbildstelle hat sich an folgenden
Ausstellungen beteiligt:
• Grüne Messe in Tulln,
• Landwirtschaftsausstellung in Wiesel-
burg
Im Rahmen von Bürgermeisterkonferen-
zen bei den Bezirkshauptmannschaften
wurden an 5 Bezirkshauptmannschaften
Informationsveranstaltungen mit dem
Thema "Die Verwendung von Luftbildern
und Orthophotos im Gemeindebereich'
abgehalten.
Im besonderen ist die Luftbildstelle auch
mit der Einrichtung eines Landinforma-
tionssystems beschäftigt.

Dienstprüfungen

Zu den technischen Dienstprüfungen
sind im Oktober und November 9 A-, 18
B-, 4C- und 2 D-Bedienstete angetreten.

Konzessionsprüfungen:

Gewerbe angetreten bestanden

Baumeister 5 3

Baumeisterteii-

prüfung 33 15

Zimmermeister 19 14

Steinmetz-

meister 1 1

Bninnenmeister 1 1

Elektroinstalla-

tion 51 28

Gas- uJbzw.

Wasserleitungs-

installation 41 21

Ausbikier-
prütung 138 108

Förderung der
Ortsbildpflege

Schwerpunkte 1990

• Ortsbildmesse 1990: Diese jährlich
stattfindende Veranstaltung fand am
Samstag, dem 23. Juni 1990, in Hain-
burg/Donau, also diesmal in einem ex-
trem außenliegenden Teil unseres Bun-
deslandes, statt. Delegationen aus dem
In- und Ausland, insbesondere aus der
benachbarten Slowakei, aber auch aus
Südmähren und Ungarn, nahmen daran
teil. Diverse Vertretungen aus den Bun-
desländern konnten ebenfalls begrüßt
werden. Der Ortskem, der an und für sich
verkehrstechnisch ungünstig gelegenen
Gemeinde Hainburg, wurde gesperrt und
als Festbereich eingerichtet. Zahlreiche
örtliche Darbietungen und Dokumentatio-
nen aus dem Bereich der Heimatkunde
und dem Schulbereich wurden angebo-
ten. So wie jedes Jahr wurde ein Ortsbild-
lehrpfad im Gemeindebereich präsen-
tiert, im Zusammenhang mit einem Besu-
cherquiz. Die Beratungsstellen der Ämter
der Landesregierung waren ausgelastet,
ebenso die Ausstellungen diverser Lan-
desämter. Zahlreiche Aktivgruppen aus
ganz Niederösterreich stellten, so wie je-
des Jahr, ihre Arbeitsergebnisse vor. Mit
am Programm war die Eröffnung eines
Heimatmuseums und die Eröffnung des
renovierten Karners von Hainburg. Am
frühen Nachmittag erfolgten Gespräche
zwischen Landeshauptmannstellvertre-
ter Dr. Pröll und dem Bürgermeister von

Katastrophenschutz

Evidenthaltung des Katastrophenschutz-
planes und des Alarmplanes für den Zu-
sammentritt des Hilfsdienstes Räum- und
technischer Dienst sowie des Ölalarm-
planes.

Koordinierungsgespräche
der technischen
Sachverständigen

Seitens der Baudirektion wird jährlich zu
je zwei Koordinierungsgesprächen der
Sachverständigen im Wasserrechts-,
Bau-, Gewerbe- und Naturschutzverfah-
ren eingeladen. Im Rahmen dieser Ge-
spräche konnten in Zusammenarbeit mit
den Sachverständigen, den zuständigen
Fachabteilungen sowie auch gelegent-
lich beigezogenen Fachleuten von Uni-
versität und Wirtschaft verschiedene Fra-
gen und Probleme geklärt werden.

Ingenieurkammer-
und Ziviltechniker-
angelegenheiten

Bearbeitung von 250 Akten. Es wurden
anläßlich von Befugniserteilungen 19
Vereidigungen vorgenommen.

Liegenschafts-
schätzungen

Erstellung von Schätzungen bebauter
und unbebauter Liegenschaften sowie
Bewertungen von Objekten auf Grund
von Anforderungen seitens der Gemein-
den und diverser Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung

Normenwesen

Bearbeitung und Koordinierung der Stel-
lungnahme der Abteilungen des Amtes
der NÖ Landesregierung zu den monat-
lich vorgelegten Entwürfen von ÖNOR-
MEN und DIN-Normen; Nominierung von
Mitarbeitern in Fachnormenausschüsse
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schüren richtete sich auf mehr gestalteri-
sche Information bzw. zeitgemäße Archi-
tektur und auch allgemeine Informatio-
nen über Umweltprobleme.
• Förderungen: 1990 wurden in 53 Ge-
meinden 80 Buswartehäuschen geför-
dert sowie 44 Grünförderungen vorge-
nommen. Der Schwerpunkt lag auch hier
bei der Pflanzung von Bäumen. 28 Ge-
meinden, 6 Vereine, 7 Schulen und 3
Private erhielten insgesamt Forderungs-
summen von 1,484.000 Schilling.
• Beratungen: Im Jahre 1990 wurden
546 Grünraumberatungen und 1.857
Bauberatungen vorgenommen. Der
Stand der freiberuflichen Mitarbeiter der
BD-O bzw. der Aktion beträgt derzeit 30
Personen. Diese Mitarbeiter werden
nach wie vor über das Budget der Baudi-
rektion-Ortsbildpflege auf Honorarbasis
beschäftigt und erhalten jeweils Einzel-
aufträge. Die Beratungen erstrecken sich
von der Beratung für einzelne kleine Vor-
haben Privater bis zu Beratungen über
größere Vorhaben bei Gemeinden, wie
z.B. Platzgestaltungen, Gemeindehaus-
bauten, Straßengestaltungen etc.
• Dokumentationsarbeiten: Die Doku-
mentationsarbeit der Baudirektion-Orts-
bildpflege lief, so wie in den Vorjahren,
auch 1990 weiter. Die bestehende Ton-
bildschau wurde an zahlreiche Interes-
senten aus anderen Bundesländern aus-
geliehen. Eine Kurzfassung mit dem Titel
"Gestaltung" mit einer Gesamtlänge von
7 Minuten wurde inkl. Videoüberspielung
hergestellt und findet Verwendung bei
Ausstellungen und Vorträgen. Die beste-
henden Diaserien für Veranstaltungen,
Vorträge, etc. werden, so wie immer, lau-
fend ergänzt und am letzten Stand gehal-
ten.
• Mitarbeit: Es wurde so, wie bereits in
den Vorjahren praktiziert, mit allen Abtei-
lungen des Landes Zusammenarbeit ge-
pflogen. Intensiviert hat sich die Zusam-
menarbeit mit dem Kulturamte, im Rah-
men des Gutachtergremiums, welche gu-
te Ergebnisse zeigte. Weiters die kon-
stante Zusammenarbeit mit der Ge-
schäftsstelle für Dorferneuerung und der
Dorferneuerungswerkstatt Hollabrunn.
Außeramtlich erfolgte die Mitarbeit am
Ideenwettbewerb für ein Dienstleistungs-
zentrum am Europaplatz in St.Pölten, wo-
bei ein Vertreter der BD-O als beratendes
Mitglied des Expertengremiums eingela-
den war. Eine intensive Zusammenarbeit
mit der Koordinierungsstelle für Umwelt-
schutz ergab 1990 einige gemeinsame
Projekte.
• Ehemalige Musterblätter für Bauge-
staltung: Im Rahmen der Übernahme
der Agende der "Musterblätter für Bauge-
staltung" wurden im Jahre 1990 bei geän-

Bratislava mit seinem Mitarbeiterstab
über gemeinsame aktuelle Probleme der
Grenzöffnung.
• Wettbewerb -Verleihung der Golde-
nen Kelle: Die Goldenen Kellen für das
Jahr 1989 aus dem Wettbewerb aus der
Broschüre "NÖ schön erhalten - schöner
gestalten" erhielten diesmal: Der Neubau
von Umkleidekabinen an einem Bade-
teich in der Gemeinde Schwarzenau, das
Feuerwehrdepot (ehern. Milchhaus) in
der Gemeinde Obermarkersdorf, ein Bü-
rohausneubau in der Gemeinde Fer-
schnitz, eine Platzgestaltung in Leobers-
dorf (Bezirk Baden), der Neubau einer
Brücke in der Gemeinde Pottenstein so-
wie ein Wintergartenzubau in der Ge-
meinde Angern (im Bezirk Krems). Die
Verleihung erfolgte wie in den Vorjahren
durch Landeshauptmannstellvertreter Dr.
Erwin Pröll im Marmorsaal des NÖ Land-
hauses. Die Preisträger erhielten Golde-
ne Kellen und die betreffenden Gemein-
den, in welchen die preisgekrönten Ob-
jekte sich befinden, emaillierte Ehrenpla-
ketten.
• Ausstellungen: Die Baudirektion-
Ortsbildpflege unterhielt einen Bera-
tungsstand bei der "Grünen Messe 1990"
in Tulln sowie bei der Bau- und Energie-
messe in Wieselburg. Ziel dieser Ange-
bote war eine weitere und dezitiertere
Information der Mitbürger.
• Kolloquien: 1990 wurde ein Kollo-
quium über das Thema "Bebauungs-
plan", zusammen mit der Ingenieurkam-
mer und Landeshauptmannstellvertreter
Dr. Erwin Pröll, abgehalten.
• Seminare: 1990 wurden an insge-
samt 17 Tagen von der BD-O ausge-
schriebene Seminare (auch interne mit
den freiberuflichen Mitarbeitern) abgehal-
ten. Die Teilnahme an außeramtlichen
Seminaren erfolgte an 7 Tagen.
• Vorträge: Im Jahre 1990 wurden von
beamteten Mitarbeitern und auch freibe-
ruflichen Mitarbeitern insgesamt 25 Vor-
träge abgehalten,mit einer Gesamtteil-
nehmeranzahl von ca. 1.500 Personen.
Die Vorträge bestehen, so wie in den
Vorjahren, aus einem Einführungsteil in
Form eines Videos und anschließend ei-
nem Farbdiateil und haben als Schwer-
punkt Gestaltungsphilosophie sowie de-
ren praktische Umsetzung zum Ziel. Sie
werden je nach Bedarf und Aktualität ge-
ringfügig verändert bzw. ergänzt. Auch
Vorträge über alternative Themen, wie
z B. Radiästhesie und Geomantie, wur-
den angeboten und abgehalten.
• Broschüren: 1990 wurden wieder 4
Broschüren der Aktion "NÖ schön erhal-
ten - schöner gestalten" herausgegeben.
Die Auflagenzahl betrug pro Ausgabe
65.000 Stück. Der Schwerpunkt der Bro-

derten Grundsätzen der Bearbeitung
zwei Hefte unter dem Titel "Wege zur
Gestaltung" mit einer Auflagenzahl von je
65.000 Stück herausgegeben, die gro-
ßen Anklang, insbesondere bei Schulen,
Universitäten etc., fanden.

Probleme 1990

Sowie in den Vorjahren ist der Stand der
Mitarbeiter in der Baudirektion-Ortsbild-
pflege nicht in der Lage, die anfallenden
Probleme zu bewältigen. Es werden da-
her, wie bereits erwähnt, bis jetzt schon
bis zu 30 freiberufliche Mitarbeiter lau-
fend beauftragt, und über das Budget
bezahlt. Es ist jedoch nach wie vor fest-
zustellen, daß die Beschäftigung freibe-
ruflicher Mitarbeiter dem Lande Nieder-
österreich billiger kommt als der Einsatz
beamteter Mitarbeiter. Nach wie vor wäre
ein A-Posten zusätzlich zu den bereits 3
bestehenden A-Posten notwendig, um
die nötige Koordinierungsarbeit durchzu-
führen.

Ziele 1991

Auch 1991 wird die BD-O im Rahmen der
Aktion "NÖ schön erhalten - schöner ge-
stalten" bemüht sein, die Basisebene in
der Bevölkerung noch stärker als bisher
zu erreichen und zu informieren. Dies
bleibt nach wie vor der Schwerpunkt der
Aktion. Deswegen sollen auch 1991 wie-
der Seminare und vor allem einige Kollo-
quien zusammen mit der Ingenieurkam-
mer veranstaltet werden. Auch das Ange-
bot an Vorträgen bleibt weiterhin auf-
recht.
Auch 1991 werden anläßlich des Bro-
schürenwettbewerbes wieder goldene
Kellen verliehen werden.
1991 sollen neben der laufenden Bro-
schüre weitere 2 Ausgaben der Serie
"Wege zur Gestaltung" in der beschriebe-
nen Auflagenzahl erscheinen und verteilt
werden.

Sachverständigen-
tätigkeit für
Naturschutz

Das Tätigkeitsprofil der Naturschutz-
sachverständigen der Baudirektion liegt
im Berichtszeitraum 1990 ähnlich wie im
vergangenen Jahr vor allem in den Berei-
chen,
• Begutachtung der Änderungen örtli-
cher Raumordnungsprogramme von Ge-
meinden und Widmungsfestlegungen in
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• Ausbildung von Kompostfachkundi-
gen;
• Konzepterstellung zum Projekt "Ju-
gendherbergen";
• Betreuung und Beratung von Bürgern,
Vereinen und Initiativen (z.B. Abfalltele-
fon, Umweltberater):
- Weiterführung des Abfalltelefons und
des Komposttelefons;
- Verbreitung der Bildnermappe zum
Thema "Abfallwirtschaft";
- Enge Kontakte und Zusammenarbeit
mit den Umweltberatern im Zusammen-
hang mit bestimmten Projekten;
- Weiterführung der Bürgerbüros;
- Mitarbeit im Umweltschutzverein "Bür-
ger und Umwelt";
- Kompostbetreuung von Umwelt-Mo-
dell-Schulen;
• Amtsinterne Koordinierung:
- Erstellung des NÖ Umweltberichtes;
- Mitarbeit bei der Erstellung einer Um-
weltdatenbank (GIS);
- Regelmäßige Durchführung von Abfall-
wirtschaftstreffen zur Klärung der Lan-
deslinie in bezug auf aktuelle Fragen;
- Koordinierung der zuständigen Stellen
im Bereich von Umweltproblemen größe-
rer Bedeutung;
- Ökologische Beschaffung;
- Mitarbeit an der Erstellung eines end-
gültigen Reglements der Flächenwid-
mung für Kompostieranlagen in NÖ;
- Bemühungen um eine Vereinfachung
des wasserrechtlichen Bewilligungsver-
fahrens für Kompostieranlagen;
- Erstellung von Förderungsrichtlinien
bezüglich Kompostierung bzw. deren Ab-
stimmung mit den Landesstellen;
- Ausarbeitung von NÖ Kompostrichtli-
nien;
- Strohverbrennung;
- Weiterführung der Umweltbibliothek;
- Weiterführung der Umweltvideothek;
- Überarbeitung und laufende Erweite-
rung des Kompostarchives;
- Abfallarchiv ordnen;
- Erstellung einer umweltbezogenen Fo-
tosammlung;
• Kontakt und Zusammenarbeit mit In-
teressenvertretungen und Gemeinden:
- Organisation und Durchführung von
Umweltgemeinderatstagungen;
- Referate (z.B. im Rahmen der bezirks-
weiten Bürgermeisteramtstagen) halten
oder organisieren;
- Kompostberatung in den Gemeinden;
- Erhebung der Kompostaktivitäten in
NÖ;
- Initiativen zur rechtlichen Besserstel-
lung der Umweltgemeinderäte;
- Eigenkompostierungskonzept;
- Standardvarianten für Kompostanlagen
- Förderung der landwirtschaftlichen
Kompostierung;

• Entsorgung von Krankenhausabfäl-
len;
• Recycling von Straßenaufbruchmate-
rial;
• Christbaumkompostierungsaktion;
• Abfallgetrenntsammlung im Amt der
NÖ Landesregierung;
• Getrenntsammlung und Verwertung
von organischen Abfällen;
• Verwendung von Milchflaschen;
• Verwendung von Mehrwegflaschen;
• Entsorgung von Großküchenabfällen;
• Getrenntsammelbehälterrecherche;
• Aktion "Bewußt einpacken';
• Arbeitskreis "Organisationsentwick-
lung Abfall".

Wasserwirtschaft

• Mitarbeit im Arbeitskreis "Organisa-
tionsentwicklung Wasser";
• Erstellung eines Gewässerschutzpro-
grammes für NÖ;
• Nitrat im Grundwasser;
• Reststoffdeponiestandorte;
• FCKW in Betrieben;
• Konzept zur ordnungsgemäßen Ent-
sorgung von Senkgrubeninhalten;
• Strahlung von Verdachtsflächen;
• Pflanzenkläranlagen;
• Resonanztherapie;
• Mitarbeit im Arbeitskreis "Klärschlamm";
• Umsetzung der NÖ Umweltoffensive.

Öffentlichkeitsarbeit,
Information
• Mitarbeit bei der ökologischen Be-
triebsberatung;
• Beratung bei der Realisierung ökologi-
scher Ziele hinsichtlich der Verträglich-
keit für die Umwelt auf Ersuchen des
Betreibers einer Anlage;
• Vorbereitung und Durchführung von
bewußtseinsbildenden Arbeiten - Bil-
dungsarbeit.
• Umwelterziehung in Kindergärten:
- Erstellung einer Kindergartenmappe
zum Thema "Wasser";
- Planung und Durchführung von Semi-
naren für Kindergärtnerinnen und für an-
dere Zielgruppen;
• Umwelterziehung in Schulen:
- Mitarbeit beim Lehrerarbeitskreis "Um-
welterziehung"
• Weiterbildung der Umweltgemeinde-
räte;
• Erstellung einer Häckseldienstbro-
schüre;
• Kompostparties;

Landschaftsschutzgebieten sowie von
Bebauungsplänen;
• Gutachtenerstellung im Rahmen von
Naturdenkmalerkiärungen nach § 9 des
NÖ Naturschutzgesetzes;
e Stellungnahmen zu flußbaulichen
Maßnahmen und Regulierungsprojekten
und Abstimmung der Naturschutzinteres-
sen mit der zuständigen Flußbau-Fach-
abteilung;
• Gutachtertätigkeit in sämtlichen Beru-
fungsverfahren der Naturschutzbehörde
des Landes Niederösterreich;
• Beratung von Gemeinden bzw. priva-
ten Personen bei der Anlage von Feucht-
biotopen in ökologischer Hinsicht;
• Bearbeitung und Begutachtung von
Förderungsansuchen an die Natur-
schutzabteilung;
• Erstellung von Gutachten für die Ertei-
lung von Sammelbewilligungen durch die
Naturschutzbehörde gemäß § 10 Abs. 3
des NÖ Naturschutzgesetzes;
• Bearbeitung von Genehmigungsan-
trägen im Rahmen des Washingtoner Ar-
tenschutzübereinkommens;
• Behandlung von Naturparkangele-
genheiten;
• Gutachten zur Bewertung der ökologi-
schen Bedeutung von Feuchtbereichen
im Agrargebiet in Zusammenarbeit mit
der Abteilung B/3-B. Im Rahmen dieser
Aktion wird von selten des Landes eine
finanzielle Abgeltung an jene Landwirte
geleistet, die von einer Drainagierung sol-
cher ökologisch wertvoller Feuchtberei-
che auf ihren Besitz Abstand nehmen.

Koordinierungsstelle
für Umweltschutz

Abfallwirtschaft

• Betreuung von Abfallvermeidungs-
ausschüssen;
• Umsetzung des NÖ Abfallwirtschafts-
modells (Sonderabfall);
• Umsetzung des NÖ Abfallwirtschafts-
konzeptes;
• Aktivitäten zur Umsetzung der von der
Österreichischen Gesellschaft für Ökolo-
gie im Auftrag des Amtes der NÖ Landes-
regierung erstellten Dokumentation "Um-
weltsituation und vernetzte Maßnahmen
in Niederösterreich";
• Recycling von Leuchtstoffröhren;
• Erstellung eines Konzeptes für die Alt-
textilsammlung;
• Entsorgung von Altreifen;
• Umweltgerechte Kühlschrankentsor-
gung;
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- Förderung der Gemeinden Ludweis-Ai-
gen und Enzersdorf/Fischa bei der Erstel-
lung eines Abfallkonzeptes in Zusam-
menarbeit mit dem AWV.
• Öffentlichkeitsarbeit:
- Erstellung des NÖ Umweltberichtes;
- Erstellung eines Konzeptes für interne
und externe Öffentlichkeitsarbeit (inkl. In-
seratenaktionen) für die KfU und be-
stimmte Umweltbereiche;
- Umsetzung des Konzeptes für Öffent-
lichkeitsarbeit;
- Organisation und Koordination von
Ausstellungen;
- Beteiligung an Messen und Organisa-
tion von Messeständen;
- Periodische Herausgabe der Zeitung
"Umwelt und Gemeinde";
- Herausgabe diverser Publikationen;
- Kompostplakat;
- Ozon-Broschüre;
- Referentenarbeit;
- Mitwirkung an Pressekonferenzen;
- Ausarbeitung von Politikerstatements
und -reden;
- Abschluß der Unterschriftenaktion "Ab-
fallvermeidung" (Bericht);
- Erstellung und Herausgabe der Kom-
postfibel;
- Inseratenaktionen (KfU, Bildnermappe
Abfallwirtschaft);
- Initiierung eines Videofilmes "Recy-
cling-Papier";
- Förderung von Umweltaktionen;
- Spezielle abfallwirtschaftliche Öffent-
lichkeitsarbeit;
• Allgemein für NÖ (Abfalltelefon, Abfall-
beratungskonzept, Artikelsammlung, Ar-
chiv);
• Regionale Abfallwirtschaftstagung
Wieselburg;
• sonstige Regionen;
• Erfassung und Koordinierung von Um-
weltforschungsprojekten
- Durchführung eines Sickerwasserver-
suches bei Kompostieranlagen
• Aktivitäten in Zusammenhang mit der
Weiterbildung der Mitarbeiter der Koordi-
nierungsstelle für Umweltschutz:
- Individuelle Ausbildungspläne der Mit-
arbeiter;
- Durchführung von Training-on-the-job-
Maßnahmen
• Interne Organisation:
- Umstellung der Adreßdatei (EDV);
- Beschaffung der Grundausstattung;
- Aufbau eines internen Dokumenta-
tionssystemes über spezielle Aktivitäten
der KfU (z.B. Abfalltelefon, Komposttele-
fon);
• Routinearbeiten (z.B. Stellungnahmen
von Landespublikationen, Stellungnah-
men zu Gesetzesentwürfen, Bearbeitung
von Landtagsresolutionen, Kontakte zu

anderen Landesregierungen und interna-
tionalen Fachleuten).

das Jugendreferat samt Jugendinstitutio-
nen und die niederösterreichische Um-
weltschutzanstalt informiert und beraten.
Besonders interessant, vor allem für Be-
sucher am Tag der Jugend, war die Prä-
sentation der vier Landwirtschaftsschu-
len, die gezeigt haben, wie die ökologi-
schen Probleme der Landwirtschaft in der
Zukunft bewältigt werden können.
Vom Straßen- bis zum Wasserbau oder
von der Landwirtschaft bis zur Rohstoff-
gewinnung stand der Informations- und
Beratungscharakter im Vordergrund.
“Weg von der Bürokratie - hin zum Bür-
ger", lautete die Devise des Landes Nie-
derösterreich.
In der Messehalle des Landes wurden
auch Vorträge, Fachdiskussionen und
das Rahmenprogramm der Grünen Mes-
se abgehalten. Jeder konnte kostenlos
teilnehmen: das Angebot reichte von Po-
litiker- und Fachdiskussionen über bri-
sante Umweltthemen bis zu Gesund-
heits-Vorträgen und den Darbietungen
eines "Umwelttheaters".
Erstmals war in einer eigenen Halle der
gesamte NÖ Sport, koordiniert durch das
Sportreferat des Landes, vertreten. Zahl-
reiche interessante Sportvorführungen,
wie z.B. die Kampfsportarten Judo» Kara-
te und Tae-Knon-Do, aber auch Vorfüh-
rungen des NÖ Turnverbandes, Trampo-
linspringen und eine Fußballschußwand,
wurden in der Donauhalle oder im an-
grenzenden Freigelände vorgeführt.
Die Grüne Messe bot mit der umfassen-
den Beteiligung des Landes Niederöster-
reich für alle Umwelt- und Sportinteres-
sierten die einmalige Gelegenheit zu di-
rekten Anfragen und Kontakten mit kom-
petenten Fachleuten der Verwaltung.

Grüne Messe in Tulln

Die Grüne Messe, die vom 4. - 6. Mai
1990 in Tulln stattfand, war wieder ein
Informationszentrum für alle Umwelt- und
Sportbewußten. Das Land Niederöster-
reich nahm mit allen Abteilungen teil, die
mit der Umweltproblematik befaßt sind,
wobei die Gesamtkoordination durch die
Baudirektion erfolgte.
Die Beteiligung an der Grünen Messe
zeigte das Engagement des Landes in
dieser Frage. Jeder Tag der Messe war
ein unbürokratischer Sprechtag, an dem
die Bürger Informationen und Auskünfte
von den zuständigen Beamten erhalten
konnten. An den Schwerpunkttagen wa-
ren zuständige Politiker, wie z.B. am Tag
der Gemeinden LHStv. Dr. Erwin Pröll
oder am Tag der Jugend Landesrat Pro-
kop, anwesend. Besonders hervorzuhe-
ben ist der "Tag der Jugend", an dem
Führungen angeboten wurden und ein
"Umweltquiz" mit Geldpreisen für die
Klassenkassa stattfand.
Das Messeprogramm des Landes Nie-
derösterreich wurde in der Jubiläumshal-
le unter dem Motto "Niederösterreich -
Das grüne Land" abgehalten. Von den
vielen Abteilungen, die ausgestellt ha-
ben, sollen nur einige besonders erwähnt
werden:
Die Abteilung technischer Umweltschutz,
Luftreinhaltung informierte über die Luft-
güte in Niederösterreich.
Die niederösterreichische Fremdenver-
kehrswerbung teilte Interessierten alles
Wissenswerte über Urlaub und Ausflüge
in Niederösterreich mit.
Die Landesforstdirektion gab Auskunft
über Waldschäden und deren Bekämp-
fung.
Die Abteilung landwirtschaftlicher Was-
serbau klärte über die Maßnahmen zur
Erhaltung und Schaffung von Lebens-
raum für Flora und Fauna auf sowie über
Bodenerosion und deren Verhinderung.
Die Aktion "Niederösterreich schön erhal-
ten - schöner gestalten" der Baudirektion
- Ortsbildpflege war mit einem Beratungs-
dienst über die diesbezüglichen Förde-
rungen vertreten.
Weiters haben die Akademie für Umwelt
und Energie, das niederösterreichische
Abfalltelefon, die Errichtungsgesellschaft
Marchfeldkanal, die NÖ Landeshaupt-
stadtplanungsgesellschaft, der NÖ Lan-
desverband für Wasserrettung, der Lan-
desfeuerwehrverband, die NÖSIWAG,
der NÖ Landesverband für Zivilschutz,

Umweltschutzaktionen

Die Mittel aus Umweltschutz-Aktionen
dienen der schwerpunktmäßigen Ver-
stärkung der Umweltpolitik des Landes
Niederösterreich. An Aktionen seien her-
vorgehoben:
• Übernahme der Arbeitskosten für wis-
senschaftliche Sickerwasseruntersu-
chungen bei der Kompostierung durch
ein Projektteam der Universität für Bo-
denkultur;
• Beitrag zur Kostenabdeckung der Öf-
fentlichkeitsarbeit für das Projekt Abfall-
wirtschaft in der Region West;
• Förderung des Projektes "Eichen-
wald" der Arbeitsgruppe Prof. Glatzel
(Untersuchung von Zusammenhängen
zwischen Standortgegebenheiten, Wald-
bodenzustand, Luftschadstoffeintragung
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Probleme 1990

Trotz eines zusätzlichen Dienstpostens,
der jedoch erst mit 1. Oktober 1990 mit
einer geeigneten Bewerberin besetzt
werden konnte, stellt die Personalknapp-
heit weiterhin das größte Problem dar
und es können viele der Agenden nicht in
gewünschtem Umfang und der anzustre-
benden Qualität erbracht werden. Den
Wünschen von zusätzlichen Gemeinden
nach Beistellung von Bausachverständi-
gen konnte ebenso wenig entsprochen
werden, wie den Ersuchen von Bezirks-
hauptmannschaften um Erledigung von
Aufgaben der technischen Gewässerauf-
sicht.

Ziele 1991

• Einflußnahme auf die, nach der 1988
erfolgten Verlegung des Gebietsbauam-
tes I von Wien nach Korneuburg geplan-
ten Teilung des Arbeitsgebietes für ein
weiteres Gebietsbauamt mit Sitz in Möd-
ling, wobei in den kommenden zwei Jah-
ren die personellen Voraussetzungen ge-
schaffen werden müssen, was bei der
Arbeitsmarktsituation äußerst schwierig
sein dürfte.
• Mitwirkung am Aufbau einer effektiven
technischen Gewässeraufsicht im Rah-
men der Gebietsbauämter.
Mitwirkung bei der geplanten Beamten-
ausbildung durch Teilnahme der zur
Schulung zugeteilten neu in den Landes-
dienst aufgenommenen Mitarbeitern, die
später in Zentralstellen ihren Dienst ver-
sehen, bei erstinstanzlichen Verhandlun-
gen, um der Landesverwaltung realitäts-
nahe Impulse zu geben.
• Weiterbildung der Mitarbeiter durch
Teilnahme an Kursen und Seminaren,
soweit dies der Dienstbetrieb zuläßt.
Nutzung der neuinstallierten EDV-Anlage
für den Dienstbetrieb. Fortsetzung der
Bemühungen, um eine möglichst unbüro-
kratische und bürgernahe Verwaltung
und deren Dezentralisierung dort wo es
sinnvoll erscheint.

Gebietsbauamt I
Korneuburg

Schwerpunkte 1990

• Das Amt stellt für 7 der 21 Bezirks-
hauptmannschaften Niederösterreichs
technische Amtssachverständige zur Mit-
wirkung und Abgabe von Gutachten in
Gewerbe-, Bau-, Wasser- und Natur-
schutzverfahren. Es sind dies die Bezirke
Wien-Umgebung, Mödling, Bruck/Leitha
sowie nördlich der Donau Korneuburg,
Hollabrunn, Gänserndorf und Mistelbach.
In zahlreichen Gemeinden dieses Gebie-
tes sind Sachverständige des Amtes, so-
weit es neben der vorrangigen Tätigkeit
für die Bezirkshauptmannschaften mög-
lich ist, für die Baubehörde tätig.
• Weiters werden von den Mitarbeitern
des Amtes Gutachten und Schätzungen
bei Grundeinlösungen, über Kostenvor-
anschläge, für Nutzwertfeststellungen,
für Ersatzvornahmen sowie bei Katastro-
phenereignissen und nach dem Landes-
bedienstetenschutzgesetz erstellt.
Diese Aufgaben sind mit intensiver kom-
missioneller Verhandlungstätigkeit und
beratender und überprüfender Tätigkeit
im Außendienst verbunden.
Weiters ist das Amt Standort eines Ener-
gieberaters der Geschäftsstelle für Ener-
giewirtschaft bei der NÖ Landesbaudi-
rektion.
Nach einer Personalaufstockung wird
künftig wieder eine beratende Tätigkeit
im Rahmen der Aktion "NÖ schön erhal-
ten, schöner gestalten" möglich sein.
In allen Sachgebieten stehen die Mitar-
beiter des Amtes an den wöchentlichen
Amtssprechtagen, an Sprechtagen bei
den Bezirkshauptmannschaften und
nach Möglichkeit an Ort und Stelle in
möglichst bürgernaher Form beratend
zur Verfügung.
Bauaufsichts-, Planungs- und Abrech-
nungsaufgaben können vom Gebiets-
bauamt I aus personellen Gründen seit
Jahren nicht mehr erbracht werden. Eine
unterstützende Mitarbeit für Landes-
dienststellen bei Gebäudesanierungen
für geplante Landesausstellungen ist je-
doch im Anlaufen.
• Das gestiegene Umweltbewußtsein
im Ballungsraum Wien brachte eine wei-
tere Intensivierung der Tätigkeit für die
Bezirkshauptmannschaften im Gewerbe-
recht, Wasserrecht und Naturschutz-
recht. Diese Verfahren müssen so abge-
führt werden, daß sie oberinstanzlichen
Überprüfungen in jeder Richtung stand-
halten, was immer gößeren Zeit- und Ar-
beitseinsatz erfordert.

und dem Ernährungs- und Gesundheits-
zustand von Eichenbeständen);
• als langfristiges Projekt wurde die
Ausarbeitung eines NÖ-Verkehrsemis-
sionskatasters in Angiff genommen und
aufgrund der Ost-Entwicklung auf die
neue Verkehrssituation in den östlichen
Bezirken ausgeweitet.
• Kostentragung für den Einsatz des Ni-
tratbusses der NÖ Umweltschutzanstalt
in 36 NÖ Gemeinden;
• Abwicklung, Organisation sowie Do-
tierung des NÖ Umweltpreises;

Förderung von Umweltschutzaktionen
bei der Grünen Messe 1990 in Tulln;
• Förderung der Aktion "Bewußt einpak-
ken" der Stadtgemeinde Zwettl;
• Förderung der Aktionen des Distelver-
eines zur Wiedergewinnung der Funk-
tionsfähigkeit der Agrarlandschaft im
Marchfeld;
• Inserat "Ozon, Gefahr aus heiterem

H.

• Chirstbaumzerkleinerungsaktion Stadt-
gemeinde Wr. Neustadt;
• Beitrag zur Umweltleistungsschau Vi-
sion 2000 in Raabs;
• Gmünder Umwelttage, Beitrag zur Öf-
fentlichkeitsarbeit;
• Veranstaltung der Kath. Männerbewe-
gung der Diözese St. Pölten "Umwelt-
Zendes";
• Luftsanierungskonzept NÖ, Umwelt-
schwerpunkt Amstetten: Haushaltserhe-
bung und Erstellung einer Umweltbilanz
für das Gebiet der 9 Gemeinden. Bera-
tungs- und Motivationsaktionen in den
Gemeinden, Ausstellungen, Umwelter-
hebung bei Industrie und Gewerbe, Aktio-
nen und Wettbewerbe in Schulen und
Kindergärten, Erstellung von Sanie-
rungsplänen.
• Prämierung der NÖ Preisträger des
Schulwettbewerbes "Lebensraum Was-
ser" der Chemielehrer Österreichs.
• Förderung der Aktion "Wir Eggenbur-
ger retten unsere Bäume";
• Förderung der Aktion "Altölrecycling"
der Österr. Wasserschutzwacht;
• Beitrag zum Lehrgang "Effizientes
Umweltmanagement" bei der Landes-
akademie Krems;
• Förderungen für Altglassammlungen
an 21 Gemeinden und 1 Umweltgemein-
deverband. Gebietsbauamt II

Wr.Neustadt

Schwerpunkte 1990

Hoheitsverwaltung

Das diesbezügliche Aufgabengebiet um-
faßt die Amtssachverständigentätigkeit in
den zugeordneten Bezirkshauptmann-
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schatten und im Rahmen der NÖ zentra-
len Landesverwaltung.
Zu den Tätigkeiten der technischen
Amtssachverständigen zählen u.a. Gut-
achtenerstellungen, Vorprüfungen, Über-
prüfungen hauptsächlich im Zuge von
Außendienstverrichtungen. Der Innen-
dienst erschöpft sich vor allem in der Auf-
arbeitung der Außendiensttätigkeit und
des Bürgerservices. Die schon jahrelang
steigende Tendenz des Arbeitsumfanges
hat die Belastbarkeit der Mitarbeiter be-
reits voll ausgeschöpft. Im Durchschnitt
gesehen war der Arbeitsumfang im Be-
reich der Tätigkeiten der HoheitsVerwal-
tung gegenüber dem Voqahr stabil.

Gewerberecht

Bei drka gleich gebliebenem Arbeitsan-
fall, jedoch gesteigerter Verhandlungstä-
tigkeit und zeitlichem Mehraufwand je
Bearbeitungsfall, mußte ein neues Ar-
beitssystem gefunden werden. Es wur-
den je Bezirkshauptmannschaft Zweier-
Teams geschaffen, die in vermehrter Ei-
genverantwortlichkeit die vermehrt auf-
tretenden Anforderungsbedürfnisse erle-
digen. War früher mit ein bis zwei Ver-
handlungstagen pro Woche das Auslan-
gen zu finden, wird es immer häufiger
erforderlich, zusätzliche Verhandlungsta-
ge einzuschieben, um bis zu zwei Mo-
natsrückstände aufarbeiten zu können.
An speziellen Maßnahmen ist aufzuzei-
gen, daß z.B. Deponien nunmehr im Ge-
werbeverfahren verstärkt überprüft wer-
den, daß spezielle Überprüfungen aller
Betriebe mit Imprägnierungsarbeiten, wie
z.B. bei allen Tischlereien, Zimmereien,
vorgenommen werden und daß im Voll-
zug des Altölgesetzes örtliche Erhebun-
gen vorgenommen werden, ob das Ver-
feuern von Altölen in der Zwischenzeit
tatsächlich aufgelassen worden ist, z.B.
bei KFZ-Betrieben. Bei den Betriebsneu-
gründungen, insbesondere im Bereich
des Bausektors, ist die Öffnung des
Ostens durch vermehrte Betriebsansied-
lungen erkennbar.

Kulturtechnische Verfahren

Auf dem Gebiet der wasserrechtlichen
Verfahren hat sich der Höchststand des
Arbeitsaufwandes erhalten. Im Aufwärts-
trend liegen weiterhin die Anlage von

Kleinkraftwerken, die Betreuung obertä-
giger Gerinne, die Beobachtung von De-
ponien und Entnahmestellen, die Umstel-
lung von Kraftfahrzeugwaschanlagen auf

Recyclingbetrieb, Überprüfung der unter-
irdischen einwandigen Lagertanks und
der veralteten Abwasseranlagen. Für den
weiteren Ausbau der Ortskanalisationen

liegen oftmals erst Studien zur Prüfung
vor. Durch die Landesförderung ist des-
weiteren ein Trend zur Schaffung von
Feuchtbiotopen erkennbar.
Auf Initiative und Anordnung des zustän-
digen politischen Referenten Landesrat
Franz Blochberger wurde im Einverneh-
men mit dem NÖ Landesbaudirektor an-
läßlich einer Pressekonferenz am 24.9.1990
in Wr.Neustadt eine "Umwelttruppe" (Ge-
wässeraufsicht) beim NÖ Gebietsbauamt 11
in Aufstellung genommen. Demgemäß
werden in nächster Zeit, insbesondere
bei Deponien, ständige unangesagte
Kontrollen durch ein Gewässeraufsichts-
organ durchgeführt werden.
Vor allem wird dabei überprüft werden, ob
den Bewilligungsbescheiden bzw. des-
sen Auflagen entsprechend dem aktuel-
len Umweltschutz entsprochen wird. Die-
ser Aufgabenbereich wird sich vorerst auf
das Arbeitsgebiet des Gebietsbauamtes II,
mit Zentralkonzentration auf die Mittern-
dorfer Senke, beschränken. Eine Intensi-
vierung und Gebietserweiterung ist vor-
gesehen.

Naturschutz

Der Arbeitsumfang gegenüber dem Vor-
jahr ist stabil geblieben. Bemerkenswert
ist, daß z.B. bei den Entnahme- und Ge-
winnungsstätten (z.B. Kiesabbau, Schot-
tergruben, Steinbrüchen) naturnahe Pla-
nungen und Ausführungen oftmals unter
Zuhil fenahme von Landschaftsplänen
Beachtung finden. Vom Naturschutzge-
danken betrachtet, ist der Einfluß auf die
Gestaltung und Vermeidung von Baulich-
keiten in allen Grünlandbereichen in den
Hintergrund getreten. Die Bewahrung
bzw. Anlage von Feuchtbiotopen und
Trockenrasengebieten wird von den
Sachverständigen in Angelegenheiten
des Naturschutzes des Gebietsbauam-
tes II weitgehendst gefördert, die direkte
E in f l ußnahme hat sich jedoch auf
Wunsch der Baudirektion auf die do.
Sachverständigen und die Bezirksforstin-
spektionen verlagert. Dies trifft weitge-
hend auch auf die Beurteilung von Forst-
straßen zu.

Katastropheneinsätze

Hochwasser- und Sturmschäden oder
sonstige Unwetterkatastrophen waren
gegenüber dem Vorjahr im heurigen Jahr
weitaus milder ausgefallen. Einsätze im
Rahmen von Katastrophenschäden wa-
ren daher hauptsächlich auf Ölunfälle be-
grenzt.

Bauverfahren bei Bundesgebäuden

Der Hochkonjunkturtrend hat sich bei der
Bearbeitung von Bundesgebäuden nicht
niedergeschlagen. Die Tendenz des Ar-
beitsaufwandes in diesem Bereich war
leicht rückgängig.

Wirtschaftsverwaltung

• Objekt- und Grundstücksschätzun-
gen. Die Zahl der Wertfestsetzungen im
Zuge von Einlösungen, Kauf und Verkauf
ebenso wie die Überprüfung von Kosten-
voranschlägen für die Gemeinden waren
im 1. Halbjahr besonders hoch. Diese
Entwicklung ist ab September laufenden
Jahres abgeflacht.
• Raumordnungsaufgaben. Die Hilfe-
stellung an Gemeinden bei der Ausarbei-
tung von Flächenwidmungs- und Bebau-
ungsplänen wurde vom hiesigen Amt auf
ausdrücklichen Wunsch der Raumord-
nungsabteilung R/2 und zusätzlich we-
gen Arbeitsüberlastung zurückgenom-
men. Im Einvernehmen mit der Abteilung
R/2 wird in dringenden und Einzelfällen
Hilfestellung durch das hiesige Amt ange-
boten.
• Bauaufsichts-, Planungs- und Ab-
rechnungsaufgaben. Für Landes- oder
Gemeindebauten werden in Einzelfällen
wie bisher im Einvernehmen mit der NÖ
Baudirektion durchgeführt, z.B. wird der-
zeit der Umbau der Betreuungsstation
Gutenstein (Landespehsionistenheim)
durch das hiesige Amt vorgenommen.
Gemeinden konsultieren das hiesige Amt
zwecks Erstellung von Ideenskizzen,
Durchführung von Beratungen und Vor-
nahme von Alternativvorschlägen.

Diverses

• Aktionen. Aktuelle Betreuung durch
das Gebietsbauamt II finden derzeit ins-
besondere die Aktionen "NÖ schön erhal-
ten, schöner  gestal ten",  "Schöneres
Gasthaus NÖ", "Schöneres Bauernhaus"
und "Ortsbild- und Grünflächengestal-
tung". In ökonomischer Handhabung
werden diese Beratungen teilweise mit
Skizzenvorlage vielfach im Rahmen der
Stellung von Sachverständigen bei den
Gemeinden,  anläßl ich von Verhand-
lungstagen und Sprechstunden, vorge-
nommen.
• Sprechtage. Beibehalten wurden die
monatlichen Sprechtage bei den Bezirks-
hauptmannschaften Baden und Neunkir-
chen, zusätzlich zu den wöchentlichen
Parteienverkehrstagen im hiesigen Amt.
Bauberatungen finden jeweils im Rah-
men der Bauverhandlungstage bei den
einzelnen Gemeinden statt.
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• Besonders heikle Gutachtertätigkeit
bei den zahlreichen Delegierungen von
Wasserrechtsangelegenheiten durch die
Wassserrechtsabteilung des Amtes der
NÖ Landesregierung an die Bezirks-
hauptmannschaften.
• Wesentliche Verschärfung der Sicher-
heitsbedingungen für Deponie aller Art.

Gewerbeverfahren

• Exorbitante Zunahme der Beschwer-
den über Emissionen von gewerblichen
Betrieben;
• Prüfung der Umweltverträglichkeit;
• Eklatante Vermehrung der gewerbli-
chen Gutachtertätigkeit durch Betriebser-
neuerungen und Betriebsneugründun-
gen.

Naturschutzverfahren

• Überwiegende und effiziente Bera-
tungstätigkeit;
• Vermehrte Beratung in der Land-
schaftsgestaltung (Landesstraßen).

Bauverfahren

• Gestaltungsberatung für Gemeinden;
• Besonders schwierige und qualifizier-
te Gutachtertätigkeit im Bauverfahren
(Berufungsverfahren und Streitfälle) für
Gemeinden und Bezirkshauptmann-
schaften;
• Wünsche der Gemeinden um ver-
mehrte Beratung und Sachverständigen-
tätigkeit konnte infolge der vermehrten
Amtssachverständigentätigkeiten für die
Bezirkshauptmannschaften nicht ent-
sprochen werden.

Schätzungen

• Durch die Sturmkatastrophe vom März
1990, die das Mostviertel besonders be-
traf, war eine monatelange Tätigkeit der
Sachverständigen des Gebietsbauamtes
zu Schadenserhebungen und Schadens-
schätzungen notwendig. Es kam dadurch
zu einer wesentlichen Erhöhung an Zeit-
aufwand und Fahrtkosten.
• Die Anzahl der Bewertungen von Ge-
bäuden und Grundstücken für das Land
NÖ bei Gemeinden nahm wesentlich zu.
• Die Überprüfung von Kostenvoran-
schlägen für Gemeinden, vor allem zur
Vorlage beim Gemeindereferat im Rah-
men der Budgeterstellung erhöhte sich.
• Bei landeseigenen Bauten (Bezirks-
hauptmannschaften, Schloß Judenau,
Schulschiheim Hochkar) sowie bei denk-
malwürdigen Gebäuden wurde in gestal-

Angleichung an die seit Jahren gebräuch-
liche Realität.
• Weiterführung der Koordinierungsge-
spräche der technischen Amtssachver-
ständigen in den Bereichen Gewerbe,
Kulturtechnik und Naturschutz sowie
Wiederaufnahme dieser Gespräche auf
dem Sachgebiet des Bauwesens.
• Berufsbegleitende Fortbildung durch
die NÖVAK.

• Tätigkeit für Dritte. Die zunehmen-
den Problemstellungen bei den Bauver-
handlungen bringen es mit sich, daß die
Gemeinden bevorzugt Amtssachverstän-
dige des Gebietsbauamtes beiziehen
wollen. Auslösend dafür sind nicht nur die
vermehrten Nachbarschaftsansprüche,
sondern auch der höhere Stellenwert des
Orts- und Landschaftsbildes, die Proble-
matik der Schutzräume und Vorprüfun-
gen.
• Energieberatung. Einer der Faktoren
der Bürgerbetreuung ist die Energiebera-
tung der Baudirektion - Geschäftsstelle
für Energiewirtschaft des Amtes der NÖ
Landesregierung mit Sitz einer Außen-
stelle beim hiesigen Amt.

Ziele 1991

• Schaffung eines regionalen techni-
schen Verwaltungszentrums beim NÖ
Gebietsbauamt II in Wr.Neustadt, in An-
erkennung des Zentralraumes des Indu-
strieviertels, im Rahmen der Dezentrali-
sierung und Regionalisierung der NÖ
Landesverwaltung. Verlagerung der
Dienstposten von Zentralämtern in die
Außenstellen unter Berücksichtigung der
Fachgebiete Architektur, Hochbau, Kul-
turtechnik, Maschinenbau, Elektrotech-
nik, Landwirtschaft, Verkehr und Biolo-
gie.
• Aktualisierung des Dezentralisierungs-
konzeptes laut Regierungsbeschluß vom
14. Juli 1984.
• Schaffung einer dezentralen techni-
schen Dienststelle beim NÖ Gebietsbau-
amt II, wo man dem Landesbürger so
entgegenkommen kann, daß er mög-
lichst alle Formalitäten, insbesondere auf
den Gebieten des Gewerbe-, Wasser-,
Naturschutz- und Baurechtes, in einem
Amt erledigen kann.
• Aufstellung einer schnellen Einsatz-
truppe (Gewässeraufsichtsorgan) und
Ausweitung derselben durch entspre-
chenden Personal- und Sachaufwand zu
einer schlagkräftigen Formation.
• Die EDV-Ausstattung des Amtes be-
dingt ein eingeschultes, gekonntes Um-
gehen mit der Bürgerautomation. Um die-
se PC-Anlage wirtschaftlich einsetzen zu
können, muß die Ausstattung einer mo-
dernen Software-Entwicklung und Ein-
schulung der gesamten Mitarbeiter des
hiesigen Amtes erfolgen. Eine Weiterent-
wicklung auf dem Gebiet der Nachrich-
ten- und Bürotechnik ist z.B. durch die
Installation einer On-Llne mit dem Zen-
tralcomputer wünschenswert.
• Erweiterung der Agenden der Gebiets-
bauämter auf die Tätigkeit für Dritte, ins-
besondere die Amtssachverständigen-
und Beratungstätigkeit für Gemeinden, in

NÖ Gebietsbauamt III
St.Pölten

Schwerpunkte 1990

Hoheitsverwaltung

• Amtssachverständigentätigkeit, Bera-
tungen und Vorbegutachtungen im Was-
serrecht-, Gewerbe-, Naturschutz- und
Bauverfahren für die Bezirke St.Pölten,
Tulln, Lilienfeld, Melk und das Magistrat
der Landeshauptstadt St.Pölten durch
die Dienststelle in St.Pölten. Die Bezirke
Amstetten, Scheibbs und das Magistrat
der Stadt Waidhofen/Ybbs wurden von
der Außenstelle in Amstetten betreut.
• Sachverständigen- und Beratungstä-
tigkeit für Gemeinden und Landesbürger
in Bauangelegenheiten.

Wirtschaftsverwaltung

• Gebäudeschätzungen für Katastro-
phenfälle,
• Schätzungen für Grundstücks- und
Gebäudeeinlösungen für Land, Bund und
Gemeinden,
• Überprüfung von Kostenvoranschlä-
gen hinsichtlich der Preisangemessen-
heit.
• Bauaufsichten für Bauten des Landes
Niederösterreich,
• Beratung in Energiefragen für Landes-
bürger, kommunale Einrichtungen und
Anlagenbetreuer von Landesgebäuden.

Probleme 1990

Kulturtechnischer Bereich:

• Wesentliche Zunahme der Verfahren
hinsichtlich Altlasten durch grundwasser-
gefährdende Müllablagerung.
• Gebietsdeckende Erhebung von kon-
senslosen Abwassereinleitungen in Ge-
wässer.
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Dies ergibt sich vor allem aus zusätzlich
aufgetretenen Aufgaben der Gewässer-
reinhaltung (konsenslose Deponie und
Abwassereinleitungen, Anpassung aller
Anlagen an den Stand der Technik und
Wasserwirtschaft, Gewässerbeschauen
u. dgl.), die bevorzugt behandelt worden
sind. In diesem Zusammenhang ergeben
sich auch verstärkt Beratungen, zum Teil
in Form der Teilnahme an Bürgerver-
sammlungen. Die hier erzielte überra-
schend hohe Akzeptanz rechtfertigt den

terischer Hinsicht beraten und Bauleitun-
gen bzw. Bauaufsicht durchgeführt.
e Bei besonders interessanten und hei-
klen Fällen der Ortsbildgestaltung wur-
den für Gemeinden Gestaltungsvorschlä-
ge vorbereitet.
e Wesentlich gestalterische Erfolge er-
gaben sich bei der Beratung von Fassa-
dengestaltungen für Bauernhöfe und
Gasthäuser.
• Die Beratungen von Landesbürgern
im Rahmen der Aktion "NÖ schön erhal-
ten, schöner gestalten" führte zu schönen
Erfolgen und wurde zum wesentlichsten
Teil der Bauverhandlungen. Die Tätigkeit
des Energiebeauftragten brachte durch
Vorträge, Energiesprechtage und die Be-
treuung von Fernwärmeprojekten mit Bio-
masse als Brennstoff sowie der Erstel-
lung von Wirtschaftlichkeitsberechnun-
gen solcher Projekte besondere Effi-
zienz.

Diverses

• Die Inanspruchnahme der Bausprech-
tage bei den Bezirkshauptmannschaften
und Schwerpunktgemeinden ging etwas
zurück und wurde durch die vermehrte
Betreuung an Ort und Stelle ersetzt. Die
Bausprechtage bei den Bezirkshaupt-
mannschaften führen aber durch die Di-
rekterledigung von Vorbegutachtungen
zu einer wesentlichen Verwaltungsver-
einfachung.
• Die organisatorischen Schwierigkei-
ten durch die Schaffung der Außenstelle
Amstetten wurden geringfügig verbes-
sert. Durch die gewaltige Zunahme bei
Beratung von Landesbürgern und von
Sachverständigentätigkeit im Rahmen
von Verhandlungen kam es zu starken
personellen Engpässen.
• Durch die Anschaffung einer EDV-An-
lage wurde eine wesentliche Arbeitser-
leichterung im Bereich der Energiebera-
tung ermöglicht. Für die Sachverständi-
gentätigkeit im Wasserrechtsverfahren
und später in anderen Verfahren wird ein
Programm erarbeitet.
• Eine vermehrte Sachverständigentä-
tigkeit war im Rahmen des Landesbe-
dienstetenschutzgesetzes erforderlich.

Ziele 1991

Die bürgernahe und unbürokratische Ar-
beitsweise der Mitarbeiter des Gebiets-
bauamtes muß weiterhin Zielvorgabe für
das Jahr 1991 bleiben. Als Schwerpunkte
werden zunehmend die Bereiche Bauge-
staltung und Umwelt ins Auge gefaßt.
Zentrales Problem wird weiters die fach-
liche Weiterbildung der Mitarbeiter blei-
ben.

Die Verlegung von Agenden der zentra-
len Landesverwaltung in die Dienststelle
St. Pölten und die Außenstelle Amstetten
wird vorrangig zu beachten sein. Dabei
müßte auf Grund der zunehmenden Um-
weltproblematik die Schaffung einer Ge-
wässeraufsicht bei der Außenstelle Am-
stetten unabdingbar sein.
Ein wesentliches Anliegen ist die Aufnah-
me der Beratungs- und Sachverständi-
gentätigkeit für die NÖ Gemeinden in
dem Agendenbereich der Gebietsbau-
ämter; dieser Aufgabenbereich ist derzeit
gesetzlich nicht verankert, macht aber
etwa 40 % der Tätigkeit der Mitarbeiter
der Gebietsbauämter aus.

NÖ Gebietsbauamt IV
Krems

Schwerpunkt 1990

Hoheitsverwaltung

Dieser Arbeitsbereich umfaßt die Stel-
lung von Amtssachverständigen für die
Bezirkshauptmannschaften und bean-
sprucht etwa die Hälfte der gesamten
Amtstätigkeit. Neben Vorbegutachtung,
Gutachtenerstellung und Verhandlungs-
teilnahme ergab sich hier zunehmend
Beratungstätigkeit und die Überprüfung
von Anlagen durch Sachverständige im
kurzen Weg. Diese verwaltungsökonomi-
sche richtige Maßnahme bedeutet für das
Gebietsbauamt Personalbelastung und
erhöhten Reisekostenaufwand, hilft aber
an anderen Stellen zu sparen.

Gewerberecht

(Anteil am gesamen Arbeitsanfall ca. 20 %)
Der Arbeitsanfall hat sich gegenüber dem
Vorjahr nur geringfügig verändert, wor-
aus sich eine Stabilisierung der Wirt-
schaftslage erkennen läßt. Der Anteil von
Problemen im Umweltbereich (Emissio-
nen, Beschwerden und dergleichen) ist
aber größer geworden.

Wasserrecht

(Anteil am gesamten Arbeitsanfall ca. 25 %)
Der Arbeitsanfall ist gegenüber 1989
nochmals gestiegen, wobei der Anteil De-
legierungen sich bei etwa einem Fünftel
eingependelt hat. Allerdings konnte die
Anzahl der Erledigungen aus personellen
Gründen nicht mehr gesteigert werden,
wodurch sich der Rückstand leider ver-
größert hat.

Zeitaufwand.

Naturschutz

(Anteil am gesamten Arbeitsanfall etwa 5 %)
Der Arbeitsanfall ist gegenüber 1989 fak-
tisch gleichgeblieben und im Gesamtrah-
men noch relativ gering. Hoch ist aber der
Zeit- und Reiseaufwand, der zwar einer-
seits durch die weite Streuung der Einzel-
fälle, besonders aber durch die zur Ein-
haltung der gesetzlichen Fristen kurzfri-
stig erforderlichen Erhebungen maßgeb-
lich mitverursacht wird. Eine weitere Be-
lastung liegt in der Bearbeitung von zu-
nehmenden Anträgen für - mitunter sehr
großräumige - Naturdenkmale.

Bauverhandlungen für Bundesgebäude

Insgesamt ist im Berichtszeitraum der
Anfall gegenüber dem Vorjahr gleichge-
blieben. Durch Zusammenlegung mit an-
deren Amtstätigkeiten konnte der Zeit-
und Kostenaufwand wirtschaftlich gehal-
ten werden.

Wirtschaftsverwaltung

(Anteil am Gesamtanfall ca. 10 %) Der
Anfall ist gegenüber dem Vorjahr etwa
gleichgeblieben, im Rahmen der gesam-
ten Amtstätigkeit aber eher gering und
umfaßt vor allem:
• Grundeinlöseverfahren und Beweissi-
cherung für die Straßenverwaltung (in
beiden Fällen leichte Abnahme gegen-
über 1989).
• Schätzungen und Überprüfung von
Kostenvoranschlägen für verschiedene
Stellen des Landes (z.B. I/AV, I/6, l/6a,
II/4, R/3) und Bezirkshauptmannschaften
(z.B. Sozialamt).
• Planung, Baukontrolle und Abrech-
nung sowie Überwachung der öffentli-
chen Subventionen für Arbeiten an denk-
malgeschützten Gebäuden, besonders
Stift Dürnstein und Schloß Rosenburg,
sowie Vorbereitungsarbeiten für die Lan-
desausstellung 1993 zur Unterstützung
der Abt. III/2.
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bei Personal und wirtschaftlichem Reise-
betrieb führt und besondere organisatori-
sche Sorgfalt verlangt. Die Grenzen der
personellen Belastbarkeit sind aber er-
reicht bzw. überschritten.

wirksamster und unmittelbarster Form
geleistet werden. Die nun im Gesetz vor-
gesehene Vorprüfung der Projekte bringt
zwar zusätzlichen Zeitaufwand, kann
aber die Verfahren selbst erleichtern und
teilweise abkürzen.
- Raumordnung: Die Unterstützung der
Gemeinde durch Anpassung von früher
her noch bestehender vereinfachter Flä-
chenwidmungspläne wird zwar noch
durchgeführt, ist aber wegen der neu er-
lassenen Flächenwidmungspläne schon
auf wenige Fälle gesunken.
Die auf Grund des Erlasses über die
"Landtagsresolution betreffenden Maß-
nahmen gegen die Verhüttelung des
Grünlandes" nun als Aufgabenbereich
hinzugekommenen Abgaben von raum-
ordnungsfachlichen Gutachten bei "er-
hal tenswerten Bauten im Grünland"
brachten aber einen doch recht beträcht-
lichen Arbeitsaufwand. Dabei wird ver-
sucht, durch Zuteilung der Fälle an in den
betroffenen Gebieten in anderen Angele-
genheiten beschäftigten Mitarbeitern
Zeit- und Reiseaufwand möglichst niedrig
zu halten. Endgültige Aussagen sind
nach etwa 8 Monaten noch nicht möglich.
- Schätzungen und Überprüfungen von
Kostenvoranschlägen: Beide werden für
Gemeinden und überwiegend im Rah-
men aufsichtsbehördlicher Verfahren
durchgeführt und sind trotz steigender
Tendenz zahlenmäßig von geringer Be-
deutung.

Probleme 1990

Ergeben sich überwiegend im Zusam-
menhang mit der hohen Personalbela-
stung, auch als Folge zusätzlicher Aufga-
ben, vielfach aber auch wegen der fort-
laufend zunehmend schwierigeren und
komplexeren Einzelfälle.
Daraus ergeben sich nicht nur hoher Zeit-
aufwand, sondern auch hohe fachliche
Ansprüche, die zusätzliche Weiterbil-
dung erfordern. Die Voraussetzungen für
die Weiterbildung der Mitarbeiter sind bei
weitem nicht optimal und erzwingen ide-
ellen und zeitlichen Einsatz. Eine Verstär-
kung der Mitarbeiterschulung, z.B. im
Rahmen der Verwaltungsakademie, ist
dringlich.
Bei den Bezi rkshauptmannschaf ten
kommt es wegen Terminproblemen zur
Häufung von Verhandlungen montags,
besonders aber mittwochs, was beim Ge-
bietsbauamt mitunter zu Schwierigkeiten

e Schätzungsgutachten in Katastro-
phenschäden (fielen nur minimal an).

Diverses

(Anteil am Gesamtanfall etwas unter 40 %)
• Aktion "Niederösterreich schön er-
halten - schöner gestalten" Wie schon
in früheren Jahren wurden die Gedanken
dieser landesweiten Aktion von allen in
den Bauverfahren der Gemeinden und im

. Naturschutz tätigen Amtssachverständi-
I gen besonders an Ort und Stelle wahrge-
nommen, aber auch Skizzen als Pla-
nungsgrundlagen und für erforderliche
Änderungen angefertigt.
• Bürgerservice.  Monatliche Sprechta-
ge bei den Bezirkshauptmannschaften
Gmünd, Horn, Waidhofen/Thaya und
Zwettl finden wechselnde, insgesamt
eher geringe Inanspruchnahme durch die
Bevölkerung. Um die aufgewendete Zeit
optimal zu nutzen, werden die Sprechta-
ge auch dazu benutzt, bei den Bezirks-
hauptmannschaften anstehende Proble-
me zu besprechen und die Vorbegutach-
tung von Projekten in Gewerbeverfahren
und bei Bundesbauten verwaltungsöko-
nomisch in kurzem Weg durchzuführen
(dadurch Verminderung des Aktenlaufes
zwischen den Dienststellen).
Der 1990 auftragsgemäß weiter jeweils
Dienstag im Amt durchgeführte verlän-
gerte Parteiensprechtag wurde wieder-
um äußerst gering beansprucht. Die ef-
fektivste und direkteste Form des Bürger-
services findet vor Ort in den Gemeinden,
besonders im Rahmen von Bauverfahren
statt und wird dort sehr gut angenommen.
• Überprüfung von Landesdienststel-
len nach Landesbedienstetenschutz-
gesetz und -Verordnung.  Bei den durch
die Landesamtsdirektion durchgeführten
Überprüfungen wird ein Sachverständi-
ger des hiesigen Amtes beigezogen. Der
Anfall war im Berichtszeitraum relativ ge-
ring aber zeitaufwendig.
• Tätigkeit  für Dritte:

- Bausachverständige: Die Sachverstän-
digentätigkeit bei den Gemeinden wird
sehr stark in Anspruch genommen.
Die Zusammenarbeit mit den Gemeinden
verläuft in weit überwiegendem Maß sehr
positiv und störungslos. Im Rahmen die-
ser Gemeindetätigkeit werden in hohem
Maß die Interessen der Ortsbildgestal-
tung, des Naturschutzes und die Baube-
ratung von Einzelpersonen wahrgenom-
men. Dadurch kann Bürgerservice in

Ziele 1991

Insgesamt soll der jetzt erreichte fachli-
che Standard zumindest gewahrt blei-
ben. Demnach werden weiter Wege zu
suchen sein, den Mitarbeitern die fachli-
che und technische Weiterbildung und
fallweise Spezialisierung innerhalb ihres
großen Fachgebietskreises zu ermögli-
chen, aber auch deren menschliche Qua-
litäten zu fördern, da nur dadurch sowohl
einwandfreie Leistungen erbracht, aber
auch auch Bürgernähe und Servicelei-
stung gewährleistet werden können.

Statistik 1990

Geldgebarung der Gebietsbauämter l-IV ___________
Allgemeiner Arbeitsaufwand,
Dienstkraftwagenbetrieb Ermes-
sungsausgaben (Maschinen,
Amtsausstattung) S 1,431.048,63
Einnahmen bei den Gebietsbau-
ämtern an Kostenersätzen für
Leistungen an Dritte S 7,027.970,50

Ortsbildpflege:
Aktion "NO schön
erhalten - schöner gestalten",
Förderungen von Grünflächenge-
staltungen, Buswartehäuschen -
Ausstattung, Broschüren, Mitar-
beiterhonorare, Ortsbildmesse
und Sonstiges
Wasserwirtschaft

S 17,000.000,-

Problemstoffe aus Haushalten -
Erfassung und Beseitigung
Wasserwirtschaftliche Planungen

S 3,926.343,18

und Untersuchungen
Umweltschutz, Unter-

s 5,000.000,-

suchung und Behebung von
Verunreinigungen (Kreditverwal-
tung bei Gruppe GR) s 3,927.038,05
Forschung (Rohstoffe, Energie,
Umwelt)
Geschäftsstelle für

s 5,500.000,-

Energiewirtschaft s 612.304,63
Fernwärmeförderung
Koordinierungsstelle für

s 1,500.000,-

Umweltschutz s 23,500.000,-
Umweltschutz-Aktionen s 5,000.000,-
NÖ Luftgüteüber-
wachungsnetz s 8.000.000,-
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Baurecht (R/l)

Schwerpunkte 1990

Schulungskurse

Nach der Gemeinderatswahl wurden von
der NÖ Gemeindeverwaltungsschule
und Kommunalakademie 5 Seminare für
neugewählte Bürgermeister veranstaltet,
in deren Rahmen an je einem Halbtag
Baurecht vorgetragen wurde. Für Ge-
meindebedienstete wurden 6 je zweitägi-
ge Spezialkurse über Baurecht mit den
Schwerpunkten “Berufungsverfahren”
und “baupolizeiliche Aufträge” veranstal-
tet.
In 2 je eintägigen Seminaren wurden
nicht-amtliche Sachverständige für die
Landwirtschaft auf die Mitwirkung an
Baubewilligungsverfahren vorbereitet.

Vorstellungen

Die Erledigung von Vorstellungen und
Berufungen wurde in d iesem Berichts-
zeiraum noch durch die Notwendigkeit
der Einschulung neuer Mitarbeiter verzö-
gert und erschwert. Von den 23 im Be-
richtszeitraum eingelangten Erkenntnis-
sen des Verwaltungsgerichtshofes be-
stätigen 14 unsere Entscheidungen.

Beratungstätigkeit

Die Anzahl der telefonischen und münd-
lichen Anfragen von Gemeinden und Par-
teien nimmt noch immer zu und beein-
trächtigt immer häufiger die Einhaltung
von Terminen schriftlicher Erledigungen.

Aufsichtsbeschwerden

Im Sinne des § 86 Abs. 1 der NÖ Gemein-
deordnung 1973 und des Trends zur De-
zentralisierung der Landesverwaltung
wurde die Erledigung von Aufsichtsbe-
schwerden in Bausachen so weit als
möglich den Bezirkshauptmannschaften
übertragen. An schwierigen Fällen, ins-
besondere an den an die Volksanwalt-
schaft herangetragenen, mußte sich die
Abteilung R/1 aber wieder maßgeblich
beteiligen.

Ziele 1991

Hauptziel muß nach wie vor die Be-
schleunigung der Erledigung von Rechts-
mitteln sein. Die Schulung von Bausach-
verständigen und -Sachbearbeitern wird
intensiv fortzusetzen sein.
Ab März 1991 wird eine Außenstelle in St.
Pölten eingerichtet, von der aus das
Waldviertel und das Mostviertel betreut
werden.

Statistik 1990
Probleme 1990

Das Ausmaß der Beanspruchung der
rechtskundigen Mitarbeiter durch mündli-
che und telefonische Anfragen baurecht-
licher Art außerhalb der Parteienver-
kehrszeit ist noch immer Zentralproblem
der Baurechtsabteilung.
Weitere zeitraubende Probleme ergeben
sich aus der Mangelhaftigkeit des Groß-
teiles der Baupläne und aus der Prüfung
von baubehördl ichen Verfahren, die
schon jahrzehnte lang zurückl iegen,
durch die Volksanwaltschaft.
Neuartige Probleme haben sich aus der
Notwendigkeit der Heranziehung einer
größeren Anzahl von nicht-amtlichen
Sachverständigen in baubehördlichen
Verfahren und aus Empfehlungen der
Volksanwaltschaft auf Grund von Gut-
achten, zu denen kein Parteiengehör ge-
währt worden ist, ergeben.

Stellungnahmen zu Gesetz- und
Verordnungsentwürfen 6
geprüfte baurechtliche Verordnungen 77
schriftliche Rechtsauskünfte 114
erledigte Aufsichtsbeschwerden 17
Berufungsentscheidungen über
Bundesbauvorhaben 6
Berufungsentscheidungen in Strafverfahren 19
Berufungsentscheidungen in
Zwangsvollstreckungsverfahren 8
Berufungsentscheidungen in
Gemeindeaufsichtsbelangen 4
erledigte Vorstellungen 265
Gegenschriften an den
Verwaltungsgerichtshof 37
Gegenschriften an den
Verfassungsgerichtshof 6
Stellungnahmen zu Beschwerden an die
Volksanwattschaft 26

Hochbau (GB/1)

Ziele 1991

• Baucontrolling.

Krankenansta l ten  und
landeseigener Hochbau
(B/1-A)

• Planung und organisatorische Durch-
führung von Neu-, Zu- und Umbauten der
landeseigenen Objekte für Bezirkshaupt-
mannschaften, Gesundheits-, Kultur- und

die in dieser Gruppe zusammengefaßten
Abteilungen berühren;
• Teilnahme an Baubeiratssitzungen,
Arbeits- und Fachausschüssen.

Schwerpunkte 1990

• Weitere Schulung der Mitarbeiter im
Bereich “Computerunterstützfes Bauen”,
Erfassung von Problembereichen bei
Planung und Baudurchführung.
• Mitarbeit an der Beurteilung von Wett-
bewerbsunterlagen und Grundsatzpla-
nungen für die Landeshauptstadt.

Allgemeine
Angelegenheiten des
Hochbaues

• Wahrnehmung aller Koordinierungs-
aufgaben auf dem Personal-, Sach- und
Fachsektor;
• Abwicklung aller Aufgaben in der für
die Abteilungen B/1-A, B/1-B, B/1-C und
B/1 -D gemeinsam eingerichteten Kanzlei
und Schreibstelle;
• Kontaktaufnahme mit allen Dienststel-
len, welche die Gruppe GB/1 selbst bzw.
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Francisco Josefinum in Wieselburg/Wein-
zieri, den Werkstättentrakt der HTL Möd-
ling sowie die STVA Stein.
• Planungsarbeiten bei einer Reihe von
Zu- und Neubauten zu Gymnasien wie
Baden, Hollabrunn, St. Pölten, Wr. Neu-
stadt und Gänserndorf. Planungsarbei-
ten bei einer Reihe von Zu- und Neubau-
ten für Gerichtsgebäude wie Korneuburg,
St. Pölten, Wr. Neustadt, Stein/D. STVA.

Schulen, Kindergärten
und Landesheime
(B/1-C)

Vorbereitung, Planung bzw. Betreuung
und organisatorische Abwicklung von
Neu-, Zu- und Umbauten sowie von Sa-
nierungsmaßnahmen bei Kindergärten,
Pflichtschulen, Landesberufschulen,
Landespensionistenheimen, Landespfle-
geheimen, Landesjugendheimen, Lan-
desfeuerwehrschule, Sonderschule für
körperbehinderte Kinder “Waldschule” in
Wr. Neustadt, Säuglings- und Kleinkin-
derheim “Schwedenstift” in Perchtolds-
dorf und Stiftungshäusern.
• Koordinierung der Projektabwicklung,
Begutachtung von Planvorlagen, ge-
schäftliche und technische Oberleitung,
Durchführung von Ausschreibungen und
Auftragsvergaben, Bauaufsicht und Ko-
ordinierung der Sonderfachleute, Abnah-
me der Bauleistungen und Abrechnung;
• Technische und organisatorische Be-
treuung aller im Aufgabenbereich der Ab-
teilung befindlichen Landesbauten zum
Zwecke der Reparaturen, Instandsetzun-
gen und Standardverbesserung; kleinere
Um- und Zubauten sowie bauliche Maß-
nahmen zur Energieeinsparung;
• Stellung von Amtssachverständigen
für die Durchführung von Behördenver-
fahren entsprechend dem Sozialhilfege-
setz für Pensionisten- und Pflegeheime
sowie für Behinderteneinrichtungen;
• Kindergärten, Volks- und Hauptschu-
len: Bautechnische Betreuung und Über-
prüfung der widmungsgemäßen Verwen-
dung von Landeszuschüssen sowie Mit-
wirkung bei den Behördenverfahren ent-
sprechend der NÖ Schulbauordnung und
dem NÖ Kindergartengesetz.
• Gewerbliche Berufschulen: Bei den
Bauvorhaben in Geras und Zistersdorf
wurden die Bauarbeiten fortgesetzt.
Der Um- und Ausbau in Pöchlarn und die
Generalsanierung in Wr. Neustadt sind
abgeschlossen.
In Stockerau wurde mit den Bauarbeiten
für den Um- und Ausbau der Landesbe-
rufschule für Elektrotechniker sowie mit

mener Objekte für Hochschulen und wis-
senschaftliche Anstalten, Allgemeine und
Berufsbildende mittlere und höhere
Schulen, Anstalten der Lehrer- und Er-
zieherbildung, Land- und Forstwirtschaft-
liche Schulen und Anstalten, Bundesver-
suchswirtschaften, Gendarmerie- und
Bundespolizeidienststellen, Strafvoll-
zugsanstalten und Gerichte des öffentli-
chen Rechtes, Finanz- und Zollämter, Ar-
beitsämter, Vermessungsämter, Strom-
bauämter, Bundesflüchtlingslager, bun-
deseigene Mietwohngebäude, Allgemei-
ne Leasing- und Sonderfinanzierungs-
bauten.
• Die bautechnische Betreuung wird un-
ter Kontaktnahme der Dienststellen der
jeweils zuständigen Bundesministerien
bzw. der Verwaltungsdienststellen im
Amt der NÖ Landesregierung, dem Lan-
desschulrat für Niederösterreich, der Fi-
nanzlandesdirektion für Wien, NÖ und
Burgenland und dem Präsidenten des
Oberlandesgerichtes durchgeführt.
• Die Aufgabenstellungen für die einzel-
nen Bauvorhaben reichen von der Bau-
vorbereitung, Planungsbeauftragung,
Ausschreibung und Auftragsvergabe,
Bauaufsicht bis zur Abrechnung und
Übergabe der Objekte an den jeweiligen
Nutzer.
• Die Zielvorgaben sind durch den Bun-
desvoranschlag und den Landesvoran-
schlag - in letzterem sind die Kreditmittel
für Planung, Bauführung und Bauaufsicht
ausgewiesen - bestimmt.

Schwerpunkte 1990

Fortführung der im Bau stehenden Objek-
te, insbesonders der Schulen, der Amts-
gebäude, der Justizanstalten und der
land- und forstwirtschaftlichen Schulen
und Anstalten.
Fertiggestellt wurden u.a. das Bundes-
realgymnasium in Krems/D., das Bun-
desgymnasium in Klosterneuburg, die
HTL in Waidhofen/Y., die Bundesanstalt
für Milchwirtschaft in Wolfpassing, das
Unterkunftsgebäude in Traiskirchen Bun-
desflüchtlingslager.

Ziele 1991

• Baubeginn: der Zollgebäude in Berg,
Laa/Th. und Drasenhofen, des Bundes-
amtsgebäudes in Gänserndorf und das
Tierzuchtinstitut der Veterinärmedizini-
schen Universität Wien in Himberg.
• Fertigstellung von im Bau befindlichen
Objekten, wie z.B. das Bundesamtsge-
bäude in Krems und die Zollgebäude in
Fratres und Ober-Thürnau.
• Fortführung von Bauvorhaben wie das
Bds. Gymnasium in Schwechat, das

Museumswesen sowie der landwirt-
schaftlichen Bildungsangelegenheiten,
e Organisatorische Betreuung, Planung
und Beratung von Neu-, Zu- und Umbau-
ten sowie Überprüfung der widmungsge-
mäßen Verwendung der vom Land zur
Verfügung gestellten Kreditmittel für ge-
förderte Bauvorhaben der Gemeinden
und Gemeindeverbände, hier aus-
schließlich von Krankenanstalten; Lea-
singgesellschaften und Bauträger.
• Erarbeitung der technischen Beilagen
| für Regierungsvorlagen landeseigener
Objekte und aus Landesmitteln geförder-
ten Vorhaben der Gemeinden und Ge-
meindeverbände.
• Teilnahme an Baubeiratssitzungen,
Arbeits- und Finanzausschüssen.
• Stellung von Experten als Beratung
bei Gesetzesentwürfen bzw. -änderun-
gen.
• Stellung von Sachverständigen für die
Durchführung behördlicher Verfahren
nach dem Krankenanstalten- und fallwei-
se Sozialhilfegesetz.
• Entsendung von Mitgliedern für Prü-
fungskommissionen und Fachnormen-
ausschüsse.
Begutachtung und Überwachung von
Planungen, Koordinierung von Planungs-
beauftragten, geschäftliche und techni-
sche Oberleitung, Durchführung von
Ausschreibungen und Auftragsvergaben,
Bauaufsicht und Koordinierung der Fach-
abteilungen, Abnahme der Bauleistun-
gen und Abrechnungsarbeiten.
Der Schwerpunkt lag auf dem Ausbau der
mit hohem Standard ausgestatteten
Krankenanstalten, den vermehrten Akti-
vitäten auf dem Gebiet der Bezirkshaupt-
mannschaften sowie den Renovierungs-
und Instandsetzungstätigkeiten im Mu-
seums- bzw. landwirtschaftlichen Bil-
dungswesen.
Der zur Erarbeitung eines Finanzierungs-
planes für den weiteren Ausbau der Kran-
kenanstalten gebildete Arbeitskreis hat
im Jahre 1990 weitere Maßnahmen frei-
gegeben.
Die tranchenweise Freigabe dieser Bau-
vorhaben ist ein wirksames Instrument
für eine gleichmäßige Arbeitsverteilung.
Die Zielvorgaben sind durch die im Rah-
men des Voranschlages 1991 des Lan-
des Niederösterreich und dem Raumord-
nungsprogramm für Gesundheitswesen
bestimmt.

3

Bundeshochbau (B/1-B)
• Planung und organisatorische Durch-
führung von Neu-, Zu- und Umbauten
bundeseigener und in Bestand genom-

1S6



Bauen, Verkehr, Straßen

und Rauchgasreinigungsanlagen zur
Einhaltung der zulässigen Emissionen im
Sinne des NÖ Luftreinhaltegesetzes von
der Planung bis zur Abnahme. Dies im
engeren Kontakt mit den zuständigen
Rechts- und Sachverständigenabteilun-
gen.
• Projektierung und Ausführung von öf-
fentlichen Beleuchtungsanlagen und Be-
arbeitung von Elektrifizierung.
• Der Schwerpunkt lag weiterhin auf
dem Ausbau der mit einem überdurch-
schnittlich hohen Anteil an Haustechnik
ausgestatteten, technisch komplizierten
NÖ Krankenanstalten, den vermehrten
Zu- und Umbauten der Landespensioni-
stenheime, Landesberufschulen und
Landwirtschaftlichen Fachschulen sowie
weiteren Großbauvorhaben des Landes
und Bundes.
• Alle fördertechnischen Anlagen, viele
Großküchen sowie die Röntgen- und To-
mographieanlagen sowie Ultraschallge-
räte der Krankenhäuser wurden neben
einzelner Bauvorhaben besonders des
Landes Niederösterreich durch Mitarbei-
ter der Abteilung selbst projektiert bzw.
ausgeschrieben. Für diese Anlagen und
in Einzelfällen auch für durch Büros ge-
plante haustechnische Anlagen wurde
die Bauüberwachung und Bauleitung
übernommen.

der Planung des Internates für die Gene-
ralsanierung und Standardverbesserung
von Sechs- auf Vierbettzimmer begon-
nen.
e Landespflege- und Pensionistenhei-
me: Im Zuge des Ausbaues wurde in
Mistelbach mit dem Wohnteil (60 Zimmer)
und in Wölkersdorf mit dem Umbau des
Altbestandes begonnen.
Der Zubau einer Pflegestation beim Lan-
despflege- und Pensionistenheim in
Perchtoldsdorf wurde fertiggestellt.
Entsprechend dem Ausbauprogramm ist
mit dem Neubau eines Landespensioni-
sten- und Pflegeheimes in Waidhofen
und Weitra sowie mit dem Zubau einer
Pflegeabteilung in Amstetten begonnen
worden.
• Im Rahmen der Dezentralisierung wird
an der Planung einer Außenstelle der
Agrarbezirksbehörde in Hollabrunn gear-
beitet.

Ziele 1991

Der Schwerpunkt wird neben der Fortset-
zung der begonnenen Projekte die Um-
wandlung von Wohn- auf Pflegebetten in
den Landespensionistenheimen Guten-
stein, Preßbaum, Scheiblingkirchen, Tür-
nitz und Wallsee sein.

wirtschaften, land- und forstwirtschaftli-
che Bundesanstalten, Gendarmerie- und
Bundespolizeidienststellen, Strafvoll-
zugsanstalten und Gerichte öffentlichen
Rechts, Finanz- und Zollämter, Bundes-
flüchtlingslager, bundeseigene Miet-
wohngebäude, Arbeitsämter, Amtsge-
bäude, Landeskrankenhäuser, gewerbli-
che Landesberufschulen, landwirtschaft-
liche Fach- und Berufschulen, Landesju-
gendheime, Landespensionistenheime,
Landespflegeheime, Stiftungshäuser,
Landesausstellungen und Museen, nie-
derösterreichische AÖ Krankenanstal-
ten, Pflichtschulen, Kindergärten.
• Technische Gesamtplanung mit be-
sonderer Berücksichtigung der sicher-
heitstechnischen Erfordernisse der Lan-
desausstellung 1990 “Adel im Wandel” im
Schloß Rosenburg und der Ausstellung
“Bretagne, die Kultur des Landes am
Meer”. Begonnen wurden die Planungs-
arbeiten für die Landesausstellung 1991
“Kunst des Heilens - aus der Geschichte
der Medizin und Pharmazie" in der Kar-
tause Gaming. Erhebungen und Vorbe-
sprechungen für die Landesausstellung
1992 im Schloß Gloggnitz und 1993 im
Schloß Riegersburg wurden durchge-
führt.
Sicherheitstechnische und technisch-
museale Beratung auch für Bundesdenk-
malamt, Diözesen, Stifte und Gemein-
den;
• Technische Betreuung und Produk-
tion von Videofilmen für die diversen Aus-
stellungen und Videodokumentationen
von Veranstaltungen des Landes in Zu-
sammenarbeit mit der Landesamtsdirek-
tion und anderen Abteilungen sowie von
Gemeinden (Beistellung von Akustik- und
Beleuchtungsanlagen).
• In Zusammenarbeit mit der Geschäfts-
stelle für Energiewirtschaft und den Ener-
giesonderbeauftragten des Bundesmini-
steriums für wirtschaftliche Angelegen-
heiten für Bundesbauten wurden Maß-
nahmen zur Einsparung von Energie ge-
setzt. Zur Verwendung alternativer Ener-
gien wurde die Entwicklung derselben
beobachtet, Untersuchungen in wirt-
schaftlicher und technischer Hinsicht an-
gestellt und gegebenenfalls der Einbau
entsprechender Anlagen veranlaßt.
Intensiviert wurde die Befassung mit
Kraft-Wärme-Kupferanlagen (Blockheiz-
kraftwerken) in div. NÖ Krankenanstal-
ten.
• Studien über eine ordnungsgemäße
Entsorgung des Müllanfalles der NÖ
Krankenanstalten wurden in den vergan-
genen Jahren erstellt, es konnte jedoch
keine verwirklicht werden. Weitergeführt
wurde die Betreuung der Errichtung von
modernen Müllverbrennungsanlagen

3

Ziele 1991

• Moderne und betreiberfreundliche An-
lagen wirtschaftlich und dem Budgetrah-
men entsprechend errichten, wobei die
rasche Entwicklung der Technik und die
laufenden praktischen Erfahrungen in die
Planung und Ausführung der haustechni-
schen Anlagen einfließen.
• Verringerung von Schadstoffen in den
Emissionen der Heizungs- und Müllver-
brennungsanlagen durch Wahl des Ener-
gieträgers und Beobachtung der Entwick-
lung am Sektor Umweltschutz und Aus-
nützung neuester Technologien.

Haustechnik B/1 -D

• Wahrnehmung der Aufgaben und Ziel-
setzungen der Wirtschaftsverwaltung auf
dem Gebiet der Haustechnik;
• Kontaktnahme und Zusammenarbeit
mit den Dienststellen des Bundes in mit-
telbarer Bundesverwaltung, insbesonde-
re mit den Bundesministerien für wirt-
schaftliche Angelegenheiten und für Ju-
stiz, mit der Bundesgebäudeverwaltung,
der Finanzlandesdirektion für Wien, Nie-
derösterreich und Burgenland, dem
Oberlandesgerichtspräsidenten, der Ge-
neraldirektion und deren nachgeordne-
ten Dienststellen;
• Zusammenarbeit mit Gemeinden, Ge-
meindevertreterverbänden, Leasingge-
sellschaften und Bauträgern;
• Kontaktnahme mit sonstigen Rechts-
trägern, wie Elektrizitäts- und Energiever-
sorgungsunternehmen, Vorschriften-
und Normenausschüssen usw.;
• Planung und bautechnische Betreu-
ung von haustechnischen Anlagen in
Neu-, Zu- und Umbauten, wie z.B. für
Hochschulen und wissenschaftliche An-
stalten, berufsbildende mittlere und höhe-
re Schulen, Anstalten der Lehrer- und
Erzieherbildung, land- und forstwirt-
schaftliche Schulen, Bundesversuchs-

Statistik 1990

1990 befanden sich 699 Bauvorhaben im
Planungsstadium, beziehungsweise in
der Durchführung, beziehungsweise Ab-
rechnung.
Die geschätzten Gesamtherstellungsko-
sten dieser Vorhaben betragen rund
17,80 Milliarden Schilling.
Die Baurate in der im Berichtsjahr abge-
wickelten Vorhaben belief sich auf rund
2,35 Milliarden Schilling.

157



Bauen, Verkehr, Straßen

Krankenanstalten und landesei- Bundeshochbau (B/1-B) Schulen, Kindergärten,
gener Hochbau (B/1-A) Landesheime (B/1-C)

Bauvorhaben
An-

zahl

Gesamt-

kosten

in MioS

Baurate

1990 in Mio

S

Bauvorhaben
An-

zahl

Gesamtko-

sten in

M'ioS

Baurate

1990 in

MioS

Bauvorhaben

Gesamtko- Baurate
n ’ stenin 1990 in

zah MioS MioS

Amtsgebäude

Landw. Fach-

und Berufsschu-
len
Kulturabteilung

Krankenhäuser
Rechtsträger

Bundesland NÖ

Rechtsträger

Gemeinden und
Gemeindever-

bände

3 271,370 12,295 Schulen der Unterrichts-
verwaltung wie Bundes-

gymnasien, Bundeshan-
delsschulen

Kindergärten

Pflicht-
schulen

103

207

398.745

2,065.976

177.194

582.911

488,611
46,043

1.801,940

5.653,155

67,088
13,080

176,844

660,680

19 1.907,810 117,534 Insgesamt 310 2,464.721 760.105

s

5

16

Schulen der Wissen-
schaftsverwaltung wie

Institute für
Universitäten

Land- und forstwirt-

schaftliche Schulen und

Anstalten sowie

Bauhöfe

4

9

245,500

416,300 27,689

Gewerbliche Beruf-

schulen

Pflege- und
Pensionistenheime

Instandsetzungen

und Standard-

verbesserung sonsti-

ger Landesbauten

15

20

21

487.600

1,017.400

149.910

118.450

124.800

25.540

Insgesamt 40 8.261,119 929,987 Sonstige Bundesgebäu- Summe
1,654.910 268.790de wieAmtsgebäude,

Strafanstalten,

Landesbauten 56

Insgesamt 366 4,119.631 1,028.895

Wohngebäude

Instandsetzungen

Schulen der Unterrichts-
verwaltung

Schulen der Wissen-
schaftsverwaltung

Land- und forstwirt-

schaftliche Schulen und
Anstalten

39

39

6

2.555,835

100.000

9,500

25,000

130,000

119,643

30,231

4,688

13,283

Haustechnik (B/1 -D)

4

Bauvorhaben
An-

zahl

Gesamt-

kosten in

MioS

Baurate

1990 in

MioS

Sonstige Bundes-

gebäude
Planung, Bauführung

und Bauaufsicht

135 48,832

33,000

Bundesbauten 253

Landesbauten 151

Gemeindebauten 56

öffentliche Beleuchtung 16

585.771

666.597
1,209.608

11.106

62.126

63.465

153.123

1.192

Insgesamt 255 5.389,945 394,900* Museen und
Ausstellungen 22 20.605 3.960

Insgesamt 498 2,493.687 283.866

Landwirtschaftlicher Wege- und Anlagenbau, Almverbesserungen (B/6)

• Organisation und Überwachung der
Baudurchführung unter Einsatz des Ma-
schinenparks des landeseigenen Bauho-
fes Absdorf und unter Heranziehung von
Privatfirmen;
• Vorbereitung der Inkatastrierung und
Verbücherung der Weganlagen;
• Erstellung von Fachgutachten über
die Höhe von Abschwemmungs- und
Vermurungsschäden an landwirtschaftli-
chen Wegen;
• Sanierung von ländlichen Wegen und
landwirtschaftlichen Kulturflächen nach
Katastrophenschäden über den Kata-
strophenfonds;
• Durchführung und Förderung von
Maßnahmen zur Erhaltung des ländli-
chen Wegenetzes in Zusammenarbeit
mit den Wegerhaltern.
Zur Bewältigung dieses Aufgabengebie-
tes sind neben der Zentrale in Wien und
dem Bauhof in Absdorf acht Bauabteilun-
gen eingerichtet. Diese Organisation er-
möglicht es, direkt und bürgernah auf die
Wünsche der Bevölkerung einzugehen
und bei Unwetter- und Katastrophen-

schäden rasch und unbürokratisch zu
helfen.
In einer am 2. August 1988 gern. Art. 15a
B-VG abgeschlossenen Vereinbarung
verpflichten sich Bund und Land Nieder-
österreich ein mittel- bzw. langfristiges
Realisierungskonzept für die ländliche
Verkehrserschließung zu erstellen, um
die vorliegenden Anträge für erforderliche
Erschließungsmaßnahmen in einem für
die Betroffenen vertretbaren Zeitraum zu
erledigen. Als Grundlage dazu wurde be-
gonnen, alle Anträge einer "Dringlich-
keitsbewertung" zu unterziehen.

Alm- und Weideverbesserung

Neben der Bedeutung der Alpwirtschaft
für die Landwirtschaft gewinnt die damit
verbundene Landschaftspflege erhöhte
Aufmerksamkeit. Es wurden Almgebäu-
de adaptiert, Dränungen und Kultivierun-
gen durchgeführt und Wasserversor-
gungsanlagen und Alpwege geplant, er-
richtet und gefördert. Neben dem Alpwe-
geausbau, der im Rahmen der ländlichen

Schwerpunkte und
Aufgaben 1990

Das ländliche Wegenetz ist eine der Vor-
aussetzungen für eine zeitgemäße Füh-
rung und Bewirtschaftung der bäuerli-
chen Betriebe und somit für die Pflege der
Kulturlandschaft.
Der Ausbau und die Erhaltung der ländli-
chen Straßen und Wege erfolgen auf An-
trag von Interessenten. Bauherren sind
Gemeinschaften oder auch Einzelperso-
nen, die eine ihren wirtschaftlichen Ver-
hältnissen entsprechende Eigenleistung
erbringen. Ein Großteil der Baukosten
wird durch Bundes- und Landesmittel ab-
gedeckt, daneben unterstützen auch die
Gemeinden diese Baumaßnahmen.
Der Aufgabenbereich umfaßt:
• Beratung und Projektierung;
• Hilfestellung bei der Regelung der not-
wendigen rechtlichen und finanziellen Er-
fordernisse;
• Förderungsabwicklung;

158



Bauen, Verkehr, Straßen

Verkehrserschließung erfolgt, wurden
Maßnahmen im Gesamtvolumen von
1,047.407 Schilling bearbeitet und mit
369.000 Schilling Landesmitteln geför-
dert.

Behebung von
Katastrophenschäden

Durch die Abteilung B/6 werden Schätz-
gutachten für Katastrophenschäden an
Gemeindestraßen, ländlichen Straßen
und Wegen sowie von Rutschungen an
landwirtschaftl ichen Kulturf lächen er-
stellt.
1990 konnten in Zusammenarbeit mit den
Abteilungen 11/1 und VI/12 492 Scha-
densfällen mit einem Gesamtausmaß
von 98,2 Mio. Schilling einer Sanierung
im Rahmen des Katastrophenfonds zu-
geführt werden.

Ziele 1991

Die Zielvorstellung der Abteilung besteht
in der zeitgerechten Behandlung und För-
derung der vorliegenden Anträge um
Ausbau der äußeren und inneren Ver-
kehrserschließung sowie der Alm- und
Weideverbesserung.
Besonders vordringlich sind:
• Abschluß der Erhebung der noch er-
forderlichen Ausbaumaßnahmen und der
Dringlichkeitsbewertung;
• beschleunigte Planung und Durchfüh-
rung von Güterwegbauten, um Streusied-
lungen und Einzelgehöfte zeitgemäß an
das übergeordnete Straßennetz anzu-
schließen;
• verstärkte Einbeziehung von Grün-
maßnahmen in die Planung und Bauaus-
führung;
• Ausbau eines Erhaltungsnetzes für
die ländlichen Straßen und Wege, um
einen funktionsgerechten Ausbauzu-
stand zu erhalten.

Statistik 1990

1990 lagen 2.332 Anträge für 1.925 Kilo-
meter Hofaufschließungen (äußere Ver-
kehrserschließung) vor, womit 4.200 Hö-
fe zeitgemäß erschlossen werden sollen.
Im Bereich der Wirtschaftswege (innere
Verkehrserschließung) außerhalb von
Grundzusammenlegungsverfahren be-
trägt der Antragsstand 1.109 Kilometer.
Insgesamt ergibt sich daher eine notwen-
dige Ausbaulänge von 3.034Kilometern.
Im Bereich der Gemeinsamen Anlagen
warten Wegeprojekte mit über 950 Kilo-
metern auf die Realisierung. Das ausge-
baute Wegenetz umfaßte zum Stichtag
31. Dezember 1990 5.403 Kilometer Gü-
terwege und 10.550 Kilometer Gemein-
same Anlagen.
Für eine Wegstrecke von 5.166 Kilome-
tern und für 352 Brücken wurden bisher
mit dem NÖ Landwirtschaftlichen Sied-
lungsfonds Erhaltungsvereinbarungen
abgeschlossen. Im Jahre 1990 wurden
an 545 Kilometern Erhaltungsarbeiten
mit einem Bauvolumen von 74,4 Mio.
Schilling, davon rund 20 Mio. Schilling
Landesmittel, durchgeführt.

Probleme 1990

Auf Grund der wirtschaftlichen Situation
der landwirtschaftlichen Betriebe ist es
beinahe unmöglich, ländliche Wege und
Anlagen ohne Subventionen in Form von
Beihilfen und zinsverbilligten Krediten zu er-
richten. Steigende Baukosten führen zu im-
mer größer werdenden - Finanzierungs-
schwierigkeiten und zu längeren Wartezei-
ten. Auch im Bereich der Wegerhaltung sind
verstärkt Förderungsmittel erforderlich, um
die Lebensdauer der ausgebauten Straßen
und Wege zu verlängern.

Ausbauleistung und
Finanzierung 1990

In Arbeit
gestande-

ne Vor-
haben

fertig-
gestellte

Weg-
strecke

ange-
schlosse-
ne Höfe

Brücken Gräben
Jahres-

baukosten
Förderung

Bund Land
km km Mio. S Mio. S Mio. S

Innere und äußere Verkehrserschließung B/6 967 173 309 11 - 224,2 67,9 38,7

NÖLLWK 14 12 27 — — 14,5 — 8,1
Gemeinsame Anlagen B/6 212 181 — 2 1 51,5 5,0 16,2
Insgesamt 1.193 366 336 13 1 290,2 72,9 63,0

Straßen- und Brückenbau (GB/2)

Schwerpunkte 1990

Das Fallen des Eisernen Vorhanges an
der Ost- und Nordgrenze Niederöster-
reichs im vorigen Jahr hat auch für die
Tätigkeit der NÖ Straßenverwaltung
neue Voraussetzungen gebracht. Wo-

eine der in 5-Jahres-Abständen erfolgen-
den Verkehrszählungen stattfindet, ist es
möglich, diese Entwicklung anhand der
vorliegenden Zwischenergebnisse dar-
zustellen. Von den vorgenannten sieben
Grenzübergängen liegen sechs im Zuge
von Bundesstraßen. Diese wiesen auf-

durch mehrere Jahrzehnte eine rd. 300
km lange tote Grenze mit nur sieben
Grenzübergängen war, durch die unter
den bishergegebenen Voraussetzungen
nur wenig Übertritte erfolgten, ist nun
schlagartig eine enorme Vergrößerung
des Verkehrs getreten. Da im Jahr 1990
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Geschwindigkeit  von 130 km/h nicht
mehr gegeben war. Vom BM für öffentli-
che Wirtschaft und Verkehr wurde für die-
se Abschnitte eine Geschwindigkeitsbe-
schränkung von 80 km/h bei Nässe usw.
erlassen. Um diese Streckenabschnitte
so schnell wie möglich zu sanieren, wur-
den auf der A 1 “West Autobahn” auf
insgesamt rd. 131km, d.s. 73 % aller Be-
reiche - diese tiefen Spurrinnen am er-
sten Fahrstreifen mittels eines Dünn-
schichtbelages beseitigt. Auf der A 2 “Süd
Autobahn” wurden insgesamt 15,6 km -
das entspricht 53% aller Bereiche - eben-
falls mit dieser Belagsart hauptsächlich
am 1. und 2. Fahrstreifen saniert. Somit
konnte nur die aus dem Jahre 1989 wei-
terzuführende Generalerneuerung
“St. Pölten” auf der RFB Wien aus Mitteln
der baulichen Erhaltung auf der A 1
durchgeführt werden. Weitere Baumaß-
nahmen im Zuge der Erneuerung der A 1
waren aus budgetären Gründen nicht
möglich. Weiters wurde auf der A 2 im
letzten Teilstück des Abschnittes Knoten
“Seebenstein” - AST “Grimmenstein” - km
58,5 bis 61,0 - auf der RFB Wien der
provisorische Fahrbahnbelag mittels 8
cm dicken bituminösen Deckenbelag ver-
stärkt. Auf der A 21 “Wiener Außenring
Autobahn” haben auf der RFB Wien im
Bereich “Hochstraß - Klausenleopolds-
dorf” - km 5,8 bis 13,0 - die Spurrinnen am
ersten Fahrstreifen eine Tiefe erreicht,
die eine Sanierung unumgänglich mach-
te. Im Bereich “Heiligenkreuz” wurde auf
der RFB Wien von km 17,6 bis 22,6 eine
im Mittel 6 cm dicke bituminöse Zwi-
schendeckschicht aufgebracht. Durch
diese Baumaßnahme konnte die vorhan-
dene Resttragfähigkeit genutzt werden.
Ein definitiver Fahrbahnbelag wurde auf
der A 22 “Donauufer Autobahn” im Be-
reich AST “Korneuburg" bis AST “Stocke-
rau Ost” als Weiterführung des in den
letzten Jahren begonnenen Ausbaupla-
nes auf zwei Teilstrecken mit insgesamt
3,3 km hergestellt.
Nach umfangreichen Erhebungen und
Auswertung mittels PC wurde die Zu-
standsbewertung der NÖ Autobahnen
abgeschlossen. Hiedurch soll die Mög-
lichkeit geschaffen werden, die immer ge-
ringer werdenden Budgetmittel auf Grund
objektiver Entscheidungskriterien in ei-
nem länger f r is t igen Invest i t ionspro-
gramm optimal einsetzen zu können. Ne-
ben den reinen Bau- und Erhaltungsar-
beiten wird auch großes Augenmerk auf
das Umfeld der Autobahnen und Neben-
anlagen gelegt. Dies geschieht durch
Durchforstung des Straßenbegleitgrüns,
zahlreiche Neupflanzungen und biologi-
sche Schädlingsbekämpfung.

• A 2 Süd Autobahn.  Am 20. Juli wurde
die AST “Mödling" an der A 2 “Süd Auto-
bahn” mit der Anbindung an die B 17
“Wiener Neustädter Straße” voll ver-
kehrswirksam. Damit konnte eine Ent-
spannung der Verkehrssi tuat ion im
Raum Mödling, Brunn/Gebirge usw. er-
zielt werden. Als weiterer Beitrag zur Ver-
dichtung des NÖ Autobahnanschlußnet-
zes muß der posit ive Abschluß der
Grundeinlösungsverhandlungen sowie
die Ausschreibung und Vergabe der Stra-
ßenbauarbeiten zur Errichtung der AST
“Zöbern” an der A 2 erwähnt werden. Die
Verkehrsfreigabe wird im Sommer des
kommenden Jahres erfolgen. Über Ver-
anlassung der Marktgemeinde Alland
und auf deren Kosten wurde auf Höhe der
Autobahnmeisterei Alland und unter Ver-
wendung einer Betriebsumkehr die neue
Anschlußstelle “Alland” mit der Einbin-
dung in die Landeshauptstraße LH 110
im Herbst gebaut und am 22. Dezember
1990 dem Verkehr übergeben. Damit ist
auch eine direkte Zufahrt von der Auto-
bahn an eine Tankstelle gegeben. Die
Bauaufsicht wurde von Mitarbeitern der
hiesigen Abteilung ausgeführt. Die bishe-
rige AST “Alland” wurde in AST “Mayer-
ling" umbenannt. Die Verlängerung bzw.
Erhöhung der Lärmschutzwand auf der
A 1 im Bereich von Altlengbach entlang
der RFB Wien wurde vor Beginn des
Frühjahres noch abgeschlossen. Durch
die Fertigstellung des rd. 960 m langen
Lärmschutzes auf der RFB Graz der A 2
im Bereich “Hölles” konnte ein weiterer
Beitrag zur Reduzierung der Lärmimmis-
sion für die entlang der NÖ Autobahnen
lebende Bevölkerung erzielt werden. Seit
1980 wurden entlang der NÖ Autobah-
nen insgesamt 47,8 km aktive Lärm-
schutzmaßnahmen mit Kosten in der Hö-
he von rd. 187,8 Mio S errichtet.
• A 3 Südost  Autobahn. Auf der A 3
“Südost Autobahn” sind im Abschnitt “Eb-
reichsdorf von der provisorischen Ein-
bindung in die B 16 “Ödenburger Straße”
bei km 13,6 bis zur AST “Pottendorf” bei
km 21,5 die Arbeiten voll im Gange.
Gleichzeitig werden auch die Arbeiten an
der AST “Ebreichsdorf West” durchge-
führt. Eine Verkehrsfreigabe des gesam-
ten Abschnittes wird im Frühherbst des
kommenden Jahres erfolgen.
• Verkehrssicherheit. Die Wiederher-
stellung der Verkehrssicherheit auf den
NÖ Autobahnen erforderten im heurigen
Jahr einen Großteil der für die bauliche
Erhaltung vorgesehenen Budgetmittel.
Durch jahrelange Verzögerung bei der
baulichen Erhaltung haben die Spurrin-
nen auf den alten Autobahnstrecken ein
Maß erreicht, demzufolge die Verkehrssi-
cherheit bei Regen oder Schnee für die

gründ der Verkehrszählung 1985 einen
summierten durchschnittlichen täglichen
Verkehr von 4.200 Kraftfahrzeugen auf.
Nach fünf vergleichbaren Zähltagen der
Zählung 1990 lautet die entsprechende
Zahl nun 14.700 Kraftfahrzeuge, das be-
deutet eine Steigerung um rd. 250 %. Es
handelt sich hier aber um einen Durch-
schnittswert für alle sechs Übergänge. An
der Grenzstelle Berg der Preßburger
Bundesstraße beträgt zum Beispiel die
Verkehrszunahme im Mittel 600 % und
lag dort der Höchstwert der Steigerung an
einem der Zähltage auf über 1.000 %.
Auch das war aber noch kein Spitzen-
wert.
Die Anzahl der Grenzübergänge hat sich
bisher um 4, und zwar in Reinthal, Mitter-
retzbach, Hardegg und Oberthürnau er-
höht, wo jeweils auch Arbeiten der Stra-
ßenverwaltung notwendig waren, um die
Übergangsmöglichkeit wieder zu schaf-
fen.
Die Verkehrszunahme bringt nicht nur für
die Bewohner der von diesem Verkehr
durchfahrenen Ortschaften zusätzliche
Belastungen, sondern auch für die Stra-
ßenverwaltung neue Aufgaben. Es ist
notwendig, die bestehenden Planungen
auf diese neue Situation umzuarbeiten,
was in Abstimmung mit dem vom Herrn
Landeshauptmann Ludwig in Auftrag ge-
gebenen Gesamtverkehrskonzept für
Niederösterreich geschehen soll. Die ein-
getretene Entwicklung hat in kurzer Zeit
Veränderungen bewirkt, die im Vorjahr
nicht für möglich gehalten wurden und die
eine rasche Reaktion und Umstellung der
bestehenden Konzepte erfordern.

3

Bundesstraßen A - Autobahnen
(B/2-A)

1990 konnten folgende Bauvorhaben für
den Verkehr freigegeben werden:
• A4  Ost Autobahn. Als bedeutend-
stes, fertiggestelltes Bauvorhaben des
Jahres 1990 muß die Verkehrsfreigabe
der A 4 “Ost Autobahn" im Abschnitt AST
“Fischamend” bis zur AST “Bruck/Leitha
West” - rund 13 km - samt der ca. 2 km
langen Spange bis zur B 10 “Budapester
Straße” am 19.Oktober herausgestrichen
werden. Durch diese nun verkehrswirk-
same Maßnahme konnte eine wesentli-
che Entlastung vom immer stärker zu-
nehmenden Ost-West-Durchzugsver-
kehr aller an der B10 bis Bruck/Leitha
l iegenden Or tschaf ten er fo lgen.  Im
Herbst kommenden Jahres wird auch
Bruck/Leitha nicht mehr vom Transitver-
kehr berührt, weil die A 4 bis zu diesem
Termin bis zur AST “Pamdorf” im Burgen-
land fertiggestellt sein wird.
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aus dem Waldviertel in den NÖ Zentral-
raum und die Landeshauptstadt ist somit
weiter verbessert worden.
• Im Zuge der Grenzöffnung nach dem
Osten wurde auf der B 47 der neue
Grenzübergang “Reintal” in die CSFR ge-
schaffen und auf der B 7 wurden im Be-
reich des Grenzüberganges “Drasenho-
fen” Stauspuren für die LKW angelegt um
dem PKW-und Busverkehr eine ungehin-
derte Durchfahrt zu ermöglichen. Folgen-
de wichtige Ausbaumaßnahmen wurden
im Jahr 1990 ausgeführt:
• Fertiggestellt wurden 1990:
B 3 OD Korneuburg Nord
B 6 Ernstbrunn - Nodendorf
B 6 OD Klement
B 9 Petronell - Bad Deutsch Altenburg
(2. Abschnitt)
B 17 Anschlußstelle Mödling
B 21 Wollersdorf - Waldegger Hals
B 25 Kriechspur Oberegging
B 30 Retz - Hölzelmühle
B 36 Rohregg
B 37 (B 218) Krems Nord - Gneixendorf II
B 39 Rabenstein - Steinklamm
B 39 Kirchberg Nord
B 40 Pürstendorf - Ladendorf II
B 43 OD Trasdorf
B 47 Grenzübergang Reintal
B 71 Holzhüttenboden - Lüftleck
B 210 OD Oberwaltersdorf
B 217 Spitz - Mühldorf
B 303 Kriechspur - Langer Berg bei Holla-
brunn
• 1990 so weit fertiggestellt, daß eine
Verkehrsverlagerung auf die neue Tras-
se erfolgen konnte:
B 12 Landesgrenze Wien - Anschlußstel-
le Brunn am Gebirge
B 37 Lengenfeld - Gföhl I
B 37 Lengenfeld - Gföhl II (Umfahrung
von Gföhl)
• Neu begonnen wurden die Bauab-
schnitte:
S 33 A 1 Pottenbrunn; Hollenburg
(Deckeninstandsetzungs- und Verstär-
kungsarbeiten)
B 1 St. Pölten West
B 6 OD Wetzleinsdorf
B 6 Eichenbrunn - Unterstinkenbrunn I
B 7 Grenzübergang Drasenhofen/ Stau-
spuren
B 17 Wiener Neustadt Nord - Unterfüh-
rung
B 29 Haag B 33 St.Johann - Trauntal
B 36 Kammerbach Süd
B 39 Steinklamm - Warth
B 40 Ernstbrunn - OD Thomasl
B 40 Dürnkrut - Zistersdorf IV
B 41 St.Martin, Abschnitt II
B 46 Schrick - Mistelbach II
B 49 Jedenspeigen - Sierndorf
B 71 Herodes- Stanglau
B 212 Baden - Dammgasse Süd

Als Beitrag zur Verkehrssicherheit muß
die Installierung sowie Weiterentwicklung
des Wetterinformationssystems an der
A 21 angesehen werden.
In der nächsten Zeit wird der Haupt-
schwerpunkt der NÖ Bundesstraßenver-
waltung A im Bereich der Erhaltung des
Bestandes, Wiederherstellung der Ver-
kehrssicherheit und Realisierung des
Baues der fehlenden Abschnitte zur Ver-
besserung der Verkehrssituation liegen.

Bundesstraßen S und B (B/2-B)

Die Verwaltung und Erhaltung der rund
3.100 Kilometer Bundesstraßen S und B
in Niederösterreich wird von der Abt.
B/2-B als Zentrale und den 8 Straßen-
bauabteilungen mit den diesen zugeord-
neten 59 Straßenmeistereien wahrge-
nommen. Aufgrund der Dezentralisie-
rung der NÖ Straßenverwaltung wird ne-
ben der Erhaltung und Instandsetzung
auch die Bauabwicklung und Bauaufsicht
für die Bundesstraßenbauvorhaben von
den 8 Straßenbauabteilungen durchge-
führt. Vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Angelegenheiten wurden im
Bauprogramm 1990 Kreditmittel in der
Höhe von 1.461 Mio. Schilling zur Verfü-
gung gestellt. Neben der Erhaltung und
Instandsetzung wurde der Ausbau des
Bundesstraßennetzes fortgesetzt, wobei
folgende besonders verkehrsbedeuten-
de Maßnahmen hervorzuheben sind:
• Auf der B 9 wurde der 2. Teilabschnitt
der Umfahrung “Petronell - Bad Deutsch
Altenburg” fertiggestellt und es konnten
hiemit die beiden Ortsgebiete vom Durch-
zugsverkehr entlastet werden.
• Auf der B 12 wurde das Bauvorhaben
“Landesgrenze Wien - Anschlußstelle
Brunn am Gebirge” soweit fertiggestellt,
daß eine Verkehrsfreigabe erfolgen
konnte. Es handelt sich hiebei um einen
vierspurigen Ausbau der Bundesstraße
B 12 zwischen der Stadtgrenze von Wien
und der Wiener Außenringautobahn A21.
Die Zufahrt nach Perchtoldsdorf wurde
umgestaltet und durch Ausrüstung mit
einer neuen Verkehrslichtsignale ent-
scheidend verbessert.
• Auf der B 17 wurden die Bauarbeiten
im Bereich der Anschlußstelle Mödling
fertiggestellt, hiedurch konnte für den Zu-
bringer zur A 2 Südautobahn eine niveau-
freie Querung der Trasse der Badner
Bahn geschaffen werden. Im Zuge des
Ausbaues des neuen B 37 wurden die
Abschnitte “Krems Nord-Gneixendorf II”,
“Lengenfeld - Gföhl I” und “Lengenfeld -
Gföhl II” (Umfahrung von Gföhl) so weit
fertiggestellt, daß eine teilweise Ver-
kehrsverlagerung auf die neue Trasse
erfolgen konnte. Die wichtige Verbindung

• Weitergeführt werden die Arbeiten an
folgenden Baulosen:
B 12 Landesgrenze Wien - Anschlußstel-
le Brunn am Gebirge
B 20 Bergbauer Annaberg
B 37 Gneixendorf - Lengenfeld
B 37 Lengenfeld - Gföhl I
B 37 Lengenfeld -Gföhl II
Bei den aktiven Lärmschutzmaßnahmen
konnten folgende Vorhaben fertiggestellt
werden:
S 6 Lärmschutz Göttschach
B 210 Lärmschutzwand Baden - Bahn-
brücke
Für passive Lärmschutzmaßnahmen an
Bundesstraßen (Lärmschutzfenster) wur-
den 1990 rd. 10,7 Mio. S an Förderungs-
mitteln ausbezahlt, wodurch rd. 250 För-
derungsansuchen positiv erledigt werden
konnten. Für landschaftsgestaltende
Maßnahmen an Bundesstraßen wurden
bei Neubaumaßnahmen rd. 16,6 Mio. S
für Bepflanzungen ausgegeben und an
bestehenden Straßenzügen wurden rd.
5,8 Mio. S für Grünverbauarbeiten aufge-
wendet.
Bedingt durch die veränderte politische
Situation in den Oststaaten kam es auf
den Straßenzügen in der Ostregion Nie-
derösterreichs zu neuen Verkehrssitua-
tionen. Es war daher erforderlich, Stra-
ßenzüge, Parkplätze und Grenzübergän-
ge zu regenerieren bzw. neue Grenz-
übergänge zu errichten. Hiefür waren zu-
sätzliche Mittel in der Höhe von rd. 16,0
Mio. S erforderlich.
Bei dem Ausbau des Radwegenetzes
wurde besonderes Augenmerk auf den
Donauradweg gerichtet, wobei ange-
strebt wird von der Landesgrenze Ober-
österreich bis zur Grenze zur CSFR
(Petrzalka) einen durchgehenden Rad-
weg zu schaffen.
Zur exakten Erfassung des Straßennet-
zes und der Straßenbreiten wurde ein
EDV-Programm entwickelt und bei der
Abt. B/2-B und den NÖ Straßenbauabtei-
lungen installiert.
Als bedeutendste bauvorbereitende
Maßnahme ist der Beginn der Grundein-
lösung für die Bundesstraße B 1a zu nen-
nen, die als Zufahrt zum Regierungsvier-
tel der Landeshauptstadt St Pölten die-
nen soll.

3

Landeshaupt- und Landesstraßen
(B/2-C)

Die Organisationsform der Landesstra-
ßenverwaltung mit der Abteilung B/2-C
als Zentrale und den 8 NÖ Straßenbau-
abteilungen mit insgesamt 59 Straßen-
meistereien sichert seit Jahrzehnten den
ordnungsgemäßen und bürgernahen Ab-
lauf aller im Zusammenhang mit dem Bau
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forderlich, korrigiert. Insgesamt wurde,
vergleichbar miteiner Blitzlichtaufnahme,
ein Gesamtinvestitionsbedarf von 3.000
Millionen S ermittelt, der erforderlich ist,
wenn man alle festgestellten Schäden
beheben möchte. Bei der Auswertung er-
gab sich ein Nachholbedarf für das Wald-
viertel, der mit der leider festgestellten
kürzeren "Lebenserwartung" der Straßen
im Waldviertel begründet ist. Für den
Brückeninvestitionsbedarf wurde von der
Abteilung B/2-D gleichfalls eine Bewer-
tung auf Grund der Gewichtsbeschrän-
kungen durchgeführt. Ebenso erfolgte ei-
ne Bewertung des noch erforderlichen
Investitionsbedarfes für Straßenhoch-
bauten durch die Abteilung B/2-E. Diese
sehr umfangreichen Untersuchungen
sind wesentliche Voraussetzungen für ei-
ne Objektivierung des Straßeninvesti-
tionsbearfes und unentbehrliche Voraus-
setzung für bedarfsgerechte mittelfristige
Investitionsprogramme. Das nächste mit-
telfristige Bauprogramm für Landesstra-
ßen 1991 bis 1995 wird bereits nach dem
Ergebnis dieser Bewertung erstellt.
• Kostenrechnung. Die in den Vorjah-
ren von einem Arbeitskreis unter der
Federführung der Abteilung B/2-C erar-
beitete Kostenrechnung wurde mit 1.
Jänner 1990 als flächendeckender Ver-
suchsbetrieb für alle Autobahnen-, Stra-
ßen- und Brückenmeistereien eingeführt.
Bei den folgenden Informationsveranstal-
tungen für Straßenmeister, Kanzlisten
und Personalvertreter konnten in den ein-
zelnen Bauabteilungen die notwendigen
Erläuterungen gegeben und Verbesse-
rungsvorschläge entgegengenommen
werden. Nach den daraus resultierenden
zusätzlichen Erläuterungen und Verbes-
serungen läuft die Kostenrechnung klag-
los und kann ohne wesentliche Änderung
1991 generell eingeführt werden. Zur Er-
zielung einer optimalen EDV-Ausstattung
der Straßenmeistereien, die grundsätz-
lich für eine effektive Kostenrechnung er-
forderlich ist, wurde eine außenstehen-
den Betriebsberatungsfirma, nämlich die
ÖGEFA, mit einer Betriebsorganisations-
überprüfung der Außenstellen beauftragt.
Diese nunmehr bereits vorliegende Un-
tersuchung wird nun noch auf die zentra-
len Dienststellen der Gruppe GB/2 erwei-
tert, sodaß mit Jahresende ein EDV-Ge-
samtkonzept der Gruppe GB/2 vorliegen
wird. An den Software-Programmen für
die Kostenrechnung wird bereits seit eini-
ger Zeit gearbeitet, und sind die Ergeb-
nisse der Pilotstraßenmeisterei Zwettl
vielversprechend.
• Neues Winterdienstinformations-
system. Unter Federführung der Abtei-
lung B/2-C wurde im Arbeitskreis Winter-
dienst ein modernes Informationssystem

ner 1990 gibt es noch 311km staubfreie
Straßen mit einem Alter von mehr als 40
Jahren. An wichtigen Baulosen wurden
heuer ausgeführt:
L 2008 Leopoldsdorf-Hennersdorf
LH 120 Dopplerberg
LH 118 Altenberg-Greifenstein
LH 154 Umfahrung Biedermannsdorf II
LH 162 Goldegger Straße
L 5006 Obergrafendorf-Süd II
L6127 Umfahrung Neuhofen
LH 94
LH 92 Randegg-Gresten
LH 96 Perwarth-Randegg und
OD Randegg
LH 89 Oberndorf an der Melk-Purgstall
LH 96 Marbach a.d. Kleinen Erlauf
LH 76 Umfahrung Lichtenau
Im Bereich von passiven Lärmschutz-
maßnahmen wurden seitens der Landes-
straßenverwaltung 1990 356 Ansuchen
um Förderung von derartigen Lärm-
schutzeinrichtungen an Landeshaupt-
und Landesstraßen bearbeitet. Es wur-
den insgesamt rund 16 Mio. Schilling
zugesagt, bzw. ausbezahlt.
Durch erforderliche Baumaßnahmen und
wegen Überalterung mußten 958 Stra-
ßenbäume gefällt werden, jedoch konnte
durch die Neupflanzung von 14.693 Bäu-
men heuer wieder ein wichtiger Beitrag
zur Erhaltung und Verschönerung des
Landschaftsbildes geleistet werden.
• Programmrichtlinien. Diese im Vor-
jahr konzipierten Richtlinien für einen ein-
heitlichen Verwaltungsablauf für Bau-
und Erhaltungsmaßnahmen von der Pro-
grammerstellung bis zur Kollaudierung
wurden fertiggestellt und gelangten bei
der heurigen Bausaison bereits zur An-
wendung.
• Bau- und Erhaltungsprogramme zu
Saisonbeginn. Auch heuer wieder konn-
te durch eine frühe Genehmigung der
jährlichen Bau- und Erhaltungsprogram-
me eine kontinuierliche Auftragsvertei-
lung über das Kalenderjahr sowie ein frü-
her Arbeitsbeginn erreicht werden.
• Absch luß  der Bewer tung  des
NÖ Landesstraßennetzes. Nach Ab-
schluß der Neukilometrierung der Lan-
deshaupt- und Landesstraßen im Som-
mer 1989 wurde die Bewertung des Stra-
ßenzustandes durchgeführt. Auf Grund
der Schadensbilder waren die daraus re-
sultierenden Maßnahmen nach einheitli-
chen Kriterien für die jeweiligen Abschnit-
te auf den Straßenkartenausschnitt einer
jeden Straßenmeisterei darzustellen und
der daraus resultierende Investitionsbe-
darf zu ermitteln. Daraus errechnete sich
das erforderliche Investitionsvolumen pro
Straßenmeisterei. Diese Maßnahmenka-
taloge wurden dann vom Technikerteam
der Abteilung B/2-C überprüft und wo er-

und der Erhaltung des Landesstraßen-
netzes auftretenden Aufgaben.
Im heurigen Arbeitsprogramm wurden
neben anderen Programmen vornehm-
lich die im “Mittelfristigen Bauprogramm
1988 - 1990” vorgesehenen Aufgaben
erfüllt. Hiebei wurde an 591 Baulosen
gearbeitet.
Durch die Staubfreimachung von 15km
konnte das Schotterstraßennetz auf rund
152 km reduziert werden. Die in den
nächsten Jahren noch erforderlichen
Staubfreimachungsmaßnahmen erstrek-
ken sich im wesentlichen nurmehr auf
das Mostviertel und das Waldviertel.
Mit den heurigen Budgetmitteln, die etwa
jenen des Vorjahres entsprachen, konn-
ten wieder vergleichbare Bauleistungen
erbracht werden, wobei zur Hintanhal-
tung des Verfalles des Straßennetzes
rund 380 km billige Oberflächenherstel-
lungen ausgeführt werden mußten.
Seit Jahren verlagern sich die Um- und
Ausbau- bzw. Erneuerungsarbeiten im
Landesstraßennetz im zunehmenden
Umfang auf den Bereich von Ortsdurch-
fahrten. Im Berichtszeitraum waren rund
100km Ortsdurchfahrten im Bau. Weg-
weiser für diese Arbeiten ist das im Jahre
1988 von der Abteilung B/2-C herausge-
gebene Handbuch “Gestaltung von Stra-
ße und Ortsraum”. Folgende Ortsdurch-
fahrten sind hervorzuheben:
L 1155 Starrein
L 1058 Untermixnitz
LH 31 Klein Wilfersdorf
L1251 Radibrunn
L 1140 Tiefenthal
LH 8 Eckartsau
LH 11 Markgrafneusiedl
LH 35 Eichenbrunn
LH 134 Kirchberg
LH 137Zöbern
L6175 Lunz I
LH 92 Randegg
LH 118 Michelhausen
L 2242 Wimmersdorf
L3026 Ebenthal II
L 3076 Gaubitsch
L 4034 Weißenbach
LH 137 Aspang
LH 142 Erlach II
L 4039 Schönau, Kircheng.
L4041 Teesdorf
LH 148 Schwarzenbach III
LH 159 Ebenfurth
LH 151 Bad Vöslau
LH 97 Blindenmarkt
Im Freilandbereich beschränken sich die
Um- und Ausbaumaßnahmen auf jene,
die entweder aus Gründen der Verkehrs-
sicherheit unbedingt erforderlich sind,
oder auf jene Strecken, wo der Straßen-
zustand eine Erneuerung erfordert. Ge-
mäß Ausbauzustand mit Stichtag 1. Jän-
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Überwachungssystem wurde mit 1. Jän-
ner 1991 in Kraft gesetzt.

konzepiert, daß die guten Erfahrungen
aus dem Probebetrieb mit Autotelefonen
nutzt und gleichzeitig eine Kostenreduk-
tion ermöglicht. Von den durchgehend
besetzten Autobahn- und Straßenmei-
stereien entlang des Hochleistungsnet-
zes werden die im Einzugsbereich liegen-
den Straßenmeistereien in das Informa-
tionssystem eingebunden. Der jeweilige
Einsatzleiter erhält einen Pager (Piep-
seri). Die anderen Straßenmeistereien
erhalten tragbare Autotelefone. Dieses
Informationsmodell wird ab dem Frühjahr
1991 auch für den “Sommerdienst” über-
nommen.
• NÖ Radwegekonzept. Das im Jahre
1988 unter der Federführung der Abtei-
lung B/2-C mit den Abteilungen B/2-B,
B/2-F, R/2 und V/4 erstellte Radwege-
konzept wurde weitergeführt. Insgesamt
wurden weitere 170km Radwanderwege
mit den betroffenen Gemeinden bzw.
Fremdenverkehrsverbänden festgelegt
und von der NÖ Straßenverwaltung ge-
kennzeichnet. Die gesamte Länge des
gegenwärtig fertiggestellten Netzes be-
trägt 1.215 km. Rund 330 km sind noch
in Arbeit.
• Niveaufreimachungen mit der Neu-
en Bahn. Das im Jahre 1988 aus Anlaß
der “Neuen Bahn” zwischen der NÖStra-
ßenverwaltung und den Österr. Bundes-
bahnen abgeschlossene Übereinkom-
men zur Niveaufreimachung von 31 Ei-
senbahnkreuzungen im Verlauf jener
Hochleistungsstrecken, die auf der alten
Trasse verbleiben wurde heuer, bedingt
durch die erforderlichen Ausbaumaßnah-
men für den Ostverkehr, um die Niveau-
freimachung von zwei Eisenbahnkreu-
zungen im Zuge der Ostbahn erweitert.
Es sind somit für insgesamt 33 Eisen-
bahnkreuzungen vertragliche Vereinba-
rungen getroffen worden. Infolge des Pla-
nungsfortschrittes der Hochleistungs-Ak-
tiengesellschaft laufen bereits die Ver-
handlungen über die Maßnahmen in den
neu trassierten Abschnitten. Für die
L 5320 in Sarling sind entsprechende
Verträge bereits abgeschlossen und es
beginnen zur Zeit die Bauarbeiten. Ganz
allgemein ist hier für die Landesstraßen-
verwaltung ein erheblicher Arbeitsanfall
entstanden, da für jede Niveaufreima-
chung mehrere Verhandlungen über die
technische Lösung, und zusätzlich ein
Arbeitsübereinkommen erforderlich sind.
1990 konnten folgende Kreuzungen fer-
tiggestellt werden:
LH 137 in Neunkirchen
L 5194 in Markersdorf
L 5320/L 5318 in Golling/Erlauf
In Arbeit sind:
LH 97 in Blindenmarkt
LH 89 in Mauer

L 2047 in Sarasdorf
• KRC-Recycling. Das von der NÖ
Straßenbauabtei lung 8 - Waidho-
fen/Thaya entwickelte KRC-Verfahren
zur Wiederverwendung von Altasphalten
für neue ungebundene Tragschichten
wurde auch heuer wieder mit großem Er-
folg angewendet.
• Pavement Renovation. Die NÖ Lan-
desstraßenverwaltung hat im heurigen
Jahr drei Versuchsbaulose mit “Pave-
ment Renovation” ausgeführt. Bei die-
sem Verfahren wird bituminöses Material
an Ort und Stelle abgefräst, mit Zement
und Wasser oder Bitumenemulsion ge-
mischt und sofort wieder eingebaut.
Da bei beiden vorgenannten Verfahren
durch die Wiederverwendung von Altma-
terialen und die sich dadurch ergebende
Vermeidung von Deponien hiefür ein
wertvoller Beitrag zur Umsetzung des
Umweltschutzgedankens geleistet wird,
ist die verbindliche Anwendung dersel-
ben ab dem Jahre 1991 bei der Landes-
straßenverwaltung vorgesehen.

Neubau Autobahnlinien

• A 2 (Südautobahn): Anschlußstelle
Mödling, die letzte Brücke wurde fertigge-
stellt.
• A 3 (Südostautobahn): Abschnitt “Pot-
tendorf - Ebreichsdorf”, von fünf Brücken
sind zwei fertig, drei in Bau.
• A4  (Ostautobahn): Abschnitt “Fisch-
amend-Bruck/Leitha”, von insgesamt
zehn Brücken waren vier bereits fertig,
heuer wurden sechs fertiggestellt. Im Ab-
schnitt “Bruck/Leitha-Landesgrenze” gibt
es sechs Brücken, von denen zwei fertig-
gestellt und vier im Bau sind. Mit Verord-
nung vom 9. September 1988 wurde die
ASAG mit der weiteren Errichtung der A
4 beauftragt. Die Planung, Ausschrei-
bung, Bauaufsicht und Abrechnung der
Brücken erfolgt durch die Abteilung B/2-
D.

Bundesstraßenbrücken

Von den in Bau befindlichen bzw. fertig-
gestellten Bundesstraßenbrücken wer-
den bedeutendere angeführt:
• B 9 “Petronell - Deutsch Altenburg”,
die restlichen zwei Brücken wurden fer-
tiggestellt.
• B 21 “Wollersdorf - Waldegger Hals”,
die letzte Brücke wurde fertiggestellt.
• B 27 “Höllental”, die Lawinengalerie
wurde fertiggestellt.
• B 37/B 218 Neutrassierung Krems-
Gföhl: Von insgesamt 21 Brücken wurden
die restlichen fünf fertiggestellt, darunter
der Talübergang Lengenfeld, 125 m lich-
te Weite.

Landesstraßenbrücken

Das Mittelfristige Bauprogramm von Lan-
desstraßenbrücken wurde mit dem Neu-
bau von 47 teils lastbeschränkten Brük-
ken erfüllt. Davon werden bedeutende
Maßnahmen angeführt:
• L 8210, Lainsitz und Mühlbach in Un-
ser Frau, fertig;
• L 8242, Deutsche Thaya in Schweig-
gers, fertig;
• L 8099 Aubach in Echsenbach, fertig;
• L 7062, Große Krems in Obermeisling,
fertig;
• L 8154, Thaya in Gerhardsmühle, in
Bau.
Auf Grund eines Übereinkommens zwi-
schen dem Land Niederösterreich und
der Errichtungsgesellschaft Marchfeldka-
nal werden Ausschreibung, Bauaufsicht
und Abrechnung der in Niederösterreich

Brückenbau (B/2-D)

Durch den dezentralen Aufbau der NÖ
Brückenverwaltung mit 10 Brückenmei-
stereien “vorOrf  können die mit Bau und
Erhaltung auftretenden sicherheitsmäßi-
gen und brückentechnischen Aufgaben
zweckmäßig und praxisgerecht erfüllt
werden.
Im Sinne einer bürgernahen Verwaltung
werden in den kommenden Jahren zu-
sätzlich auch die Neubau- und Erhal-
tungsfachbereiche der Abteilung B/2-D
von der Zentrale weg nach Zwettl, Melk
und Oeynhausen verlegt werden.
Im Bereich der Koordinierung-Erhaltung
und -Neubau wurde die stichprobenwei-
se durchgeführte abteilungsinterne Kon-
trolle von Bauverträgen fortgesetzt. Im
November 1990 wurde eine technische
Fortbildung der A, B und C Techniker mit
den Schwerpunkten Betoninstandset-
zung, Bemessung von Gewölbebrücken,
Anwendung von finiten Elementen bei
schiefen Plattenbrücken und Lagerein-
bau durchgeführt. Die Ausschreibung für
den Neubau der zweiten Tullner Donau-
brücke ist in Ausarbeitung.
Neben den normalen Projektierungsar-
beiten hat sich die Brückenplanung wei-
ter intensiv mit der guten Gestaltung von
Brücken im Rahmen des Landschafts-
und Ortsbildes befaßt.
Unter Federführung der Brückenbauab-
teilung wurden in analoger Weise wie bei
Brücken Vorschriften zur Überwachung
und Prüfung der übrigen technischen
Kunstbauten ausgearbeitet. Dieses
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So sind alle Amtsgebäude der Autobahn-
verwaltung, der 8 NÖ Straßenbauabtei-
lungen, der Straßen- und Brückenmeiste-
reien samt den dazugehörigen Garagen,
Betriebswerkstätten und Streugutlager-
hallen zu betreuen und wenn erforderlich,
neu zu errichten und entsprechend aus-
zustatten. Ebenso ist der dafür benötige
Maschinen- und Gerätepark, das Funk-
netz und die Verkehrssicherungseinrich-
tungen zu erhalten und die Liegenschaf-
ten der NÖ Straßenverwaltung zu verwal-
ten.
• Straßenhochbauten. Von den im Bau
befindlichen bzw. fertiggestellten Hoch-
baumaßnahmen werden die bedeuten-
deren nachstehend angeführt:
• Autobahnmeistereien. Ybbs - Wär-
medämmaßnahmen
Schwechat - Ausbau der Autobahngen-
darmeriedienststelle in diesem Gebäude
Preßbaum - Holzhackschnitzelheizung
Vandalensicherer WC-Anlagen auf der
Westautobahn
Weitere Gebäude zu Lasten des Bundes:
Waidhofen/Thaya - Neubau des Amtsge-
bäudes der NÖ Straßenbauabteilung 8
und der Betriebswerkstätte
• Straßenmeistereien Bund. Geras -
Endausbau - 1. Bauabschnitt in Arbeit; 2
weitere Bauabschnitte sind noch geplant;
Lilienfeld - Fertigstellung des Neu- bzw.
Umbaues;
Amstetten - Fertigstellung des Neu- bzw.
Umbaues;
Pöggstall - Endausbau - 1. Bauabschnitt
in Arbeit; 2 weitere geplant;
Dobersberg - Lagerhalle;
Horn -Endausbau;
Gutenstein - Endausbau;
Stockerau, Bruck und Mödling - Umbau-
arbeiten und
• Straßenmeistereien Land. Neuleng-
bach - Endausbau - 1. Bauabschnitt in
Arbeit; ein weiterer ist geplant;
Gänserndorf - Weiterer Ausbau;
Gföhl - Neubau;
Raabs/Thaya - Ausbau;
Schrems - Umbau;
Kirchberg/Pielach - Ausbau;
Zistersdorf - Bodenverbesserungsarbei-
ten.
Die letztgenannte Straßenmeisterei wird
aus dem Regionalisierungsprogramm fi-
nanziert. Weiters wird die Brückenbauau-
ßenstelle in Zwettl neu errichtet und die
Brückenmeisterei Zwettl, sowie das
Amtsgebäude der NÖ Straßenbauabtei-
lung 6 in Amstetten ausgebaut. An weite-
ren hundert verschiedenen Dienststellen
werden kleinere Erhaltungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen durchgeführt. An Pla-
nungen sind die Autobahngendarmerie-
dienststelle Melk , die Straßenmeisterei-
en Zistersdorfund Ottenschlag sowie die

tung und Instandsetzung und 59,3 % für
Um-, Aus- und Neubaumaßnahmen.

Brückenplanung

Die Planungsentscheidungen hinsicht-
lich Ausgestaltung, Konzeption und Kon-
struktionsart der Brücken werden durch
die Einbeziehung weiter Bevölkerungs-
kreise auf eine breitere Basis gestellt und
sind somit durch das Auseinandersetzen
mit diesen interessierten Gruppen länge-
re Planungszeiträume erforderlich; auch
wird die Anzahl der erforderlichen Behör-
denverfahren größer, die Behördenbewil-
ligungen sind mit immer schwierigeren
und aufwendigeren Auflagen verbun-
den.
Trotz der immer größer werdenden
Schwierigkeit bei der Erarbeitung von
baureifen Projekten ist es mit entspre-
chendem Einsatz immer noch gelungen,
die Projekte zeitgerecht zu erstellen, so-
daß sich bei der Baudurchführung keine
wesentlichen Verzögerungen ergaben.
Es kann aber bei der Brückenplanung
trotz des Einbeziehens weiter Bevölke-
rungskreise und des Bemühens um gut
gestaltete Brückenentwürfe nicht immer
gelingen, ungeteilte Zustimmung zu al-
len Entwürfen zu erhalten.
Die langfristigen Zielvorgaben des Brük-
kenbaues - Erhaltung bzw. Sicherung der
ausreichenden Verkehrssicherheit der
Brücken und an die Erfordernisse ange-
paßter Neubau von Brücken - haben wei-
terhin Gültigkeit. Dabei werden weiter in
verstärktem Ausmaß Anregungen und
Wünsche von Bürgern und Gemeinden
und die gute Gestaltung der Brücken be-
achtet werden. Der bisherige Erfolg der
Brückenbauabteilung bei der konsequen-
ten Verminderung der noch vorhandenen
belastungsbeschränkten Brücken im nie-
derösterreichischen Bundes- und Lan-
desstraßennetz wird nach Maßgabe der
verfügbaren Mittel weiter verfolgt.
Die Vorarbeiten für den Neubau einer
zweiten Tullner Donaubrücke (zur besse-
ren Anbindung des Weinviertels an die
Landeshauptstadt) ist das wichtigste Vor-
haben der nächsten Zeit.

Straßenhochbauten,
Verkehrssicherungs-
einrichtungen (B/2-E)
Mit Ausnahme von Planung, Bau und Er-
haltung der Bundes- und Landesstraßen
Niederösterreichs und der dazugehören-
den Brücken, sind der Abteilung jene
Agenden aufgetragen, die zur Erhaltung
des Straßennetzes und zur Aufrechter-
haltung des Verkehrs notwendig sind.

liegenden Kanalbrücken ebenfalls durch
die Abteilung B/2-D durchgeführt. Insge-
samt sind 28 Neubauten und 7 Umbauten
von bestehenden Brücken erforderlich.
Von den Neubauten sind zehn in den
Kanalabschnitten Langenzersdorf bis
Landesgrenze Wien und Landesgrenze
Wien bis Deutsch-Wagram fertiggestellt.

Brückenerhaltung

Im Rahmen der Brückenerhaltung wur-
den wieder erhebliche Leistungen er-
bracht. Das technische Fachpersonal der
Abteilung und der Brückenmeistereien
hat 597 Brücken und Fachfirmen und Zi-
vilingenieure haben 4 Brücken, somit ins-
gesamt 601 Brücken von 4878 (12,3 %
der Gesamtzahl), zur Gewährleistung der
Verkehrssicherheit geprüft. Vom techni-
schen Fachpersonal der Abteilung wur-
den 69 Signalbrücken und Überkopfweg-
weiser geprüft, 4 Überkopfwegweiser
wurden von Zivilingenieuren geprüft und
statisch nachgerechnet.
• Bei folgenden Brücken wurden um-
fangreiche Instandsetzungsarbeiten
bzw. Verbreiterungen durchgeführt oder
begonnen:
auf Autobahnbrücken insgesamt 36 In-
standsetzungen und Verbreiterungen;
A 1.008, Talübergang Brentenmais;
A 1.062, über ÖBB und Mühlbach bei
Stattersdorf, Verbreiterung;
A 1.063, Traisenbrücke Spratzern, Ver-
stärkung und Verbreiterung des Ver-
bundtragwerkes;
A 1.074, Pielachbrücke Völlerndorf
A 1.149, Talübergang Giggereith.
• auf Bundesstraßen- und Schnellstra-
ßenbrücken
S 33.30, Donaubrücke Krems, Über-
gangskonstruktion, Geländeranstrich,
Randbalken;
B 49.01, Donaubrücke Hainburg, In-
standsetzung Strombrücke;
B 38.09, Kampbrücke in Peygarten
B 20.15, Traisenbrücke bei Moosbachrot-
te;
B 25.43, Steinbachbrücke bei Ybbsstein-
bach;
B 27.12, Schwarzabrücke bei Schwar-
zau/Gebirge;
B 210.12, Triestingbrücke Oberwalters-
dorf.
• auf Landesstraßenbrücken
LH 98a.O4, Ybbsbrücke Opponitz;
LH 133.04, Halbach Kleinzell;
L 5334.01, Melkbrücke Matzleinsdorf;
L 7020.01, Kampbrücke Stiefern;
L 7067.01,  Große Krems Al lent-
gschwendt.
Die Aufteilung der Gesamtausgaben im
Jahr 1990 von S 322,78 Mio. erfolgte zu
6,3 % für Projektierung, 34,4 % für Erhal-
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LKW-Garage in Scheibbs zu nennen. Für
das kommende Jahr sind Planungsmaß-
nahmen und ev. Baubeginn bei der Stra-
ßenmeisterei Wölkersdorf und Schrems
vorgesehen.
Für den Bereich der Haustechnik an die-
sen Hochbauten der Straßenverwaltung
wurde die bisher eingehaltene Linie der
Energieeinsparung und des Umsteigens
auf Alternativenergieformen weiter fort-
gesetzt. So wurden Hackschnitzelanla-
gen in der Autobahnmeisterei Preßbaum
und den Straßenmeistereien Lilienfeld
und Kirchberg in Betrieb genommen. Die
Ölheizungen in der Straßenmeisterei
Großenzersdorf und der Autobahngen-
darmeriedienststelle Melk wurden auf
Erdgas umgestellt. Durch diese Maßnah-
men konnten gegenüber dem Vorjahr
weitere 1 20 1Heizöl durch umweltfreund-
lichere Brennstoffe ersetzt werden.
In den Straßenmeistereien Geras, Guten-
stein, Neulengbach, Raabs und Zisters-
dorf werden, um den Verbrauch von kost-
baren Trinkwasser, möglichst zu reduzie-
ren, Brauchwasserrecyclinganlagen ge-
plant bzw. eingebaut. Photovoltaikanla-
gen zur Stromerzeugung, die in das
Stromnetz der Straßenmeistereien ein-
speisen, sind in den Straßenmeistereien
Mödling, Geras, Raabs und Zwettl in
Bau.
In sämtlichen NÖ Straßenbauabteilun-
gen wurden Telefaxgeräte eingebaut und
in Krems, Waidhofen/Thaya und Amstet-
ten wurden Telefonanlagen neuester
Bauart errichtet, um das Nachrichtenbe-
dürfnis entsprechend zu befriedigen.

Funk

Das Funknetz besteht zur Zeit aus 18
Relaisstationen und etwa 1.200 Funkge-
räten, die zum Teil in ortsfesten Stationen
in den einzelnen Dienststellen und als
mobile Geräte in den Fahrzeugen einge-
baut sind. Zur Betreuung dieses Funknet-
zes mußten von der Funkwerkstätte im
Jahre 1990 69 Störungsbehebungen an
Relaisstellen und ortsfesten Funkstatio-
nen durchgeführt werden. Weiters fielen
233 Funkgerätereparaturen an.
Das Funknetz wird derzeit von einem Zi-
vilingenieur untersucht, wie sich die kom-
mende Postgenehmigung auf den Funk-
betrieb auswirken wird. Schon jetzt kann
angenommen werden, daß von der Post
eine Sendeleistung gefordert wird, die ei-
ne Reduktion der Versorgungsbereiche
bringen wird. Von dieser Untersuchung
werden Vorschläge erwartet, in welcher
Weisung dieser Einschränkung begegnet
werden kann.
Für den Winterdienst 1990/91 und
1991/92 werden versuchsweise tragbare

Autotelefone in 22 Straßenmeistereien
eingesetzt werden. In den Sommermona-
ten werden diese Telefone den motori-
sierten Streckenwarten für den Wochen-
enddienst zur Verfügung gestellt. Jene
Straßenmeistereien, die kein Autotelefon
erhielten, sind den rund um die Uhr be-
setzten Dienststellen der Autobahnmei-
stereien bzw. den Straßenmeistereien
Gloggnitz, Schwechat und Stockerau
angeschlossen. Für die bessere Verstän-
digung des Bereitschaftsdienstes wäh-
rend der Sommermonate erhielten diese
Dienststellen Personenrufgeräte.

Verkehrssicherungseinrichtungen

Durch die Öffnung der Grenze zu den
Oststaaten im Jahr 1989 und des da-
durch gestiegenen Verkehrsaufkom-
mens, mußten im Jahr 1990 weitere zu-
sätzliche Verkehrssicherungseinrichtun-
gen installiert werden.
So mußten z.B. Verkehrslichtsignalanla-
gen bei den Autobahnanschlüssen Möd-
ling, Bruck/L, Traiskirchen und Stocke-
rau, in der Ortsdurchfahrt Traiskirchen,
Wieselburg sowie an der B 12a in Perch-
toldsdorf errichtet werden.
Die zunehmende Sensibilisierung der
Bevölkerung gegenüber dem Straßen-
verkehr erfordert vielfach die rasche Er-
richtung von Anlagen zur Schulwegsiche-
rungen, wie z.B. Bad Vöslau-Raulestra-
ße, Amstetten-Schulstraße, Theresien-
feld-Gemeindeamt, Horn - Puechheim-
gasse, Stockerau-Grünerstraße, Albern-
dorf-Schule.
In Maria Eilend wurde eine Geschwindig-
keitswarnanlage errichtet.
Zur Sicherung des innerörtlichen Ver-
kehrs während der Dunkelheit wurden
Ortsbeleuchtungen in Raasdorf, Reinthal
(Eröffnung der Grenze zur CSFR), Sieg-
hartskirchen, Felixdorf, Wr. Neudorf und
Grünau errichtet. In den meisten Fällen ist
eine ortsbildgerechte Ausführung geplant
worden, wobei die jeweiligen Gemeinden
die Mehrkosten leisteten. Zusammenfas-
send darf gesagt werden, daß sich die
Anzahl der Verkehrssicherungseinrich-
tungen, die von der Straßenverwaltung
zu erhalten sind, von 396 auf 416 erhöht
hat.
Im Jahr 1990 wurden 20 Standorte für
stationäre Radargeräte im Zuge der B 18
und der B 20 in St. Pölten installiert und
bei denen die Bediensteten der Straßen-
verwaltung mitgearbeitet haben. Ankauf,
Erhaltung und Betrieb obliegt allerdings
dem Bundeministerium für Inneres und
den Exekutivdienststellen.

Maschinen und Geräte

In der Straßenverwaltung geht immer
mehr die Entwicklung vom Neubau zur
Erhaltung über und so wird der Maschi-
nen- und Gerätepark dieser Entwicklung
weiterhin angeglichen. So konnten im
vergangenen Jahr die Lastkraftwagen bei
der Autobahnverwaltung und die Stra-
ßenwalzen bei den Straßenmeistereien
weiter reduziert werden. Auch werden die
Grader bei den NÖ Straßenbauabteilun-
gen durch andere Geräte, wie Bankettfrä-
sen und Unimog mit Zusatzgeräten
(Kehrmaschinen, Kanalreinigungs- und
Winterdienstgeräte), ersetzt. Somit wird
die in den vergangenen Jahren vorgege-
bene Arbeitsleistung mit weniger, aber
leistungsfähigeren Maschinen und Gerä-
ten erreicht.
Um gefährliche Tätigkeiten während des
Dienstbetriebes erkennen zu können,
werden die Dienstunfälle in der EDV ge-
speichert und entsprechend ausgewer-
tet. So konnten Dienststellen mit der ge-
ringsten Unfallhäufigkeit ausgezeichnet
werden. Weiters wird getrachtet, die Be-
dienungsfreundlichkeit und die Schutz-
einrichtungen an Maschinen und Geräten
zu verbessern. So wurden die Absaugan-
lagen bei den Holzbearbeitungsmaschi-
nen entsprechend umgebaut, um die ver-
langten, verschärften Staubgrenzwerte
einhalten zu können.
Auch die Ausbildung der Bediensteten
stand heuer wieder auf dem Programm
und es wurden unter anderem 30 Bedien-
stete als Walzenführer ausgebildet.

Winterdienst

Die Kosten des Winterdienstes auf Bun-
des-, Landeshaupt- und Landesstraßen
für 1989/90 betrugen etwa 218,0 Mio. S.
12.850 km Bundes-, Landeshaupt- und
Landesstraßen wurden betreut und dabei
159.000 to Splitt und 6.400 to Salz ge-
streut. 1.125 km Landesstraßen waren
wintergesperrt.
Vom 1. Jänner bis Winterende wurden
131,4 Mio. S für den Winterdienst aufge-
wendet. In diesem Zeitraum mußten
81.500 to Splitt und 3.000 to Salz gestreut
werden. Die Winterdienstkosten beinhal-
ten auch die dafür erforderlichen vorbe-
reitenden und abschließenden Maßnah-
men. Im Winter 1990/91 werden fast 96,6 %
aller Salzstreustrecken auf Bundes- und
Landesstraßen mit Feuchtsalz behan-
delt.

Liegenschaften

Im Rahmen der Liegenschaftsverwaltung
wurde der Verkauf von Grundstücken
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genannten Fakten in der Bevölkerung in
Tulln immer wieder die Frage bzw. Forde-
rung nach Trassenführung am Nordufer
entlang den Hochspannungsleitungen
geäußert wird, wurde zur besseren Dar-
stellung der künftigen Trassenführung
am Nordufer ein Modell in Auftrag gege-
ben. Weiters wurde auch eine entspre-
chende Untersuchung hinsichtlich Mög-
lichkeit und Kosten einer Trassenführung
im Bereich der Leitungstrasse vorgenom-
men.
• B 4, Umfahrung Mörtersdorf und Mold:
Für die beiden genannten Ortschaften
wurden die Detailprojektierungsarbeiten
für eine Umfahrung im Zuge der B 4 in
Angriff genommen, wobei in den bisheri-
gen Gesprächen mit den Gemeinden und
den betroffenen Bürgern Einvernehmen
hergestellt werden konnte.
• B 37, Umfahrung Sperkental und Um-
fahrung Großmotten: Die im Bereich
Sperkental bereits 1989 begonnenen De-
tailplanungen konnten 1990 nach Durch-
führung entsprechender Bürgerinforma-
tionen im wesentlichen abgeschlossen
werden, wobei dies im Einvernehmen mit
der betroffenen Gemeinde und den Bür-
gern erfolgen konnte. Die Bauplanung für
die Umfahrung Großmotten im Zuge der
B 37 wurde begonnen.
• B 41, Karlstift - Brennerhof: Für den
Abschnitt der B 41 wurde ein Bauentwurf
im laufenden Jahr fertiggestellt. Eine Pro-
jektsvorlage beim BMwA erfolgt für den
gesamten Abschnitt noch im laufenden
Jahr.
• B 208, Eibesbrunner Straße - Leoben-
dorf: Wie unter der A 22, Donauufer Au-
tobahn, bereits berichtet wurde, ist der
Bauentwurf für die Anschlußstelle Kor-
neuburg West/Leobendorf in Ausarbei-
tung. Für einen Detailentwurf “Leoben-
dorf, der sich bis zur B 6 erstreckt, liegen
Konzepte eines Bauprojektes auf. Vor-
rangig wird derzeit das Projekt der An-
schlußstelle vorangetrieben, weil das
BMwA sich in der Richtung geäußert hat,
daß vorerst die Anschlußstelle an der
A 22 primär zur Errichtung kommen soll-
te.
• B 209, Donaubrücke Pöchlarn: Auf-
grund der bereits errichteten Unterfüh-
rung unter der ÖBB Westbahnlinie, wel-
che im Zuge einer Niveaufreimachung
einer Landesstraße realisiert werden
konnte, wird derzeit das Detailprojekt für
die Donaubrücke Pöchlarn entsprechend
geändert.
• B 216, Tunnel Weitenegg: Dem dies-
bezüglichen Bauentwurf wurde bisher
keine Zustimmung des Wirtschaftsmini-
steriums gegeben, wobei im kurzen Weg
zu erfahren war, daß technisch keine Ein-
wände bestehen, allerdings im Hinblick

Bruck/Leitha bzw. zwischen Wien und
Fischamend vorgesehen.
• A 21, Wiener Außenring Autobahn: Im
Zusammenhang mit der von einer Betrei-
berfirma geplanten Errichtung eines
Rasthauses und Tankstelle bei Alland
wurde ein Bauentwurf für die Errichtung
einer neuen Anschlußstelle Alland West
ausgearbeitet, zwischenzeitlich auch
vom BMwA genehmigt und auch verord-
net, und sind die diesbezüglichen Bauar-
beiten in Gange.
• A 22, Donauufer Autobahn: Die Detail-
projektierungsarbeiten für die Anschluß-
stelle Korneuburg West wurden weiterge-
führt, wobei zu einem diesbezüglichen
generellen Projekt für die Errichtung einer
Anschlußstelle Korneuburg West noch
keine erlaßmäßige Genehmigung des
BMwA vorliegt, obwohl diese angekün-
digt ist.

Bundesstraßen

Bei den Bundesstraßen werden von den
insgesamt 79 in Bearbeitung stehenden
Detailprojekten nur einige wenige beson-
ders wichtige angeführt:
• B1a, Landeshauptstadt St. Pölten: Für
die Umfahrung Oberwagram im Zuge der
B 1 konnte der entsprechende Bauent-
wurf bereits im Sommer 1990 fertigge-
stellt werden. Dieser beinhaltet den Ab-
schnitt von der S 33 bis zum Regierungs-
viertel. Am 7. August 1990 hat das Bun-
desministerium für wirtschaftliche Ange-
legenheiten das Projekt zur Kenntnis ge-
nommen.
Für den Bereich Regierungsviertel wurde
ebenfalls bereits ein Wettbewerbsergeb-
nis von Architekt Hoffmann berücksich-
tigt.
Eine Übermittlung an das Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten erfolgte anfangs Dezember 1990. Die
Verordnung gemäß § 4 BStG wurde
ebenfalls beim Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten bean-
tragt. Es sind die Detailplanungen im Re-
gierungsviertel für die B 1a im Jahr 1991
so weit fertigzustellen, daß bis Ende 1992
zumindest die Baustellenzufahrt zum Re-
gierungsviertel von der S 33 kommend,
ohne Wohngebiete zu belästigen, gege-
ben sein wird.

• B 3c, Donaubrücke Tulln, Westumfah-
rung: Im Rahmen des wasserrechtlichen
und forstrechtlichen Verfahrens wurde ei-
ne Behördenverhandlung durchgeführt
und dabei positive Gutachten der jeweils
zuständigen Amtssachverständigen zum
Bauentwurf abgegeben. Ebenso hat der
Wirtschaftsminister die Verordnung ge-
mäß § 4 gefertigt. Da unbeschadet der

und Objekten, die für die NÖ Straßenver-
waltung entbehrlich geworden sind, ent-
sprechend den jeweils geltenden Richtli-
nien fortgesetzt. Einige der verwalteten
Grundstücke werden, soweit dies zweck-
mäßig erscheint, kurzfristig verpachtet,
damit sie bei Bedarf für ihre vorgesehene
Verwendung zur Verfügung stehen.
Es wird getrachtet werden, jene Liegen-
schaften rasch zu erwerben, die noch für
die Erweiterung von bestehenden Anla-
gen erforderlich sind. Gleichzeitig wird
aber auch die entsprechende Flächen-
widmung erwirkt. Nicht mehr benötige
Liegenschaften werden abverkauft. So
konnten beim Land Kosten in der Höhe
von 4,9 Mio. S und beim Bund solche von
860.000 Schilling erzielt werden.

Straßenplanung (B/2-F)

Autobahnen

• A 1, West Autobahn: Die Detailplanun-
gen für eine zusätzliche, neue Anschluß-
stelle bei Oed konnten fertiggestellt wer-
den.
• A 2, Süd Autobahn: Die für eine zu-
sätzliche Anschlußstelle im Bereich Bad
Vöslau - Kottingbrunn ausgearbeiteten
Bauentwürfe wurden aufgrund einer Ab-
lehnung des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Angelegenheiten (BMwA)
nicht weiter verfolgt. Es mußte zufolge
des in der Zwischenzeit ausgearbeiteten
geänderten generellen Entwurfes ein
neuer Bauentwurf erstellt werden.
• A 3, Südost Autobahn: Der Detailpro-
jektierungsabschnitt Trumau wurde vom
BMwA genehmigt. In der Fortsetzung
wurde im laufenden Jahr mit der Detail-
und Bauplanung für den Abschnitt Tru-
mau bis zum Knoten und Anbindung an
die A 2 Süd Autobahn ebenso wie mit der
Umfahrung Münchendorf im Zuge der
B 16 begonnen. Aufgrund der geführten
Gespräche ist damit zu rechnen, daß bis
Jahresende 1990 die Bauentwürfe im
Konzept fertiggestellt werden können
und dann 1991 eine Vorlage beim BMwA
erfolgt.
• A4, Ost Autobahn: Für die Raststation
Göttlesbrunn wurde in der Zwischenzeit
bereits eine Entscheidung des BMwA
hinsichtlich Vergabe durchgeführt und
sind die entsprechenden Vorarbeiten be-
reits im Gange.
Aufgrund eines Konzeptes für die Errich-
tung von zusätzlichen Parkplätzen an der
A 4 wurden 2 Parkplätze im bereits dem
Verkehr übergebenen Abschnitt Fisch-
amend - Bruck West von der ASAG er-
richtet. Weitere sind im Abschnitt
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auf die Kosten Bedenken vorgebracht
werden.
e B 31, Waidhofen/Ybbs: Für das ge-
nannten Baulos liegt zwar ein Detailpro-
jektsentwurf vor. Im Zuge der Grundein-
lösungsverhandlungen wurden von An-
rainern Bedenken geäußert und war
demzufolge eine Variantenprüfung
durchzuführen, welche eine Verlänge-
rung der Eindeckung im Bereich von 5
Wohnobjekten vorsieht. Die diesbezügli-
chen Projektierungen sind im Gange.
• Im Zusammenhang mit Fragen der
Verkehrssicherheit und Ortsraumgestal-
tung in Ortsdurchfahrten sind Detailpla-
nungen in Ausarbeitung. Einige Beispiele
werden angeführt:
B 1, Amstetten,Kickinger Keuzung (Kreis-
verkehr) Gablitz
B 9, Ortsdurchfahrt Schwadorf
B 11, Ortsdurchfahrt Maria Lanzendorf
B 14, Ortsdurchfahrt Tulln
B 19, Ortsdurchfahrt Stranzendorf
B 21, Ortsdurchfahrt Pernitz; Piesting,
Waldegg und Oberpiesting
B 29, Ortsdurchfahrt Ober-Grafendorf
B 32, Ortsdurchfahrt Gföhl
B 35, Ortsdurchfahrt Straß
B 49, Ortsdurchfahrt Angern
B 119, Ortsdurchfahrt Haid, Sitzmanns,
Schall, Wurmbrand
B 220, Ortsdurchfahrt Roggendort;
Schönkirchen/Peyersdorf
B 306, Ortsdurchfahrt Schottwien; Wei-
ßenbach /Aue
• Maßnahmen im Zusammenhang mit
der Öffnung der Grenzen zur CSFR
Aufgrund der Öffnung der Grenzen zur
CSFR wurde vorrangig eine Bauplanung
für die B 5, Grenzübergang Grametten,
B 7, Grenzübergang Drasenhofen, B 46,
Grenzübergang Laa/Thaya, in Angriff ge-
nommen. Die Detailplanungen für den
Grenzübergang Reinthal im Zuge der
B 47 wurden kurzfristig fertiggestellt, so-
daß dieser Abschnitt bereits dem Verkehr
übergeben werden konnte. Schadlose
Abfuhr der Oberflächenwässer von stark
befahrenen Bundesstraßen.
• Ein internes Arbeitsteam in der Abtei-
lung B/2-F hat ein Konzept für ein Hand-
buch fertiggestellt und dieses wird nun-
mehr mit allen befaßten Dienststellen ab-
gesprochen. Diesbezügliche Tätigkeiten
werden sich auch in das Jahr 1991 er-
strecken.

Lärmschutz

Da auch im laufenden Jahr, wie die ersten
Ergebnisse der Verkehrszählung 1990
zeigen, eine starke Verkehrszunahme zu
beobachten ist, findet dies auch in den
vielen Ansuchen und Beschwerden im
Zusammenhang mit Forderungen nach

Errichtung von Lärmschutzanlagen und
Maßnahmen entsprechenden Widerhall.
Demgemäß sind auf Autobahnen folgen-
de lärmtechnische Untersuchungen in
Arbeit: A 1, Bereiche Amstetten, Außer-
manzing, Baunzen, Neumarkt/Ybbs,
Kemmelbach, Plaika, Pöchlarn-Oster-
berg, St. Pölten-Viehdorf, Zeillern, Lud-
wigsdorf, - A 2, Bad Fischau, Baden, Le-
esdorf/Ost, Vösendorf, Inzersdorf, Wol-
lersdorf, an der A 21 um Alland, Hinter-
brühl, Perchtoldsdorf und an der A 22 um
Korneuburg. Im weiteren sind an der S 4
im Bereich Katzelsdorf bei Wiener Neu-
stadt und an der S 33 in Nußdorf Unter-
suchungen im Laufen. Im Bundesstra-
ßennetz an der B 3, B 7, B 9, B 11, B13,
B19, B 21, B 37, B 121, B110 und B 218.

Video-Iogging

Hinsichtlich des von der Abt. B/2-F ge-
meinsam mit der Abteilung B/2-B und der
NÖ Straßenbauabteilung 2, Tulln, begon-
nenen Pilotversuches Video-Iogging ist
zu berichten, daß ein Probebetrieb in al-
len 3 genannten Dienststellen begonnen
wurde. Die bisherigen Erfahrungen ha-
ben zu einer Verbesserung des ursprüng-
lichen Konzeptes geführt.

Landesstraßen

Von den Bereichen, für die im Jahr 1990
Planungen fertiggestellt wurden, seien
nun besonders wichtige oder größere er-
wähnt:
LH 97, Ortsdurchfahrt Blindenmarkt: Der
Zustand der Ortsdurchfahrt von Blinden-
markt war besonders im Zentrumsbe-
reich sehr schlecht (schlechte Fahrbahn,
schlechte Entwässerung). Auch die Ge-
staltung der Nebenflächen ließ gravieren-
de Wünsche offen. Zur gesamten Gestal-
tung des Ortsraumes wurde im Einver-
nehmen mit der Gemeinde und der NÖ
Straßenbauabteilung 6 ein Projekt aus-
gearbeitet, das sich sehr eingehend mit
dem gesamten Straßenraum befaßt. Hie-
zu waren sehr eingehende Besprechun-
gen und eine entsprechende Information
der Bevölkerung notwendig. LH 130,
Ortsdurchfahrt Grub, L 1140, Ortsdurch-
fahrt Tiefenthal, L 5101, St.Pölten,
Stattersdorferstraße: Im Zuge der Er-
schließung des Regierungsviertels in
St.Pölten hat es sich als notwendig erwie-
sen, die Bundesstraße B 1a zu verlegen.
Damit verbunden war es auch notwendig,
die Stattersdorferstraße (L5101) nach
Osten zu verlegen und es wurde deshalb
ein entsprechendes Detailprojekt ausge-
arbeitet. LH 67, Ortsdurchfahrt Markl,
LH 67, Ortsdurchfahrt Meires, LH 110,
Kasten-Steinabruck, L 3076, Ortsdurch-

fahrt Gaubitsch, LH 87, Ortsdurchfahrt
Weikersdorf/Steinfeld, Obergrafendorf,
Verbindung B 39-L 5151: Für die NÖ
Landesausstellung 1991 in Gaming war
es notwendig, im Einvernehmen mit dem
Eigentümer der Kartause, der Gemeinde,
der Kulturabteilung der NÖ Landesregie-
rung und weiteren betroffenen Dienststel-
len Lösungen für die notwendigen Park-
möglichkeiten zu finden.

Grenze Österreich - CSFR

L 8225, Gmünd-Böhmzeil: Hier waren
mehrere Besprechungen mit Vertretern
der Finanz, den Gemeinden Gmünd und
Cesce Velenice sowie den anderen be-
troffenen Dienststellen notwendig. Es
wurde dann ein Projekt im Einvernehmen
mit den Dienststellen der Finanz und der
Abt. B/1-B der NÖ Landesregierung für
den Zollamtsbereich ausgearbeitet.
LH 67, Fratres: In diesem Bereich soll im
Jahr 1991 ein Grenzübergang eröffnet
werden. Es war daher notwendig, im Jahr
1990 ein Detailprojekt auszuarbeiten. Im
Einvernehmen mit den Planungen auf
CSFR-Gebiet wurde ein Detailprojekt für
den Grenzbereich ausgearbeitet. Dabei
sei besonders erwähnt, daß hier eine en-
ge Zusammenarbeit zwischen den pla-
nenden Dienststellen in der CSFR mög-
lich war und so in sehr effektiver Weise
die Planungen im Grenzbereich aufein-
ander abgestimmt werden konnten. L 1187,
Oberthürnau: Hier wurde von der Abt.
B/2-F im Bereich des österreichischen
Zollhauses eine Vermessung und ein
Vorschlag im Einvernehmen mit der Fi-
nanz und der Abt. B/1-B für die Gestal-
tung des Grenzüberganges ausgearbei-
tet.

Gestaltungswettbewerb Etsdorf

Im Jahr 1990 wurde auch ein Gestal-
tungswettbewerb für die Landesstraße
7012 im Zuge der Ortsdurchfahrt Etsdorf
abgeschlossen. Grund für den Wettbe-
werb war die Tatsache, daß in den letzten
Jahren für zahlreiche Ortsdurchfahrten
an Landeshaupt- und Landesstraßen De-
tailprojekte ausgearbeitet wurden und
auch die entsprechenden Ausbauten er-
folgten. Dabei wurde besonders Wert auf
eine entsprechende Straßenraumgestal-
tung unter Einbeziehung des gesamten
Straßenraumes gelegt. Es sollte nun an-
hand eines Wettbewerbes eine Standort-
bestimmung erfolgen. Es zeigte sich bei
diesem Wettbewerb, daß die bisherigen
Planungselemente im wesentlichen be-
stätigt wurden.
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Neue Bahn

Ein wesentlicher Tätigkeitsbereich ergab
sich auch durch die Maßnahmen der
“Neuen Bahn” und die Verbesserung der
Bahnverbindungen in Richtung Osten
und Norden.

Generelle Projekte

S 34, Verbindung A 1 bis zur B 20 in
Wilhelmsburg
B 3, Umgestaltung zwischen Landes-
grenze Wien und Langenzersdorf
B 7, Umfahrung Wölkersdorf
B 8, Umgestaltung Ortsdurchfahrt Straß-
hof; Deutsch Wagram; Gänserndorf
B 45, Reinthal
B 122, Umgestaltung Aschbach Markt
LH 71, Umfahrung Zwettl
Detaillierte Umgestaltungsprojekte wur-
den an folgenden Stellen in Angriff ge-
nommen bzw. bearbeitet:
B 1, Strengberg, Umgestaltung der Orts-
durchfahrt
B 13, Brunn/Geb., Gattringer Straße, Um-
gestaltung
B 14, Klosterneuburg, Umgestaltungen in
Gugging, Weidling und Kierling
B 17, Ortsdurchfahrt Sollenau, Umgestal-
tung
B 19, Umgestaltung in Tulln
B 20, Ortsdurchfahrt Traisen, Umgestal-
tung
B 21, Wr. Neustadt, Kreisverkehr
B 35, Umgestaltung im Bereich der Ram-
pe zur S 33
B 43, Gemeinlebarn, Umgestaltung
B 212, Umgestaltung der Vöslauer Stra-
ße
Außerdem wurden für den Raum Mödling
sowie für den Raum Tulln Umgestal-
tungsmaßnahmen auf Bundes- und Lan-
desstraßen bearbeitet.
Studien bzw. Verkehrsuntersuchungen
wurden in folgenden Orten durchgeführt:
Erhebung der Verkehrsspinnen des
Durchgangsverkehrs in NÖ:
A 22, Anschluß Stockerau Mitte
A 2 + A 3, Verkehrssteuerung
B 9, Verkehrsleitung Hainburg und Ver-
kehrsuntersuchung
B 9, Umgestaltung in Hainburg
B 18, LKW-Nachtfahrverbot
B 29, Umfahrung Kilb
B 40, Umfahrung Mistelbach
B 43, Umfahrung Traismauer
B 3 + B 35, Krems Mitterau
LH 29, Stockerau, Vorher-Nachher-Un-
tersuchung der Aufpflasterung NÖ LKW-
Gesamtnachtfahrverbot
Umfangreiche Nutzen-Kosten-Untersu-
chungen wurden an folgenden Stellen
durchgeführt:

Gesamtlänge: 1 215 km

S 34, St. Pölten, neue Trasse, NKU
S 34, hydrologische Begutachtung
B 14, Klosterneuburg, NKU
Detailprojekte für die Errichtung von Rad-
wegen wurden durchgeführt:
B 18, Leobersdorf; Melk und Mautern;
Maria Anzbach; Weitental

NÖ Straßendatenbank

Weiters wurde die Erstellung der NÖ
Straßendatenbank “NIS”, die Digitalisie-
rung des Bundesstraßennetzes fertigge-
stellt sowie die Digitalisierung des Lan-
desstraßennetzes in Angriff genommen.
Weiters wurde das im Jahr 1988 erstellte
Radwegekonezpt für NÖ in diese Daten-
bank aufgenommen. Die im Jahr 1990
laufende ECE-Verkehrszählung wurde
nach den ersten Teilzählungen bereits
abgespeichert.

Verkehrsorganisatorische Maßnahmen

Zur genauen Abschätzung bzw. Beurtei-
lung von Verkehrsverhältnisssen wurden
62 Verkehrszählungen sowie 54 Ge-

schwindigkeitsmessungen und 18 Un-
fallerhebungen durchgeführt. Von den 27
in Angriff genommenen Detailprojekten
für Verkehrslichtsignalanlagen konnten
15 fertiggestellt werden.

NÖ Landesverkehrskonzept

Bereits im Jahre 1975 wurde über Auftrag
der Niederösterreichischen Landesregie-
rung ein Verkehrsraumordnungspro-
gramm für Niederösterreich erstellt. Die-
ses Vorhaben war damals beispielge-
bend in Österreich. Auch der Bund be-
gann 1980 ein Gesamtverkehrskonzept
für Österreich auszuarbeiten, das nach
den damaligen Vorstellungen in kurzer
Zeit abgeschlossen werden sollte. Leider
konnte diese Zielsetzung bis heute nicht
verwirklicht werden. Das Land entschloß
sich deshalb in Anbetracht des fehlenden
Bundeskonzeptes ein eigenes Landes-
verkehrskonzept zu erstellen.
Zur Umsetzung eines modernen Ver-
kehrskonzeptes gehört von Anfang an
neben der selbstverständlichen Beteili-
gung der Experten die breitest mögliche
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Einbindung der Landesbevölkerung, der
Medien, der Interessensvertretungen
und aller politischer Parteien.
Im Gegensatz zu bisher meist üblichen
einseitigen Versuchen zur Lösung eines
Verkehrsproblems werden im NÖ Lan-
desverkehrskonzept integrative Pro-
blemlösungen angeboten. Zur Erarbei-
tung dieses Landesverkehrskonzeptes
wurde eine Projektgruppe für Gesamtver-
kehrsangelegenheiten eingerichtet, die
diese Aufgabe bis Mitte 1991 bewältigen

Jährliche Aufwendungen des Landes für die Straßenverwaltung

Öffentlichkeitsarbeit

Zur besseren Information der Bevölke-
rung wurden im Zusammenhang mit ge-
planten Straßenum- bzw. -Ausbauten im
Jahr 1990 40 Bürgerinformationen vorbe-
reitet bzw. betreut. Neben den Bürgerin-
formationen wurden 45 Broschüren bzw.
Informationsschriften aufgelegt. Weiters
wurden zahlreiche Kontaktgespräche
bzw. Exkursionen, auch für ausländische
Delegationen, vorbereitet und betreut.
Im Rahmen des NÖ Landesverkehrskon-
zeptes waren 30 Informationsveran tal-
tungen.
Durch Teilnahme der NÖ Straßenverwal-
tung an vier Ausstellungen und Messen
konnte einer großen Bevölkerungszahl
die Aufgaben der NÖ Straßenverwaltung
verdeutlicht werden. Von der Öffentlich-
keitsarbeit wurden auch zahlreiche Dia-
vorträge zusammengestellt.

It. Rechnungsabschluß

■1 It. Voranschlag + Nachtrag

Finanzielle Aufwendungen für Bundesstraßen A, S und B

Statistik 1990

Gesamtumsatz der NÖ Straßen-
und Brückenverwaltung (GB/2)
im Vergleich zum Vorjahr (ca. Mio
Schilling)

Verwaltung 1989 1990
Bundesstraßen A (Auto-
bahnen) 593,625 642,152
Bundesstraßen B und S 1.484,227 1.461,000
Landeshaupt- und Lan-
desstraßen 2.453,580 2.573,182
Insgesamt 4.531,432 4.676,334

Bundesstraßen S und B
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Ausmaß der von der Gruppe GB/2
betreuten StraßennetzeBauleistungen 1990

bei Landeshaupt- und Landesstraßen in Niederösterreich

Art der Straßen
gesetzt

Länge km

davon in

Betrieb km

Bundesstraßen A*)

Autobahnen 329,4 309,8

Bundesstraßen S”)
Schnellschtraßen 76,6 64,3

Bundesstraßen B*)
Bundesstraßen 3.085,0 3034,3

Landeshauptstraßen 3.356,0

Landesstraßen 7.325,0

B 306 im Gesetz nicht
enthalten 4,5

Insgesamt 14.093,9

Kilometer

400

350

300

250

200

150

100

50

Ausbauzustand der
Bundesstraßen S und B

Frost-
schutz

km %

vollausgebaut 1.604,6 51,71

entsprechend 1.145,3 36,91

staubfrei 351,4 11,32

nicht staubfrei 1,8 0,06

Insgesamt 3.103,1 100,00

Dünn- Ober- Bitumen- Bit. Bit. Meeh,
schicht- flächen decken Tragsch, Tragsch. Stab,
beläge Reg. Ausbau

Ausbauzustand der Landes-
haupt- und Landesstraßenerstmalig staubfrei

Netz-
länge

staubfrei

km km %

Landeshauptstraßen 3.356 3.351 99,9

Landesstraßen 7.325 7.178 97,9

Insgesamt 10.681 10.529 98,6

Bauleistungen
Landeshaupt- und Landesstraßen 1984-1990

Anzahl der Brücken

Bundesstraßen A S

Autobahn-(Schnellstraßen-) brücken

(einschl.Rampen- bauwerke)

davon Überführungs- und Seitenbau-

413 74

werke für Gemeinde- und Güterwege 85 15

Insgesamt 498 89

Bundesstraßen B

Für alle gern. KFG

zugelassenen Kfz geeignet 1.294

Bis 20 1 belastbar 15

Bis 16 t belastbar 8

Bis 9 1 oder weniger belastbar 1

Insgesamt 1.318

Landesstraßen LH L

Für alle gern. KFG zugelassenen

Kfz geeignet 975 1.478

Bis 20 1 belastbar 49 130

Bis 16 1 belastbar 29 174

Bis 9 1 oder weniger belastbar 5 123

Insgesamt 1.058 1.905

B Oberflächen Q Um- u. Ausbau

I .] Staubfreimachung B Regenerierung
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Personal der NÖ Straßenverwal-
tung

%
Zentrale
Autobahnaußenstellen (ABA) und

251 5,8

sonstige auswärtige Dienststellen
NÖ Straßenbauabteilungen (ohne

73 1,7

ES II)
Straßen-, Brücken- und Autobahn-
meistereien und Zentralbetriebs-

174 4,1

werkstätte Wr. Neudorf 3.804 88,4
Insgesamt 4.302 100,0

Straßenrecht (R/l)

Statistik 1990Schwerpunkte 1990

In je einer Sammelverordnung erfolgte
die Widmung, Umlegung und Auflassung
von Landesstraßen (LGBI. 8500/41-23,
8500/82-0 und 8500/83-0).
Die Verordnungen über die Besetzung
der Mautstelle zur Einhebung einer Maut-
abgabe für die Benützung der Bergstraße
auf die Hohe Wand, LGBI. 8550/1, und
über die Höhe dieser Mautabgabe, LGBI.
8550/2, wurden geändert.
Die Anzahl der zur Prüfung vorgelegten
Verordnungen von Gemeinden war wie-
der groß.

Probleme 1990

Im Vollzug des Straßenrechtes durch die
Gemeinden sind gleichartige Probleme
wie im Vollzüge des Baurechtes feststell-
bar.

Schriftliche Rechtsauskünfte 19
Aufsichtsbeschwerden 4
Ausnahmebewilligungen nach dem Bundes-
straßengesetz 161
Vorstellungen 27
Berufungen 2
geprüfte straßenrechtliche Verordnungen
von Gemeinden 390
in Sammetverordnungen erfaßte Fälle der
Widmung, Umlegung oder Auflassung von
Landesstraßen (-teilstrecken) 51
Gegenschrift an Verwaltungsgerichtshof 1
Stellungnahme zu Beschwerde an die
Volksanwaltschaft 1

Ziele 1991

Wie im Aufgabenbereich “Baurecht” muß
der zeitgerechten Erledigung von Anfra-
gen und Rechtsmitteln sowie der wirksa-
men Erledigung von Aufsichtsbeschwer-
den bei Wahrung der Gemeindeautono-
mie besonderes Augenmerk zugewendet
werden.
Ab März wird dieser Aufgabenbereich
größtenteils von St. Pölten auus gesorgt
werden.

Technische Kraftfahrangelegenheiten (B/8)

• Bescheinigungen hinsichtlich der Bau-
artgeschwindigkeit für Fahrzeuge mit ei-
ner Höchstgeschwindigkeit von 10 km/h
(§ 96 Abs. 3 KFG 1967).
• Ausnahmebewilligungen für das Mit-
führen von nicht zum Verkehr zugelasse-
nen Anhängern, z. B. Baukräne (§ 104
Abs. 7 KFG 1967).
• Erteilung von Ausnahmegenehmi-
gungen, daß ein Fahrzeug im bisherigen
Zustand weiterverwendet werden darf
(§ 132 Abs. 4 KFG 1967);
• Ausstel lung von Einzelgenehmi-
gungsbescheid-Duplikaten;
• Genehmigung von Bauartmustern und
Verpackungen, soweit eine Ermächti-
gung durch den Bundesminister für öf-
fentliche Wirtschaft und Verkehr vorliegt,
sowie die damit zusammenhängende

• Ausnahmebewilligungen hinsichtlich
der Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrah-
ler, Blaulicht etc.; darunter fällt auch die
Ausnahmebewilligung zur Führung des
Blaulichtes bei Ärzten (§ 20 Abs. 4-7
KFG 1967).
• Ausnahmebewilligung hinsichtlich der
Warnvorrichtungen (§ 22 Abs.4 KFG
1967).
• Einzelgenehmigung für Kraftfahrzeu-
ge und Anhänger (gern.§ 31 KFG1967).
• Genehmigung von Änderungen, die
nicht wesentliche technische Merkmale
einer Type betreffen (gern. § 33 Abs. 3
KFG 1967).
• Erteilung von Ausnahmegegenehmi-
gungen für Fahrzeuge, die nicht den ge-
setzlichen Bestimmungen entsprechen
(gern. §34 Abs. 4 KFG1967).

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1990

Dieser Abteilung obliegt die Vollziehung
der technischen Angelegenheiten des
Kraftfahrgesetzes und des Gefahrgut-
Gesetzes, soweit diese in die Zuständig-
keit des Landeshauptmannes fallen.

Genehmigungen, Bewilligungen,
Überprüfungen
• Bewilligungen einer abweichenden Ver-
wendung von Teilen oder Ausrüstungsge-
genständen, abweichend von § 5 Abs. 1
KFG zum Zweck der Erprobung ( § 5 Abs.
5 KFG).
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bei den Journaldiensten vorgeführt wur-
den. Die Prüfung dieser Fahrzeuge erfor-
dert einen entsprechend größeren Ar-
beits- und Zeitaufwand, sodaß es zu un-
terschiedlichen Auslastungen der einzel-
nen Termine kam.
• Um eine bessere Auslastung der Ka-
pazität zu erreichen, wäre bei den Anfor-
derungen der Prüftermine durch die Zu-
lassungsstellen eine gleichmäßigere
Verteilung über das ganze Jahr wün-
schenswert. Engpässe gegen Jahresen-
de könnten dadurch vermieden werden.
Der vermehrte Einsatz von Technikern
bei Verkehrskontrollen der Gendarmerie
könnte dann gleichmäßiger überdas Jahr
erfolgen.
• Bei der besonderen Zulassung von
Tankfahrzeugen gern. § 17 GGSt 1979
muß die besondere Genehmigung gern.
§ 12 GGSt und nicht nur ein Prüfungsbe-
fund vorgelegt werden. Daher muß die
Ausstellung des Bescheides gern. § 12
GGSt in Reinschrift möglichst ohne Ver-
zögerung erfolgen. Derzeit ergibt sich ei-
ne Verzögerung durch die Dezentralisie-
rung in Verbindung mit dem Postlauf. Nur
durch eine entsprechende EDV-Ver-
knüpfung könnte dies vermieden werden.

Lenkerprüfungen
Die theoretischen Lenkerprüfung erfor-
dert nach der Reform wesentlich mehr
Zeitaufwand. Zusätzliche Termine waren
besonders in der Urlaubszeit erforderlich,
sodaß nur mit Hilfe von Lenkerprüfern,
die sich bereits im Ruhestand befinden,
das Auslangen gefunden werden konnte.
Auch wurden von anderen technischen
Abteilungen Sachverständige als Lenker-
prüfer eingeschult, um Engpässe zu ver-
meiden. Für die Zukunft ist eine weitere
Reform der praktischen Lenkerprüfung
zu erwarten. Die angestrebten längeren
Prüfungsfahrten sind nur durch eine ge-
ringere Anzahl von Kandidaten pro Prü-
fungstermin möglich. Die derzeit festge-
setzte Kandidatenanzahl von mindestens
17 bis höchstens 25 Kandidaten pro Prü-
fung führt jedoch dazu, daß bereits ver-
einbarte Termine kurzfristig von den
Fahrschulen abgesagt werden, wodurch
eine anderweitige Verwendung der Sach-
verständigen nur in seltenen Fällen mög-
lich ist.

• Besichtigung der Geräte und Einrich-
tungen der Gewerbetreibenden und Ver-
eine, die gern. § 57 a KFG 1967 zur
wiederkehrenden Begutachtung oder
gern. § 24 Abs. 5 KFG 1967 zur Prüfung
von Fahrtschreibern ermächtigt werden
sollen.
• Revision bereits ermächtiget Gewer-
betreibender und Vereine.

Probleme 1990,
Ziele 1991

Kraftfahrzeugprüfungen
• Im Sinne der Dezentralisierung stehen
an dezentralisierten Prüfstellen Amstet-
ten, Horn, Wölkersdorf und Wr. Neudorf
zur Verfügung.
• Die Inbetriebnahme der landeseige-
nen Prüfstelle in der Landeshauptstadt
St. Pölten ist für das Jahr 1991 vorgese-
hen. Der Spatenstich erfolgte am 11. Ok-
tober 1989. Der Baufortschritt läßt die
termingerechte Fertigstellung erwarten.
• In Weikersdorf wurde der Ankauf ei-
nes Grundstückes für die Errichtung einer
weiteren landeseigenen Prüfhalle geneh-
migt. Die Planungsarbeiten haben be-
gonnen.
• Bei der Prüfhalle in Horn ist ein Umbau
erforderlich, damit dort auch Fahrzeuge
mit größeren Höhenabmessungen ge-
prüft werden können. Der dortige Brems-
prüfstand steht seit dem Jahr 1967 in
Verwendung. Das Ende seiner Benüt-
zungsdauer ist absehbar.
• Werden nur kurze Anfahrtstrecken zu
den Prüfstellen den Fahrzeughaltern zu-
gemutet, fallen beträchtliche Kosten für
die Anmietung von Prüfeinrichtungen an.
In den Bezirken Gmünd und Lilienfeld
konnten auch im Jahre 1990 keine geeig-
neten, für amtliche Fahrzeugprüfungen
ausreichende Prüfeinrichtungen gefun-
den bzw. gemietet werden. Die Prüfun-
gen mußten in den Nachbarbezirken
durchgeführt werden.
• Die Fahrzeuge, die noch der amtlichen
Überprüfung unterliegen (Omnibusse,
Tankwagen und Tankanhänger und die
schweren Lastkraftwagen und schweren
Anhänger) sind zum Großteil im Über-
landverkehr eingesetzt, sodaß sie nicht
immer zu den vorgesehenen Prüftermi-
nen sondern, zu anderen Terminen bzw.

Ausnahmegenehmigung (§ 6 GGSt. im
Zusammenhalt § 5 Abs. 5, 7 u. 9 GGSt.)
• Besondere Genehmigungen für Fahr-
zeuge für die Beförderung von gefährli-
chen Gütern z.B. Tankfahrzeuge (gern. § 1 2
GGSt.)
• Besondere Ausnahmegenehmigun-
gen für Fahrzeuge für die Beförderung
gefährlicher Güter, die den Vorschriften
nicht entsprechen (§ 14 GGSt.)
• Fahrzeugprüfungen gern. §§ 55 und
56 KFG 1967. Die Gutachten über Be-

| triebs- und Verkehrssicherheit der Fahr-
zeuge und ob mit ihnen übermäßiger
Lärm, Rauch, übler Geruch oder schädli-
che Abgase verursacht werden, werden
von einem Sachverständigen erstellt, zu
dessen Unterstützung ein Prüfmechani-
ker und eine Schreibkraft eingesetzt wer-
den. Der Überprüfung gern. § 55 KFG
1967 unterliegen Omnibusse, schwere
Lastkraftwagen und Anhänger usw.
• Überprüfungen gern. § 15 GGSt. Die-
se Prüfung betrifft Fahrzeuge für die Be-
förderung gefährlicher Güter und er-
streckt sich auf die Beförderungssicher-
heit.
• Prüfungen von Kraftwagen, die für
Übungsfahrten gern. § 122 KFG 1967
verwendet werden sollen.

Gutachten
Erstellung von Amtssachverständigen-
Gutachten im Verwaltungsverfahren.

Technische Sachverständige
Beistellung von technischen Sachver-
ständigen für
• Verkehrskontrollen der Gendarmerie
zur Begutachtung von Kraftfahrzeugen
hinsichtlich der Verkehrs-, Betriebs- und
Beförderungssicherheit (Gefahrengüter);
• Typenprüfung;
• Lenkerprüfung und Fahrlehrerprüfung
(technischer Teil);
• Beobachtungsfahrten gern. § 69 Abs. 2
KFG 1967 mit körperbehinderten Fahr-
zeuglenkem und Begutachtung der Aus-
gleicheinrichtung des Fahrzeuges.
• Durchführung von Prüfungsfahrten mit
Bediensteten, die in den Fahrdienst auf-
genommen werden sollen;
• Begutachtung von Fahrschulfahrzeu-
gen, ob sie den Vorschriften für Schul-
fahrzeuge (§112 (3) KFG 1967) entspre-
chen.
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Statistik 1990

Prüfunflen gern. § § 55 und 56 KFG 1967

Von der Behörde vorgeladene

Fahrzeuge 29.632

Zum Vorladungstermin erschienen 18.884

Vorladungserfolg 64,4

Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 28.242

davon:

Kraftwagen 18.937

Omnibusse 729

Anhänger 6.313

Krafträder 454

Tankwagen 931

Tankanhänger 610

Fahrzeuge nach § 122 KFG 176

abschl. Gutachten nach Beibringung von
Unterlagen 92

Nochmalige Vorladung erforderlich 2868

Kennzeichenentziehungen 31

Genehmigungen
§31 KFG 1967 6.692
§34 KFG 1967 1.971
§33 KFG 1967 10.033
Sonstige Erledigungen 1.223
Insgesamt 19.919

Verkehrskontrollen

Mit Gendarmerie 113
Eingesetzte Sachverständige 175

Lenker- und Fahrtehrerprüfungen __________________

Eingesetzte Sachverständige 1.956

Kandidatenzahl 41.089

An Verwaltungsabgaben wurden
8,792.865,00 Schilling eingenommen.

Verkehr (1/7)

Darüber hinaus wurden im November
1990 im Hinblick auf die Unfallbilanz des
Oktober 1990, der eine überdurchschnitt-
lich hohe Zahl von Verkehrsunfällen mit
Todesfolgen erbrachte, als Sofortmaß-
nahme zusätzliche intensive Verkehrs-
überwachungsaktionen, nach Möglich-
keit unter Mitwirkung von Verkehrsrefe-
renten der Straßenpolizei- und Kraftfahr-
behörden angeordnet.

Verkehrsunfalluntersuchungen
Die Aktion “Verkehrsunfall-Untersuchun-
gen”, welche die Durchführung von Un-
tersuchungen der Verkehrsunfälle mit
Todesfolgen durch die Straßenpolizeibe-
hörden I.Instanz zum Ziele hat, wurde
fortgesetzt. Die bisherigen Untersu-
chungsergebnisse werden derzeit vom
Kuratorium für Verkehrssicherheit ausge-
wertet. Es sind wertvolle Erkenntnisse
über die Hintergründe der Unfälle zu er-
warten.

Aktion "Minus 10 Prozent”,
Verkehrssicherheitsrat

Die vom Kuratorium für Verkehrssicher-
heit initiierte Aktion “Minus 10 Prozent”,
die im wesentlichen auf Bezirksebene zur
Bildung lokaler Initiativen mit dem Ziel
einer Senkung der Unfallszahlen durch
lokale Maßnahmen führen soll, wurde
von der Abteilung weiterhin unterstützt.
Der vom Kuratorium für Verkehrssicher-
heit gegründete KfV-Verkehrssicher-
heitsrat, dem Vertreter aller wesentlichen
mit dem Verkehrsgeschehen in Öster-
reich befaßten Behörden und Institutio-

nen angehören, wird in seiner Arbeit von
der Abteilung ebenfalls intensiv unter-
stützt.

Lenkerprüfung
Zur Fortbildung der Sachverständigen für
die Lenkerprüfung und zur Besprechung
der im Jahre 1989 bei Lenkerprüfungen
aufgetretenen Probleme wurde im Jän-
ner 1990 eine Dienstbesprechung abge-
halten. In deren Rahmen hielt Oberrat
Dr.Alfred Strahl vom Bundesministerium
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr ei-
nen Vortrag zum Thema “Die Lenkerprü-
fung in Vergangenheit, Gegenwart und
Zukunft - welchen Zweck hat sie und wird
sie diesem Zweck gerecht?”

Fahrschullehrer- und
Fahrlehrerprüfung
Seit 1.April 1990 findet der mündliche und
praktische Teil der Fahrschullehrer- und
Fahrlehrerprüfung in St.Pölten statt. Die
Prüfungsräume werden entgegenkom-
menderweise vom Wirtschaftsförde-
rungsinstitut (WIFI) der Handelskammer
Niederösterreich, St.Pölten, zur Verfü-
gung gestellt. Da dem WIFI auch die Er-
mächtigung zur Fahr(schul)lehrerausbil-
dung erteilt werden konnte, besteht nun
die Möglichkeit, diese Ausbildung und die
Prüfung verstärkt auf die NÖ Erfordernis-
se auszurichten. Hiebei wird ein über An-
regung der Abteilung von der Handels-
kammer Niederösterreich, Fachgruppe
der Kraftfahrschulen, ausgearbeitetes
Ausbildungsmodell erprobt, das eine
Kombination von externer Ausbildung

Schwerpunkte 1990

Überwachung des
Straßenverkehrs
Ein wesentlicher Schwerpunkt der Tätig-
keit der Abteilung 1/7 lag weiterhin auf
dem Gebiet der Überwachung des Stra-
ßenverkehrs. Sowie in den vergangenen
Jahren wurden monatlich Schwerpunkt-
programme durchgeführt und 93 Stand-
kontrollen im Zusammenwirken mit Amts-
sachverständigen für das Kraftfahrwesen
der Abteilung B/8 zur Überprüfung der
Beladung und der Verkehrs- und Be-
triebssicherheit von Kraftfahrzeugen und
Anhänger veranlaßt.
Der in den Jahren 1988 und 1989 sichtbar
gewordene Trend eines Wiederanstieges
der schweren Verkehrsunfälle mit Todes-
folgen hat sich im ersten Halbjahr 1990
nicht fortgesetzt. Erstmals seit 1988 war
ein leichtes Zurückgehen dieser Ver-
kehrsunfälle zu verzeichnen. Die in Zu-
sammenarbeit mit dem Kuratorium für
Verkehrssicherheit von der Abteilung an-
geordneten Untersuchungen von Ver-
kehrsunfällen mit Todesfolgen (Ver-
kehrsunfall-Untersuchungen) wurden
fortgesetzt.

Verschärfte Verkehrskontrollen
Die seit August des Jahres 1985 über
Anordnung durchgeführten verschärften
Verkehrskontrollen, vor allem zu den Wo-
chenenden und in den Nachtstunden,
wurden auch im Jahre 1990 weiterhin
durchgeführt.
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Flugplätze
Auch im Jahre 1990 kam es zu Lärmbe-
schwerden aus der Umgebung verschie-
dener Flugplätze.
Die Abteilung ist bestrebt, Entwicklun-
gen, die zu Anrainerbelästigungen füh-
ren, zu unterbinden bzw. gemeinsam mit
dem Bundesamt für Zivilluftfahrt Lösun-
gen zu erreichen, die den Anrainern die
Erhaltung ihrer Lebensqualität gewähr-
leisten. Bedauerlicherweise bietet das
Luftfahrtgesetz nur sehr unzureichende
Möglichkeiten zu einem rechtlichen Ein-
greifen und müssen Lösungen vor allem
im Verhandlungswege gesucht werden.

Luftfahrtveranstaltungen

Da es im Zusammenhang mit Hub-
schrauberrundflügen, die im Zuge von
Luftfahrtveranstaltungen mit Start und
Landung außerhalb von Flugplätzen
durchgeführt wurden, neuerlich zu Lärm-
beschwerden kam, wird weiterhin der
Frage der möglichen Lärmbelästigung
durch solche Veranstaltungen besonde-
res Augenmerk zugewendet.

Paragleiter
Die auf Grund eines Erlasses des Bun-
desministeriums für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr, Oberste Zivilluftfahrtbehör-
de, geübte Praxis der Duldung von Para-
gleiterflügen ohne Bewilligung ist, sowohl
rechtlich als auch in ihren Auswirkungen
problematisch. Die von der Abteilung an-
gestrebte Festlegung genau definierter
Paragleiterbereiche, auf die die bewilli-
gungsfreie Ausübung dieses Sportes be-
schränkt werden soll, ist mit großen
Schwierigkeiten verbunden, wird jedoch
weiter verfolgt, zumal sich die Bundes-
gendarmerie zu einer intensiven Überwa-
chung solcher Flüge wegen der Perso-
nalknappheit nicht in der Lage sieht.

Transport gefährlicher Güter auf
der Straße
Das Problem einer wirksamen Überwa-
chung dieser zum Teil äußerst gefährli-
chen Transporte ist weiterhin nicht ge-
löst. Die Kontrolle der Gefahrguttranspor-
te durch die Exekutive erfordert ein Per-
sonal, welches über ein ausgesproche-
nes Spezialwissen verfügt. In Nieder-
österreich kann im wesentlichen noch im-
mer nur ein einziger (!) Gendarmeriebe-
amter mit einem solchen Spezialwissen
für derartige Kontrollen eingesetzt wer-
den. Die Beistellung von Chemikern aus
der Landesverwaltung für derartige Kon-

die Verkehrsüberwachung könnte zu ei-
nerwesentlichen Entlastung der Bundes-
gendarmerie führen und einen effektive-
ren Einsatz der Gendarmerieorgane auf
Bundes- und Landesstraßen ermögli-
chen.

Ostverkehr
Von der in der Folge der politischen Um-
wälzungen in den ehemaligen Ostblock-
ländern seit Ende 1989 eingetretenen
massiven Zunahme des Straßenver-
kehrs ist Niederösterreich besonders be-
troffen. Probleme ergeben sich hiebei
insbesondere auf jenen Straßen, die von
der NÖ Nord- und Ostgrenze in den
Raum Wien führen, sowie auch auf der
Achse Wien - Steiermark. Auch aus die-
sem Grund ist es unbedingt erforderlich,
daß der Personalstand der Gendarmerie,
und zwar sowohl der Verkehrsabteilung
des Landesgendarmeriekommandos als
auch der hauptsächlich betroffenen Ver-
waltungsbezirke, an die Erfordernisse
angepaßt wird.

Verkehrsbeschränkungen
Zu den beiden in Niederösterreich beste-
henden überregionalen Lkw-Fahrverbo-
ten (Fahrverbote in der Wachau und
999Nachtfahrverbot auf der Bundesstra-
ße B 18 - Triestingtal) sind verschiedent-
lich Stimmen laut geworden, die eine wei-
tere Reduzierung der bestehenden Aus-
nahmen fordern. Die Untersuchung die-
ser Frage in Zusammenarbeit mit der Ab-
teilung B/2-F ist noch nicht abgeschlos-
sen.

Sportveranstaltungen
Im zunehmenden Maß werden aus Um-
weltschutzgründen Stimmen gegen die
Bewilligung von Motorsportveranstaltun-
gen auf öffentlichen Straßen laut. Die Ab-
teilung hat im Jahre 1990 nur mehr eine
derartige Veranstaltung bewilligt. Auf
Grund der derzeitigen Gesetzeslage
kann eine solche Veranstaltung aus Um-
weltschutzgründen nicht untersagt wer-
den, da lediglich Gesichtspunkte der Si-
cherheit und Flüssigkeit des Straßen-
verkehrs zu berücksichtigen sind. Es wird
jedoch ein sehr strenger Maßstab ange-
legt und werden insbesondere die Son-
derprüfungsstrecken vor einer Bewilli-
gung kommissionell überprüft.

(am Sitz einzelner Fahrschulen) und zen-
traler Ausbildung (am Sitz des WIFI) vor-
sieht.

Ablassen von Chemikalien aus
Luftfahrzeugen
Für das Jahr 1990 haben abermals drei
Unternehmen um die luftfahrtbehördliche
Bewilligung für das Ablassen von Chemi-
kalien zum Zwecke der Schädlingsbe-
kämpfung über größeren Gebieten ange-
sucht. Eine Bewilligung konnte wegen
der vom Bundeskanzleramt, Sektion VII,
und vom Amtssachverständigen für Um-
welthygiene geäußerten Bedenken nicht
erteilt werden.

Probleme 1990

Verkehrsunfälle
In der ersten Jahreshälfte 1990 ist zwar
gegenüber dem Vergleichszeitraum des
Vorjahres eine Abnahme der Verkehrs-
unfälle mit Todesfolgen auf dem NÖ Stra-
ßennetz eingetreten. Die Zahl der Unfälle
mit Personenschaden und der Verletzten
ist jedoch weiterhin angestiegen.Es muß
abermals darauf hingewiesen werden,
daß eine wesentliche weitere Intensivie-
rung der Verkehrsüberwachung unbe-
dingt notwendig wäre, daß jedoch alle
diesbezüglichen Bemühungen im Hin-
blick auf den knappen Personalstand der
Bundesgendarmerie und die Begrenzung
der Mittel des Bundesbudgets an ihre
Grenzen gestoßen sind. Aus Sicht der
Abteilung wäre im Bereich der Bundes-
gendarmerie als Sofortmaßnahme die
Nachbesetzung der derzeit unbesetzten
Planposten, kurzfristig aber darüber hin-
aus eine wesentliche Aufstockung des
Personals erforderlich.
Weiters ist eine Novellierung der Stra-
ßenverkehrsordnung (StV0 1960) dahin-
gehend erforderlich, daß den Gemeinden
die Möglichkeit der Erlassung von An-
onymver fügungen e ingeräumt  wird.
Ebenso sollte vom Gesetzgeber die Mög-
lichkeit erleichtert werden, den Gemein-
den bestimmte Aufgaben der Verkehrs-
polizei, wie z.B. die Betreuung stationärer
Radaranlagen auf Gemeindestraßen, die
Parkraumüberwachung und ähnliches,
zu übertragen. Nach der derzeitigen
Rechtslage ist eine Übertragung nur
möglich, wenn die Gemeinden über einen
Wachkörper verfügen. Die Einrichtung ei-
nes Wachkörpers ist aber wegen der ho-
hen Anforderungen, die an das Personal
gestellt werden, derzeit schwierig. Eine
stärkere Einbindung der Gemeinden in
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• Weitere Verbesserung der Überwa-
chung der Gefahrguttransporte;
• Verbesserung des praktischen Teiles
der Lenkerprüfung durch Einführung ei-
ner Prüfungsphase im verkehrsfreien
Raum, bei der der Prüfling sich allein im
Fahrzeug befindet;
• Verstärkung der Aufsicht über die Zi-
vilflugplätze;
• Schaffung von “Paragleiter-Gebieten”.

trollen ist wegen deren Arbeitsüberla-
stung nur selten und punktuell möglich.

Eisenbahnrechtliche Verfahren

Die von den Österreichischen Bundes-
bahnen bzw. von der Hochleistungsstrek-
ken AG vorbereiteten Projekte werden
voraussichtlich wesentliche Umwelt-
schutzprobleme aufwerfen. Die Ermitt-
lungsverfahren werden dadurch sehr auf-
wendig werden und ausführliche Begut-
achtungen durch Amtssachverständige
für Umwelthygiene, Lärmtechnik und Ge-
wässerschutz erfordern. Soweit Trassen-
verlegungen größeren Umfanges oder
Neutrassierungen bestehender Bahn-
strecken vorgesehen sind, ergeben sich
auch gravierende raumordnungspoliti-
sche Probleme.

eine Abnahme um 26 Prüfungen (- 49,06 %)
gegenüber dem Vergleichszeitraum
1989. Die Reprobationsquote betrug
37,17 % (gegenüber 56,31 % im Jahre
1989).

Unfallstatistik

Unfälle von 1.1. - 30.9.1990

1989 1990
Unfälle mit Per-
sonenschaden 6.372 6.472
Verunglückte 8.871 8.992
Verkehrstote 262 254
Unfälle durch
Trunkenheit 521 477
Verunglückte
bei Trunkenheit 804 680
Tote bei Trun-
kenheit 22 22

Statistik 1990

Kraftfahrwesen

1990 wurden insgesamt 1929 Lenkerprü-
fungen abgenommen. Dies bedeutet,
daß gegenüber dem gleichen Zeitraum
des Jahres 1989 um 144 Lenkerprüfun-
gen (Abnahme 6,95 %) weniger abge-
nommen worden sind.
Die Anzahl der Führerscheinkandidaten
betrug hiebei 40.972, was einer Abnah-
me um 67 (- 0,16 %) entspricht.
Bei den Führerscheingruppen erfolgte ei-
ne Zunahme um 63 (+0,11%) auf 55.208.
Der Prozentsatz der Kandidaten, die die
Lenkerprüfung nicht bestanden haben,
betrug 38,78 %. (im Vergleich dazu be-
trug die im Jahre 1989 39,32 %).
Die Zahl der Fahr(schul)lehrerprüfungen
betrug im Zeitraum 1990 27 mit 117 Kan-
didaten und 191 Gruppen, dies bedeutet

Ziele 1991
Die Abteilung wird, so wie bisher, darauf
bedacht sein, alle Möglichkeiten zur He-
bung der Verkehrssicherheit auch weiter-
hin auszuschöpfen und die zugeteilten
Agenden entsprechend zu führen.
Besondere Schwerpunkte für 1991 sollen
bilden:
• Gezielte Aktionen zur Senkung der
Unfallszahlen;
• Verkehrsunfalluntersuchungen;

Entwicklung 1989/90
(Verg le ichsze i t raum 1.1.  bis
30.9.1990)

abs. %
Unfälle mit Personen-

+ 100 1,56
schaden
Verunglückte + 121 + 1,36
Verkehrstote - 8 — 3,05
Unfälle durch Trunkenheit - 44 - 8,44
Verunglückte - 124 - 15,42
Tote — — — —

Vermessungsangelegenheiten (B/7)

Tätigkeitsbereiche und
Schwerpunkte 1990
Der Abteilung B/7 sind nach Geschäfts-
einteilung die Vermessungsangelegen-
heiten übertragen worden. Aus diesen
Agenden ergeben sich nachstehende Tä-
tigkeiten für landes- und bundeseigene
Liegenschaften:
• Erstellungen von grundbuchsfähigen
Teilungsplänen;
• Erstellung von Bestandsplänen für
Straßenbaumaßnahmen;
• Wiederherstellen von Grundstücks-
grenzen;
• Vorbereiten und Vergeben von ver-
messungstechnischen Arbeiten an Inge-
nieur-Konsulenten für Vermessungswe-
sen;
• Überprüfen von Anboten vermes-
sungstechnischer Arbeiten;
• Veranlassen der Grundbuchsord-
nung;
• Evidenzhalten der Liegenschaften;

• Erteilen von Zustimmungserklärungen
für die Umwandlung von Grundstücken in
den Grenzkataster gemäß § 43 Abs. 6
VermG und Beurkundungen gemäß § 43
Abs. 5 VermG;
• zentrales Evidenzhalten der Fest-
punkte des Bundesamtes für Eich- und
Vermessungswesen;
• Vertreten der Eigentumsinteressen im
Einvernehmen mit der verwaltenden
Dienststelle bei Einmessungen durch
Vermessungsämter und Agrarbezirksbe-
hörde;
• Erstellung von Lage- und Höhenauf-
nahmen;
• Erstellung von vermessungstechni-
schen Gutachten im Zuge von Behörden-
verfahren;
• Mitarbeit bei der österreichischen
Raumordnungskonferenz - Unteraus-
schuß Boden
• Mitarbeit im österreichischen Fachnor-
menausschuß (Vermessungstechnik und
Plandarstellung);

• Durchführung sonstiger technischer
Vermessungen über Antrag von anderen
Abteilungen;
• Begutachtung einschlägiger Geset-
zesentwürfe;
• Koordination bei der Erstellung und
Beschaffung von Plänen und Karten in-
nerhalb der Landesverwaltung;
• Abfragen aus der Grundstücks- und
Grundbuchsdatenbank;
• Durchführung fototechnischer und re-
protechnischer Arbeiten für Maßstabsän-
derungen von Plänen und Karten.

Vermessung

Bei der Vermessung wurde der Schwer-
punkt entsprechend den anfallenden Ar-
beiten auf die Erstellung grundbuchsfähi-
ger Teilungspläne nach Korrektion von
Landesstraßen, Bundesstraßen A, S und
B sowie nach Regulierungsmaßnahme
des öffentlichen Wassergutes gesetzt.
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bau und auch teilweise durch den Hoch-
wasserschutzbau seitens des Bundes die
Herstellung der Grundbuchsordnung, da
dafür keine Geldmittel vorhanden sind.
Durch den Ausfall von Vermessungsin-
strumenten und sprunghafter Zunahme
von Lage- und Höhenaufnahmen in groß-
flächigem Ausmaß für den Naturschutz
und die Wasserrechtsbehörde ist die Ab-
teilung mit dem derzeitigen Geräteinven-
tar am Limit der Leistungsfähigkeit.
Im Rahmen der Amtssachverständigen-
tätigkeit wird die Refundierung eventuel-
ler Kosten der Entscheidungsbehörde
überlassen.

• Erteilen von 803 Grundabtretungs-
und Zustimmungserklärungen;
• Bearbeitung von 1.752 Anträgen um
Auszug aus der Grundstücksdatenbank
im Ausmaß von 18.275 A4-Formaten.
Weiters war die Teilnahme an Gerichts-
terminen in Grundbuchssachen und Tag-
satzungen erforderlich, ebenso die
Durchführung zahlenmäßig nicht erfaß-
barer Evidenzhaltungsarbeiten über den
landes- und bundeseigenen Liegen-
schaftsbesitz.

Fotolabor

• 2.700 Archivverfilmungen
• 180 reprotechnische Arbeiten
Weiters wurden für Bestandspläne und
für Mappeneinpassungen Maßstabände-
rungen vorgenommen.

Probleme 1990

Ein Problem besteht darin, daß auf dem
Landesstraßensektor Rückstände aus
der Zeit der Hochkonjunktur des Straßen-
baues vorliegen, jedoch nur beschränkt
Geldmittel für die Einmessung zur Verfü-
gung stehen.
Ebenso unterblieb nach Regulierungen
durch den landwirtschaftlichen Wasser-

Grenzverhandlung
Etgen- „ . . . .  .

, . mit anschl. Vergabe
letstung . „

d. Planerstellung

Länge in Länge in Kreditmh-

km km tel Mio. S

Landesstraßen 34,0 314,2 20,0

Bundesstraßen

A, S und B 5,2 42,2 5,0

Wasserbau 6,6 14,5 ___11

Weitere Schwerpunkte:
• 25 Lage- und Höhenaufnahmen für
Naturschutz, Wasserrechtsbehörde und
Hochbau im Gesamtausmaß von 225 ha;
• 22 Brunneneinmessungen für Grund-
wasserstromuntersuchung;
e 83,4 km Straßengrenzrekonstruktio-
nen;
• 33,2 km Grenzverhandlungen für
Grenzkataster und Agrarverfahren;
• 72,3 km Straßenbestandspläne für
Grundeinlösung;
• 74 Termine für vermessungstechni-
sche Sachverständigentätigkeit;
• 68 Teilungspläne für Liegenschafts-
verwaltung.

Ziele 1991

• Aufarbeitung der Rückstände der Lan-
desstraßeneinmessungen;
• Einmessen von Wasserbauvorhaben,
deren Verbücherung vor Jahren seitens
des Bundes unterblieben ist;
• Einsatz moderner Meßinstrumente
und Rechenanlagen, um die gestellten
Aufgaben rascher lösen zu können;
• weiteres Übertragen der karteigeführ-
ten Liegenschaftsevidenz des Landes in
die EDV.

Grundbuchsangelegenheiten

In diesem Bereich lag der Schwerpunkt
auf folgenden Tätigkeiten:
• Bearbeitung von 1.648 Grundbuchs-
beschlüssen;

Wohnbauforderung (1/6, I/6a)

Schwerpunkte 1990

Neue Wohnbauförderung

Mit 1. Jänner 1990 ist in allen Förde-
rungsbereichen des Neubaues und der
Sanierung das NÖ Wohnungsförde-
rungsgesetz mit den drei Durchführungs-
verordnungen, NÖ Wohnungsförde-
rungsverordnung 1990, NÖ Wohnbau-
vergabeverordnung 1990 und NÖ Wohn-
beihilfenverordnung 1990, in Kraft getre-
ten. Die neuen Förderungsmodelle ha-
ben sich in der Praxis sehr bewährt. Le-
diglich die neue Förderungsschiene
Gruppenwohnbau hat hinsichtlich der
Einreichzahlen die Erwartungen nicht er-
füllt. Im Eigenheimbereich ist in den er-
sten Monaten des Jahres 1990 der erwar-
tete Anstieg bei den Einreichungen ein-
getreten, da viele “Häuslbauer" auf den
allgemein angehobenen höheren Pau-
schalbetrag gewartet haben. Bei der klei-
nen Althaussanierungs-Förderung trat
der erhoffte starke Rückgang der Ein-
reichzahlen in den Anfangsmonaten

1990 ein, sodaß die explosionsartig ge-
stiegenen Einreichzahlen, vor allem in
den Monaten November und Dezember
1989 - wegen Auslaufen des Annuitäten-
zuschusses - verwaltungsmäßig und
technisch aufgearbeitet werden konnten.

Übersiedlerförderung
Für NÖ Landesbedienstete, deren
Dienstort in die Landeshauptstadt oder
deren Dienststelle dezentral an einen an-
deren Ort in Niederösterreich verlegt
wird, sowie für Bedienstete einer Institu-
tion bzw. Einrichtung, die ihre Zentrale im
Zusammenhang mit der Funktion der
Landeshauptstadt nach St.Pölten verla-
gert, wurde in der Landesregierungssit-
zung vom 12. Juli 1990 die sogenannte
“Übersiedlerförderung” beschlossen.
Diese Bedienstete gelten allerdings nur
dann als Übersiedler, wenn sie bereits
vor dem 1. Jänner 1990 ihren Wohnort
außerhalb des Einzugsbereiches der
Landeshauptstadt hatten und sich inner-
halb der sogenannten “30-Minuten-lso-

chrone” - d.h. die Landeshauptstadt ist
mit öffentlichen Verkehrsmitteln inner-
halb einer halben Stunde erreichbar - im
Raum Krems, St.Pölten, Lilienfeld ansie-
deln wollen. Für jene Übersiedler, deren
Dienststelle an einen anderen Ort in Nie-
derösterreich dezentralisiert wird, gilt die-
se Regelung analog. Mit einem eigens
aufgelegten Formblatt kann für alle
Wohnformen wie Eigenheime, Reihen-
häuser, Eigentums- und Mietwohnungen
um ein zusätzliches Förderungsdarlehen
angesucht werden. Dieses wird gestaffelt
nach Haushaltsgröße und Haushaltsein-
kommen nach Vorbegutachtung durch
den Übersiedlerbeirat zuerkannt.

Dorferneuerung

Analog der bereits auf den vorigen ge-
setzlichen Bestimmungen beschlosse-
nen Sonderaktion “Dorferneuerung” wur-
den mit Regierungsbewilligung vom 9.
Jänner 1990 aufgrund der neuen landes-
gesetzlichen Basis die Richtlinien zur
Dorferneuerung beschlossen. Statt des
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bisher zuerkannten 33jährigen Darle-
hens mit einer 2%igen Verzinsung kann
nunmehr vom beauftragten Planer um
Förderung für ein 25jähriges, unverzin-
stes Darlehen angesucht werden.

Dezentralisierung der
Wohnbauförderung
Neben den bestehenden dezentralen Au-
ßenstellen der Wohnbauförderungsab-
teilung in Gänserndorf, Mistelbach, Am-
stetten, Wr. Neustadt ,  St .Pöl ten und
Zwettl werden nunmehr in den ersten Mo-
naten des Jahres 1991 die Sachgebiete
Hauskauf, Mehrfamil ienwohnhaus-Alt-
haussanierung, Mehrfamilienwohnhaus-
Rückzahlungsphase, Eigenheim-Rück-
zahlungsphase und das gesamte Zu-
schußabwicklungssachgebiet mit insge-
samt 42 Mitarbeitern in das vom Land
angemietete Objekt in St.Pölten, Eybner-
straße, verlegt werden. Umfangreiche
Einschulungs- und Umbesetzungsarbei-
ten waren vor allem in der zweiten Hälfte
des Jahres 1990 notwendig, um die be-
treffenden Mitarbeiter mit Wohnorten aus
den westlichen Bezirken für diese Aufga-
ben in St.Pölten vorzubereiten. Damit ist
praktisch ein Drittel der gesamten Abtei-
lung I/6, l/6a bereits aus Wien dezentrali-
siert in Niederösterreich tätig.

Vergabe: 5 Regierungssitzungen
Begehren 6.891
WE 7.169
WBF 1990 S 2.112,255.000,-
Landesfonds S 89,819.000,-

Vergabe des Wohnbauförderungstonds für das Land
Niederösterreich:
1 Regierungssitzung
Begehren 169
WE 180
Landesfonds s 38,060.000,-

Wohnbauförderungsfonds für das Bun-
desland Niederösterreich 149,289.421
Schilling und an Zinsenzuschüssen aus dem
Wohnbauförderungsfonds für das Bundes-
land Niederösterreich im Rahmen des Bun-
dessonderwohnbauprogrammes 1983
2,008.533 Schilling angewiesen. Bei den be-
reits fertiggestellten Bauvorhaben gelangten
Annuitätenzuschüsse in der Höhe von
124.829,075,66 Schilling bzw. im Rahmen
des Bundessonderwohnbauprogrammes
1983 117,756.302,06 Schilling zur Auszah-
lung.
• Althaussanierung. Im großvolumi-
gen Bereich der Althaussanierung wur-
den in 11 Regierungssitzungen für 219
Ansuchen mit 2231 Wohnungen ,  3
Wohnheimen, 13 Ordinationen und di-
versen Nachförderungen aus Mitteln der
Wohnhaussanierung 187,850.000 Schil-
ling und aus Mitteln des Wohnbauförde-
rungsfonds für das Bundesland Nieder-
österreich 13,510.000 Schilling als Darle-
hen und weiters insgesamt 5,687.131
Schilling jährlicher Zuschuß auf die Dau-
er von 10 oder 15 Jahren bewilligt. Insge-
samt gelangten an Darlehen nach dem
WSG 91,642.000 Schilling und aq Darle-
hen des Wohnbauförderungsfonds für
das Bundes land  N iede rös te r re i ch
9,295.000 Schilling zur Auszahlung. Im
Rahmen der Wohnungsverbesserung
und Wohnhaussanierung wurden Annui-
t ä tenzuschüsse  in der Höhe von
47,348.249 Schilling freigegeben.

Althaussanierung
Insgesamt sind 7.879 Förderungsbegehren
gestellt worden. In 17.665 Fällen wurde be-
reits ein Annuitätenzuschuß mit einer jähri-
chen Gesamtsumme von 273,968.722 Schil-
ling bewilligt Insgesamt wurden Annuitäten-
zuschüsse in der Höhe von 596,062.019
Schilling angewiesen.

Hauskauf
Bisher sind 2.076 Förderungsbegehren
eingereicht worden. Für den Ankauf von
Häusern und Wohnungen wurden insge-
samt 1 77,500.000 Schilling bewilligt und
128,420.000 Schilling ausbezahlt.

Übersiedlerförderung
Es wurden 14 Anträge eingereicht.

Wohnbeihilfe
6.285 Antragstellern wurde Wohnbeihilfe
in der Höhe von 101,714.244 Schilling
bescheidmäßig zugesprochen und ins-

Aufgrund des Baufortschrittes wurden an
WBF 1968, WBF 1984 und WBF 1990-Mit-
teln 1.694,869.900 Schilling und an Lan-
deswohnbauförderungsmitteln 17,729.000
Schilling ausbezahlt
Für bereits fertiggestellte Eigenheime
wurden Annuitätenzuschüsse für auf
dem Kreditmarkt aufgenommene Darle-
hen aus Mitteln der WFG 1968 in der
Höhe von 27,999.494,96 Schilling ange-
wiesen.
Für sogenannte Arbei tnehmerförde-
rungsdarlehen von jeweils 30.000 Schil-
ling wurden insgesamt 24,540.000 Schil-
ling bewilligt und 24,510.000 Schilling
aus Mitteln des Wohnbauförderungs-
fonds für das Bundesland Niederöster-
reich ausbezahlt.
Im Bereich der “Sonderaktion Dorfer-
neuerung” wurden für insgesamt 15 Be-
gehren 3,845.000 Schilling aus Mitteln
des Wohnbauförderungsfonds für das
Bundesland Niederösterreich bewilligt
und 3,782.972 Schilling auf Grund des
Baufortschrittes ausbezahlt.

Ziele 1991

Die Hauptziele der Förderungsstelle wer-
den sein:
• Die Übersiedlungsphase der oben er-
wähnten Sachgebiete weiter vorzuberei-
ten und abzuschließen.
• Die weitere Dezentralisierung in den
einzelnen Landesvierteln zu den Schwer-
punkt-Bezirkshauptmannschaften mit
den letzten notwendigen Ergänzungen
zum Abschluß zu bringen.
• Aufgrund der knappen Budgetmittel
vor allem im Zuschußbereich Anpassun-
gen zur Einsparung vorzunehmen.

Gruppenwohnbau
Insgesamt sind 21 Förderungsbegehren
eingereicht worden. Sieben Begehren mit
46 Wohnungen wurde ein Darlehen mit
einer Gesamtsumme von 15,923.000
Schilling bewilligt.

Mehrfamilienhäuser
• Neubauten.  Die NÖ Landesregierung
hat in insgesamt 14 Sitzungen für 370 An-
suchen mit 3042 Wohnungen, 17 Heimen,
22 Ordinationen sowie diversen Nachför-
derungen 2.837,480.000 Schilliing als
Darlehen der WBF 1984 bzw NÖ WFG
und 109,246.000 Schilling als Darlehen aus
Mitteln des Wohnbauförderungsfonds für
das Bundesland Niederösterreich sowie
weitere 1,372.707 Schilling als Annuitäten-
zuschüsse im Rahmen des Bundessonder-
wohnbauprogrammes 1983 aus Mitteln des
Wohnbauförderungsfonds für das Bundes-
land Niederösterreich bewilligt Auf Grund
des Baufortschrittes wurden an WBF 1968
bzw. 1984 und NÖ WFG Darlehen
1.855,678.000 Schilling an Darlehen des

Statistik 1990

Eigenheime
Insgesamt sind 5.502 NÖ WFG-Begeh-
ren gestellt worden.
Im Rahmen der "Sonderaktion Dorfer-
neuerung" wurden 9 Ansuchen einge-
bracht.
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Begünstigte Darlehensrückzah-
lung

gesamt 89,407.846 Schilling angewie-
sen.

Eigenmittelersatzdarlehen

In vier Regierungssitzungen wurde 1.701
Förderungswerbern der Betrag von
160,072.000 Schilling bewilligt und bei
2.014 Förderungsfällen 192,886.118
Schilling ausbezahlt.

R üddlüsse ÖS

Bereich Eigenheim:
WFG1954 76.000,64

WFG1968 15,991.449,13

Landeswohnbauförderungs-

gesetz
Bereich Mehrfamilienhäuser

38,927.980,55

WFG1954 815.574,71

WFG1968 9,773.774,54

WFG1984 266.491,99

Landeswohnbauförderungs-
gesetz 12,395.822,94

178



Gesundheit, Soziales, Familie

Gesundheit, Soziales, Familie
Gemeindeärzte (VII/8)

40 % vom Land Niederösterreich und den
dem Pensionsverband angehörigen Ge-
meinden, sowie zu 20 % von den Ge-
meindeärzten selbst.

Schwerpunkte 1990

Die Tätigkeit der Abteilung VII/8 besteht
im wesentlichen in der Ausübung auf-
sichtsbehördlicher Agenden; aber auch
die Unterstützung der Gemeinden bei der
Erstellung von Bescheiden laut GÄG so-
wie Vordienstzeitenanrechnungen und
viele Serviceleistungen für die Gemein-
den stellen einen Teil der Aufgabenberei-
che der Abteilung dar.
Die im vergangenen Jahr erwähnte No-
velle zum NÖ Gemeindeärztegesetz
1977 wurde nach Beschlußfassung im
Landtag im August 1990 im Landesge-
setzblatt kundgemacht.
Es sind u.a. Verbesserungen des Ur-
laubsausmaßes und die Verpflichtung
des Gemeindearztes, den Erstordina-
tionssitz in der Gemeinde bzw. Sanitäts-
gemeinde zu errichten, darin enthalten.
Auch in Abstimmungsverfahren des Ge-
sundheitsausschusses ist durch das Diri-
mierungsrecht des Obmannes eine nicht
unbedeutende Verbesserung eingetre-
ten.

Weiters wurde im Berichtjahr der Entwurf
einer Novelle zur Verordnung der NÖ
Landesregierung über die Bildung von
Sanitätsgemeinden erarbeitet und dieser
Entwurf der Begutachtung zugeführt.
Dies war erforderlich, da immer mehr Ge-
meinden eine eigene Gemeindearztstelle
anstreben.
Diese Tätigkeiten werden durch die gute
Zusammenarbeit mit der Krankenkasse,
der Ärztekammer für Niederösterreich
und der Abteilung R/2 des Amtes der NÖ
Landesregierung sehr gefördert. Es darf
aber auch darauf verwiesen werden, daß
die Gründung eigener Gemeindearztstel-
len im Hinblick auf die Belastung des
Pensionsverbandes auf größere Schwie-
rigkeiten stößt.
In finanzieller Hinsicht ist von der Abtei-
lung VII/8 Vorsorge zu treffen, daß die
vom Pensionsverband für die Gemeinde-
ärzte in Niederösterreich benötigten Mit-
tel vorhanden sind und im Budget des
Landes Berücksichtigung finden.
Die Aufbringung der Mittel erfolgt gemäß
§§ 48, 49 und 50 des NÖ Gemeinde-
ärztegesetzes 1977, LGBI. 9400-0 zu je

Ziele 1991

Ziel der Abteilung wird auch weiterhin
sein, die Überprüfung der Gemeinden auf
die Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen durchzuführen.
Ferner wird getrachtet werden, daß im
Sinne der Versorgung der Bevölkerung
im ländlichen Raum, eine rasche Neube-
setzung der frei werdenden Gemeinde-
arztstellen gewährleistet wird.

Statistik 1991

Von den 443 vorhandenen Gemeinde-
arztstellen in Niederösterreich sind 415
besetzt und 28 frei bzw. von pensionier-
ten Gemeindeärzten vertretungsweise
besetzt.

Gesundheit (GS)

Krankenanstalten mit einer urologischen
Abteilung eingesetzt wird.

Flächendeckende Versorgung
mit Computertomographen
Die Computertomographie ist eine der
modernen technischen Möglichkeiten in
der Radiologie, mit einem bildgebenden
Verfahren die Grenzen der konventionel-
len Röntgenuntersuchungen zu über-
schreiten und Körperschnittbilder von ho-
her Detailerkennbarkeit anzufertigen.
Über die Möglichkeiten für die radiologi-
sche Diagnostik mit dieser modernen, in-
zwischen schon ausgereiften Technik der
Computertomographie besteht heute all-
gemein eine klare Information. Diese dia-
gnostischen Möglichkeiten sind abhängig
vom Gerätetyp beziehungsweise der mo-
dernen technischen Entwicklung, die
man der letzten Gerätegeneration zuord-
nen kann.
Noch vor wenigen Jahren hat man ange-
nommen, daß für 300.000 Einwohnerein
Computertomograph zur Verfügung ste-

bar, wodurch der Bedarf an Geräten zur
Steinzertrümmerung gestiegen ist. Be-
darfsermittlungen ergaben für Nieder-
österreich mit rund 1,4 Mio. Einwohnern
einen jährlichen Anfall von 940 Nieren-
stein- und 380 Gallensteinbehandlungen.
Parallel zum gestiegenen Bedarf an Be-
handlungen läuft die technische Weiter-
entwicklung von Geräten der zweiten und
dritten Generation, deren Kosten nur
noch 25 % der des Erstgerätes betragen
und die bereits als mobile Geräte im Han-
del erhältlich sind. Als medizinisch und
wirtschaftlich vertretbar wird eine durch-
schnittliche Auslastung von rund 1.000
Behandlungen pro Jahr und Gerät ange-
geben. Das bedeutet, daß ein einziger
Lithotripter für Niederösterreich genügt.
Um eine flächendeckende und patienten-
nahe Betreuung der Patienten Nieder-
österreichs zu gewährleisten, wurde auf
Vorschlag der Primarärzte der urologi-
schen Abteilungen ein mobiler Lithotrip-
ter für Niederösterreich angeschafft, der
im Juli in Betrieb genommen wurde und
im Turnus in allen niederösterreichischen

Krankenanstalten

Ausbau der Krankenanstalten
Der Ausbau der Krankenanstalten wurde
1990 fortgesetzt. Von der Sanitätsdirek-
tion waren dabei regelmäßig folgende
Angelegenheiten zu besorgen:
• Medizinische Beratung bei der Pla-
nung, beim Bau und bei der medizinisch-
technischen Ausstattung;
• Mitwirkung in Baubeiräten für die Aus-
bauvorhaben in den öffentlichen Kran-
kenanstalten;
• Bestellung von Sachverständigen für
die Durchführung behördlicher Verfahren
nach dem Krankenanstaltengesetz.

Anschaffung eines mobilen
Lithotripters
Nach heutigen Erkenntnissen sind ein
Großteil der Nierensteine und auch ein
Teil der Gallensteine mit der berührungs-
freien Stoßwellenlithotripsie behandel-
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Während der Notarzthubschrauberdienst
bereits seit 7 Jahren in Niederösterreich
besteht und nicht mehr wegzudenken ist,
befindet sich der Notarztwagendienst
noch im Aufbau. Für die flächendeckende
Versorgung der niederösterreichischen
Bevölkerung sind insgesamt 22 Standor-
te für den Notarztwagendienst, dessen
effizienter Aktionsradius im Durchschnitt
mit 15 km begrenzt ist, vorgesehen, da-
von 21 in Verbindung mit einem allge-
mein-öffentlichen Krankenhaus, das den
Notarzt bereitstellt, und einer in Gänsern-
dorf, das kein Krankenhaus hat. Derzeit
stehen 20 der vorgesehenen 22 Notarzt-
wagen im Einsatz, und zwar in Amstetten,
Baden, Gänserndorf, Gmünd, Hollabrunn,
Horn, Korneuburg, Krems, Lilienfeld,
Melk, Mistelbach, Mödling, Neunkirchen,
St. Pölten, Scheibbs, Tulln, Waidhofen/
Thaya, Waidhofen/Ybbs, Wr. Neustadt
und Zwettl. Damit verfügt Niederöster-
reich über ein fast lückenloses Netz an
Notarztwagen. Die restlichen zwei Not-
arztwagen mit den Standorten Kloster-
neuburg und Hainburg werden voraus-
sichtlich im kommenden Jahr in Betrieb
genommen werden. Um einen klaglosen
und gesetzeskonformen Betrieb des Not-
arztwagendienstes sicherzustellen, wur-
de das Stammpersonal der Krankenan-
stalten, die Standorte eines Notarztwa-
gens sind, aufgestockt. Die Finanzierung
der Ärzte erfolgt durch die Bereitstellung
von KRAZAF-Strukturmitteln.
In der weiteren Folge wird es erforderlich
sein, die noch bestehenden weißen
Flecke, vor allem im Raum Purkersdorf
und Schwechat, durch das Notarzt-Ren-
dezvoussystem abzudecken.

ner Hochvolt-Strahlentherapie bedürfen,
werden derzeit von Wien aus, jedoch un-
zureichend versorgt, weil die Kapazität
der Wiener Abteilungen für die große
Zahl von Patienten nicht ausreicht.
Da es immer schwieriger wird, krebskran-
ke Patienten aus Niederösterreich zur
Hochvolt-Strahlentherapie in Wiener
Krankenanstalten unterzubringen, haben
St. Pölten und Wr. Neustadt sich bereit
erklärt, zur Behebung dieses Versor-
gungsnotstandes die im NÖ Raumord-
nungsprogramm für das Gesundheitswe-
sen vorgesehenen bettenführenden
strahlentherapeutischen Abteilungen in
ihren Krankenanstalten zu errichten. Die
zur Errichtung der Strahlentherapieabtei-
lungen erforderlichen Mittel wurden be-
reits freigegeben, sodaß mit den Pla-
nungsarbeiten begonnen werden kann.
Beide Abteilungen sollen mit je drei Hoch-
volt-Therapiegeräten ausgestattet wer-
den. Da das nördliche Burgenland noch
über keine Strahlentherapieabteilung
verfügt und die Strahlenbehandlung der
Krebskranken dieser Region aus wirt-
schaftlichen Gründen am zweckmäßig-
sten von Wr. Neustadt aus erfolgt, hat
sich das Burgenland bereit erklärt, die
anteiligen Kosten für die Errichtung und
den Betrieb der Wr. Neustädter Strahlen-
abteilung zu übernehmen. Die Verhand-
lungen über die Höhe der Mitfinanzierun-
gen sind noch im Gange.

hen müsse. Jetzt findet man wegen der
Mehrbeanspruchung damit nicht mehr
das Auskommen und veranschlagt für je
85.000 Einwohnereinen Computertomo-
graphen und ordnet die Computertomo-
graphen bereits der medizinischen Basis-
versorgung zu.
Der Landessanitätsrat für Niederöster-
reich hat sich bereits Anfang 1987 für
einen stufenweisen Ausbau der Kranken-
anstalten mit Computertomographen
ausgesprochen und neben St. Pölten,
das damals bereits einen Computertomo-
graphen besaß, zehn weitere Standorte
empfohlen, und zwar Wr. Neustadt,
Mistelbach, Horn, Krems, Amstetten,
Mödling, Neunkirchen, Baden sowie die
Landesnervenkliniken Klosterneuburg-
Gugging und Mauer bei Amstetten.
Die Landesnervenkliniken Klosterneu-
burg-Gugging und Mauer bei Amstetten
konnten bereits im Jahr 1988 mit je einem
Computertomographen ausgestattet
werden. 1990 wurden drei weitere Com-
putertomographen für die Krankenhäu-
ser Horn, Mistelbach und Wr. Neustadt
angeschafft. Die Mittel für die restlichen
fünf Computertomographen wurden be-
reits freigegeben. Mit der Inbetriebnahme
dieser Geräte kann 1991, spätestens je-
doch 1992 gerechnet werden.

Strahlentherapie-Abteilungen
St. Pölten und Wr. Neustadt

Die Krebsbehandlung hat in den letzten
Jahrzehnten durch die Einführung der
Hochvolt-Strahlentherapie in den späten
50er Jahren gewaltige Veränderungen
erfahren. Die Medizin ist heute in der
Lage, mehr als ein Drittel aller Krebspa-
tienten effektiv zu heilen; darüberhinaus
kann die Lebensqualität der unheilbaren
Krebspatienten wesentlich verbessert
werden. Die heutige Krebsbehandlung ist
äußerst komplex und kann nur durch ein
gemeinsames Teamwork von Chirurgen,
Chemotherapeuten und Strahlenthera-
peuten durchgeführt werden. Während
chirurgische und chemotherapeutische
Möglichkeiten in ausreichendem Aus-
maß zur Verfügung stehen, besteht hin-
sichtlich der Strahlentherapie eine akute
Notsituation.
In Österreich sind rund 30.000 Krebsfälle
pro Jahr zu erwarten, wovon 60 % einer
Strahlenbehandlung zugeführt werden
müßten, über die Hälfte davon in kurati-
ver Absicht. Auf Niederösterreich bezo-
gen - mit ca. einem Fünftel der Einwoh-
nerzahl Österreichs - bedeutet das, daß
6.000 neue Krebsfälle pro Jahr zu erwar-
ten sind, von denen 3.600 einer Strahlen-
therapie zugeführt werden müßten. Die
niederösterreichischen Patienten, die ei-

Notarztrettungsdienst

Ausbau des
Notarztwagendienstes

Das sogenannte integrierte Notarztret-
tungssystem, bestehend aus Notarztwa-
gen, Notarzthubschrauber und Ren-
dezvoussystem mit praktischen Ärzten,
ist seit rund eineinhalb Jahrzehnten in
verschiedenen Ländern Europas und
auch in Österreich als unbedingt notwen-
dige Einrichtung zur Erhaltung des Le-
bens und zur rascheren Wiederherstel-
lung akut Erkrankter und Schwerverletz-
ter anerkannt.
Für einen flächendeckenden integrierten
Notarztrettungsdienst sind grundsätzlich
drei Notarztrettungssysteme notwendig,
die sich reibungslos ergänzen und unter-
stützen müssen, und zwar
• das Notarztwagensystem
• das Notarzthubschraubersystem und
• das Notarzt-Rendezvoussystem mit
niedergelassenen praktischen Ärzten.

Fachärztemangel

Um den Bedarf an Fachärzten in Hinkunft
abzudecken und eine flächendeckende
Versorgung der Bevölkerung sowohl im
Bereich der Krankenanstalten als auch
im Bereich der niedergelassenen Fach-
ärzte zu gewährleisten, wurde am 1. März
1989 eine Novelle zum Ärztegesetz vom
Nationalrat beschlossen. In dieser Novel-
le wurde die Schlüsselzahl für die Einstel-
lung von Turnusärzten in Ausbildung zum
praktischen Arzt (1:15) insoferne modifi-
ziert, als nach dem 31. Dezember 1987
anerkannte zusätzliche Facharztausbil-
dungsstellen in den Mangelfächern in
diesen Schlüssel einzurechnen sind.
Durch diese Regelung soll erreicht wer-
den, daß den Krankenhausträgern durch
Schaffung von zusätzlichen Ausbildungs-
stellen keine unzumutbaren Mehrkosten
entstehen. Mitte März 1989 wurden des-
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halb alle niederösterreichischen Kran-
kenanstalten im Erlaßwege eingeladen,
entsprechende Ansuchen um Anerken-
nung der in ihrem Krankenhaus noch ver-
tretbaren und möglichen zusätzlichen
Ausbildungsstellen für Fachärzte zu stel-
len. Bisher wurden von den Rechtsträ-
gern der Krankenanstalten insgesamt
155 Anträge gestellt, von denen bis 1990
123 positiv erledigt werden konnten.
Für das Sonderfach “Dermatologie” wur-
de ein Sonderprogramm erstellt. Vier In-
teressenten erhalten auf Kosten des Lan-
des und des Bundes ihre Facharztausbil-
dung an den Universitäts-Hautkliniken
bzw. an den Hautabteilungen des Wilhel-
minenspitals und des Rudolfspitals. Für
zweiundvierzig weitere Facharzt-Ausbil-
dungsstellen, die nicht in den Nieder-
österreichischen Krankenanstalten un-
tergebracht werden können, sind ähnli-
che Sonderprogramme erforderlich, und
zwar für fünf Ausbildungsstellen im Son-
derfach Augenheilkunde, für drei weitere
Ausbildungsstellen im Sonderfach Der-
matologie, für drei Ausbildungsstellen im
Sonderfach Hals-Nasen-Ohrenkrankhei-
ten, für zwei Ausbildungsstellen im Son-
derfach Urologie, für 15 Ausbildungsstel-
len im Sonderfach Anästhesiologie, für
fünf Ausbildungsstellen im Sonderfach
Physikalische Medizin, für fünf Ausbil-
dungsstellen im Sonderfach Strahlenthe-
rapie, für zwei Ausbildungsstellen im
Sonderfach Herzchirurgie und für zwei
Ausbildungsstellen im Sonderfach Neu-
rochirurgie. Außerdem ist eine einjährige
Ausbildung von vorerst zwei Physikern
und einem HTL-Ingenieur an einer Radio-
Onkologischen Abteilung erforderlich.
Ähnlich kritisch wie die Versorgung der
niederösterreichischen Bevölkerung mit
Fachärzten ist die mit Zahnbehandlern. In
Niederösterreich sind derzeit viele Zahn-
arztplanstellen unbesetzt. Weiters sind
etwa 120 Planstellen mit Zahnbehand-
lern im Alter von über 60 Jahren besetzt,
welche voraussichtlich in den nächsten
Jahren in Pension gehen werden und
deren Stellen nachbesetzt werden müs-
sen. Um eine flächendeckende Versor-
gung der niederösterreichischen Bevöl-
kerung mit Zahnbehandlern möglichst
rasch zu erreichen, werden derzeit ent-
sprechend der Entschließung des Natio-
nalrates vom 23. Jänner 1986 (E 54-
NR/16-GP) 37 Ärzte, die eine schriftliche
Verpflichtungserklärung abgegeben ha-
ben, sich an einer der unbesetzten Plan-
stellen nach ihrer Ausbildung niederzu-
lassen, im Vorreihungsverfahren an der
Wiener Universitätszahnklinik ausgebil-
det. Um auch die restlichen freien Plan-
stellen möglichst rasch besetzen zu kön-
nen, wurde das Bundeskanzleramt er-

sucht, der Entschließung des Nationalra-
tes vom 23. Jänner 1986 zu entsprechen
und zehn weitere Vorreihungsplätze für
Niederösterreich vorzusehen.

me erfolgt zusammen mit den Schülern
der Schulen für die Allgemeine Kranken-
pflege, in deren Einzugsbereich das je-
weilige Landespflege- bzw. -pensioni-
stenheim liegt. Dadurch bleiben den Teil-
nehmern der Ausbildungslehrgänge wei-
te Anfahrtswege und dem Rechtsträger
der Krankenpflegeschule, an der die Aus-
bildung stattfindet, die notwendige zu-
sätzliche Einstellung von Lehrpersonal
erspart. Die Ausbildung hat mit dem
Schuljahr 1990/91 begonnen.
Es wurde Vorsorge getroffen, daß die
Ausbildung von diplomiertem Kranken-
pflegepersonal im 2. Bildungsweg eine
ständige Einrichtung in den niederöster-
reichischen Krankenpflegeschulen blei-
ben kann.

Krankenpflegepersonal-
mangel

Aufstockung der
Krankenpflegeschule
Der Arbeitsmarkt in Niederösterreich er-
laubt es nicht, genügend diplomiertes
Krankenpflegepersonal für die Betreuung
von Kranken und pflegebedürftigen Men-
schen zu finden. Dieses Phänomen ist
auch auf nationaler und internationaler
Ebene festzustellen. Um den Bedarf an
qualifiziertem Pflegepersonal abzudek-
ken, wurde die Krankenpflegeschule Ba-
den, die vor Jahren stillgelegt wurde, An-
fang März 1990 wieder in Betrieb genom-
men und in Neunkirchen eine neue Kran-
kenpflegeschule eröffnet. Mit der Inbe-
triebnahme der beiden Krankenpflege-
schulen stehen in Niederösterreich 60 zu-
sätzliche Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung.

Einführung des 2. Bildungsweges
Neben der Ausbildung von diplomiertem
Krankenpflegepersonal in Krankenpfle-
geschulen besteht auf Grund der derzei-
tigen Rechtslage für im Sanitätshilfs-
dienst tätige Personen die Möglichkeit,
nach einer gewissen Praxis das Diplom
im 2. Bildungsweg zu erwerben. Die Aus-
bildung im 2. Bildungsweg ist nicht nur
eine Möglichkeit, den Bedarf an diplo-
miertem Krankenpflegepersonal zu dek-
ken, sondern bietet darüber hinaus tüch-
tigen Bediensteten im Sanitätshilfsdienst
eine berufliche Aufstiegsmöglichkeit. Es
wurden deshalb die Rechtsträger aller
Krankenanstalten und die Rechtsträger
der Landespflege- und -pensionistenhei-
me eingeladen, interessierten Stations-
gehilfinnen (-gehilfen) die Möglichkeit zu
bieten, das Diplom im 2. Bildungsweg zu
erwerben. Auf diese Einladung hin wur-
den 73 Interessenten gemeldet, für die
die Rechtsträger bereit sind, die Ausbil-
dungskosten zu übernehmen. Für die In-
teressenten, die die Krankenanstalten
gemeldet haben, wurde ein Ausbildungs-
kurs in der wiedereröffneten Krankenpfle-
geschule Baden organisiert. Der Kurs hat
bereits Anfang März dieses Jahres be-
gonnen. Die Ausbildung der Bewerber
der Landespflege- und -pensionistenhei-

3

Vorsorgemedizin

Mutterberatung und
Säuglingsfürsorge
• Säuglingssterblichkeit Nach dep
vorläufigen Zahlen des Statistischen
Zentralamtes betrug die Säuglingssterb-
lichkeit in Niederösterreich im Jahr 1990
7,8 %o (Bundesdurchschnitt 7,9 %o).
• Mütterberatungsstellen. Im Jahr
1990 wurden in Niederösterreich in 562
Müt terberatungsste l len insgesamt
69.064 Beratungen durchgeführt. Zahl-
reiche Gemeinden konnten bei der Sa-
nierung und dem Neubau von Mütterbe-
ratungsstellen mittels finanzieller Zu-
schüsse des Landes und der Bereitstel-
lung der Inneneinrichtung unterstützt
werden.

Seh-, Hör- und Sprachtestaktion
Die seit 1978 bestehende Seh-, Hör- und
Sprachtestaktion in niederösterreichi-
schen Kindergärten für eingeschriebene
und nicht eingeschriebene Kinder wurde
fortgesetzt. Im Kindergartenjahr 1989/90
wurden im Rahmen des Sehtestes
10.985 Kinder untersucht. Bei 1.416 Kin-
dern, das sind 1 2,89 %, wurden Auffällig-
keiten festgestellt. Im Rahmen des Hör-
und Sprachtestes konnten 16.001 Kinder
überprüft und bei 1.388 Kindern, das sind
8,67 %, Auffälligkeiten festgestellt wer-
den. Die Eltern wurden schriftlich über die
bei ihren Kindern festgestellten Auffällig-
keiten informiert und aufgefordert, mit
dem Kind einen entsprechenden Fach-
arzt aufzusuchen.
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der Verseuchung von Mineralwasser der
Marke “Perrier”, Gesundheitsschädliche
Zahnpasta, Staphylokokkenenterotoxin
in Pilzen aus China, Salmonellen bei Ei-
aufstrich, Manipulation mit ausländi-
schem Wild, Verdorbenes Tafelquellwas-
ser, Algentoxin in dänischen Muscheln,
Verdorbene Champignon.

Vermutungen existieren, wurde von der
Sanitätsdirektion eine epidemiologische
Feldstudie in Auftrag gegeben. Diese
Studie soll klären, ob und in welchem
Ausmaß ein Zusammenhang zwischen
Umweltbelastungen und Krebserkran-
kungen hergestellt werden kann. Nach
den ersten Zwischenergebnissen ist eine
Ausdehnung der Studie auf benachbarte
Bezirke angezeigt. Darüberhinaus sollen
die gewonnenen Erkenntnisse in eine in-
ternationale Arbeit Eingang finden. Die
Ergebnisse dieser Studie sollen nach de-
ren Abschluß in ein bis zwei Jahren, An-
satzpunkte zur gezielten Bekämpfung
der Erkrankungsursachen bieten.

Lebensmittelhygiene,
Lebensmittelaufsicht

Die Lebensmittelkontrolle wird in Nieder-
österreich von den Organen der Abtei-
lung S/1 des Amtes der NÖ Landesregie-
rung und den Marktämtern St. Pölten und
Wr. Neustadt durchgeführt. Folgende
Rechtsvorschriften dienen als Grundlage
für die Kontrolltätigkeit: Lebensmittelge-
setz, Qualitätsklassengesetz, Maß- und
Eichgesetz, Bazillenausscheidergesetz
und Weingesetz.
Die Intensität der Kontrollen nach dem
Lebensmittelgesetz richtet sich nach ei-
nem vom Bundeskanzleramt, Sektion VII,
erlassenen Revisions- und Probenplan.
Im Rahmen dieses Planes wurden für das
Jahr 1990 5.000 Proben von Lebensmit-
teln und 20.000 Revisionen vorgeschrie-
ben.
In den Monaten Jänner bis Dezember
1990 wurden folgende Aufgaben durch-
geführt: 13.825 Revisionen, 4.336 Proben-
entnahmen, 1.258 Anzeigenbearbeitun-
gen und 850 Gewerbeverhandlungen.
Folgende Schwerpunktaktionen wurden
durchgeführt:
• Faschiertes und Würste aus Einrich-
tungen der Gemeinschaftsverpflegung;
• Dioxinbelastung der Milch;
• Salmonellen in Säuglingsmilchnah-
rung;
• Schädlingsbekämpfungsmittel in Im-
portsalaten;
• Fleischkonserven auf Einwaage und
Zusammensetzung;
• Bäuerliche Kuh-, Schaf- und Ziegen-
milcherzeugnisse;
• Mindergewicht bei Backwaren.
Umfangreiche Revisionen und Probe-
nentnahmen wurden auf Grund folgender
Ereignisse durchgeführt: Portugiesische
Ölsardinen mit überhöhtem Histaminge-
halt, Histamin in Sardellenfilets, Verdacht

BM-Meconium-Test

Auch 1990 wurde diese Untersuchung
auf Erkrankungen an “Mucoviscidose”
fortgesetzt. Die frühzeitige Diagnose und
entsprechende Therapie dieser Erkran-
kung mit rezessivem Erbgang bessert die
Lebenserwartung der erkrankten Kinder
beträchtlich. Durch humangenetische
Beratung wird den Eltern dieser Kinder
bei weiterem Kinderwunsch Entschei-
dungshilfe geboten.

Kariesprophylaxe in
Kindergärten

Im Herbst 1989 wurde in NÖ Kindergär-
ten ein Mundhygiene-Intensivprogramm
begonnen. Die herausragenden Erfolge
dieses Programmes nach einem knap-
pen Jahr waren eine wesentliche Verbes-
serung des Zahnputzverhaltens und ein
spürbarer Angstabbau vor dem Zahnarzt-
besuch. Durch eine exakte statistische
Auswertung in der Richtigkeit dieses Pro-
grammes bestätigt, erfolgte im heurigen
Jahr eine Erweiterung dieser Aktion auf
über 100 Kindergärten mit insgesamt
5.000 Kindern.
Niederösterreich besitzt damit ein für
Österreich einzigartiges und beispielhaf-
tes Modell der Gesundheitserziehung im
frühen Kindesalter.

Früherkennung von
Gebärmutterhalskrebs

Dieses Arbeitsprogramm hat ein Jahr
lang gedauert und konnte im Juli 1990
sehr erfolgreich abgeschlossen werden.
5 Fachärzte für Gynäkologie und 18 prak-
tische Ärzte der Bezirke Gänserndorf und
Mistelbach haben insgesamt 9.602 zu-
sätzliche Untersuchungen mit Krebsab-
strich vorgenommen und dabei 10 Früh-
karzinome entdeckt, welche einer durch-
wegs erfolgreichen Behandlung und
Nachsorge zugeführt werden konnten.
Ermutigt durch diesen großartigen Erfolg
ist für 1991 an eine Fortsetzung dieser
Aktion gedacht, wobei nun auch der Früh-
erkennung des Brustkrebses bei Frauen
vermehrte Aufmerksamkeit zuteil werden
soll.

Epidemiologische Feldstudie
über maligne Erkrankungen

Im Raum Wiener Neustadt findet sich
eine statistisch gesicherte Häufung von
bösartigen Erkrankungen. Da als Ursa-
che für diese erhöhte Sterblichkeit - im
besonderen Krebserkrankungen des
Dickdarmes, des blutbildenden Systems
und der weiblichen Brust - bislang nur

Statistik 1990

Amtsärztliche Untersuchungen und
Gutachten .................................... 638

Apothekerprüfungen

Überprüfung von öffentlichen Apotheken 37
Überprüfung von ärztlichen Hausapotheken 28
Überprüfung von Anstaltsapotheken bzw.
der Medikamentengebarung in Krankenan-
stalten 2

Anzeigen wegen
Übertretung des
Suchtgiftgesetzes ......................... 46

Untersuchungen nach dem
Mutterschutzgesetz ................... 1675

Umwelthygiene

Die Beiziehung der ärztlichen Amtssach-
verständigen in den wasser-, gewerbe-,
lüft-, Verkehrs-, Strahlenschutz-, schiff-
fahrtsrechtlichen sowie bau- und sani-
tätsbehördlichen Verfahren war im abge-
laufenen Jahr wieder eine bedeutende
Aufgabe der Amtsärzte der Abteilung S/3.
Erwartungsgemäß war der hiefür erfor-
derliche zeitliche Aufwand im Vergleich
zum Vorjahr wesentlich höher.
Darüber hinaus ist eine Fülle von neuen
Verordnungen, wie Luftreinhalte-Verord-
nung für Kesselanlagen, Berggesetzno-
velle und CKW-Anlagenverordnung, in-
kraft getreten und werden neuartige Ma-
terien, wie Erschütterungshygiene und
Auswirkungen elektromagnetischer Fel-
der, an die Amtsärzte herangetragen und
sollten gutächtlich beurteilt werden,
wenngleich auch keine österreichweit
einheitlichen Kriterien bestehen.

Öffentliche
Trinkwasserversorgungs-
anlagen

Im Bereiche der öffentlichen Trinkwas-
serversorgungsanlagen, die aufgrund ih-
rer Größe in den Zuständigkeitsbereich
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des Landeshauptmannes von Nieder-
österreich fallen, traten im letzten Jahr
wieder umfangreiche Probleme auf. Fol-
gende Inhaltsstoffe im Trinkwasser ga-
ben zu hygienischen Beanstandungen
Anlaß:
• Nitrat. Die am 15. November 1989
erlassene Verordnung des Bundeskanz-
leramtes über den Nitratgehalt im Trink-
wasser legt als derzeitige Höchstgrenze
100 mg Nitrat pro Liter Trinkwasser fest.
Dieser Grenzwert konnte durch verstärk-
te Anstrengungen seitens der Betreiber
von Wasserwerken und durch Maßnah-
men der Behörde eingehalten werden.
Aufgrund der bei der Abteilung S/3 vorlie-
genden Befunde wird folgende Einteilung
der öffentlichen Wasserversorgungsan-
lagen im Hinblick auf den Nitratgehalt
abgegeben:
Die Untersuchungen zeigen, daß derzeit
215 Wasserversorgungsanlagen von 414
Anlagen oder Anlagenteile Nitratgehalte
im Wasser von mehr als 30 mg pro Liter
aufweisen.
• Pflanzenschutzmittel (Pes t i z i de ,
Herbizide). Die im letzten Jahr durchge-
führten Überprüfungen auf Rückständen
von Pflanzenschutzmitteln wurden auch
in diesem Jahre weiter fortgesetzt. Einige
Belastungsschwerpunkte zeichnen sich
ab. Die Zusammenarbeit mit der NÖ Um-
weltschutzanstalt auf diesem Gebiet wur-
de intensiviert.
Mehrere Projekte zur Erhebung des aktu-
ellen Gefährdungspotentiales von Was-
serversorgungsanlagen durch Pestizide
stehen derzeit in Untersuchung, erste Er-
gebnisse dieser Untersuchungen liegen
vor, umfangreichere Aussagen sind für
das Jahr 1991 zu erwarten.
• Ch lor ie r te  Kohlenwassers to f fe .
Auch 1990 traten Belastungen von Trink-
wasser mit chlorierten Kohlenwasserstof-
fen auf. Die Schwierigkeiten wurden
durch Vermischen mit "reinem Trinkwas-
ser" oder durch Errichtung von Adsorp-
tionsanlagen mit Aktivkohle beseitigt.
Im Bereiche der Mittemdorfer Senke wur-
de von der Abteilung S/3 an umfangrei-
chen Sanierungs- und Sicherungsmaß-
nahmen mitgearbeitet.
• Trinkwasserkontrollen. Im Jah r
1990 wurden wie bisher wieder zahlrei-
che Begutachtungen von Befunden von
Wasserversorgungsanlagen, die sowohl
in der Zuständigkeit des Landeshaupt-
mannes von Niederösterreich als auch in
der Zuständigkeit der Bezirks Verwal-
tungsbehörden stehen, durchgeführt. Bei
den kommunalen Anlagen und den Was-
serverbänden mußten etwa 12 % der Un-
tersuchungsergebnisse als hygienisch
nicht einwandfrei beurteilt werden und
Maßnahmen zur Abwendung gesund-

heitlicher Gefahren gefordert werden. Ein
sehr ungünstiges Ergebnis zeigten die
Befunde von Einzelwasserversorgungs-
anlagen.
Durch die Ernennung der Amtsärzte zu
Lebensmittelaufsichtsorganen für den
Teilbereich Trinkwasser wurde die ord-
nungsgemäße Vollziehung der Maßnah-
men auf dem Gebiet des Trinkwassers
ermöglicht. Bei Auftreten hygienisch be-
denklicher Situationen bei Wasserversor-
gungsanlagen ist es den Amtsärzten nun-
mehr möglich, rasch und unverzüglich
Maßnahmen zur Verhinderung der Ge-
fährdung der Gesundheit der Bevölke-
rung zu ergreifen.
• Deponien. Die hygienische Beurtei-
lung von Deponien umfaßt neben der Ge-
ruchs- und Rauchbelästigung der Anrai-
ner vor allem die Auswirkungen von
Schadstoffeluaten auf das Grundwasser
bzw. durch die Sickerwasserableitung
auch auf Oberflächenwässer.
Hierbei ist es besonders wichtig, eine et-
waige Gefährdung für Brunnen in der Nä-
he von Deponien frühzeitig zu erkennen
und durch geeignete Maßnahmen auszu-
schließen. Um dies zu erreichen ist es
notwendig, ein engmaschiges Beweissi-
cherungsnetz um die Deponien durch Be-
obachtungsbrunnen und -sonden zu in-
stallieren, um durch regelmäßige Was-
serproben auch noch Jahre nach Stillle-
gung der Deponie Befunde über die Qua-
lität des Grundwassers zu erhalten.
Hinsichtlich der Gefährdung der Oberflä-
chenwässer durch Sickerwasserablei-
tungen ist es erforderlich, daß Sickerwäs-
ser vor Einleitung in den Vorfluter durch
eine geeignete Aufbereitung (z.B. Kläran-
lage) entgiftet werden.
Zusätzlich wird in Zusammenarbeit mit
anderen Abteilungen an Konzepten für
Müllvermeidung bzw. -Verminderungs-
strategien gearbeitet. Ein wesentlicher
Beitrag dazu ist die vermehrte Errichtung
von Kompostierungsanlagen für die Ent-
sorgung von organischen Hausmüllantei-
len.

Altlasten
Um die Gefahren, die von unsachgemäß
geführten, verlassenen oder stillgelegten
Ablagerungsstätten ausgehen, erfassen
und durch geeignete Maßnahmen unter-
binden zu können, wurde mit der Erstel-
lung eines sogenannten Altlastenkata-
sters begonnen. In diesem Kataster wer-
den alle bekannten Altlasten erfaßt, wo-
bei diese wieder aufgrund ihrer potentiel-
len Gefährlichkeit für das Grundwasser
und den Boden in Dringlichkeitsstufen
eingeteilt werden. So können Sanie-

rungsmaßnahmen der Dringlichkeit ent-
sprechend zeitlich abgestimmt werden.

Abwasserhygiene
Da für einen umfassenden Gewässer-
schutz die alleinige mechanische und
biologische Abwasserbehandlung nicht
mehr ausreicht, müssen vorhandene
Kläranlagen um zusätzliche chemische
Reinigungsstufen zur Stickstoff- und
Phosphoreliminierung ausgebaut wer-
den. Weitaus wichtiger ist es jedoch, daß
die in vielen Gebieten noch bestehende
Abwasserentsorgung mittels Senk- bzw.
Sickergruben durch zumindest vollbiolo-
gisch arbeitenden Kläranlagen ersetzt
wird.

Naßbaggerungen
Naßbaggerungen führen immer zu einer
großflächigen Verletzung der schützen-
den Deckschicht des Grundwassers, wo-
durch die Verunreinigungsgefahr für das
Grundwasser enorm ansteigt. Diesbe-
züglich müssen bestehende Anlagen, die
nach Abbauende als Bade- oder Fischtei-
che weiter benützt werden, durch regel-
mäßige Wasseruntersuchungen über-
prüftwerden. Die Herstellung von Neuan-
lagen ist vor allem in für die Trinkwasser-
versorgung bedeutsamen Gebieten nicht
mehr zu gestatten.

Bodenhygiene
In Niederösterreich ist die Aufbringung
von Klärschlamm und Müllkompost nun-
mehr gesetzlich geregelt, was jedoch nur
zu einer Verschiebung des Entsorgungs-
problemes führte, da nunmehr der teilwei-
se durch Schwermetalle und andere toxi-
sche Substanzen der Industrieabwässer
verseuchte Klärschlamm tonnenweise
als Sondermüll weiterbehandelt werden
muß.

Gewerbehygiene
Tätigkeitsschwerpunkte sind die Erstel-
lung von Gutachten und Stellungnahmen
zu Gesetzesentwürfen und Verordnun-
gen sowie Sachverständigentätigkeit in
behördlichen Verfahren, vor allem im Hin-
blick auf Arbeitsmedizin in Zusammenar-
beit mit dem Arbeitsinspektorat und
Lärmhygiene durch medizinische Beur-
teilung von technischen Lärmgutachten.

Strahlenhygiene
Im Rahmen der Errichtungs- und Bewilli-
gungsverfahren werden Gutachten hin-
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Röntgenschirmbildbus

Der Einsatz des Röntgenschirmbildbus-
ses wird in Niederösterreich als Ergän-
zung zu den stationären Röntgenschirm-
bildeinrichtungen betrieben.
1990 wurde der Bus in den Bezirken Möd-
ling, Baden, Wr.Neustadt, Neunkirchen,
Amstetten und Gmünd gezielt eingesetzt.
Weiters wurden in 16 Betrieben und 8
Pensionisten- und Pflegeheimen Umge-
bungsuntersuchungen durchgeführt. Ins-
gesamt wurden 9.000 Schirmbildaufnah-
men gemacht.
Im Zuge der Dezentralisierungswünsche
wurde die Befundung der Schirmbilder
nunmehr den Tuberkulosefürsorgeärzten
zugeordnet.

Tuberkulosefürsorge

Im Rahmen der Tuberkulosehilfe wurden
1990 188 Befundungen vorgenommen.
Betreffend Behandlungskosten und Wirt-
schaftshilfe wurden in 81 Fällen die Ko-
sten übernommen, in 37 Fällen wurde
aufgrund der Gesetzeslage keine Tuber-
kulosehilfe gewährt. Bei 20 Tuberkulose-
Untersuchungs- und Beratungsstellen
werden die Aufgaben der Tuberkulose-
fürsorge von zwei Amtsärzten und 16
Werksvertragsärzten wahrgenommen.

sichtlich des medizinischen Strahlen-
schutzes abgegeben. Daneben wird die
Überprüfung der gesetzlich vorgeschrie-
benen medizinischen Untersuchungen
des Röntgenpersonals durchgeführt.
Zunehmend werden auch die Auswirkun-
gen elektromagnetischer Felder von
Hochspannungsleitungen und Oberlei-
tungen, z.B. bei der Eisenbahn, auf die
Gesundheit diskutiert. Die Mitwirkung bei
der Erstellung einheitlicher Richtlinien
wird einen breiten Raum künftighin ein-
nehmen müssen.

Jugendwohlfahrt (VIII/2)

Sozialpädagogische
Angelegenheiten der
Heimsozialarbeit
Der Abteilung obliegt die Vorsorge für
eine bestmögliche Förderung aller in Hei-
merziehung stehender Kinder und Ju-
gendlicher:
Heimsozialarbeit gliedert sich in admini-
strative, koordinierende, beratende und
begleitende Tätigkeiten. Diese Tätigkei-
ten werden in regelmäßigen Abständen
von den Heimsozialarbeitem in Zusam-
menarbeit mit den Heimpsychologen in
NÖ Landesjugendheimen bzw. einigen
Privatheimen durchgeführt. Grundlage
für die Heimeinweisung bildet eine Bera-
tung und Vorbereitung durch ein Bera-
tungsteam an den Jugendabteilungen.
Dort wird auch ein erwartetes Erzie-
hungsziel definiert und die voraussichtli-
che Dauer des Heimaufenthaltes bespro-
chen.
Ziel der Heimsozialarbeit ist es nunmehr
in enger Zusammenarbeit mit Jugendab-
teilungen, Mitarbeitern des Heimes, wich-
tigen Bezugspersonen des Kindes/Ju-
gendlichen und anderen Institutionen die-
ses bereits bei der Heimeinweisung defi-
nierte Erziehungsziel zu verfolgen, zu be-
gleiten und dessen Einhaltung zu kontrol-
lieren. Im Einzelfall wird überprüft, ob und
durch welche Schrit te während des
Heimaufenthaltes das Erziehungsziel er-
reicht werden kann, abgeändert oder neu
festgesetzt werden muß. In regelmäßi-
gen Zeitabständen werden in allen be-
treuten Heimen unter Mitwirkung des zu-
ständigen Heimsozialarbeiters und des
Heimpsychologen des Kinder- und Ju-
gendpsychologischen Beratungsdien-
stes Erz ieherbesprechungen,  Erzie-

zum Thema "Sexuelle Mißhandlung von
Kindern - Erkennen und Helfen bei Fami-
lienkrisen";
• 6 supervidierende Arbeitskreise für
Sozialarbeiter als berufsbegleitende Fort-
bildung und 8 Supervisionsgruppen.
• Vorgesehen ist, einen eigenen super-
vidierenden Arbeitskreis für Sozialarbei-
ter in den ersten Dienstjahren (Berufsan-
fänger) zu installieren.

Rechtshilfe
Die Rechtshilfe, von erfahrenen Juristen
der Fachabteilung ausgeübt, erteilt den
mit den Aufgaben der Amtsvormund-
schaft und Amtssachwalterschaft tätigen
Bediensteten in schwier igen Fällen
Rechtsauskünfte. Es werden Gutachten
verfaßt und es wird bei Wiener Gerichten,
Notaren und sonstigen Stellen interve-
niert. 1990 wurden in 173 Fällen Interven-
tionen für die NÖ Bezirksverwaltungsbe-
hörden bei Gerichten, Notaren, Versiche-
rungen und Vertretungsbehörden und die
Verfassung von Schriftsätzen (Rechts-
mittel, Anträge, Behandlungen von Be-
schwerden usw.) in 340 Fällen getätigt.
Der Ein- und Ausgang von Mündelgel-
dern (Überweisung von Alimenten ins
Ausland und aus dem Ausland) betrug
375.014 Schilling.

Fachaufsicht
Im Rahmen der allgemeinen Fachauf-
sicht wurde die Jugendabteilung der Be-
zirkshauptmannschaft Korneuburg über-
prüft und Beratungsgespräche mit 18 Be-
rufsanfängern (Sozialarbeiter) geführt.

Schwerpunkte 1990

• Legistische Arbeiten zum Jugend-
wohlfahrtsgesetz;
• Aus- und Fortbildung des "Fürsorge-
und Fachpersonals" (Amtsvormünder
und Sozialarbeiter) der Jugendabteilun-
gen der Bezirksverwaltungsbehörden;
• fachliche Beaufsichtigung der gesam-
ten Tätigkeit der Bezirksverwaltungsbe-
hörden auf dem Gebiet der öffentlichen
Jugendwohlfahrtspflege einschließlich
der geleisteten Rechtshilfe;
• sozialpädagogische Angelegenheiten
der Heimsozialarbeit, Pflegekinderwe-
sen, Aufsicht über Privatkinderheime;
• soziale Dienste (Beratungsdienste
verschiedenster Art);
• Erholungsfürsorge;

• Förderung privater Träger der Jugend-
wohlfahrt.

Aus- und Fortbildung
In Zusammenarbeit mit der NÖVAK fan-
den folgende Veranstaltungen statt:
• 1 Seminar zum Thema "Grundlagen
der Kommunikations- und Familienthera-
pie", im Ausmaß von 4 Tagen (für Diplom-
sozialarbeiter und Amtsvormünder);
• 1 Seminar zum Thema "Systemerken-
nung, Struktur- und Interaktionsbeobach-
tung", im Ausmaß von 4 Tagen (für Di-
plomsozialarbeiter und Amts Vormünder);
• 1 Seminar für die Mitarbeiter der Abtei-
lung VIII/2 zum Thema Teamarbeit in
interdisziplinären Systemen", im Ausmaß
von 5 Werktagen;
• 1 Fortbildungstag für die Sozialarbei-
ter der Bezirke Melk, Scheibbs und Am-
stetten und Vertreter der Abteilung VIII/2
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hungsverlaufskonferenzen und Erzie-
hungsberatungen durchgeführt.
Heimerziehung sollte großteils als fami-
lienergänzende Maßnahme verstanden
werden. Aus diesem Grund ist Angehöri-
genarbeit ein wesentlicher Bestandteil
der Tätigkeit im Heim. Jedenfalls ist wäh-
rend des gesamten Heimaufenthaltes
des Kindes/Jugendlichen, je nach Alter,
eine mögliche Reintegration in seine Fa-
milie anzustreben bzw. bei älteren Ju-
gendlichen eine Verselbständigung vor-
zubereiten. Jüngere Kinder, bei denen
eine Reintegration in die eigene Familie
nicht möglich ist, werden, sofern sie für
eine Pflegeplatzunterbringung geeignet
sind, in Ersatzfamilien untergebracht, wo-
bei Pflegestellenwerber sorgfältig ausge-
wählt und auf ihre Aufgabe vorbereitet
werden müssen.
Für die im Rahmen der Behindertenhilfe
in den verschiedenen Heimen unterge-
brachten Kinder/Jugendlichen finden ge-
meinsam mit der Abteilung VII/1 Rehabi-
litationskontrollen statt. In den Landesju-
gendheimen Hollabrunn, Hochwolkers-
dorf und Hinterbrühl werden außerdem in
Zusammenarbeit mit dem "Verein zur Be-
rufsvorbereitung von Jugendlichen" Be-
rufsvorbereitungskurse für Jugendliche,
die ihre gesetzliche Schulpflicht erfüllt ha-
ben, aber auf Grund von Entwicklungs-
rückständen nicht unmittelbar ins Berufs-
leben eingegliedert werden können,
durchgeführt.
Am 31. 12. 1990 waren in den NÖ Lan-
desjugendheimen in Durchführung von
Erziehungsmaßnahmen (Behindertenhil-
fe, Jugendwohlfahrtsmaßnahmen) ins-
gesamt 867 Minderjährige untergebracht.
Davon waren 76 Kinder/Jugendliche aus
anderen Bundesländern. In durch Heim-
sozialarbeiter betreuten Privatheimen
befanden sich zu diesem Zeitpunkt insge-
samt 184 Minderjährige aus NÖ. Obwohl
in NÖ ein differenziertes und qualifizier-
tes Angebot an Heimen besteht, gibt es
für einige Minderjährige nicht immer ge-
eignete Einrichtungen. Es muß daher
trotz genügend vorhandener Heimplätze
in NÖ vereinzelt auf Einrichtungen in an-
deren Bundesländern ausgewichen wer-
den (6 Jugendliche).

Belag der Heime am 31. Dezem-
ber 1990

bedürftige Kind" an 2 Abenden Mitarbei-
tertreffen zum Erfahrungsaustausch und
zur Planung notwendiger Veranstaltun-
gen für Pflegeeltern abgehalten. Bei der
Abteilung sind 63 Familien vorgemerkt,
die ein Pflegekind aufnehmen möchten.
135 Familien haben sich bei der Jugend-
wohlfahrt um Vermittlung eines Adoptiv-
kindes beworben. Trotz der freien Pflege-
plätze besteht ein Defizit an geeigneten
Pflegeeltern, die bereit sind, behinderte
und verhaltensauffällige Kinder sowie
Geschwister und Kinder mit häufigem El-
ternkontakt und unsicherer Prognose be-
züglich der Dauer des Pflegeverhältnis-
ses aufzunehmen.

Minder-
jährige

davon aus
NÖ Landesjugendheime anderen

Bundesländern
Matzen 56 1
Pottenstein 90 —
Schauboden 78 1
Hinterbrühl 181 7
Reichenauerhof 61 9
Allentsteig 67 6
Korneuburg 155 30
Hollabrunn 86 11
Hochwolkersdorf
NÖ Landessäuglings- u.

18 4

Kleinkinderheim "Schwe-
denstift" 46 4
Heilpädagogische Sta-
tion Hinterbrühl 29 3
Insgesamt 867 76

Minder-
jährige

davon aus
Privatheime anderen

Bundesländern
Schülerinternat Schloß
Judenau (einschließlich
der 9 Außenwohngrup-
pen)
Mädchenwohnheim

186 22

Brunn/Gebirge
Mädchenfamilienheim

6 -

Wr. Neustadt 10 2
Zentrum Spattstraße,
Linz 4*)
Baumgartenberg, OÖ 2")
Insgesamt 208 24

Aufsicht über Privatkinderheime

In NÖ gibt es dzt. 12 Privatheime für
Kinder und Jugendliche, die im Rahmen
der Heimaufsicht gemäß § 21 NÖ JWG
1978 überprüft wurden.

Erholungsfürsorge

Die Ferienaktion wird für sozial- und er-
holungsbedürftige Kinder durchgeführt.
1990 nahmen insgesamt 995 Kinder da-
ran teil. Die Schulkinder waren in 12 Hei-
men - davon 8 in Niederösterreich und 4
in anderen Bundesländern - in 3- bis 4-
wöchigen Turnussen unterbegracht. Zur
Betreuung der Kinder waren insgesamt
87 Personen eingesetzt, die als Aktions-
leiterinnen) und Erzieher(innen) tätig wa-
ren. Die Sonderaktion (für vorschulpflich-
tige, erziehungsschwierige und lern-
schwache Kinder) wurde in den NÖ Lan-
desschulheimen Allentsteig, Schaubo-
den, Reichenauerhof und im Schülerin-
ternat Schloß Judenau durchgeführt. Das
Personal für diese Aktion wurde von den
genannten Heimen beigestellt. Die Aus-
gaben der Ferienaktion betrugen für
23.544 Verpflegstage 5,694.173,92
Schilling. Die Kosten wurden zum Teil
aus Mitteln der Pfingstsammlung ge-
deckt. Das Ergebnis der Pfingstsamm-
lung beträgt 3,649.377,44 Schilling. An
Krankenkassenzuschüssen wurden
1,541.380 Schilling verrechnet. Der Rest
ist durch Elternbeiträge gedeckt.

Förderung privater Träger der
Jugendwohlfahrt

An private Träger wurden für Zwecke der
Jugendwohlfahrt insgesamt Förderungs-
beiträge von 10 Mio. Schilling wie folgt zur
Verteilung gebracht:

*) aus Niederösterreich

Pflegekinderwesen

Schwerpunkte sind die Werbung geeig-
neter Pflegeeltern, die Information und
Fortbildung von Pflegeeltern sowie eine
gut vorbereitete Vermittlung von Pflege-
kindern. In 4 Bezirken fanden in Zusam-
menarbeit mit den zuständigen Bezirks-
hauptmannschaften und dem Verein "NÖ
Initiative für das familienbedürftige Kind"
Pflegeelterninformationstage statt. In 12
Bezirken wurden Pflegeelternrunden an-
geboten. Zur Werbung und Vorbereitung
von Pflege- und Adoptiveltern wurden in
der Zeit vom 18.3. - 20.5.1990 im Bil-
dungshaus St. Bernhard, Wr. Neustadt,
und in der Zeit vom 16.9. - 4.11.1990 im
Bildungshaus Zwettl an 5 Sonntagen Vor-
bereitungsprogramme für Pflege- und
Adoptiveltern abgehalten. Auf Grund der
hohen Besucherzahlen ist für die Zukunft
eine Ausweitung dieses Angebotes ge-
plant. Für jene Sozialarbeiter und Pflege-
eltern, die 1989 am Ausbildungspro-
gramm für Gruppenarbeit teilgenommen
haben, wurden in Zusammenarbeit mit
dem Verein "NÖ Initiative für das familien-
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Tätigkeit des Kinder- und
Jugendpsychologischen
Beratungsdienstes

chen, Mistelbach, Gänserndorf, Tulln und
Gmünd zum Teil gemeinsam mit Trägern
der Erwachsenenbildung 15 Elternschu-
len. Die Besucherzahlen bewegten sich
zwischen 45 und 130 Personen pro Vor-
tragsabend.
• Kinder-  und Jugendpsychologi -
scher Beratungsdienst (KJB). Der KJB
übt seine Beratungstätigkeit an den Ju-
gendabteilungen (Jugendämtern) der
Bezirksverwaltungsbehörden sowie den
Kinder- und Jugendheimen aus. Dane-
ben wird Beratung in Kindergärten sowie
heilpädagogischen Gruppen und Behin-
derteneinrichtungen angeboten. Ziel-
gruppe sind ratsuchende Eltern bei allen
Fragen der Erziehung und Entwicklung
sowie das mit der Betreuung und Erzie-
hung von Minderjährigen befaßte Fach-
personal der Jugendabteilungen, Ju-
gendheime und Kindergärten. Neben der
Beratungstätigkeit kommt der Sachver-
ständigentätigkeit im Rahmen der Ju-
gendwohlfahrt eine besondere Bedeu-
tung zu. Als spezielle Aufgabe hat der
KJB in diesem Jahr Sachverständige im
Rahmen von Namensänderungsverfah-
ren zur Verfügung gestellt. Mitarbeiter
des KJB sind weiters in sozialpädago-
gisch-psychologische Bildungsarbeit so-
wie in konzeptive Tätigkeiten im Bereich
der Jugendwohlfahrt miteingebunden,
wobei in dieser Richtung auch im Zusam-
menhang mit den gesetzlichen Verände-
rungen sich bereits jetzt eine verstärkte
Inanspruchnahme abzeichnet.

Jugendherbergswerk S 3,422.000,-

Jugendherbergsverband s 2,178.000,-

Jugendfürsorgeverbände s 1,000.000,-

Jugendverbände s 1,400.000,-

Verein "Rettet das Kind" s 2,000.000,-

Insgesamt s 10,000.000,-

In den Regionen:
Baden, Korneuburg, Melk,

St. Pölten, Zwettl:
Beratungstage 185

Kinder 390

Befassungen 361

Gespräche mit Angehörigen 534

In den Jugendämtern:

Beratungstage 275

Beratungstage in Wien 31

Kinder 711

Befassungen 897

Gespräche mit Angehörigen 986

Inden Jugendheimen:

Beratungstage 145

Kinder 309

Befassungen 1135

Gespräche mit Angehörigen 120

Erzieherbesprechungen 93

In den Behindertenheimen:
Beratungstage 5

Fälle 12

Befassungen 16

Gespräche mit Angehörigen 6

Erzieherbesprechungen -

Supervisionstermine -

In den Kindergärten:

Beratungstage 28

Kinder 61

Befassungen 34

Gespräche mit Angehörigen 83

In den Sonderkindergärten:

Beratungstage 5

Kinder 12

Befassungen 28

Gespräche mit Angehörigen 6

Dem Verein zur Berufsvorbereitung Ju-
gendlicher wurden 5,035.051,27 Schil-
ling als Verpflegskostenanteil für die in
den Kursen in Hochwolkersdorf, Holla-
brunn und Hinterbrühl betreuten Jugend-
lichen bezahlt.

Lehrlingsbeihilfen
Lehrlingsbeihilfen wurden 1990 an 543
bedürftige Lehrlinge (346 Neu- und 202
Weiterbewilligungen) mit einem Gesamt-
betrag von 885.000 Schilling gewährt.

Soziale Dienste
• Jugendberatungsstelle. Die Jugend-
beratungsstelle dient als Auskunfts- und
Koordinationsstelle. Sie wird von den El-
tern und Jugendlichen verständlicherwei-
se äußerst selten durch Vorsprachen in
Wien und sehr häufig telefonisch in An-
spruch genommen.
• Spitalsfürsorge. Die Abteilung VIII/2
stellt den Vermittlungsdienst zwischen
den Wiener Spitälern und den NÖ Ju-
gendabteilungen her.
• Elternschule. In Zusammenarbeit mit
der NÖVAK veranstalteten die Jugend-
abteilungen der Bezirkshauptmann-
schaften Amstetten, Baden, Neunkir-

Landesheime (IX/2)

Zum Aufgabenbereich der Abteilung zäh-
len alle Agenden verwaltungsmäßiger,
administrativer und ökonomischer Art für
die NÖ Landes-Pflege-, Pensionisten-
und Jugendheime.
Die Abteilung hat die in Niederösterreich
bestehenden privaten Pensionisten- und
Pflegeheime im Sinne des NÖ Sozialhil-
fegesetzes zu bewilligen und zu beauf-
sichtigen.

hofen an der Thaya und Hochegg werden
vom Land Niederösterreich geführt.
Die Einrichtungen dienen der Pflege und
Betreuung von Menschen, die aufgrund
ihres körperlichen oder geistig-seeli-
schen Zustandes nicht imstande sind, die
lebenswichtigen wiederkehrenden Ver-
richtungen ohne fremde Hilfe zu besor-
gen.
Die Pflegeheime bieten insgesamt 919
Pflegeplätze; sie sind voll ausgelastet.
Die zunehmend steigende Zahl an pfle-
ge- und betreuungsbedürftigen Men-
schen erfordert neben der Ausweitung
und Ausschöpfung der Möglichkeiten ei-
ner pflegerischen und sozialen Betreu-
ung im häuslichfamiliären Bereich das
Angebot einer qualifizierten stationären
Pflege zur Abdeckung jener Pflegelei-
stungen, die den familiären Rahmen und
mobilen Pflegedienst überfordern.

Im Bereich der Pflegeheime gewährlei-
stet das Zusammenwirken von qualifi-
zierten Mitarbeitern aller Funktionsberei-
che im Rahmen einer klaren Organisa-
tionsstruktur die erfolgreiche Bewälti-
gung der hohen Anforderungen an eine
stationäre Pflege.
Viele Maßnahmen waren im Jahr 1990
darauf gerichtet, die personelle Situation
- zusätzliches Personal, Aus- und Weiter-
bildung - und den Bereich der Ausstat-
tung und Einrichtung weiter zu verbes-
sern.
Im Zuge der Neuerrichtung des Pflege-
und Pensionistenheimes Mistelbach er-
folgt derzeit der Ausbau des zweiten Bau-
abschnittes (Wohnteil mit 60 Einzelap-
partements) mit dem Ziel der planmäßi-
gen Inbetriebnahme im Jahre 1991.

Schwerpunkte 1990

Pflegeheime
Sechs Landes-Pflegeheime in Tulln, Mi-
stelbach, Wiener Neustadt, Melk, Waid-
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Jugendheime
Das Land Niederösterreich führt insge-
samt elf Jugendheime, ein Säuglings-
und Kleinkinderheim in Perchtoldsdorf,
eine Heilpädagogische Station in der Hin-
terbrühl und einen Heilpädagogischen
Kindergarten in Perchtoldsdorf.
Die Funktion der Jugendheime erstreckt
sich auf die Betreuung und Pflege von
Säuglingen und Kleinkindern, der Betreu-
ung und Erziehung sowie schulischen
Ausbildung von Kindern, Jugendlichen
bis zur beruflichen Ausbildung und Ein-
gliederung.
Den vielfältigen Anforderungen an Pfle-
ge, Betreuung, Erziehung, Schul- und
Berufsausbildung wird durch differenzier-
te Angebote in den Jugendheimen best-
möglich entsprochen.
Im Bereich der Heime erfolgten in den
letzten Jahren strukturelle Anpassungen
an gegebene Entwicklungen durch die
Schaffung neuer Betreuungsbereiche
und Reduzierung der Gruppenstärke ent-
sprechend den pädagogischen Erforder-
nissen.
Im Gesamtdurchschnitt aller Jugendhei-
me ergibt sich eine durchschnittlich
96%ige Auslastung in bezug auf die
Höchstbelagszahl unter Berücksichti-
gung der Ferien- und Urlaubszeiten.
Besondere Betreuungsangebote gibt es
in folgenden Heimen:
Das Jugendheim Hollabrunn führt im
Rahmen des Heimbetriebes eine Mutter-
Kind-Gruppe. Neben der internen Schule
besteht die Möglichkeit einer beruflichen
Ausbildung für weibliche Jugendliche in
den Berufszweigen Friseurin, Malerin,
Damenkleidermacherin und Gärtnerin.
Im Jugendheim Korneuburg besteht die
Möglichkeit der beruflichen Ausbildung
für männliche Jugendliche in 13 Berufs-
zweigen.
Die Heilpädagogische Station Hinter-
brühl bietet stationär und ambulant spe-
zifische Therapien und Betreuung für ent-
wicklungsgestörte Kinder.
In den Jugendheimen Hochwolkersdorf,
Hollabrunn und Hinterbrühl werden Be-
rufsvorbereitungskurse für Mädchen und
Burschen durchgeführt.
Den Jugendheimen Allentsteig, "Reiche-
nauerhof" bei Waidhofen an der Ybbs und
Hinterbrühl sind Sonderschulen für
Schwerstbehinderte angegliedert.
Im Jugendheim Puchberg wird eine Be-
hindertenwerkstätte für männliche Ju-
gendliche mit Internatsbetrieb im Rah-
men einer Außenstelle des Behinderten-
dorfes Sollenau geführt.
Das Jugendheim Lunz am See dient ne-
ben seiner Funktion als Erholungsein-
richtung für die anderen Jugendheime

zur Durchführung von Erholungsaktionen
des Landes in den Ferienmonaten.
Es ist auch Schulungslokal für verschie-
dene Veranstaltungen und Tagungen.
Für die Landes-Pflegeheime bietet die-
ses Heim die Möglichkeit zur Veranstal-
tung der "Pfiegeheimurlaube" für Heim-
bewohner.

Pensionistenheime
Das Land betreibt 36 NÖ Landespensio-
nistenheime plus eine Außenstelle des
Pensionistenheimes Gloggnitz in Neun-
kirchen. Das 37. NÖ Landespensioni-
stenheim ist derzeit in Waidhofen/Ybbs in
Bau.
Zusätzlich zu den Landespensionisten-
heimen bestehen in Niederösterreich
noch 42 behördlich genehmigte private
Pensionisten- und Pflegeheime, deren
Rechtsträger u.a. die Statutarstädte St.
Pölten, Wr. Neustadt, Waidhofen/Ybbs,
Stiftungen und verschiedene Wohlfahrts-
organisationen sind.
Die Aufgaben eines Pensionistenheimes,
die ursprünglich in der Unterbringung,
Versorgung und Betreuung von relativ
rüstigen alten Menschen bestanden, ver-
schieben sich von Jahr zu Jahr mehr in
Richtung der Aufgaben eines Pflegehei-
mes. Ein immer größerer Anteil der Be-
wohner eines Landespensionistenhei-
mes wird bereits als pflegebedürftig in
das Heim aufgenommen, während die
Zahl der Aufnahmebewerbungen von
wirklich rüstigen Senioren stark rückläu-
fig ist. Diesem Trend, der sich aus der
alters- und gesundheitlichen Entwicklung
der Bevölkerung und aus den verschie-
denen begleitenden sozialen Maßnah-
men ergibt, trägt das Land Niederöster-
reich Rechnung durch eine starke Um-
strukturierung der Pensionistenheime in
Richtung von Pflegeeinrichtungen.
Die folgende Aufstellung zeigt die Ent-
wicklung:

1988 1989 1990 1991 '>

Zahl der Bewohner
gesamt 4.384 4.394 4.440 4.449

davon pflege-

bedürftig: 2.025 2.120 2.198 2.349

*) Laut Voranschlag 1991

Wie in den letzten Jahren hat auch das
Land im Jahr 1990 alle Maßnahmen in
und für die Landespensionistenheime un-
ter den Aspekt des Bedarfes an Pflege-
betten gestellt:
• Zur Linderung des in manchen Hei-
men sehr akuten Personalmangels vor
allem beim diplomierten Krankenpflege-
personal hat die Landesregierung die

Möglichkeit des zweiten Bildungsweges
für Mitarbeiter(innen) aus dem Sanitäts-
hilfsdienst geschaffen.
Seit Herbst 1990 besuchen 39 Mitarbei-
terinnen der Landes-Pensionisten- und
Pflegeheime Krankenpflegeschulen in
NÖ und lassen sich dort im zweiten Bil-
dungsweg zu Diplomkrankenschwestern
ausbilden.
• Im Landespensionistenheim Zisters-
dorf wurden zwei weitere Stockwerke zu
Pflegeabteilungen umgestaltet. Diese zu-
sätzlichen 78 Pflegebetten wurden im
März 1990 in Betrieb genommen.
• Die Pflegeabteilung des Landespen-
sionistenheimes Perchtoldsdorf wurde
durch einen Zubau von 17 auf 51 Betten
erweitert. Trotz funktionsbereiter Fertig-
stellung dieses Zubaues konnten die zu-
sätzlichen Pflegebetten wegen Personal-
mangel bis heute nicht in Betrieb genom-
men werden.
• Das Hauptgebäude des Landespen-
sionistenheimes Korneuburg wurde um
23 Millionen Schilling saniert. Im Zuge
dieser Maßnahme erhielt das Heim in
einem Stock des sanierten Gebäudes ei-
ne zweite Pflegeabteilung mit 38 Plätzen.
Im Juli 1990 wurde die Sanierung und
Adaptierung des Heimes abgeschlossen
und die neue Pflegeabteilung in Betrieb
genommen.
• Im Frühjahr 1990 begannen Bauarbei-
ten für die Neuerrichtung eines Landes-
pensionistenheimes in Waidhofen/Ybbs,
für die Neuerrichtung des nicht mehr sa-
nierungsfähigen Landespensionistenhei-
mes in Weitra und für die Errichtung einer
zweiten Pflegeabteilung im Landes-Pen-
sionistenheim Amstetten.
• Im Jahr 1990 wurden Planungsarbei-
ten für Sanierungs-, Um- und Ausbau-
maßnahmen in den Landespensionisten-
heimen Türnitz, Wallsee, Mödling und
Laa/Thaya durchgeführt. Diese Bauar-
beiten werden im Jahr 1991 beginnen.
• Das Stephansheim der Bürgerspital-
söftung Horn wurde 1990 weiter moderni-
siert und mit zusätzlichen Pflegebetten
ausgestattet. Diese Maßnahme wurde
vom Land mit S 3 Mio. aus KRAZAF-
Strukturmitteln gefördert. Ebenso erhielt
die Bürgerspitalstiftung Krems für den
Ausbau des Pflegeheimes Brunnkirchen
Förderungsmittel in Höhe von 2 Millionen
Schilling.

Verpflegungskosten-
angelegenheiten
Zu diesem Bereich zählt die Einbringung
von Verpflegskosten für bestimmte So-
zialhilfeeinrichtungen und die Kostenver-
rechnung mit anderen Sozialhilfeträgern,



Gesundheit, Soziales, Familie

Ziele 1991

• Neubau Pflege- und Pensionisten-
heim Mistelbach: Fertigstellung und Inbe-
triebnahme des zweiten Bauabschnittes
(Wohnteil mit insgesamt 60 Einzelapparte-
ments) sowie Beginn der Adaptierungs-
arbeiten im derzeitigen Pensionisten-
heim als Betreuungsstation.
• Standardverbesserung in fast allen
Heimen.
• Weiterführung der 1990 begonnenen
Diplomausbildung (2. Bildungsweg) und
Schaffung der Pflegehelferausbildung
nach dem Krankenpflegegesetz.

Statistik 1990

Gesamt- 0 Auslastung in %

_____________________platze 1989 1990

Pflegeheime (6) _________921 98 99

Jugendheime (11) 1.057 73 72

hörden bei Augenscheinen in Sozialhilfe-
einrichtungen anwesend.
Eine weitere kommissionelle Verhand-
lung an Ort und Stelle hat den Antragstel-
ler bewogen, seinen Antrag auf Berechti-
gung zur Pflege von Personen in Heim-
form zurückzuziehen und anstelle des-
sen eine Bewilligung zur Führung von 4
Einzelpflegeplätzen zu beantragen.
Ein Antrag auf Erweiterung der Pflegeab-
teilung mit gleichzeitiger Verringerung
des Wohnteiles wurde nach Vornahme
eines Augenscheines positiv beurteilt
und genehmigt.
17 Personen, die beabsichtigen, künftig
eine private Einrichtung zu betreiben,
wurden über die Bereiche Betriebsfüh-
rung und Ausstattung beraten. In 6 Fällen
wurde das Projekt zum Teil unter Beizie-
hung eines technischen Amtssachver-
ständigen planlich begutachtet.
Das Land hat mit 11 Heimbetreibern Ver-
träge über die Zusammenarbeit abge-
schlossen und leistet für die Unterbrin-
gung von einzelnen Personen Zuschüsse
aus Mitteln der Sozialhilfe.
10 Heimbetreibern wurden Subventionen
im Gesamtausmaß von 1,500.000 Schil-
ling zugesprochen.

privaten Unterhaltspflichtigen und Sozial-
versicherungsanstalten.
Die Kosteneinbringung bezieht sich auf
den gesetzlichen Unterhalt von Angehö-
rigen, die im Rahmen der Unterhalts-
pflicht zur teilweisen Kostentragung ver-
pflichtet werden.
Ungedeckte Restkosten fallen als Sozial-
hilfeaufwand dem Land zu.

Private Pensionisten- und
Pflegeheime
Alle von privaten Rechtssträgern betrie-
benen Pensionisten- und Pflegeheime
unterliegen gemäß NÖ Sozialhilfegesetz
1974 der Bewilligungspflicht und der Auf-
sicht durch das Land.
Im Jahr 1990 wurden 17 Einrichtungen im
Rahmen der Aufsichtspflicht des Landes
auf Einhaltung der Bestimmungen des
NÖ SHG und der im Bewilligungsverfah-
ren vorgeschriebenen Auflagen über-
prüft. Hiebei konnten nur wenige, zum
Teil geringe Mängel festgestellt werden.
In einem Fall hat das Prüfergebnis dazu
geführt, daß die Erweiterung der Bewilli-
gung auf Berechtigung zur Pflege von
Pensionären beantragt werden wird.
In vier weiteren Fällen war die Abteilung
als Beteiligter in Verfahren anderer Be-

Rechtliche Angelegenheiten des Gesundheitswesens (VII/3)

den 2 neue Krankenpflegeschulen in Ba-
den und in Neunkirchen in Betrieb ge-
nommen und teilweise an bestehenden
Krankenpflegeschulen die Zahl der Aus-
bildungsplätze erhöht. Durch alle diese
Maßnahmen wird es möglich sein, daß im
Laufe der nächsten Jahre bedeutend
mehr diplomierte Pflegekräfte sowohl für
die stationäre Krankenpflege als auch für
die extramurale Betreuung (Hauskran-
kenpflege) zur Verfügung stehen werden,
wodurch eine bessere Versorgung der
pflegebedürftigen NÖ Bevölkerung er-
reicht werden kann.
• Der im Auftrag des Herrn Landes-
hauptmannes im Jahre 1989 eingesetzte
Arbeitskreis zur Verbesserung der Situa-
tion der Spitalsärzte hat in bezug auf
nachgeordnete Ärzte seine Tätigkeit
durch Verabschiedung des NÖ Spitals-
ärztegesetzes 1990 beendet; bezüglich
der ärztlichen Direktoren und der Primar-
ärzte wurden ebenfalls mehrere Ver-
handlungen durchgeführt, die allerdings
noch nicht in allen Punkten positiv abge-
schlossen werden konnten.

• Durch eine Novelle zum Krankenpfle-
gegesetz im Juli 1990 wurde der Beruf
des Pflegehelfers geschaffen, der bis
zum Ende des Jahres 1995 die Stations-
gehilfen ablösen soll und eine bedeuten-
de Qualitätssteigerung, vor allem in der
Betreuung von pflegebedürftigen Men-
schen in den Pensionisten- und Pflege-
heimen bringen wird, da der Pflegehelfer
gegenüber den Stationsgehilfen eine be-
deutende Kompetenzerweiterung erhal-
ten hat und nach einer Zusatzschulung
auch berechtigt sein wird, über ärztliche
Anordnung Insulininjektionen verabrei-
chen zu dürfen. Diese Forderung war von
Herrn Sanitätsdirektor und der Abteilung
VII/3 gegenüber dem Bundeskanzleramt
massiv vertreten worden, um vor allem
den pflegerischen Betrieb in den Pensio-
nisten- und Pflegeheimen aufrecht erhal-
ten zu können.
• Für die Ausbildung von Stationsgehil-
fen im 2. Bildungswege (noch bis Ende
1995 möglich) zu Diplompflegefachkräf-
ten wurde am a.ö. Krankenhaus Baden
ein eigener Lehrgang eingerichtet und
auch an einigen öffentlichen Krankenan-
stalten wurde mit der Ausbildung im 2.
Bildungsweg begonnen. Zusätzlich wur-

Schwerpunkte 1990

Krankenanstalten

Organisatorisches

Im Gefolge der furchtbaren Vorfälle im
Krankenhaus Lainz im Frühjahr 1989
wurden die im Laufe des Jahres 1989
eingeleiteten organisatorischen Maßnah-
men im Berichtszeitraum zum größten
Teil erledigt:
• Die Funktion der Supervisionsschwe-
ster wurde in mehreren Gemeindekran-
kenanstalten probeweise eingeführt.
• Mitwirkung zu den neuen Bezugsrege-
lungen für das Krankenpflegepersonal
zur Angleichung der Bezugshöhen zu
den Wiener Verhältnissen durch eigenes,
Niederösterreich spezifisches Bezugs-
schema.
• Die Bereitstellung eines Dienstpo-
stens für eine Landespflegedirektion
bzw. für die Einrichtung eines Pflegerefe-
rates wurde von der Sanitätsdirektion bei
der Personalabteilung wiederum bean-
tragt.
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wegen einer inzwischen erfolgten Ände-
rung des Krankenanstaltengesetzes des
Bundes und wegen des Unterbringungs-
gesetzes nicht der Begutachtung zuge-
führt werden, da die ausführungsgesetz-
lichen Regelungen auf das Grundsatzge-
setz abzustimmen sind.

Finanzierung

Am 31. Dezember 1990 lief die gültige
KRAZAF-Vereinbarung aus. Im Hinblick
darauf wurden schon vorbereitende
Überlegungen und Berechnungen ange-
stellt, vor allem unter dem Gesichtspunkt
der von Wien initiierten Fremdpatienten-
problematik, die in engem Zusammen-
hang mit einer Fondsverlängerung gese-
hen werden muß. Hiezu wurden in einem
Arbeitskreis unter der Leitung der NÖ-
VAK und Mitwirkung der Abteilung VII/3
Entscheidungsgrundlagen für eine eigen-
ständige Spitalsversorgung erarbeitet.

Zuschüsse

Das Land Niederösterreich leistete zu
den Ausbauvorhaben der a.ö.Gemeinde-
spitäler 1990 Annuitätszuschüsse (für
Zinsen und Tilgung) von 152 Mio. Schil-
ling und beteiligte sich am Betriebsab-
gang der a.ö. Gemeindespitäler mit rund
575 Mio. Schilling.

Neu- und Zubauten in
Landeskrankenanstalten

Im a.ö. NÖ Landeskrankenhaus Mödling
wurde der Neubau des OP-Traktes im
Wege einer Sonderfinanzierung weiter-
geführt.
In der NÖ Landesnervenklinik Mauer
wurde mit dem Neubau für die Küche
begonnen.

Ausbau der Gemeindekrankenanstalten

Der Ausbau an 14 Gemeindekranken-
häusern wurde mit einer Landesförde-
rung von rund 508 Mio. Schilling und ei-
ner Beitragsleistung des NÖ Krankenan-
staltensprengeis von rd. einem Drittel die-
ser Summe weitergeführt.
1990 wurden eröffnet:
Ein Zubau zum a.ö. Krankenhaus Lilien-
feld und der 3.Bauabschnitt des a.ö.
Krankenhauses Klosterneuburg. Der
Neubau des a.ö. Krankenhauses Stocke-
rau ist fertiggestellt (Übersiedlung im De-
zember 1990). Beim Neubau des a.ö.
Krankenhauses Horn fand die Gleichen-
feier statt. Aufnahme des Betriebes eines
transportablen Nierensteinzertrümme-
rers für die Urologischen Abteilungen der

Legistisches

Der NÖ Landtag hat den von der Abtei-
lung VII/3 - in einer legistisch modernen
und überschaubaren Form - ausgearbei-
teten Entwurf eines neuen NÖ Spitalsärz-
tegesetzes 1990 am 7. Mai 1990 be-
schlossen.
Wesentliche Neuerungen:
• Festlegung von Begriffsbestimmun-
gen für die einzelnen Ärztekategorien;
• Schlüsseländerung aufgrund der letz-
ten Ärztegesetznovelle (Einbeziehung
der sogenannten Facharztmangelfächer
in den Sekundarärzteschlüssel, 1:15);
• Verringerung der zeitlichen Belastung
(Arbeitszeit) und zwar durch
- Definition der einzelnen Dienstformen
- Dienstfreistellung nach der 5. Nacht-
dienstleistung im Monat bzw. Barabgel-
tung, wenn dies nicht möglich ist und
auch ein entsprechender Freizeitaus-
gleich innerhalb des nächsten halben
Jahres nicht erfolgen kann
- Verbot, mehr als zwei Nachtdienste hin-
tereinander zu leisten;
• Möglichkeit der Heranziehung von
Ärzten anderer Fachabteilungen, die
noch nicht genügend Nachtdienste ab-
solviert haben, für die Nachtdienstlei-
stung in anderen Abteilungen;
• Berücksichtigung des Urlaubes und
des Krankenstandes für die Anzahl der
monatlichen Nachtdienste;
• Wesentliche Verbesserung der Bezü-
ge der Fachärzte in den Krankenanstal-
ten mit dem Ziel, die Fachärzte an den
Spitälern zu halten;
• Verpflichtung der Assistenten in Aus-
bildung zum Facharzt, nach Abschluß ih-
rer Ausbildung mindestens 5 Jahre in
Niederösterreich entweder als niederge-
lassener Arzt oder im Spital zu verblei-
ben, widrigenfalls die Ausbildungskosten
zurückzuzahlen sind.
• Finanzielle Verbesserung der in Aus-
bildung zum Facharzt stehenden Assi-
stenten im letzten Ausbildungsjahr und
der Sekundarärzte mit jus practicandi
(insbesondere Notärzte);
• Verankerung des Zieles, 4 Fachärzte
in den Krankenhausabteilungen zu be-
schäftigen, um auch bei einer zumutba-
ren Nachtdienstleistung die Anwesenheit
eines derartigen Arztes rund um die Uhr
gewährleisten zu können.
• Für jene Spitalsärzte, die ihre Ausbil-
dung vor dem 1.Jänner 1988 begonnen
haben, wurden entsprechende Über-
gangsregelungen geschaffen, um einen
Bezugsabfall für diese Ärzte zu verhin-
dern.
Ein im Berichtszeitraum ebenfalls erar-
beiteter Entwurf einer Novelle zum NÖ
Krankenanstaltengesetz 1974 konnte

a.ö.Krankenhäuser Baden, Korneuburg,
Mistelbach, Krems, St.Pölten, Waidho-
fen/Thaya und Wr.Neustadt.
Beim Spitalsgipfel am 27. Juni 1990 er-
folgten folgende Freigaben:
- Planung für die Strahlentherapieeinrich-
tungen in StPölten und Wr.Neustadt,
- Errichtung der Energiezentrale in Kor-
neuburg,
- Zielplanungen für St.Pölten und Mistel-
bach,
- Fertigstellungsmaßnahmen im Kran-
kenhaus Melk,
- Energiezentrale im Krankenhaus Waid-
hofen/Ybbs als Kooperationsprojekt mit
dem angrenzenden Pflegeheim,
- Planung von Brandschutzmaßnahmen
in den Krankenhäusern
Amstetten, Klosterneuburg und Horn,
Beim Spitalsgipfel am 19. November
1990 erfolgten folgende Freigaben:
- Detailplanung für die 2. Bauetappe (2.
Bauabschnitt) am a.ö. Krankenhaus
Scheibbs,
- Einrichtung der Anstaltsapotheke und
Sanierung der Müllverbrennungsanlage
am a.ö. Krankenhaus Mistelbach,
- Errichtung einer Nukiearmedizin arti
a.ö. Krankenhaus Wr. Neustadt,
- Einbau von Dioxinfiltern in die Müllver-
brennungsanlagen der Krankenhäuser
St. Pölten, Wr. Neustadt, Krems, Baden,
Horn und Hollabrunn,
- Planung des Neubaues der Kranken-
pflegeschule für das Landeskrankenhaus
Tulln,
- Erweiterung der Krankenpflegeschule
und der Ausbildung für Röntgenassisten-
ten am a.ö. Krankenhaus Wr. Neustadt,
- Ausbau des Dachgeschoßes im Neu-
bau des a.ö. Krankenhauses Hollabrunn.

Sicherstellung der Anstaltspflege

Wegen der einseitigen Aufkündigung des
Vertrages zwischen dem Land Nieder-
österreich und dem Land Wien über die
Bereitstellung von 200 Patientenbetten
aus dem Einzugsgebiet Marchegg-Gän-
serndorf im Krankenhaus Wien-Ost
durch das Land Wien, wurde neben der
schon im Tätigkeitsbericht 1986 erwähn-
ten Absicht nach Aufrechterhaltung die-
ses Vertrages von niederösterreichische
Seite eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Die-
se Arbeitsgruppe befaßt sich mit der Er-
stellung eines Konzeptes einer eigen-
ständigen Spitalsversorgung in Nieder-
österreich.
Durch das Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes vom 24.Juni 1986, GZ. A
16/85, wurde kiargestellt, daß jedes Bun-
desland verpflichtet ist, für seine eigene
Bevölkerung spitalsmäßig vorzusorgen.
Der Wiener Landtag hat aufgrund dieses
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Sanitätspersonal

• Ärztegesetz (Genehmigung von Än-
derungen der Satzung oder der Ge-
schäftsordnung, Entscheidung über Be-
rufung gegen Nichtbewilligung einer ärzt-
lichen Zweitordination, Ausbildungsun-
terbrechungen);
• Hebammengesetz und Dentistenge-
setz (Niederlassungsbewilligungen);
• Schülerbeihilfengesetz (Entscheidung
über Schul- und Heimbeihilfen für Schü-
ler an medizinisch-technischen Schulen);
• Krankenpflegegesetz (Entscheidun-
gen über Schulausschlüsse, Abgren-
zungsfragen etc.).
1990 mußten gleichzeitig die Ärztekam-
mer-, die Dentistenkammer- und die He-
bammenwahl durchgeführt werden.
Über Antrag der Ärztekammer für NÖ
wurde ein umfangreicher Prüfbericht über
die Gewährung von Aufwandsentschädi-
gungen an Funktionäre der Ärztekammer
für NÖ erstellt.
Ein Erlaß über die Funktionszulagen des
Krankenpflegepersonals im Zusammen-
hang mit der Besoldungsreform wurde
erarbeitet und an die Träger der Gemein-
dekrankenanstalten und an die Gemeinde-
spitäler als Empfehlung hinausgegeben.
Am 27. November 1990 kam es in den
wesentlichen Punkten zwischen der NÖ
Landesregierung, den Gemeindevertre-
terverbänden der ÖVP und der SPÖ und
der Ärztekammer für NÖ zu einer Eini-
gung über ein langjähriges Forderungs-
programm der NÖ Primarärzte und ärztli-
chen Direktoren. Über das Ergebnis die-
ser Verhandlung, das bedeutende finan-
zielle Besserstellungen für die ärztlichen
Direktoren und die Primarärzte vorsieht,
wurde ein Erlaß erarbeitet, der ebenfalls
an die Rechtsträger der öffentlichen Ge-
meindekrankenanstalten und Gemeinde-
spitäler als Empfehlung übermittelt wur-
de.

Rettungswesen

In Niederösterreich wird seit dem Jahre
1989 ein organisierter Notarztdienst
durchgeführt und aus den Strukturmitteln
des KRAZAF geförder t .  Für diesen
Zweck wurde den Rettungsorganisatio-
nen, vorwiegend dem Roten Kreuz, die
den Notarztwagendienst organisieren, an
jedem Standort eines öffentlichen Akut-
krankenhauses 3 - 4 ausgebildete Not-
ärzte zur Verfügung gestellt, die in der
einsatzfreien Zeit für das Krankenhaus
Dienstleistungen erbr ingen. Dadurch
konnte auch eine Verbesserung in der
medizinischen Versorgung der NÖ Be-
völkerung erreicht werden.

Wirtschaftsaufsicht

Im Zusammenhang mit den Vorarbeiten
für die Genehmigung der Voranschläge
1991 war es möglich, bei den Gemeinde-
krankenanstalten durch entsprechend re-
striktives Vorgehen in einer harten Ver-
handlungsrunde mit den Verwaltungslei-
tern und den Vertretern der Rechtsträger
der öffentlichen Spitäler Einsparungen
von rund 161,5 Mio. Schilling gegenüber
den Voranschlagsentwürfen zu erzielen.
Dabei war man bestrebt, insbesondere
die Personalwünsche auf eine realisti-
sche und bedarfsgerechte Größenord-
nung zu bringen. Es wurden für die
Dienstpostenpläne 1991 eine Aufstok-
kung von 605 Dienstposten beantragt. Im
Zuge der Verhandlungen wurde diese
Zahl auf 386 Dienstposten reduziert.
Hauptschwerpunkt war dabei die schritt-
weise Erfüllung des neuen Spitalsärzte-
gesetzes, die Besetzung der neuge-
schaffenen Facharztausbildungsstellen
sowie die weitere Verbesserung der pfle-
gerischen Versorgung. Dies jedoch unter
dem Blickpunkt der Verfügbarkeit dieses
hochqualifizierten Fachpersonals. Eine
Auswertung und Gegenüberstellung der
Studie "Betriebsvergleich 1989 der öf-
fentlichen Krankenanstalten NÖ’s" wurde
vorgenommen.

Apotheken- und Arzneimittelwe-
sen

Neben der weiteren Zunahme von Anträ-
gen auf Bewilligung von öffentlichen Apo-
theken, ärztlichen Hausapotheken und
Filialapotheken wurde die Durchführung
der behördlichen Verfahren durch die
Apothekengesetznovelle 1990 komplexer
gestaltet. Einerseits ergeben sich zwar
Verfahrenserleichterungen durch den
Wegfall der Existenzgefährdungsprü-
fung, andererseits aber genießen nun-
mehr ex lege sämtliche betroffenen Ärzte
(mit einer Bewilligung zur Führung einer
ärztlichen Hausapotheke) im Verfahren
zur Konzessionserteilung für eine öffent-
liche Apotheke Parteistellung. Aufgrund
der Übergangsbestimmungen in der Apo-
thekengesetznovelle 1990 wurde über-
dies die Möglichkeit geschaffen, daß alle
betroffenen Ärzte in bereits abgeschlos-
senen Verfahren, soferne sie seinerzeit
nicht als Partei beigezogen wurden, ihre
Parteirechte nunmehr nachträglich gel-
tend machen können. Diese Tatsache
wird en tsprechend zah l re iche und
schwierige Verfahren nach sich ziehen.

Erkenntnisses einen ab 1991 wirksamen
Beschluß gefaßt, wonach die Aufnahme
von Patienten aus anderen Bundeslän-
dern als Wien von der Entrichtung eines
Kostenbeitrages durch den Patienten
oder einer Übernalimeerklärung seines
Bundeslandes abhängig gemacht wird.
Die künftige KRAZAF-Regelung wird
maßgeblich von diesem Beschluß beein-
flußt werden, bzw. überhaupt eine end-
gültige Lösung des sog. Fremdpatienten-
problems herbeiführen müssen.

Psychiatrische Krankenanstalten

Das am 1. Jänner 1990 in Kraft getretene
Unterbringungsgesetz bringt für die Auf-
nahme und die Anhaltung von Patienten
in geschlossenen Bereichen von psychi-
atrischen Krankenanstalten völlig neue
Regelungen. Aus diesem Grunde muß-
ten die Änderung der Anstaltsordnung
der beiden psychiatrischen Landesner-
venkliniken in Mauer/Amstetten und Gug-
ging in Angriff genommen werden und
gemeinsam mit den beiden Krankenan-
stalten die entsprechenden organisatori-
schen und personellen Vorkehrungen in
die Wege geleitet werden.
Auch die Amtsärzte der Bezirksverwal-
tungsbehörden wurden bei der Amtsärzte-
tagung über die wesentlichen Bestim-
mungen des neuen Unterbringungsrech-
tes informiert.
Eine Vorschrift über das neue Unterbrin-
gungsrecht zur Information der Bezirks-
hauptmannschaften,  Magistrate und
Bundespolizeidirektionen wurde erarbei-
tet.

NÖ Krankenanstaltensprengel

Der NÖ Krankenanstaltensprengel ist ein
Gemeindeverband, dem alle NÖ Ge-
meinden angehören.
Von den NÖ Gemeinden werden Umla-
gen eingehoben, mit welchen sich der NÖ
Krankenanstaltensprengel an der Dek-
kung der Betriebsabgänge und der Fi-
nanzierung von Ausbauvorhaben der öf-
fentlichen Krankenanstalten beteiligt.
Besondere Aufgaben 1990:
• Übereinkommen mit dem Hauptver-
band der Österreichischen Sozialversi-
cherungsträger über die Höhe der Ambu-
lanzgebühren für 1989;
• Neukonstituierung des Ausschusses
des NÖKAS aufgrund der diesjährigen
Gemeinderatswahlen;
• Klärung der Vorgangsweise bei der
20%igen Kosteneinhebung durch die NÖ
Krankenanstalten;
• Wiederaufnahme der Akontierung der
Pflegegebührensätze durch die Sozial-
versicherungsanstalt der Bauern.
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1990 gibt es in Niederösterreich 19
Standorte mit insgesamt 71 Notärzten.
Außerdem wird im Bezirk Gänserndorf
(der über kein eigenes Spital verfügt) ein
flächendeckendes Versorgungssystem
mit dort niedergelassenen Ärzten durch-
geführt. Es ist zu erwarten, daß der vom
Spital zu versorgende Notarztdienst spä-
testens im Jahre 1991 flächendeckend
abgeschlossen werden kann.

Lebensmittelrecht
Ein sehr starker Arbeitsanfall ergibt sich
beim Vollzug des Lebensmittelgesetzes
1975 und den lebensmittelrechtlichen
Nebengesetzen.
Im Berichtszeitraum fielen 51 Berufungen
in Strafsachen an.
Aus der Vollziehung der Nitratverordnung
ergibt sich für die Abteilung VII/3 eben-
falls ein starker Aktenanfall (im Berichts-
zeitraum 310 Akten). Die von den Be-
zirksverwaltungsbehörden aufgrund un-
serer Vorschrift erstatteten Berichte über
die Nitratbelastungen des Trinkwassers
müssen laufend ausgewertet und bei
festgestellten Mängeln entsprechende
Maßnahmen gesetzt werden. Gemein-
sam mit der Abteilung S/3 ist es im Be-
richtsjahr gelungen, alle Amtsärzte der
Bezirkshauptmannschaften zu Lebens-
mittelaufsichtsorganen für den Bereich
Trinkwasser zu bestellen und eine Orga-
nisation aufzubauen, daß die Vollziehung
der Nitratverordnung bzw. die Überprü-
fung des Nitratgehaltes von Trinkwasser
einwandfrei funktioniert. In diesem Zu-
sammenhang darf angemerkt werden,
daß unsere Vorgangsweise beispielge-
bend für alle anderen Bundesländer war.

Chemikalienrecht, Umweltrecht
Das am 1. Februar 1989 in Kraft getrete-
ne Chemikaliengesetz ist mit der Erlas-
sung der wichtigsten Durchführungsver-
ordnungen am 1. Februar 1990 voll wirk-
sam geworden. Die Abteilung VII/3 ist nur
für den giftrechtlichen Teil dieses Geset-
zes zuständig, der allerdings den größten
Teil der behördlichen Aufgaben aus-
macht. Um vor allem den Bezirksverwal-
tungsbehörden die Ausstellung von Gift-
bezugsbewilligungen für die Landwirt-
schaft und die Industrie- und Gewerbebe-
triebe nach dem 1. Februar 1990 in einer
gesetzeskonformen und doch unbürokra-
tischen Weise zu ermöglichen, wurden
mehrere umfangreiche Vorschriften und
Erlässe erarbeitet, die ebenfalls beispiel-
gebend für die anderen Bundesländer
waren.
Wegen der starken Verflechtung von Ge-
sundheitswesen und Umweltschutz (Trink-

wasserversorgungsanlagen, Chemika-
lienrecht, Sonderabfallbeseitigung etc.)
wurde die Abteilung VII/3 wiederholt zur
Mitarbeit zu primär umweltrelevanten
Themen herangezogen.

Epidemiebekämpfung
Nach der Verhängung von Berufungsver-
boten wegen der Feststellung einer an-
steckenden Krankheit im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950 mußten viele Anträ-
ge auf Vergütung für Verdienstentgang
bzw. auf Ersatz durch Bekämpfungsmaß-
nahmen vernichtete Gegenstände be-
handelt werden.

Leichen- und Bestattungswesen
Im Bereiche des Leichen-, Bestattungs-
und Friedhofswesens, welches die Ge-
meinden im eigenen Wirkungsbereich
besorgen, waren mehrere Vorstellungen
und Ersuchen der Volksanwaltschaft
über behauptete Mißstände bei der Ver-
waltung dieser Angelegenheiten zu bear-
beiten. Ferner waren einige Friedhofsord-
nungen zu überprüfen und die Errichtung
von Bestattungsanlagen zu genehmigen.

Gesetzes- und
Verordnungsüberprüfungen
Zu 21 Gesetzes- und Verordnungsent-
würfen mußten im Berichtszeitraum zum
Teil von der Sache her umfangreiche
Stellungnahmen abgegeben werden. So
waren beispielsweise eine große KAG-
Novelle, das Pflegeheimgesetz, die Pfle-
gehelferverordnung, das Fortpflanzungs-
hilfegesetz und viele andere wichtige Ge-
setze, die entsprechende Auswirkungen
auch auf das nö.Gesundheitswesen ha-
ben, zu begutachten und entsprechende
Abänderungs- und Verbesserungsvor-
schläge zu erstatten.

Form einer Vorschrift zu interpretieren
und sind für deren Vollzug die entspre-
chenden Anordnungen zu treffen.
• Gemeinsam mit der Sanitätsdirektion
ist eine Kontrollorganisation für die Über-
wachung der Einhaltung der Bestimmun-
gen des Chemikaliengesetzes und der
Durchführungsverordnungen aufzubau-
en. Dazu bedarf es aber sowohl im Amt
der NÖ Landesregierung, aber auch auf
den Bezirkshauptmannschaften zusätzli-
cher Dienstposten an Juristen, Amtsärz-
ten, vor allem aber an Chemikern.
• Die Maßnahmen für die eigenständige
Spitals Versorgung Niederösterreichs
sind konsequent weiter zu verfolgen.
Dem Ausbau des a.ö. Krankenhauses
St.Pölten zur Zentralkrankenanstalt für
das Land Niederösterreich ist mit Ent-
schlossenheit nachzugehen.
Das Gesamtausbau- und Finanzierungs-
konzept der a.ö. Krankenanstalten in Nie-
derösterreich ist weiterzuführen.
An der Standardisierung der Einrichtun-
gen der Krankenanstalten wird gemein-
sam mit der Sanitätsdirektion gearbeitet.

Die nach dem neuen Raumordnungspro-
gramm für das Gesundheitswesen auf
dem Gebiete der Krankenhausversor-
gung erforderlichen Maßnahmen (einer-
seits Bettenreduktionen, andererseits In-
betriebnahme der noch ausstehenden
Abteilungen) sind in die Wege zu leiten
und entsprechende Verfahren abzufüh-
ren.
Eine Novelle zum NÖ KAG 1974, welche
die grundsätzlichen Bestimmungen der
letzten KAG-Novellen auszuführen hat
und weitere Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Patientenbetreuung in Nieder-
österreich bringen wird, ist auszuarbeiten
und dem Landtag zur Beschlußfassung
zuzuleiten.
Ein Durchführungserlaß zum NÖ Spitals-
ärztegesetz 1990, mit dem bei den Spitals-
erhaltern und den Krankenanstalten be-
stehende Unsicherheiten und Über-
gangsschwierigkeiten beseitigt werden
sollen, ist zu erarbeiten.
Verbesserung der fachärztlichen Versor-
gung durch Ausbildung von Fachärzten in
Wien für in Niederösterreich nicht vorhan-
dene Fächer (z.B. Strahlentherapie) oder
mangels Ausbildungsstellen in vorhande-
nen Fächern auf Kosten der Rechtsträger
bzw. des Landes (42 Ärzte und 3 Strah-
lentechniker)
Mitwirkung bei der Standortfestsetzung
von Kassenplanstellen von Fachärzten
(falls ASVG-Novelle kommt).
Verbesserung der Finanzierung des Ret-
tungsdienstes (Landtagsresolution)
Mitarbeit bei der Lösung der Spitalsfinan-
zierung (leistungsbezogenes Finanzie-

Ziele 1991

• Gemeinsam mit der Sanitätsdirektion
und den sonstigen betroffenen Abteilun-
gen des Amtes der NÖ Landesregierung
und mit den Bezirksverwaltungsbehör-
den sind die rechtlichen und organisato-
rischen Voraussetzungen zu schaffen,
um die Versorgung der NÖ Bevölkerung
mit hygienisch einwandfreien Trinkwas-
ser sicherzustellen bzw. um zu verhin-
dern, daß gesundheitsschädliches oder
nicht geeignetes Trinkwasser in den Ver-
kehr gelangt. Die in Kürze erscheinende
Trinkwasser-Pestizideverordnung ist für
die Bezirksverwaltungsgbehörden in
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Förderung der
Niederlassung von ÄrztenStatistik 1990rungssystem, Fremdpatienten, Nachfol-

geregelung für den Krankenanstalten-
Zusammenarbeitsfonds)
Endausbau des flächendeckenden Not-
arztsystems (zunächst Hainburg,
Schwechat  und in we i t e re r  Fo lge
Bruck/Leitha, wegen der Weltausstel-
lung)
Umsetzung des Unterbringungsgesetzes
in den beiden NÖ Landesnervenkliniken
Mauer und Gugging

Neuzusicherung für Zinsenzu-
schüsse 28Krankenanstalten

Gebarungsumfang von 27
öffentlichen Krankenanstal-
ten in Niederösterreich

veranschlagt für 1 990 S 6.321,160.000,-

veranschlagt für 1 991

Betriebsabgänge insge-
samt:

S 7,370.884,-

veranschlagt für 1990 s 2.775,003.000,-

veranschlagt für 1991 s 3,622.138,-

Gesamtzahl der bisher abgege-
benen Zinsenzusicherungen 927

Insgesamt S 3,546.751-

Soziale Verwaltung (VII/1)

Logopäden fachgerecht geleistet wer-
den.
Alle anderen Tätigkeiten können entwe-
der vom Sanitätshilfsdienstpersonal (Al-
ten- und Familienhelferinnen mit Sani-
tätsdienstprüfung), Haus- bzw. Heimhel-
ferinnen oder Nachbarschaftshelfern er-
bracht werden.
Das Ziel ist ein flächendeckendes Ange-
bot an sozialen und sozialmedizinischen
Betreuungsdiensten. Durch die Zusam-
menarbeit von angestellten Fachkräften
und Nachbarschaftshelfern wird neben
professioneller Hauskrankenpflege, Hilfe
bei der Haushaltsführung sowie Hilfe bei
einfachen Handreichungen angeboten
und dadurch wird den pflegebedürftigen
Menschen die Möglichkeit geboten, auch
dann zu Hause betreut zu werden, wenn
die Familie und die spontane nachbar-
schaftliche Hilfsbereitschaft bereits über-
fordert oder hiezu nicht in der Lage ist.
Durch die von den Fachkräften und Nach-
barschaftshelfern geleistete häusliche
Pflege sollen die Krankenhäuser sowie
die Pensionisten- und Pflegeheime entla-
stet werden.

Familienhilfe

Von Familienhilfe spricht man, wenn es
notwendig wird, eine Betreuungsperson,
die sonst im familiären Bereich die Kinder
oder den pflegebedürftigen Menschen
versorgt, für einen begrenzten Zeitraum
zu ersetzen. Ein großer Teil der Kosten
ist durch einen Beitrag des Landes abge-
deckt. Die Familie selbst leistet ebenfalls
einen Beitrag. Dabei wird vor allem be-
rücksichtigt, wieviele Personen mit dem
Famil ieneinkommen versorgt werden
müssen.

St.Pölten-Stadt beispielsweise sind drei
Organisationen präsent!) vorhanden.
Die Dezentralisierung der Hauskranken-
pflege in Form der Sozialstationen (NÖ
Hilfswerk, Volkshilfe) ermöglicht die Or-
ganisation der Dienste in kleinen, über-
schaubaren Einheiten, dadurch kann ein
hoher Motivationsgrad der Mitarbeiter er-
reicht und der Verbürokratisierung vorge-
beugt werden.
Sämtliche Leistungen werden dokumen-
tiert. Das Land nimmt außer der Kontrolle
auch Koordinationsfunktion wahr, damit
durch Absprache der verschiedenen Trä-
gerorganisationen bei Ausbau der Sozial-
stationen eine flächendeckende Versor-
gung gewährleistet bleibt. Die Vorausset-
zungen für die Förderung und die Zusam-
menarbeit wurde in neu erstellten Richtli-
nien genau geregelt.
Es werden daher folgende Hilfen angebo-
ten:
• medizinische Hilfen: wie Injektionen,
Infusionen, Katheder, Einläufe, Wund-
versorgung;
• pflegerische Hilfe: wie Körperpflege,
Hilfe beim Essen, Hilfe beim Toilette-
gang;
• praktische Alltagshilfe wie einkaufen,
putzen, waschen;
• soziale Kommunikationshilfe: Stüt-
zung und Beratung der Angehörigen und
des Hilfeempfängers;
• Familienbetreuung: Hilfe zum Weiter-
führen des Haushaltes sowie Pflege und
Betreuung von Familienangehörigen bei
Krisensituationen (z.B. Krankheit des
haushaltsführenden Familienmitgliedes);
• therapeutische Hilfen: Pysikotherapie,
Heilgymnastik, Logotherapie und Ergo-
therapie.
Medizinische Hilfen müssen von Diplom-
krankenschwestern geleistet werden.
Ebenso können therapeutische Hilfen nur
von Dipl. Assistenten für physikalische
Medizin, Dipl. Ergotherapeuten und Dipl.

Soziale Dienste

Von den sozialen Diensten fördert das
Land NÖ unter anderem
• die sozialmedizinischen und sozialen
Betreuungsdienste,
• die Familienhilfe,

• Therapeutische Dienste,

• die Essenzustelldienste im Rahmen
der Aktion "Essen auf Rädern" und
• die Erholungsaktion für betagte Men-
schen.

Schwerpunkte 1990

Die freien Wohlfahrtsträger (Caritas, NÖ
Volkshilfe, NÖHilfswerk) betreiben der-
zeit 143 Sozialstationen. Eine Sozialsta-
tion umfaßt jeweils ein Gebiet mit ca.
lO.OOOEinwohnem. Von den Sozialsta-
tionen aus betreuen die Fachkräfte und
freien Mitarbeiter in Teamarbeit die pfle-
gebedürftigen oder kranken Menschen.
Im ersten Halbjahr 1990 wurden pro Mo-
nat 3.880 Personen betreut.
Das Land NÖ fördert jede nachweislich
erbrachte Einsatzstunde aus Mittel der
Sozialhilfe und des KRAZAF mit einem
Stundensatz zwischen 240 Schil l ing
(Dipl. Krankenschwester) und 60 Schil-
ling (freie Mitarbeiter). Seit 1989 besteht
auch die Möglichkeit der Förderung von
Leistungen von Therapeuten und Fami-
lienhelferinnen im Rahmen der sozialen
Dienste. Die Wohlfahrtsverbände heben
von den betreuten Personen ihrem Ein-
kommen angemessene Kostenbeiträge
ein. Durch die Befassung mehrerer priva-
ter Organisationen mit den sozialmedizi-
nischen und sozialen Betreuungsdien-
sten wird die Möglichkeit der freien Wahl
für die Bevölkerung in den meisten Re-
gionen ähnlich wie im ärztlichen Versor-
gungssystem gewährleistet. Dadurch ist
auch der Vorteil des Wettbewerbs (in
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Essenzustelldienste

In Ergänzung zu den sozialmedizini-
schen und sozialen Betreuungsdiensten
wird betagten, behinderten und kranken
Menschen, die nicht mehr in der Lage
sind, sich selbst eine warme Mahlzeit zu-
zubereiten, Hilfe zum Bezug von Essen
angeboten. Zu diesem Zweck fördert das
Land Essenzustelldienste, die von Ge-
meinden oder gemeinnützigen Vereinen
durchgeführt werden. Für die Herstellko-
sten müssen die Hilfeempfänger selbst
aufkommen.

Erholungsaktion für betagte Menschen

Betagten Menschen wird Hilfestellung
zur Teilnahme an Gruppenurlauben an-
geboten. Der Sinn dieser Aktion liegt da-
rin, Kommunikationsprobleme Einzelner
sowie Isolationserscheinungen zumin-
dest vorübergehend zu bekämpfen. Da-
mit sollen vorwiegend jene ältere Men-
schen angesprochen werden. Vom Land-
NÖ werden Seniorengruppenurlaube, die
einerseits von Gemeinden und anderer-
seits von gemeinnützigen Vereinen oder
Seniorenverbänden durchgeführt wer-
den in Form eines Zuschusses pro Ur-
laubsaktion und Personen gefördert.

• Aufsicht über die Rehabilitationsein-
richtungen freier Wohlfahrtsträger (ca.
2.300 Niederösterreicher in Heimen und
Tagesheimstätten);
• 9 Bewilligungsverfahren für Behinder-
teneinrichtungen;
• 58 Rehabilitationsberatungen in den
einzelnen Einrichtungen über weiter zu
treffende Maßnahmen;
• Beratung des Personals der Rehabili-
tationseinrichtungen sowie Erstellung
von Rehabilitationsplänen für die einzel-
nen Behinderten in Heimen durch einen
Psychologen, Fachärzte für Psychiatrie
bzw. eine Heilpädagogin und eine Sozial-
arbeiterin;
• 43 Teambesprechungen mit anderen
Rehabilitationsträgern (Landesinvaliden-
amt, Pensionsversicherungsanstalt,
Krankenkassen, Allgemeine Unfallversi-
cherungsanstalt usw.) zur Koordinierung
der einzelnen Leistungen;
• Organisation von Sprechtagen für hör-
und sprachbehinderte Kinder bei den Be-
zirksverwaltungsbehörden;
• Organisation der jährlichen Sommer-
sprachheilkurse, Aufnahme, Kurskontrol-
len (3-wöchige Unterbringung von ca.
420 Kindern an 6 verschiedenen Kursor-
ten);
• Organisation einer Urlaubsaktion für
behinderte Kinder und Jugendliche in der
Waldschule (für 38 Kinder und Jugendli-
che);
• Aufbau einer EDV-unterstützten Be-
hindertenkartei;
• Planung und Organisation von Erwei-
terungen und Neuerrichtungen von Be-
hinderteneinrichtungen: Psychosoziales
Zentrum Schillern, Wohnheim Zwettl,
Wohnheim Oberrohrbach, Tagesheim-
stätte und Wohngruppe Haag, Wohnge-
meinschaft Klosterneuburg, Wohnheim
Lebenshilfe Mödling, Wohnheim Poys-
dorf, Club Aktiv-Krems, Tagesheimstätte
Puchberg, PSZ Stockerau, PSZ Waidho-
fen/Th., PSZ Tulln, Beschäftigungsthera-
pieeinrichtung Breitenfurt, Club Aktiv
SLPölten, Tagesheimstätte und Wohn-
gemeinschaft St. Leonhard am Forst,
Wohngruppe Baden, Tagesheimstätte
und Wohnheim Bergland, Trainingswoh-
nung Unternalb, Wohngruppe Oberwölb-
ling, Tagesheimstätte Mistelbach für gei-
stig Behinderte, Förderpflegeheim Klo-
sterneuburg, Wohnungen + Beschäfti-
gung für Körperbehinderte Schloß Tri-
buswinkel, Ambulatorium St.Pölten;
• Seminar im Rahmen der NÖ Verwal-
tungsakademie mit den Sozialabteilungs-
leitern;
• Teilnahme an 15 Aufsichtsratssitzun-
gen der Geschützten Werkstätten St.Pöl-
ten, Wr. Neustadt, und PSZ Schillern;

• Teilnahme an den Vorstandssitzun-
gen des NÖ Sachwaltervereines und des
PSZ Mistelbach;
• Konstituierung von zwei Sektionen
(psychisch Behinderte sowie geistig Be-
hinderte) des Landesbehindertenbeira-
tes;
• Entscheidungen über Anträge auf Hil-
fe für Behinderte in erster und letzter In-
stanz;
• Ausstellung des Sozialpasses;
• 27 Berufungsentscheidungen in An-
gelegenheiten des Kostenbeitrages;
• Probleme bei der Früherkennung und
Frühbehandlung von Behinderten;
• Koordinationsschwierigkeiten auf-
grund immer mehr werdender Rehabilita-
tionsträger (z.B. Nationalfonds, Landes-
invalidenamt) sowie der in immer mehr
Gesetzen verankerten finanziellen Mög-
lichkeiten für Behinderte;
• Koordinationsschwierigkeiten mit den
einzelnen Behindertenverbänden und
Vereinen;
• Vermehrte Schwierigkeiten der Unter-
bringung Behinderter auf Arbeitsplätzen;
• Vermehrter Bedarf an Wohnheimplät-
zen für Behinderte.

Ziele 1991

• Endausbau des Netzes von Einrich-
tungen der beruflichen Eingliederung und
Beschäftigungstherapie für geistig Behin-
derte; 1 Internat in jedem Viertel Nieder-
österreichs;
• Errichtungen von Wohnnestern, Wohn-
heimen und anderen Wohnmöglichkeiten
für geistig behinderte Menschen;
• Errichtung von Tagesheimstätten, be-
treuten Wohnplätzen, Wohngemein-
schaften für psychisch behinderte Men-
schen;
• Errichtung von Plätzen für pflegebe-
dürftige oder schwer verhaltensgestörte
jüngere Behinderte;
• Intensivierung der nachgehenden Be-
treuung;
• Unterbringung von jüngeren geistig
Behinderten in dafür geeigneten Einrich-
tungen mit spezieller Betreuung, Vermei-
dung der Einweisung dieser Personen in
Pensionistenheime und psychische
Krankenhäuser, Transfer von jüngeren
Behinderten von Pensionistenheimen
und psychiatrischen Krankenhäusern in
eigene Heime für Behinderte;
• Ausbau von Sammeltransporten von
Behinderten in Heimen nach Hause;
• Koordinierung und Ausbau eines Net-
zes von ambulanten Therapieeinrichtun-
gen für die Früherkennung und Frühbe-
handlung;
• Einrichtung für Frühförderdienste;

Hilfe für behinderte
Menschen

Schwerpunkte 1990

Aufgabe der Abteilung VI1/1 ist es, behin-
derte Niederösterreicher wegen ihrer kör-
perlichen, geistigen oder psychischen
Leiden oder Gebrechen in das Erwerbs-
leben oder in die soziale Umwelt einzu-
gliedern; ferner ihre berufliche oder sozia-
le Stellung zu erleichtern oder zu festi-
gen. Aus dieser Zielvorgabe ergeben sich
folgende schwerpunktartige Tätigkeits-
bereiche:
• Gewährung von Hilfe für behinderte
Menschen;
• Rehabilitationsarbeit;
• Förderung des Umdenkprozesses der
Gesellschaft zugunsten der behinderten
Menschen;
• Überprüfung von geschützten Arbeits-
plätzen;
• Nachgehende Betreuung für Behin-
derte im Rahmen der persönlichen Hilfe;
• Ca. 60 Vertragsänderungen hinsicht-
lich Art, Umfang der Betreuung und der
Höhe der Verpflegskosten;
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nen Arbeitsplatz bzw. wird ihre tatsächli-
che Arbeitswilligkeit häufig vom Arbeits-
amt zuwenig kontrolliert.
Die Sozialämter sind daher gezwungen,
zwecks Prüfung der tatsächlichen "Ar-
beitswilligkeit" eines Sozialhilfebeziehers
neben dem Arbeitsamt tätig zu werden
und eine Vermittlung des Sozialhilfebe-
ziehers am Arbeitsmarkt zu versuchen.
• Wohnungen.  Am Land gibt es ebenso
wie im städtischen Gebiet fast keine billi-
gen Wohnungen. Selbst wenn Mietbeihil-
fe gewährt wird, sind die Betriebskosten
für Bezieher von Mindesteinkommen
nicht erschwinglich. Außerdem sind viele
Familien, die Einfamilienhäuser fast aus-
schließlich mit Fremdkapital finanziert ha-
ben, bei Verlust des Arbeitsplatzes bzw.
nach einer Scheidung nicht mehr in der
Lage, die vereinbarten Raten einzuhalten
bzw. für die Betriebskosten aufzukom-
men. Immer mehr Personen, die über ein
zwar weit über dem Sozialhilferichtsatz
liegendes Einkommen verfügen, steht
nach Abzug des Wohnungsaufwandes
nunmehr ein unter dem jeweiligen Sozial-
hilferichtsatz liegendes Einkommen zur
Bestreitung der Lebenskosten zur Verfü-
gung. Um Delogierung bzw. Abschaltung
des Strombezuges zu vermeiden, muß
diesem Personenkreis, der zwar keinen
Anspruch auf eine laufende Unterstüt-
zung hat, des öfteren um soziale Härten
(Kleinkinder etc.) zu vermeiden, eine ein-
malige Aushilfe bzw. Darlehen gewährt
werden.
• Verschiebung der demografischen
Alterslastquote. In NÖ sind dzt. schon
21 % der Gesamtbevölkerung über 60
Jahre alt. Diese Entwicklung bedingt ein
ständiges Ansteigen der Pflegegeld- und
Blindenbeihilfenbezieher und natürlich
auch einen vermehrten Bedarf an Pflege-
betten in Heimen.
Im Jahr 2030 werden es voraussichtlich
33 - 35 % der Gesamtbevölkerung sein,
wobei der Anteil der über 75-jährigen be-
reits mehr als 10 % betragen wird. Im
Hinblick auf die zunehmende Überalte-
rung der Bevölkerung ergeben sich durch
die damit verbundene Pflegebedürftigkeit
gewaltige Probleme bezüglich der Finan-
zierung des zu erwartenden Pflegebedar-
fes. Eine befriedigende Regelung der fi-
nanziellen Erfordernisse ist nur auf einer
gesamtösterr. Solidarität der Länder, des
Bundes, der Sozialversicherung und der
Gemeinden tragbar. Es muß daher der
weitere Ausbau der sozialen und sozial-
medizinischen Betreuungsdienste for-
ciert werden und eine Regelung gefun-
den werden, damit der Pflegebedürftige
in der Lage ist, seinen Pflegebedarf aus
eigener Kraft abzudecken (stufenweise
Regelung des Hilflosenzuschusses, Pfle-

gern der geschlossenen Sozialhi l fe
(Heimunterbringung) zum Tragen.
• Entscheidung über Anträge auf Ertei-
lung der Altersnachsicht (Pflegegeld) in
erster und letzter Instanz;
• Berufungsentscheidung in allen Ange-
legenheiten des Abschnittes II und IV des
NÖ SHG;
• Administration der im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung des Landes
(§§ 30, 31 und 34) gewährten Darlehen
und Beihilfen;
• Abschluß von Verträgen mit Rechts-
trägern von Einrichtungen für psychisch
Kranke und sozialgeschädigte Menschen
über Art, Umfang der Betreuung und die
Höhe der Verpflegskosten;
• Organisation neuer Einrichtungen zur
Eingliederung von Obdachlosen bzw. Be-
schäftigungslosen in das Erwerbsleben;
• Koordinierung der Einweisungen in
das "Frauenhaus" in Mödling bzw. St.
Pölten, in das Heim der "Emmausge-
meinschaft" in SLPölten bzw. des Heimes
des Vereines "Menschen in Not" in
Wr.Neustadt und in die "Mutter-Kind-Hei-
me" in St. Pölten;
• Im Rahmen der Verwaltungsakade-
mie wurden Arbeitstagungen (Schulung
und Information für Sozialabteilungsleiter
bzw. deren Stellvertreter) abgehalten.

Probleme 1990
• Schuldnerberatung. Österreichweit
wachsen in der Sozialarbeit die Probleme
mit der Überschuldung von Familien und
Einzelpersonen. Die Sozialhilfe trifft in
derartigen Fällen auch die schwerwie-
genden Folgekosten wie Existenzsiche-
rung bei Arbeitsplatzverlust infolge Lohn-
pfändung und anderen Maßnahmen, ins-
besondere für Kinder, wenn Familien auf-
grund der finanziellen Situation zerbre-
chen. Für die Probleme die durch die
Praxis der großzügigen Kreditgewährung
durch Versandhäuser und Banken ohne
Prüfung der Kreditwürdigkeit entstehen,
müßte daher im präventiven Bereich Vor-
sorge getroffen werden. Es wäre daher
dringend erforderlich, auch in NÖ - ähn-
lich wie in Wien, OÖ und Vorarlberg - eine
Schuldnerberatung zu installieren.
• Arbei ts losigkei t .  Trotz guter Kon-
junkturlage des letzten Jahres steigt die
Zahl der Langzeitarbeitslosen weiter an
und die Arbeitsämter sind vielfach nicht in
der Lage, diese Personen - insbesondere
Sozialhilfeempfänger - am Arbeitsmarkt
zu vermitteln. Da die Arbeitsämter außer-
dem in erster Linie bemüht sind, die Per-
sonen welche in einem Leistungsbezug
stehen (ALG etc.) zu vermitteln, besteht
für bei Arbeitsämtern vorgemerkte So-
zialhilfeempfänger wenig Chance auf ei-

• Ausbau der Sachwalterschaft in NÖ;

• Intensivierung der Kontakte mit den
Sozialarbeitern der Sozialabteilungen
der Bezirksverwaltungsbehörden;
• Errichtung eines Institutes für Rehabi-
litation;
• Vorbereitung der Dezentralisierung.

Hilfe zum
Lebensunterhalt und
Hilfe in besonderen
Lebenslagen

Schwerpunkte 1990
Die Tätigkeit im Bereich der Hilfe zum
Lebensunterhalt (Abschnitt II des NÖ
SHG) und der Hilfe in besonderen Le-
benslagen (Abschnitt IV des NÖ SHG)
ergibt sich aus der Forderung des NÖ
SHG jenen Menschen die Führung eines
menschenwürdigen Lebens zu ermögli-
chen, die dazu der Hilfe der Gemein-
schaft bedürfen. Aufgabe der Hilfe zum
Lebensunterhalt ist es, einen Mindest-
standard sicherzustellen. Der Mindest-
standard wird als jenes Einkommens-
niveau interpretiert, das auf Dauer nicht
mehr unterschritten werden kann, ohne
die Deckung des existenznotwendigen
Bedarfes zu gefährden. Der Mindest-
standard grenzt jenen Einkommensbe-
reich ab, in dem zwar noch sehr dürftige
Verhältnisse herrschen, aber doch eine
bescheidene Teilhabe an der modernen
Zeit gewährt und damit der "soziale An-
schluß" möglich wird. Aufgabe der Hilfe in
besonderen Lebenslagen ist es, Leistun-
gen für Personen zu erbringen, die zur
Bewältigung von außergewöhnlichen
Schwierigkeiten in ihren persönlichen, fa-
miliären, wirtschaftlichen oder sozialen
Verhältnissen der Sozialhilfe bedürfen.
Hilfe in besonderen Lebenslagen besteht
in der Gewährung der Pflege in Heimen,
Krankenanstalten, der Gewährung der
Pflege und Blindenbeihilfe und insbeson-
dere in Hilfe zur Beschaffung und Beibe-
haltung des Wohnraumes und Hilfe zum
Aufbau und Sicherung der wirtschaftli-
chen Lebensgrundlage (§§ 30 und 31 NÖ
SHG). Diese letzte Form der Hilfeleistung
besteht in der Gewährung nicht rückzahl-
barer Beihilfen und Darlehen. Für Lei-
stungen der Hilfe zum Lebensunterhalt,
der Krankenhilfe und Pflege in Heimen ist
gemäß §§ 41 ff Kostenersatz zu leisten
und zwar vom Empfänger der Hilfe, vom
Erben des Hilfesuchenden oder von un-
terhaltspflichtigen Angehörigen. Der Ko-
stenersatz kommt vor allem bei Empfän-
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geversicherung), ohne aufgrund der Pfle-
gebedürftigkeit zum Sozialfall zu werden.
• Darlehen. 1990 hat sich bedingt durch
die schlechte wirtschaftliche Lage und die
angespannte Situation am Arbeitsmarkt,
die Anzahl der Anträge auf Gewährung
von Darlehen gemäß § 30 und § 31 NÖ
SHG weithin erhöht. Anbetrachts der Hö-
he der dafür im Budget vorgesehenen
Mittel und die Vielzahl der Antragsteller,
die aufgrund ihrer finanziellen Lage gar
nicht in der Lage sind, Dariehensrückzah-
lungen zu tätigen, ergaben sich Schwie-
rigkeiten bei der Vergabe.

Ziele 1991

• Schulungen der Bediensteten der So-
zialabteilungen sind für 1991 geplant. Da-
bei soll speziell auf die Möglichkeit der
ambulanten Betreuung pflegebedürftiger
Menschen sowie die präventive Arbeit im
Sozialbereich eingegangen werden, so-
wie auch Vorschläge für eine Novellie-
rung erarbeitet werden.
• Anpassung der Geldleistungen in der
Sozialhilfe an die jeweiligen Lohn- und
Preisverhältnisse durch Änderung der
Verordnung über Sozialhilfen.
• Die gestiegenen Lebenserwartungen
und die derzeitige Arbeitsmarktsituation
bewirken eine überdurchschnittliche Zu-
nahme an Sozialfällen. Um trotz der nur
beschränkt zur Verfügung stehenden Mit-
tel den sozialen Standard zu halten muß
im einzelnen Förderungsfall in zuneh-
menden Maße die Familie miteinbezogen
werde, um damit das Bewußtsein zu stär-
ken, daß jeder für seine unmittelbaren
Angehörigen zunächst selbst sorgen
muß und darüber hinaus die Eigenverant-
wortung gezielt zu haben. Desweiteren
muß geachtet werden, das soziale Enga-
gement gegenüber in Not geratenen
Menschen ganz allgemein zu heben.

Allgemeine Sozial- und
Familienberatungs-
stellen

Schwerpunkte 1990

Die Tätigkeit in diesem Bereich umfaßt
die organisatorische Betreuung der Bera-
tungsstellen des Landes und die Geltend-
machung der vom Bund für die Beratung
zu leistenden Forderungsbeträge. Durch
diesen sozialen Dienst soll der Bevölke-
rung kostenlose, anonyme Beratung in

Angelegenheiten der Sozialhilfe und Fa-
milienberatung im Sinne des Familienbe-
ratungsförderungsgesetzes, BGBl.Nr.
80/74, geboten werden.

Probleme 1990

Die Gründe für die geringen Besuchszah-
len in den Beratungsstellen sind einer-
seits in der Nähe der Beratungsstellen
des Großraumes Wien zu suchen, da
viele Niederösterreicher die Anonymität
der städtischen Beratungsstellen bevor-
zugen, andererseits, in der mangelnden
Werbetätigkeit für Familienberatungs-
stellen durch den Rechtsträger. Da die
Kosten für eine Werbekampagne nicht
wie beispielsweise die Kosten der Super-
vision für Familienberater vom Bundes-
ministerium für Familie refundiert werden,
sah sich das Land NÖ nicht in der Lage,
mangels vorhandener Budgetmittel eine
solche im großen Stil durchzuführen.

Ziele 1991

• Weiterführung der Informationstätig-
keit zur Bekanntmachung von Aufgaben-
bereich und Standorten der Beratungs-
stellen.
• In den Familienberatungsstellen wur-
den versuchsweise zur Steigerung der
Frequenz Werbeprospekte aufgelegt. Da
diese Aktion erfolgreich verläuft, ist ge-
plant, im nächsten Jahr ähnliche Aktio-
nen durchzuführen.

Psychosoziale
Betreuung

Im Einzugsbereich der beiden Landes-
krankenhäuser wurde ein flächendek-
kendes Netz von Beratungsstellen ge-
schaffen. Im Bereich des Landeskran-
kenhauses Mauer muß noch die Bera-
tung durch die Fachärzte des Landes-
krankenhauses fordert werden, je nach
den vorhandenen finanziellen Mittel sol-
len auch weitere Übergangswohnheime
bzw. Wohnungen errichtet werden.

daher eine zweite Einberufung des So-
zialhilfebeirates entbehrlich.

Opferfürsorge

Schwerpunkte 1990

Die Vollziehung des Opferfürsorgegeset-
zes wird im Rahmen der mittelbaren Bun-
desverwaltung wahrgenommen. Der Auf-
gabenbereich umfaßt die Durchführung
des Verfahrens auf Feststellung von An-
spruchsberechtigungen nach diesem
Gesetz (Opfer des Kampfes um ein freies
demokratisches Österreich oder der poli-
tischen Verfolgung bzw. Hinterbliebene
nach solchen Personen, Ausstellung von
Amtsbescheinigungen und Opferauswei-
sen, Zuerkennung von Hilfen bzw. Ent-
schädigungen und die Rentenfürsorge).
Vier Bedienstete sind vom Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales in die NÖ
Rentenkommission berufen (je zwei Mit-
glieder bzw. Stellvertreter).
Dem im Opferfürsorgeabgabegesetz
(Landesverwaltung) umschriebenen Per-
sonenkreis (Inhaber von Amtsbescheini-
gungen und Opferausweisen) werden
gemäß den Beschlüssen des gebildeten
Verwaltungsausschusses finanzielle Hil-
fen gewährt.
Mit den Interessenvertretungen der Opfer
(Opferverbände) werden laufend enge
Kontakte gepflegt, was sich wegen des
so erzielten Informationsgewinnes bei
der Administration von Anträgen als äu-
ßerst wertvoll erweist.

Probleme 1 990

Aufgrund von Publikationen als auch auf-
grund der ausgezeichneten Informations-
arbeit der politischen Verbände sind
selbst 45 Jahre nach Kriegsende nach
wie vor Neuanträge (Anspruchsberechti-
gungen) zu verzeichnen, wobei sich das
Ermittlungsverfahren in vielen dieser Fäl-
le mangels an geeigneten Beweismitteln
als äußerst diffizil und langwierig erweist.

Ziele 1991

Unter Bedachtnahme auf die gegebene
Gesetzeslage sind die Zielvorgaben kon-
stant und darauf beschränkt, den in Rede
stehenden Personen die entsprechen-
den Hilfeleistungen, Unterstützungen
u.d.gl.m. zu gewähren.

Sozialhilfebeirat

Im Jahre 1990 wurde im Hinblick auf die
Übereinstimmung beider politischen
Fraktionen nur eine Sitzung mit dem The-
menkreis "Budget 1991" und "Richtsatz-
erhöhung für 1991" abgehalten. Es war
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Darlehen wurden in einmalige Beihilfen
umgewandelt. . v
• Hilfe für Fami l ien.  In 46 Fällen wur-
den unverzinsliche, langfristige Darlehen
in der Höhe von 4,501.836,26 Schilling
gewährt. In 30 Fällen wurden einmalige
Beihilfen in der Höhe von 640.126,10
Schilling gewährt. 62 Anträge wurden ne-
gativ behandelt. 7 in Vorjahren gewährte
Darlehen wurden in einmalige Beihilfen
umgewandelt.
• Bestattungsaufwand. 1 Berufungs-
entscheidung.
• Hilfe für betagte Menschen.  In 3 Fäl-
len wurden unverzinsliche, langfristige
Darlehen in der Höhe von 143.782 Schil-
ling gewährt. In 9 Fällen wurden einma-
lige Beihilfen in der Höhe von 157.785,02
Schilling gewährt.  1 Antrag wurde negativ
erledigt. 1 in Vorjahren gewährtes Darle-
hen wurde in eine einmalige Beihilfe um-
gewandelt.
• Bl indenbeih i l fe  und Hilfe für Taub-
bl inde.  11 Berufungsentscheidungen.
• Hi l fe für p f l egebedür f t i ge  Men-
schen. 27 Berufungsentscheidungen.
• Altersnachsicht.  In 99 Fällen wurde
die Altersnachsicht erteilt, wodurch in vie-
len Fällen die Unterbringung in einem
Heim verhindert werden konnte. In 69
Fällen konnte die Altersnachsicht nicht
erteilt werden.
In 5 Fällen wurde die Nachsicht vom Be-
sitz der österr. Staatsbürgerschaft erteilt.
3 Anträge wurden negativ erledigt.
• Kostenersatz.  67 Berufungsentschei-
dungen.
• Krankenhi l fe.  4 Berufungsentschei-
dungen.
• Entscheidungen  gemäß Artikel  7der
Ländervereinbarung über den Kosten-
ersatz in den Angelegenheiten der So-
zialhilfe. In 3 Streitfällen wurde ein Be-
scheid erlassen.
• Kostentragungspfl icht  der Gemein-
den gern. § 50 Abs. 3 NÖ SHG. In 2
Fällen wurde ein Kostenbescheid erlas-
sen.

Familienberatungsstellen

Es wurden 2.639 Beratungen durchge-
führt.

Opferfürsorge
• 1990 wurden 2 Amtsbescheinigungen
sowie 3 Opferausweise neu ausgestellt.
Mit Stichtag 31. Dezember 1990 waren
566 Amtsbescheinigungsinhaber sowie
957 Opferausweisinhaber, die in NO
wohnhaft sind, vermerkt.
• Mit 1990 standen 307 Personen, die in
NÖ wohnhaft sind, in Bezug von Renten
nach dem Opferfürsorgegesetz; von die-

485 und Hausunterricht erhielten 56 be-
hinderte Kinder und Jugendliche.
• Hilfe zur beruf l ichen Eingl iederung.
Internatsmäßig untergebracht waren 531
behinderte Menschen. Extern unterge-
bracht waren 618 behinderte Menschen.
Zusätzlich erhielten 51 behinderte Men-
schen Zuschüsse für Arbeitserprobun-
gen. In 55 Fällen wurde zusätzlich Hilfe
zum Lebensunterhalt (§ 20) gewährt.
• Hi l fedurchgeschützte  Arbeit Durch
Landeszuschüsse wurden 1.422 Arbeits-
plätze für Behinderte gesichert.
• Hilfe durch Unterbr ingung  in geeig-
neten Einr ichtungen.  Unter diesem Be-
griff sind 15 Fälle bekannt.
• Beschäftigungstherapie.  709 Behin-
derte erhielten Beschäftigungstherapie
zur Erhaltung und Weiterentwicklung ih-
rer Fähigkeiten.
• Sonderhil fe.  In 32 besonders berück-
sichtigungswürdigen Fällen wurden als
Sofortmaßnahmen finanzielle Unterstüt-
zungen gewährt.
• Ur laubsakt ion des Landes in der
Waldschule Wr. Neustadt für 38 behin-
derte Kinder und Jugendliche.
• Sprach-  und hörbehinderte Kinder.
An Sprechtagen wurden 690 sprach- und
hörbehinderte Kinder begutachtet und
die Angehörigen beraten; 6 Kurskontrol-
len erfolgten. Bei Rehabilitationskontrol-
len wurden 390 Behinderte in Rehabilita-
tionseinrichtungen begutachtet.
• Heimbesuche. 77 Heimbesuche durch
die Sozialarbeiterder Abteilung VII/1 wur-
den durchgeführt.
• Hausbesuche. 3 Hausbesuche wur-
den von den Sozialarbeitern der Abtei-
lung VII/1 durchgeführt.
• Fachtagungen. Vertreter der Gruppe
nahmen an 2 politischen Konferenzen,
2 Sozialreferentenkonferenzen sowie an
8 Fachtagungen über Rehabilitations-
und Sozialarbeit teil. Es fanden 43 ge-
meinsame Teamsitzungen beim Landes-
invalidenamt für Wien, NÖ und Burgen-
land statt.
• Berufungsentscheidungen. 28 Be-
rufungsentscheidungen in Angelegen-
heiten Behindertenhilfe.

Hilfe zum Lebensunterhalt und
Hilfe in besonderen Lebenslagen

• 24 Berufungsentscheidungen.
• Hilfe zur Schaffung einer wirtschaft-
l ichen Lebensgrundlage. In 9 Fällen
wurden unverzinsliche, langfristige Dar-
lehen in der Höhe von 985.591,75 Schil-
ling gewährt. In 14 Fällen wurden einma-
lige Beihilfen in der Höhe von 287.457,87
Schilling gewährt. 27 Anträge wurden ne-
gativ erledigt. 4 in Vorjahren gewährte

Statistik 1990

Sozialmedizinische und
soziale Betreuungsdienste:
Einsatzstellen 143
Personal 1.556
davon Fachkräfte 496
davon (registrierte) Nachbarschafts-

helfet 1.060
Hilfeempfänger durchschnittl. mti. 3.880
Einsatzstunden durchschnittl. mti. 64.538

Familienhilfe:
Familienhelferinnen 42
Hilfeempfänger durchschnittl. mti. 55
Einsatzstunden durchschnittl. mtf. 3.190

Therapeutische Dienste:

Therapeuten 8
Hilfeempfänger durchschnittl. mti. 84
Einsatzstunden durchschnittl. mti. 230

Landesförderung:

SH-Mittel insgesamt für 1990 39,3 Mio. S
KRAZAF-Mittel insqesamt für 1990 63,2 Mio. S

Erholungsaktion für betagte Men-
schen

100 Gemeinden und 8 Vereine erhielten
für 13.560 Teilnehmer 4,744.500 Schil-
ling Landesförderung.

Essenzustelldienste

95 Gemeinden und 69 Vereine erhielten
10,139.528 Schilling Landesförderung.
Es kamen 1,518.431 Portionen zur Ver-
teilung.

Behindertenhilfe

• Hei lbehandlung.  Medizinische Heilbe-
handlung erhielten 91 Personen. An 6 Som-
mersprachheilkursen nahmen 423 Kin-
der teil.
• Or thopäd ische  Verso rgung .  Aus
diesem Titel erhielten 746 Personen Lei-
stungen wie Hörgeräte, Fahrstühle, Pro-
thesen, Kostenzuschüsse für PKW,
Stützapparate etc.
• Ersatz von Fahrtkosten. Im Zusam-
menhang mit der Hilfe zur Erziehung und
Schulbildung wurden 432 behinderten
Kindern und Jugendlichen Fahrtkosten
gewährt.
Zusätzlich wurden 104 behinderten Men-
schen die unvermeidlichen Fahrtkosten
ersetzt, die diesen im Zusammenhang
mit den übrigen gewährten Hilfen er-
wachsen sind.
• Hilfe zur Erz iehung und Schulbi l-
dung. Internatsmäßige Hilfe erhielten
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sen Rentenbeziehern sind 142 Personen
selbst Opfer und 165 Personen Hinter-
bliebene nach Opfern.
• 1990 wurden 9 Renten- bzw. Beihil-
fenleistungen neu zuerkannt.
• Aus dem Ertrag der Opferfürsorgeab-
gabe wurden 305 einmalige Beihilfen ge-
währt.
• 1990 wurden 22 Sterbegelder, 2 Ster-
bequartale, eine Hilflosenzulage, ein Diät-
zuschuß, eine Alterszulage sowie 2 Er-
ziehungsbeiträge zuerkannt.
• In 175 Fällen wurde eine Renten- bzw.
Beihilfenbemessung vorgenommen.

Subventionen

1990 wurden an Träger der freien Wohl-
fahrtspflege für deren Aktivitäten am So-
zialhilfesektor Förderungsbeiträge im
Gesamtausmaß von 3,327.036,69 Schil-
ling überwiesen.
Durch die Tätigkeit dieser privaten Träger
gelangt ein großer Personenkreis in den

Genuß sozialer Einrichtungen, die zwar
das SHG vorsieht, von der Behörde allein
jedoch ohne Hilfe von außenstehenden
Organisationen nicht verwirklicht werden
könnte.

Verrechnung

Die Verrechnung bezog sich auf Maß-
nahmen für:

4.960 Dauerunterstützte
840 Pflegekinder

g 50 Hilfsbedürftige in Pensionisten, Pflege-
und Jugendheimen

2 560 Hilfsbedürftige in psydiiatr. und allgemei-
nen Krankenanstalten
Behinderte (inkl. Teilnehmer an Sommer-

5.776 sprachheilkursen u. der Fälle orthopäd.
Versorgung)

6.940 Pflegegeldbezieher
3.270 Blinde (hievon 1.950 Vollblinde)

sowie für sonstige Sozialhilfe- und Wohl-
fahrtsmaßnahmen einschließlich Hilfe für
Kriegsopfer und Geschädigte (OFG).
1990 wurden im ordentlichen Voran-
schlag gebarungsgemäß getätigt:

Ausgaben S 2.335,326.000
Einnahmen S 1.564,529.000

Sozialförderung, Jugendarbeit (1/10)

Arbeitnehmerförderung

Nach wie vor liegt der Schwerpunkt die-
ser Förderung in der Unterstützung von 3
Personengruppen: Lehrlinge, die außer-
halb ihres Wohnsitzes einen Beruf erler-
nen; Personen, die sich berufsspezifisch
weiterbilden wollen, und Arbeitnehmer,
die unverschuldet in finanzielle Schwie-
rigkeiten geraten sind.
1990 fanden 10 Sitzungen des Arbeits-
ausschusses des Arbeitnehmerförde-
rungsbeirates statt.
Es wurden dabei 3.064 Anträge um
Standortausgleichsförderung (AB) mit ei-
nem Betrag von 8,160.788 Schilling posi-
tiv begutachtet.
An Zuschüssen zu den Verpflegungsko-
sten für Lehrlinge (VK) wurden 2.895 An-
träge mit einem Betrag von 10,226.400
Schilling bewilligt.
928 Ansuchen von Arbeitnehmern, die in
eine persönliche Notlage geraten sind,
wurden positiv begutachtet. Für sie wur-
de ein Betrag von 11,977.129,69 Schil-
ling bewilligt.
Darüber hinaus wurden 50 Anträge um
Übernahme des Zinsendienstes für Kon-
toüberziehungen (Arbeitnehmer, deren
Arbeitgeber in Insolvenzverfahren ver-
wickelt sind) mit einem Gesamtbetrag
von 27.605 Schilling positiv erledigt.
55 Anträge von Arbeitnehmern, die einen
Meisterkurs absolviert haben, bzw. von
Lehrlingen, die ihre Lehrstelle unver-
schuldet verloren haben und die Kosten

der Berufsschule selbst tragen mußten,
wurden ebenfalls positiv begutachtet und
mit 602.200 Schilling gefördert. Für Ha-
gel- und Sturmschäden wurde für 8 Ar-
beitnehmer ein Forderungsbetrag von
99.171 Schilling angewiesen.
Zusammenfassend ergibt dies bei der
Notstandsbeihilfe 838 bewilligte Anträge
mit einer Gesamtförderungssumme von
12,706.105,69 Schilling.

Verein
"Jugend und Arbeit"

Im Jahr 1990 hat der Verein "Jugend und
Arbeit" seine Arbeit in gleicher Weise fort-
geführt, wie in den Jahren seit seiner
Gründung 1986.
Seit Bestehen erhielten knapp 500 Per-
sonen beim Verein einen vorübergehen-
den Arbeitsplatz und erbrachten ihre Ar-
beitsleistung bei gemeinnützigen Verei-
nen, Gemeinden oder für das Land Nie-
derösterreich.
Somit konnten auch 1990 eine Reihe von
Initiativen in Bereichen vorgenommen
werden, deren Verwirklichung haupt-
sächlich durch die Bereitstellung von Ar-
beitskräften möglich wurde.
Besonders Projekte wie
- "Dorfanimation". (Erfassung dörflicher
Geschichte, erlebt und erzählt von den
Bewohnern, als Ansatzpunkt für die Dorfer-
neuerung im Weinviertel),

- "Ordinationsassistenten". (Promovier-
te Jungmediziner erlernen vor ihrem Tur-
nus ihr "Handwerk" bei Praktischen Ärz-
ten, ähnlich den bekannten Lehrpraxen -
nur länger und intensiver),
- "Lehmbau im Weinviertel". (Wiederer-
weckung von schon verschollenen Fähig-
keiten mit dem bodenständigen Bauma-
terial Lehm alte Bausubstanzen fachge-
recht zu sanieren oder Neubauten herzu-
stellen),
- "Sonderprogramm für Behinderte im
NÖ Landesdienst". (12 Monate prakti-
sche Arbeitserprobung mit anschließen-
der Möglichkeit, bei Eignung in den NÖ
Landesdienst übernommen zu werden)
bieten immer wieder die Gelegenheit
auch langfristige Arbeitsmöglichkeiten zu
schaffen, die auch außerhalb des Verei-
nes "Jugend und Arbeit" Bestand haben.
So erhielten die Umweltberater, eines der
ersten und auch erfolgreichsten Projekte
des Vereines "Jugend und Arbeit", nach
einer mehr als drei Jahre währenden vor-
übergehenden Beschäftigung einen ei-
genen Trägerverein, bei dem eine Dauer-
anstellung für 30 Berater möglich wurde.
Das Engagement des Vereines "Jugend
und Arbeit" im Mostviertel führte zu einer
Wiederbelebung der bodenständigen
Volksmusik und des Brauchtumes. In ei-
nem anderen Fall, dem regionalen Bil-
dungsvorhaben "Ich möchte mit dir re-
den" ermöglichen generationenübergrei-
fende Gesprächsrunden einen neuen Zu-
gang zwischen Alt und Jung. Besonders
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Das Weinviertier Jugendservice hat im
Jahr 1988 seine Beratungs- und Informa-
tionstätigkeit aufgenommen. Verschiede-
ne Jugendgruppen und Gemeindeju-
gendreferenten und Gemeinden wurden
hinsichtlich konkreter Jugendförderungs-
projekte informiert und beraten.

Jugendförderung nach dem
NÖ Jugendgesetz
• Jugendtreffs. Für die Errichtung und
Ausgestaltung von Jugendtreffs haben
23 NÖ Jugendgruppen eine finanzielle
Unterstützung von insgesamt 789.000,-
Schilling erhalten.
• Jugendaktivitäten. Eine modellhafte
Jugendaktivität, die sich durch ihren spe-
zifischen und somit beispielgebenden
Charakter auszeichnete, wurde mit ei-
nem Forderungsbetrag von 10.000,-
Schilling finanziell gefördert.
• Jugend- und Schülerzeitungen. Durch
die Einschaltung von Inseraten wurden
14 Jugend- und Schülerzeitungen mit ins-
gesamt 80.089 Schilling unterstützt.
• Wissenschaftliche Untersuchungen.
Mit einem Forderungsbetrag von 50.000
Schilling wurde die Durchführung einer
Jugendstudie ermöglicht.
• Jugendschutz. Der § 26 des NÖ Ju-
gendgesetzes legt fest, daß alle NÖ Lan-
desbürger im 14. Lebensjahr über die
Jugendschutzbestimmungen zu infor-
mieren sind.
In Erfüllung dieses gesetzlichen Auftra-
ges wurden im Verlauf des Monates Ok-
tober 1990 etwa 20.000 Stk. Jugend-
schutzbroschüren an die Schulen ver-
sandt.
• Sprechtage. Das Landesjugendrefe-
rat hat den gesetzlichen Auftrag, minde-
stens 1 x jährlich in jedem Verwaltungs-
bezirk einen Sprechtag abzuhalten. Mit-
tels Flugzettel und Plakate wurden Schu-
len, Jugendorganisationen, Jugendverei-
ne und Gemeinden über diese Veranstal-
tung informiert.

Jugendfreundlicher
Dienstleistungsbetrieb
Nach § 9 des NÖ Jugendgesetzes wurde
die Aktion "Auszeichnung jugendfreund-
licher Dienstleistungsbetriebe" im Jahre
1989 erfolgreich gestartet. Um die Effi-
zienz zu erhöhen, wird derzeit an einer
Neukonzeption gearbeitet.

Jugendfreundlichste Gemeinde
Auch 1990 wurden wieder die "Jugend-
freundlichsten Gemeinden in Nieder-
österreich" ermittelt. Diesbezüglich an die

NÖ Pendlerhilfe

Im Jahre 1990 wurden vom Jänner bis
Oktober 4.380 Anträge um NÖ Pendler-
hilfe eingebracht, wovon 1.797 Erstansu-
chen sind.
Davon wurden bis Oktober 3.480 Ansu-
chen mit einer Gesamtsumme von
8,882.571 Schilling bewilligt.

gut gestaltete sich hier die Zusammenar-
beit mit dem NÖ Bildungs- und Heimat-
werk und landwirtschaftlichen Fachschu-
len im Mostviertel.
Finanziert wird der Verein "Jugend und
Arbeit" aus Mitteln des Arbeitnehmerför-
derungsfonds des Landes NÖ, der Ar-
beitsmarktverwaltung und Beiträgen je-
ner gemeinnützigen Einrichtungen, bei
denen Arbeitnehmer eingesetzt sind.

Landesjugendreferat

Das Jugendreferat Niederösterreich wur-
de 1947 als Service- und Förderungsstel-
le für die außerschulischen Belange der
Jugend Niederösterreichs gegründet.
Das Jugendreferat versteht sich in erster
Linie als Förderungs-, Koordinations-,
Grundlagenforschungs- und Entwick-
lungsstelle für neue Ideen in der Jugend-
arbeit.
In einer sinnvollen und modernen Ju-
gendarbeit ist es die wertvollste Aufgabe,
die Jugendlichen zu einer aktiven Frei-
zeitgestaltung anzuregen.
Der direkte Kontakt des Jugendreferates
zu den Multiplikatoren in den einzelnen
Gemeinden in Niederösterreich (Gemein-
dejugendreferenten, Obmänner von lo-
kalen Jugendorganisationen) ist in den
vergangenen Jahren ein immer wesentli-
cherer Faktor der Jugendarbeit gewor-
den. Das Weinviertier Jugendservice,
welches als Außenstelle des Landesju-
gendreferates im Rathaus von Laa/Thaya
1988 eröffnet wurde, ist eine weitere
Maßnahme dazu.

Hausstandsgründungen

Um jungen Menschen die erstmalige
Hausstandsgründung in Niederöster-
reich möglich zu machen bzw. zu erleich-
tern, wurde im Jahr 1979 das NÖ Haus-
standsgründungsgesetz geschaffen. Auf
Grund dieses Gesetzes wurden 1990
2.950 Anträge mit einem Betrag von
13.704.120 Schilling als Zinsenzuschüs-
se und 1.497 Anträge mit einem Betrag
von 7,485.000 Schilling als Kinderzu-
schüsse bewilligt.
Insgesamt wurden in 8 Sitzungen daher
an Kinder- und Zinsenzuschüssen 4.447
Anträge mit einem Gesamtbetrag von
21.189.120 Schilling bewilligt.
1990 langten bei der Förderungsstelle
1.380 Anträge ein.
Derzeit sind 785 Anträge in Bearbeitung.
Ziel dieser Förderung ist es nach wie vor,
jungen Menschen Hilfe bei der oft finan-
ziell schwierigen Situation der Haus-
standsgründung anzubieten und diese
Hilfe ständig den wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Erfordernissen anzupas-
sen.

Kinderwandertag
mit Geschicklich*
keitssplelen In Retz
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Gemeinden vergebene Preise sind von
den Gemeinden zweckgebunden für die
Jugendarbeit zu verwenden. 1990 haben
ca. 170 Gemeinden an der Aktion teilge-
nommen. Dieses Jahr wurde dieser Be-
werb erstmals in 4 Kategorien durchge-
führt. Die Siegerehrung fand am Diens-
tag, dem 20.November 1990 im großen
Sitzungssaal des NÖ Landtages statt.

Gemeindejugendreferenten
Am 4. November 1989 fand der 2. Ju-
gendpolitische Kommunalkongreß in
Krems statt. Es kamen Gemeindejugend-
referenten und Funktionäre aus dem gan-
zen Bundesland. Vom 18. - 20. Mai 1990
wurde das Seminar "Wie arbeiten Füh-
rungskräfte und Manager?" für Gemein-
dejugendreferenten durchgeführt. Zum
Seminar kamen Teilnehmer aus allen
Landesvierteln. Zur ständigen aktuellen
Information der Gemeindejugendreferen-
ten wurde weiterhin die 1987 eingeführte
Gemeindejugendreferentenzeitung her-
ausgegeben und darüberhinaus diese
Zielgruppe mit allen Aussendungen über
die Aktivitäten und Veranstaltungen des
Landesjugendreferates versorgt.
Zur Zeit gibt es ca. 450 Gemeindejugend-
referenten im ganzen Bundesland. Die
Einrichtung des Gemeindejugendrefe-
renten hat sich als sehr positiv erwiesen,
da sie nicht nur ein wesentlicher kommu-
nikativer Faktor zwischen dem Landesju-
gendreferat und den Jugendorganisatio-
nen und einzelnen Jugendlichen darstel-
len, sondern sehr aktiv die Jugendszene
in den Gemeinden und deren Aktivitäten
anregen.
Im Rahmen der Jugendleiterseminare
wurden 15 verschiedene Seminare ange-
boten.
Die Seminare im Rahmen der Jugendlei-
terausbildung bestehen aus: Rhetorik I
und II, Grundkurs I und II, Volkstanzsemi-
naren, Seminare für Jugend- und Schü-
lerzeitungsredakteure, Seminare "Wie
arbeiten Manager und Führungskräfte?",
Chorleiterseminare, Jugendtheater und
Sportanimateurseminare. Insgesamt
nahmen an den Seminaren ca. 1.000 Mit-
arbeiter aus der Jugendarbeit teil.

Jugendorganisationen
1990 haben die Untergruppierungen des
Landesbeirates für Jugend- und Fami-
lienpolitik sowie zur Wahrung der Interes-
sen der älteren Generation entsprechend
ihrer Geschäftsordnung 4 Sitzungen ab-
gehalten, Beratungen geführt und Anträ-
ge beschlossen.
Das Jugendreferat als Geschäftsstelle
laut Geschäftsordnung der Untergruppie-

rung Jugend führte die notwendigen or-
ganisatorischen und schriftlichen Arbei-
ten durch und hat die Gremien und deren
Vertreter in Jugendfragen fachlich bera-
ten.

Junge Künstler
Gemeinsam mit dem NÖ Sparkassen-
club war das Landesjugendreferat NÖ
Mitveranstalter und Mitorganisator des
Talenteforums 1990.
Bei dieser Veranstaltung traten die be-
sten 5 Nachwuchsformationen und Soli-
sten verschiedenster Musikrichtungen
zur Finalausscheidung um die Förde-
rungspreise und den Publikumspreis für
junge Künstler an. Diese Veranstaltung
hat am 12. August 1990 im Kolpinghaus
in Stockerau stattgefunden.
Zum 6. Mal führte das NÖ Landesjugend-
referat den NÖ Jungautorenwettbewerb
durch. Dieser Wettbewerb wird gemein-
sam mit der NÖ Gesellschaft für Kunst
und Kultur, der Stadt Stockerau, dem
Sparkassenclub Stockerau, der Literatur-
gesellschaft Klosterneuburg, der EVN
und der Kulturabteilung des Landes NÖ
durchgeführt.
Teilnahmeberechtigt waren Jugendliche
aus Niederösterreich bis zu 25 Jahren,
auch Gruppenproduktionen waren mög-
lich (Schulklassen, Jugendgruppen,
Freie Gruppen).
Die preisgekrönten Werke werden bei der
Siegerehrung am 16. November 1990 im
Belvedere Schlößl in Stockerau vorge-
stellt.

Aktion "Kühler KopF •
Maßnahmen zur Propagierung
von antialkoholischen
Getränken im Jugendbereich
Die Aktion "Kühler Kopf" wurde vor mehr
als 2 Jahren von Frau Landesrat Liese
Prokop ins Leben gerufen und hat eine
imagemäßige Besserstellung der alko-
holfreien Getränke im Jugendbereich
zum Ziel.
Da eine "Zeigefingermethode" gerade im
Jugendbereich zu keinem Erfolg führen
würde, wird versucht, mit verschiedenen
Aktivitäten das alkoholfreie Getränk bei
den Jugendlichen zu propagieren. So be-
sucht das Landesjugendreferat mit sei-
nem Informationsstand verschiedene
Veranstaltungen, wobei hier die Palette
vom Dorffest bis zum Diskothekenbe-
such reicht. Den Höhepunkt bei diesem
Bewerb stellt sicherlich der neue landes-
weit durchgeführte Mixgetränkewettbe-
werb für alkoholfreie Mixgetränke, dar.
Um gerade bei den Jugendlichen den
Namen "Kühler Kopf" besser zu veran-

kern, wurde auch heuer wieder den Schü-
lern die Möglichkeit geboten, Posters mit
bedeutenden österreichischen Popstars,
auf denen diese ihre Meinung zu alkoho-
lischen Getränken kundtun, angeboten.
Ebenfalls werden die Gemeinden immer
wieder darauf aufmerksam gemacht, daß
bei Verzicht auf die Getränkesteuer bei
alkoholfreien Getränken es zu keiner Kür-
zung der Bedarfszuweisungen des Lan-
des NÖ kommt.
Die Aktion "Kühler Kopf ist eine der Ak-
tivitäten des Landesjugendreferates, bei
der man an den Erfolg glauben muß, ihn
jedoch nicht direkt messen kann.
Sollte durch diese Aufklärungsarbeit im
Jugendbereich jedoch bloß ein Opfer im
Straßenverkehr vermieden werden kön-
nen, so kann man sicher von einer über-
aus erfolgreichen Aktion sprechen.
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Staatsbürgerliche Erziehung
• Führungen durch das Landhaus.  Im
Rahmen der Aktion "NÖ Jugendliche be-
suchen das Landhaus" wurden 1.692 Ju-
gendliche durch das Regierungsgebäude
und Landhaus geführt und in den einzel-
nen Räumlichkeiten entsprechende hi-
storische und staatsbürgerliche Vorträge
gehalten. Zusätzlich wurden Delegatio-
nen von verschiedenen Organisationen
und Institutionen (Kammern, Künstler,
Gemeindevertreter, Gewerkschaft usw.)
empfangen.
• Jungbürgerfeiern. 1990 wurden 40
Jungbürgerfeiern mit ca. 3.000 Teilneh-
mern durchgeführt. Das Landesjugend-
referat beteiligt sich an der Durchführung,
Mitgestaltung und Mitfinanzierung. Eine
vom Landesjugendreferat hergestellte,
historisch-staatsbürgerlich ausgerichtete
Ton-Dia-Schau wurde als Programmbe-
standteil vorgeführt.
• Jugendredewettbewerb. Der Ju-
gendredewettbewerb 1990 wurde in 7
Gruppen (Höhere Lehranstalten, Mittlere
Lehranstalten, Bäuerliche Jugend, Werk-
tätige Jugend, Bundesheer, Berufsschu-
len, Polytechn. Lehrgänge) durchgeführt
und erbrachte ausgezeichnete Leistun-
gen. Monatelang wurden von Schulen,
Jugendorganisationen usw. Orts- und
Bereichsbewerbe in festlichem Rahmen
veranstaltet.

Kulturelle Jugendarbeit
• Jugendtheater-Seminare. Die ARGE
Jugendtheater veranstaltete folgende
Seminare:
- Jugendtheaterseminar "Musical" in
Schloß Zeillern,
- NÖ Kindertheatertag in Tulln,
- NÖ Jugendtheatertage in Bruck/Leitha,
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Das umfangreiche Rahmenprogramm
hatte als Höhepunkt einen Empfang bei
Bundespräsident Dr. Kurt Waldheim.
Zwischendurch gab es aber auch genü-
gend Gelegenheit zum Schifahren, zu
Tanz und auch zum Kennenlernen kuli-
narischer Spezialitäten verschiedener
Länder.
Erstmals waren heuer auch Vertreter aus
Polen und der DDR zu diesem internatio-
nalen Treffen nach St. Corona gekom-
men. Gemeinsam beschlossen sie, in
den nächsten Jahren intensive Kontakte
aufzubauen und ein Europa der Jugend,
ein Europa ohne Stacheldraht und ohne
unüberwindbare Grenzen zu schaffen.
St. Corona ist der Anfang für dieses neue
Europa. Das Jugendreferat der NÖ Lan-
desregierung der Motor und die Dreh-
scheibe für internationale Jugendver-
ständigung.

Verkehrserziehung
Fahrrad- u. Mofaturnier "Wer ist Meister
auf zwei Rädern?" und "Wer fährt am
besten?"
An dieser Aktion nahmen im Schuljahr
1989/90 ca. 9000 NÖ Schüler der 5. und
9. Schulstufe teil.
• Fahrradturnier. Es wurde in jedem
Bezirk eine Bezirksmeisterschaft abge-
halten. Die Landesmeisterschaft fand am
18. Juni 1990 in Zistersdorf statt. Die Bun-
desmeisterschaft wurde am 21 . Juni
1990 in Salzburg ausgetragen, wobei
Niederösterreich sowohl mit dem Buben-
als auch mit dem Mädchenteam den 2.
Platz erringen konnte.
• Mofaturnier. Nach der Bezirksaus-
scheidung fand am 13. Juni 1990 in Wie-
selburg die Landesmeisterschaft und am
21. Juni 1990 in Salzburg ein Länderver-
gleichskampf statt. Die Burschen von NÖ
konnten den 2. Platz erringen und die
Mädchen landeten auf Platz 3.

Medienerziehung
Über die beim Landesjugendreferat ge-
führte Arbeitsgemeinschaft "Jugend und
Massenmedien" wurden an 140 Schulen
Filme vorgeführt. An den Vorführungen
nahmen 26.206 Schüler teil.
Darüber hinaus werden in Amstetten im
außerschulischen Bereich "Jugendfilm-
Abos" in Zusammenarbeit mit der Stadt-
gemeinde und den Schulen geführt.
Die Aktion trägt sich wie 1989 finanziell
selbst, das Landesjugendreferat und die
Stadtgemeinde übernehmen nur eine
Ausfallshaftung von je 50 %.

das Schuljahr 1990/91 in einer Auflage
von 13.000 herausgegeben.
Diese wurden an alle niederösterreichi-
schen Schulen, Jugendorganisationen,
Gemeindejugendreferenten, Gemeinden
und Basisfunktionäre versandt.

Jugendaustauschförderungen

• Nationale Jugendaustauschförde-
rung. 3 nationale Jugendaustauschpro-
gramme wurden in der Höhe von 4.610
Schilling gefördert.
• Internationale Jugendaustausch-
förderung. 21 internationale Jugendaus-
tauschprogramme von NÖ Jugendorga-
nisationen wurden in der Höhe von
149.160 Schilling gefördert.
Es wurden auch heuer wieder (wie seit
vielen Jahren) Austauschbeziehungen
nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit
durchgeführt. Es nahmen je eine Gruppe
aus der CSFR, Frankreich, Polen, Italien,
DDR und Ungarn am Internationalen Ju-
gendleitertreffen in St. Corona/W. teil.
Gruppen aus NÖ reisten nach Turin, Ve-
nedig, Ungarn, Polen und erstmals nach
Portugal. Außerdem wurden je 1 Gruppe
niederösterreichischer Jugendleiter nach
Ägypten und Israel eingeladen (als Ge-
geneinladung für 1989).
• Internationale Jugendarbeit Vom
Jugendreferat wurden 31 rumänische
Kinder, die in privaten Familien eingela-
den waren, betreut.
Rumänische Kinder, die von verschiede-
nen NÖ-Organisationen eingeladen wa-
ren, wurden versicherungsmäßig betreut.
Für 18 rumänische Freiheitswanderer
aus Temesvar (bis Paris) wurde für die
Wanderstrecke in NÖ der Aufenthalt or-
ganisiert, das Programm koordiniert.
• Auslandsösterreicher-Jugendarbeit.
75 junge Auslandsösterreicher verbrach-
ten im Sommer in verschiedenen Lagern
in NÖ oder in privaten Familien einen
Ferienaufenthalt.
Erstmals wurde die Aktion "Auslands-
österreicher-Jugend in NÖ Wirtschafts-
betriebe" durchgeführt und für 8 Teilneh-
mer ein passender Ferienjob organisiert.
• Europäisches Jugendleitertreffen.
Über 80 Jugendleiter aus sieben ver-
schiedenen Ländern trafen sich vom 17. -
24. Februar 1990 in St. Corona zu einem
Erfahrungsaustausch zu Spiel und Sport.
Vertreter aus Polen, DDR, CSFR, Un-
garn, Italien, Frankreich und Niederöster-
reich konnten über Einladung des Ju-
gendreferates der NÖ Landesregierung
nicht nur direkte Informationen über die
aktuelle politische Situation in den Ost-
ländern erhalten, sondern berieten auch
über die verschiedenen Formen der Ju-
gendarbeit in den einzelnen Ländern.

- Jugendtheaterseminar "Theater als
Experiment" in Schloß Zeillern,
- Tanzseminar "Show-dance, Tanz im
Musical" in St. Pölten,
- Tanzseminar "Pfingst-Tanzworkshop"
in Schloß Zeillern,
- "Theater - total" in Guntersdorf,
- "Sommer-, Tanz- und Theaterwoche"
in St. Pölten.
Alle Seminare wurden gemeinsam mit
dem Landesverband für Schul-Jugend-
spiel und Amateurtheater in der ARGE
Jugendtheater durchgeführt.
• Kulturfahrtenförderung. 40 Kultur-
fahrten wurden bis Anfang Oktober 1990
in der Höhe von 79.110 Schilling geför-
dert, um den NÖ Jugendgruppen den
Besuch von Kulturveranstaltungen und
kulturellen Stätten zu erleichtern und oft
erst damit zu ermöglichen.

Jugendschach
In Zusammenarbeit mit der VHS Poys-
dorf und der Hauptschule Drasenhofen
hat das Landesjugendreferat NÖ die
Schüler von Mikulov (Nikolsburg), CSFR,
am 21. Dezember 1989 im Zollamtsge-
bäude Drasenhofen zu einem Schach-
vergleichskampf eingeladen. Dieses
Treffen stand nicht nur im Sinne der Ver-
tiefung der gesellschaftlichen Beziehun-
gen der beiden Länder, sondern bot auch
die Möglichkeit, das Jugendschach und
den Schachsport über die Grenzen zu
tragen.
Das Jugendreferat NÖ und der NÖ
Schachverband hielten vom 10. und 16.
Februar 1990 die Junioren- und Jugend-
landesmeisterschaft in Sollenau ab.
Vom 10. -16 .  Februar 1990 hat in Solle-
nau die Schachjugendlandesmeister-
schaft stattgefunden. Die Aufenthaltsko-
sten für die Teilnehmer bei dieser landes-
weiten Jugendveranstaltung wurden vom
Landesjugendreferat übernommen.
Am 27. April 1990 hat der 6. NÖ Landes-
jugendschachtag 1990 in Krems in der
Österreichhalle stattgefunden. Es haben
sich 150 Mannschaften mit 600 Jugendli-
chen zu dieser Großveranstaltung einge-
funden. Dazu wurde eine Broschüre an-
gefertigt, in der der Ablauf des Landesju-
gendschachtages übersichtlich festge-
halten ist.
Finanzielle Förderung des 2. internatio-
nalen Jugendschachturnieres mit unse-
rem Nachbarland Polen, welches vom
25. August bis 1. September 1990 in
Eggenburg stattgefunden hat, in der Hö-
he von 20.000 Schilling.
Herausgabe von 13.000 Schachfalter,
welche über die Jugendschachaktivitäten
in NÖ für das Schuljahr 1989/90 informie-
ren. Auch 1990 wurde dieser Falter für
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10. NÖ Kinderwandertag
Am 16. September 1990 fand heuer be-
reits zum 10. Mal der NÖ Kinderwander-
tag statt. Veranstaltungsort war Retz im
Weinviertel. Fast 400 Kinder wanderten
auf dem Parcours in und um die Gemein-
de. Es gab 6 verschiedene Labe- und
Vergnügungsstationen: Milchstation,
Abenteuerlager, Feuerwehr,  Rotes
Kreuz, Reitstatt, Verkehrskindergarten.
Die Kinder wurden gruppenweise von ört-
lichen Betreuern die ca. 6 km lange
Strecke geführt. Abschluß der Wande-
rung war der unterirdische Kellergang am
Hauptplatz in Retz.
Als Belohnung erhielten die Kinder im Ziel
eine Urkunde und ein mit Süßigkeiten
und weiteren Überraschungen gefülltes
Sackeri. Um 15.00 Uhr wurden bei einer
Tombola noch weitere 50 Preise verlost.

Publikationen
• Band II des Buches "Jugend in der
Gemeinde" , Aktivitäten & Aktionen, Auf-
lage: 4.300 Stück;
• Ich lebe in der Gemeinde, Referate
des 2. Jugendpolitischen Kommunalkon-
greß, Auflage: 2.000 Stück;
• Broschüre "Für Dich und mich" (Ju-
gendschutz) - 25.000 Stück;
• Broschüre "Mit der Jugend - Für die
Jugend" (Jugendförderung) - 40.000
Stück.

Dokumentation
Für Interessierte steht die umfangreiche
Bibliothek des österreichischen Institutes
für Jugendkunde für die Jugenddoku-
mentation zur Verfügung. Damit kann ko-
stengünstig reichhaltiger, systematisch
zum Thema aufgebauter Literaturfundus
genutzt werden. Im Landesjugendreferat
wurden zu Dokumentationszwecken Vi-
deobänder mit Aufzeichnungen von TV-
Berichten über Veranstaltungen des Lan-
desjugendreferates angelegt. Ebenso
besteht eine kleine Handbibliothek, die
laufend um einschlägige Werke erweitert
wird.

Spielmobil
Im Mai 1987 wurde das blau-gelbe Spiel-
mobil vom Jugendreferat einrichtet. Das
ist ein kleiner Lkw, der mit Spielmateria-
lien vollbepackt ist. Er wird jeweils von 2
Animateuren begleitet. Das Spielmobil
bietet eine breite Palette von Spielange-
boten.
Kreativität (Malen, Figuren formen u.ä.)
und das "Miteinander" im Spiel (Fall-
schirmspiel, Kletterschlauch usw.) ste-

hen im Mittelpunkt. Das Spielmobil bietet
einen Ausgleich zum Leistungsdruck des
Alltages, dem heutzutage auch oft schon
Kinder ausgesetzt sind.
Angefordert wird das Spielmobil von Ju-
gendorganisationen und Gemeinden.
Davon wird auch mehr als tatkräftig Ge-
brauch gemacht.
Während dieser Saison wurden bereits
mehr als 100 Einsätze in allen Teilen
Niederösterreichs gefahren. Die Zahl der
Teilnehmer liegt weit über 7.000. Das
Spielmobil hat auf Grund seines "bunten"
Erscheinungsbildes ein außerordentlich
gutes Medienecho.
Im Fach Freizeitpädagogik wurde an der
Pädagogischen Akademie Baden ge-
meinsam mit Professoren und Studenten
eine Modellspielaktion gestaltet.

Computercamp
Heuer wurden bereits zum fünftenmal
vom 16. Juli bis 4. August 1990 Compu-
tercamps für Jugendleiter und Jugendli-
che in Kirchschlag durchgeführt. Insge-
samt wurden 83 Teilnehmer mit den Pro-
grammen in Basic und mit verschiedenen
Anwenderprogrammen vertraut ge-
macht. Ein wichtiger Gesichtspunkt bei
dieser Art von Bildungsveranstaltung ist,
daß Erwachsene gemeinsam mit Ju-
gendlichen und auch von diesen lernen
können. Gerade im EDV-Bereich ist dies
ein nicht zu unterschätzender psycholo-
gischer Aspekt. Ebenso konnte der kriti-
sche Umgang mit dem Medium Compu-
ter vermittelt werden, unter anderem da-
durch, daß die Computernutzung gegen-
über anderen Freizeitaktivitäten relati-
viert wurde. Dies ist für in der außerschu-
lischen Jugendarbeit Tätige eine wichtige
Anregung für ihre Arbeit.

NÖ Fußballmeisterschaft der
Polytechnischen Lehrgänge
Dieser 1989 erstmalig durchgeführte Be-
werb wurde auch heuer wieder veranstal-
tet. 42 Polytechnische Lehrgänge kämpf-
ten bei Bezirks- und Viertelsmeister-
schaften um die Teilnahme bei der Lan-
desmeisterschaft in Krems.
Landessieger wurde der PL Korneuburg
vor dem PL Wr. Neustadt und St. Pölten.
Beim Bundesfinale in Innsbruck wurde
vom Landessieger der 6. Platz erreicht.

Internationales Fußballturnier
Am 23. Juni 1990 wurde in Engelhartstet-
ten vom Landesjugendreferat erstmalig
ein internationales Jugendfußballturnier
abgehalten. Mit dabei war die Schüler-

auswahl aus Mosonmagyarovar (Un-
garn), eine Schülerauswahl der CSFR
aus Bratislava, der Fußballmeister des
Polytechnischen Lehrganges NÖ sowie
des Burgenlandes. Sieger wurde schließ-
lich das Team aus Ungarn vor der CSFR
und NÖ sowie Burgenland.

Außenstelle des Landesjugend-
referates Laa/Thaya
Im Dezember 1989 hat das Weinviertier
Jugendservice der Grenzöffnung mit der
CSFR Rechnung getragen und am 22. De-
zember 1989 gemeinsam mit den Pfad-
findern Laa/Th. ein weihnachtliches Zu-
sammentreffen Jugendlicher beider Län-
der zwischen den Grenzbalken organi-
siert.
Am 1. Februar 1990 wurde in der HTL
Hollabrunn im Rahmen eines Auftrittes
der Clowncompagnie "Die Schockerlin-
ge" die Aktion "Drivers Card" gestartet.
Alle Jugendlichen hatten dadurch die
Möglichkeit, alkoholfreie Getränke in 14
verschiedenen Lokalen Hollabrunns um
6 Schilling billiger zu konsumieren. Die
Aktion wurde in Zusammenarbeit mit der
Stadtgemeinde Hollabrunn und den Kre-,
ditinstituten von Hollabrunn durchgeführt
und sollte die Jugendlichen auf "alkohol-
freien Geschmack" bringen.
Am 19. Mai 1990 organisierte das Wein-
viertler Jugendservice eine internationale
Schachkonferenz in Laa/Thaya. Mehr als
40 Schachfunktionäre aus der CSFR
nahmen die Einladung an. Im Rahmen
dieser Konferenz wurde eine internatio-
nale Schachsommerliga gegründet, die
bereits im Sommer 1990 durchgeführt
wurde.
Am 10. Juni 1990 organisierte das Wein-
viertler Jugendservice einen internatio-
nalen Jugendschachvergleichskampf der
Regionen Lundenburg, Znaim, Waldvier-
tel und Weinviertel in Pulkau. 40 Jugend-
liche nahmen an diesem Turnier teil, das
nunmehr alljährlich von einer der teilneh-
menden Regionen ausgerichtet wird.
Das Weinviertier Jugendservice hat wie
im letzten Jahr größtenteils den Jugend-
redewettbewerb für ganz Niederöster-
reich organisiert und betreut.
Die Videoausrüstung des Weinviertier
Jugendservice war 142 Tage an ver-
schiedene Jugendgruppen für Zwecke
der außerschulischen Jugenderziehung
verliehen. Die Dia-Schau-Anlage oder
Teile davon wurden 20mal an Jugend-
gruppen verliehen.
Die Ausschreibung und der Ankauf einer
Videoanlage für die Zentralstelle in Wien
wurde vom Weinviertier Jugendservice
durchgeführt.
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• der verstärkten Förderung der Aktivitä-
ten der Seniorenorganisationen;
• der Schulung von Seniorenklubleitern;
• der Schulung von Senioren-Sportklub-
leitern;
• verstärkten Kontakten von Jung und
Alt;
• der Hebung des Bewußtseins der Se-
nioren zur gegenseitigen Unterstützung:
Senioren helfen Senioren.

Gemeinnütziges
Wohnwesen

Die Tätigkeit der Aufsichtsbehörde um-
faßt nach ihrer Auffassung nicht nur das
Durcharbeiten der vom Österreichischen
Verband Gemeinnütziger Bauvereinigun-
gen - Revisionsverband vorgelegten Prü-
fungsberichte, sondern vielmehr auch die
Teilnahme an den Schlußbesprechun-
gen im Rahmen dieser Prüfungen sowie
die Teilnahme an General- und Hauptver-
sammlungen.
In erster Linie ist dabei die Aufsichtsbe-
hörde bestrebt, daß die Geschäftsfüh-
rung und Verwaltung der gemeinnützigen
Bauvereinigungen den Grundsätzen der
Sparsamkeit, Wirtschaftl ichkeit und
Zweckmäßigkeit entspricht.
Dies ist auch im Hinblick auf die Vergabe
von Förderungsmitteln aus der Wohn-
bauförderung von außerordentlicher Be-
deutung.
1990 wurden 12 Prüfungsberichte durch-
gearbeitet. Die Abteilung hat durch ihre
Vertreter an 10 Schlußbesprechungen
und an 7 Generalversammlungen teilge-
nommen. Zum Zwecke der Information
nahmen Vertreter der Abteilung persön-
lich an einer Prüfung einer gemeinnützi-
gen Bauvereinigung teil.
Am Verbandstag 1990 hat ein Vertreter
der Aufsichtsbehörde teilgenommen. Ei-
ne Aufsichtsbeschwerde konnte durch
die Vermittlung der Aufsichtsbehörde im
gütlichen Weg geregelt werden.

Landesbeirat für
Jugend- und
Familienpolitik
1990 wurden 2 Sitzungen des Landesbei-
rates für Jugend- und Familienpolitik so-
wie zur Wahrung der Interessen der älte-
ren Generation abgehalten, in denen
über das NÖ Jugendwohlfahrtsgesetz,
die Förderungsrichtlinien "Hilfe für be-
rufstätige Mütter bei der Kleinkinderbe-

Vollendung des 3. Lebensjahres ge-
währt.
Kinder, deren Mütter kein Karenzurlaubs-
geld etc. beziehen, werden schon in den
ersten beiden Lebensjahren gefördert.
Die Höhe der NÖ Familienhilfe ergibt sich
auf Grund des gewichteten Pro-Kopf-Ein-
kommens der Familie, die Förderungshö-
he beträgt zwischen 500 und 2.500 Schil-
ling monatlich.
1990 wurden insgesamt 78,409.054,60
Schilling angewiesen.
• Förderung von Organisationen und
Privatinitiativen im Rahmen des NÖ Fa-
miliengesetzes. An 31 Förderungswerber
wurde ein Gesamtbetrag von 701.024,40
Schilling ausbezahlt.
• NÖ Familiensonntag. Dieser wurde
am 10. Juni 1990 in Tulln veranstaltet und
war trotz Schlechtwetters mit ungefähr
3.000 Besuchern ein großer Erfolg.
Wichtiges Ziel bleibt es weiterhin, die Fa-
milie als Form menschlichen Zusammen-
lebens zu unterstützen und zu fördern,
das NÖ Familiengesetz möglichst umfas-
send in die Praxis umzusetzen und auch
in anderen Rechtsbereichen familien-
freundliche Regelungen zu erreichen.

3 Jugend- bzw. Schülerzeitungen wurden
direkt durch kostenloses Vervielfältigen
gefördert.
Im laufenden Jahr konnte vielen Jugend-
gruppen ein Ansprechpartner für Jugend-
austauschprojekte mir der CSFR vermit-
telt werden. Im Zuge dessen wurden die
jeweiligen Gruppen auch auf die Förde-
rungsmöglichkeiten solcher Projekte hin-
gewiesen.
4 Jugendaustauschprojekte wurden fi-
nanziell unterstützt.
Mit der Aktion "Kühler Kopf" war das
Weinviertier Jugendservice bei verschie-
denen Jugendveranstaltungen vertreten.
Das Beratungsangebot des Weinviertier
Jugendservice wurde über 50mal in An-
spruch genommen.

Familienförderung

Bei der Vollziehung des NÖ Familienge-
setzes lagen im Jahre 1990 die Schwer-
punkte in folgenden Tätigkeitsbereichen:
• NÖ Familienpaß (mit Unfallversiche-
rung gegen Unfälle im Haushalt, Initiati-
ven zur gemeinsamen Freizeitgestaltung
usw.). 5.906 niederösterreichische Fami-
lien besitzen bereits den NÖ Familien-
paß.
• NÖ Familienurlaubsaktion. An 235
niederösterreichische Familien wurden
Urlaubszuschüsse mit einem Gesamtbe-
trag von 427.250 Schilling angewiesen.
• Hilfe für berufstätige Eltern bei der
Kleinkindbetreuung (Aktion Tagesmüt-
ter). Insgesamt wurden den Wohlfahrts-
organisationen, die Hilfe für berufstätige
Mütter bei der Kleinkindbetreuung anbie-
ten, Förderungsmittel von 3,312.500 Schil-
ling zur Verfügung gestellt.
• Zuschuß zu den Beförderungsko-
sten der Kinder zum Kindergarten. Das
Land Niederösterreich hat an Eltern und
Gemeinden Zuschüsse in der Gesamthö-
he von 16,200.000 Schilling überwiesen.
• Verwaltungsfonds zur Hilfe für nie-
derösterreichische Familien. Es wur-
den an 473 in Not geratene niederöster-
reichische Familien nichtrückzahlbare
Be ih i l f en  im Gesamtbe t rag  von
5,633.300 Schilling und an 5 Familien
Darlehen im Gesamtbetrag von 117.000
Schilling angewiesen.
• NÖ Familienhilfe. Seit 1. Jänner 1989
fördert das Land Niederösterreich auf
Grund des NÖ Familiengesetzes, LGBI.
3505-0, niederösterreichische Familien
durch einen Zuschuß. Die NÖ Familien-
hilfe wird Kindern niederösterreichischer
Familien im Anschluß an den Karenzur-
laub (bzw. an die Teilzeitbeihilfe) bis zur

Seniorenförderung
Auf Grund des NÖ Seniorengesetzes
wurden 1990 folgende Aktivitäten ge-
setzt:
• 14 Bezirksseniorentage in 9 Bezirken;
• 3 Multiplikatorenseminare "Tanzen mit
Senioren";
• 2 Multiplikatorenseminare "Sport mit
Senioren";
• 9 Führungen von Seniorengruppen
durch das Landhaus;
• 1 NÖ Senioren-Wallfahrt am 30. Sep-
tember 1990;
• 1 Schiffsreise für Nachbarschaftshel-
fer am 29. August 1990;
• 40 musikalische Abende;
• Förderung von Seniorenorganisatio-
nen;
• Sitzung des Unterausschusses Senio-
ren des Landesbeirates für Jugend- und
Familienpolitik sowie zur Wahrung der
Interessen der älteren Generation;
• Herausgabe einer Informationsschrift
für Senioren (Auflage 380.000 Exempla-
re);
• Urlaubsaktion: 10.542 Urlaubsgut-
scheine über je 500 Schilling kamen den
Senioren zugute.
Das Land Niederösterreich stellt auf der
Grundlage des NÖ Seniorengesetzes
3,300.000 Schilling zur Verfügung.
Die Ziele für das Jahr 1991 bestehen im
wesentlichen in
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treuung" sowie über die Familienpolitik
und die NÖ Familienhilfe beraten wurde.

Interessenvertretung
der NÖ Familien

Seit ihrer Gründung im Jahre 1983 ist die
Interessenvertretung der NÖ Familien
bemüht, gleichsam als "Familienkam-
mer", die Anliegen und Probleme der Fa-
milien in vielfältigen Bereichen aufzugrei-
fen. Zusammen mit den großen Familien-
organisationen wird zu familienrelevan-
ten Themen Stellung genommen, Geset-
ze auf Landes- und Bundesebene begut-
achtet und Verbesserungen in der Fami-
lienförderung vorgeschlagen.
Besonders erfreulich ist die wesentliche
Verbesserung des familienpolitischen
Klimas und der Einstellung gegenüber
den Familien, was sich in dem 1990 von
der Bundesregierung beschlossenen Fa-

milienpaket ausdrückt. Auch an der in
Niederösterreich ausgeweiteten Fami-
lienförderung war die Interessenvertre-
tung der NÖ Familien im Entscheidungs-
prozeß eingebunden und freut sich über
die Erfüllung einer seit langem erhobe-
nen Forderung.
Im Servicebereich trägt die Interessen-
vertretung weiterhin die Aktion "Familien-
freundlicher Betrieb", wobei schon im
letzten Jahr die Liste der reinen Verpfle-
gungsbetriebe auch auf die Beherber-
gungsbetriebe ausgeweitet werden
konnte.
Vor allem ein mit der Fremdenverkehrs-
werbung herausgegebener Prospekt
über familiengerechte Urlaubsmöglich-
keiten in Niederösterreich sorgte durch
seine europaweite Verteilung für entspre-
chende Aufmerksamkeit. Im kommenden
Jahr ist an eine erweiterte Auflage ge-
dacht, nicht zuletzt deshalb, weil mehr
Betriebe den Trend der Zeit erkannt ha-

ben und die Familien als Gast gewinnen
wollen.
Der Familienpressespiegel ist ein weite-
res Produkt der Interessenvertretung,
das alle Mandatare auf Bundes- und Lan-
desebene, wie an Familienthemen Inter-
essierte, kostenlos erhalten.
Die bereits 1989 begonnene Reihe von
Podiumsdiskussionen zu familienrele-
vanten Themen wurde 1990 unter reger
Beteiligung fortgesetzt. Die Themen "Fa-
milie im Steuerrecht", "Familie und Pen-
sion" sowie, "Familienlastenausgleichs-
fonds" machten auf die nach wie vor be-
stehenden Probleme aufmerksam, lie-
ßen aber auch seitens der politischen
Vertreterstellenweise unerwarteten Kon-
sens erkennen.
Die Interessenvertretung der NÖ Fami-
lien finanziert sich vorwiegend aus Zu-
wendungen des Familienreferates des
Landes Niederösterreich.

3

Sozialversicherung, Arbeitsrecht (VI/6, VII/2)

Sozialversicherung
In den Angelegenheiten der Landwirt-
schaftlichen und Nichtlandwirtschaftli-
chen Sozialversicherung werden - wie
bisher - die Verwaltungssachen der So-
zialversicherung als zweite (weitaus
überwiegend auch letzte) Instanz be-
sorgt.
Im Rahmen der angefallenen Rechtsmit-
telverfahren kam es auch im abgelaufe-
nen Jahr zu einem weiteren Ansteigen
der Zahl von Einsprüchen gegen Be-
scheide der Sozialversicherungsträger.
Nicht nur die Verfahren über Einsprüche
gegen die Vorschreibung von Beitragszu-
schlägen nach § 113 ASVG, sondern
auch Rechtsmittelverfahren betreffend
die Feststellung der Versicherungspflicht
haben im abgelaufenen Jahr zugenom-
men. Vor allem handelt es sich dabei
häufig - wie bereits im Jahre 1989 - um
die Versicherungspflicht von Schauspie-
lern, Musikern, Sportlern und Vertretern.
In diesem Zusammenhang müssen oft
auch grundlegende arbeitsrechtliche
Vorfragen geklärt werden.
Des weiteren war im abgelaufenen Jahr
zu einer Reihe von beabsichtigten Geset-
zesänderungen im Bereich der Sozialver-
sicherung und des Arbeitsrechtes Stel-
lung zu nehmen.
Wie schon in den vergangenen Jahren
konnten auch im Jahre 1990 zahlreiche
Bürger in Sozialversicherungsangele-
genheiten, vor allem im Bereich der Pen-

sionsversicherung, persönlich beraten
werden.

Arbeitsrecht und Dienst-
nehmerschutz

Dieser Aufgabenbereich, der bis Mitte
April 1990 der Abteilung VII/1 zugeordnet
war, wurde aufgrund einer Änderung der
Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ
Landesregierung mit Wirksamkeit vom
17. April der Abteilung VII/2 zugewiesen.

Schwerpunkte 1990

Die Tätigkeit im Bereich dieses Sachge-
bietes umfaßt in der Hauptsache die Fäl-
lung von Berufungsentscheidungen in
Verwaltungsstrafsachen im Rahmen des
Arbeitnehmerschutzes und angrenzen-
der Rechtsgebiete (z.B. Kinder- und Ju-
gendbeschäftigung) oder Verfahren nach
dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz. Weiters
sind Verfahren zur Erteilung von Be-
triebsbewilligungen gemäß § 27 des Ar-
beitnehmerschutzgesetzes durchzufüh-
ren. Weitere bedeutsame Aufgaben für
die Arbeitsgruppe ergeben sich bei der
Vollziehung des Arbeitnehmerschutzge-
setzes und des Arbeitsruhegesetzes so-
wie der aufgrund dieser beiden Gesetze
ergangenen Verordnungen des Öff-
nungszeitengesetzes (früher "Laden-

schlußgesetz") sowie der Bestimmungen
des Behinderteneinstellungsgesetzes.
Auf gesetzgeberischem Gebiet war die
Regierungsvorlage einer Novelle zum
NÖ Mutterschutz-Landesgesetz auszu-
arbeiten.

Probleme 1990

Das Offenhalten von Verkaufsstellen
steht, wie bekannt, seit Jahren im Mittel-
punkt des Interesses. Die Medien haben
sich in besonderem Maße dieses The-
menkreises angenommen. Die Intensität
des Interesses an diesem Fragenkom-
plex hat schon in den vergangenen Jah-
ren, besonders aber im Laufe des Jahres
1990 ein nie dagewesenes Ausmaß an-
genommen. Der Grund dafür lag schon
immer darin, daß die Interessensvertre-
tungen der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer sehr gegenteilige Standpunkte ein-
nahmen. Dazu kam noch, daß sogar in-
nerhalb der einzelnen Interessensvertre-
tungen in dieser Frage oft völlig abwei-
chende Auffassungen bestehen.
Schwierigkeiten und Probleme in einem
ganz besonderen Ausmaß haben sich
dadurch ergeben, daß das Ladenschluß-
gesetz beim Verfassungsgerichtshof wie-
derholt angefochten und teilweise aufge-
hoben worden ist. Dadurch tritt eine allge-
meine Rechtsunsicherheit ein, da auch
die mit der Vollziehung betraute Behörde
nicht in der Lage ist, zu beurteilen, ob und
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"NÖ Werktagsöffnungszeitenverordnung"
auszuarbeiten. Dazu werden umfangrei-
che Verhandlungen mit den Interessens-
vertretungen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer erforderlich sein.

heit, nur dahingehend verstanden wer-
den, die anfallenden Rechtsmittelverfah-
ren richtig und möglichst rasch zu ent-
scheiden und auskunftsuchenden Bür-
gern beratend an die Hand zu gehen.
Weiters wird es erforderlich sein, entspre-
chend der vom Bundesgesetzgeber neu
zu schaffenden Rechtslage eine neue

allenfalls welche Neuregelungen in der
Zukunft zu erwarten sind.

Ziele 1991

Die Zielvorgabe der Abteilungen VI/6 und
VII/2 kann, wie schon in der Vergangen-
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Beratung, Informationshinweise

Abt. TelefonAngelegenheitAngelegenheit Abt. Telefon

Abbautechnik Sachverständige BD 53110 4523
Abfallbeseitigung; medizinische

Angelegenheiten
S/2 53110 2912

Abfallwirtschaft (allgemein) R/3 53110 4226
Abfallwirtschaft Gemeindeaufsicht H/1 53110 2619
Abfallwirtschaft Sachverständige B/9 53110 4229
Abgaben in Gemeinden H/1 53110 2619
Abgaben Gebührengesetz l/AV 53110 2241
Abgaben Kommissionsgebühren l/AV 53110 2241
Abgaben Landesabgabenamt IV/1 53110 2441
Abgaben Opferfürsorgeabgabe VII/1 53110 6341
Abgaben Verwaltungsabgaben l/AV 53110 2241
Abgaben Überwachungsgebühren l/AV 53110 2241
Absdorf Bauhof Verwaltung B/6 724611 224
Abwasserbeseitigung medizinische

Angelegenheiten
S/2 53110 2912

Abwasserbeseitigung von
Einzelgehöften

B/3-C 53110 4406

Abwasserbeseitigung von Verbänden B/3-C 53110 4406
Abwasserbeseitigung von Gemeinden B/3-C 53110 4406
Abwasserbeseitigung von

Genossenschaften
B/3-C 53110 4406

Abwasserreinigungsanlagen
betrieblicher Wasserbau

B/3-C 53110 4406

Abwassertechnik Sachverständige B/9 53110 4229
Adel; Aufhebung; Strafverfahren I/2 53110 3252
Adoptionsvermittlung VIII/2 53110 6386
Agrarbezirksbehörde

Personalangelegenheiten
l/P-A 53110 2041

Agrardienst Fachprüfung VI/3 53110 2988
Agrarische Operationen

Gemeinsame Anlagen; Bau
B/6 724611 224

Agrarrechtliche Angelegenheiten VI/4 53110 2988
Agrartechnik Sachverständige B/4 53110 4524
Akademische Grade; Strafverfahren I/2 53110 3252
Alarm- und Warndienst VI/9 53110 3252
Allgemeine Schreibstelle LAD 53110 2012
Almverbesserungen technische

Angelegenheiten
B/6 724611 224

Almwege; technische Angelegen-
heiten; Förderung

B/6 724611 224

Alternativenergieheizungen
Förderung

VI/12 53110 2976

Ältere Generation Landesbeirat 1/10 53110 3294
Althaussanierung l/6a 53110 4853
Amt der Landesregierung ohne GB/2

Personalangelegenheiten
l/P-A 53110 2041

Amtsbibliothek III/4 53110 2847
Amtsbücherei III/4 53110 2847

_____ Amtsdruckerei l/AV 53110 2241
1 Amtsgebäude; Planung Errichtung B/1-A 53110 4184

Amtsgebäude Verwaltung l/AV 53110 2241
Amtshaftung l/AV 53110 2241
Amtshaftungsausgleichsfonds H/1 53110 2619
Amtshilfe; Vertretungsbehörden I/2 53110 3252
Amtsinspektorat LAD 53110 2012
Amtstierärztlicher Dienst;

fachliche Aufsicht
VI/2 53110 2892

Amtsverschwiegenheit Entbindung LAD 53110 2012
Amtsvormundschaft VIII/2 53110 6386
Änderung von Namen II/6 53110 2586

Anlagenbau landwirtschaftliche B/6 724611 224
Angelegenheiten; Förderung

Anstalten Personalangelegenheiten l/P-B 53110 2041
Anstaltsfürsorge; finanzielle IX/2 53110 6377

Angelegenheiten
Ansteckende Krankheiten S/1 53110 2912
Apotheken VII/3 53110 2747
Apotheken tierärztliche VI/2 53110 2892
Arbeitnehmerförderung 1/10 53110 3294
Arbeitnehmerschutz VII/2 53110 2763

Betriebsbewilligungen
Arbeitnehmerschutz l/AV 53110 2241

Landesbedienstete
Arbeitnehmerschutz LAD 53110 2012

Landesbedienstete Überprüfung
Arbeitsaufsicht Land- und VI/10 53110 2827

Forstwirtschaft
Arbeitslosenversicherung VII/2 53110 2763
Arbeitsmedizin S/2 53110 2912
Arbeitsrecht VII/2 53110 2763
Arbeitsrecht Landarbeiter VI/4 53110 2988
Arbeitsruhe VII/2 53110 2763
Archiv III/3 53110 2044
Artenschutz Sachverständige BD 53110 4523
Artenschutzübereinkommen (ohne II/3 53110 6238

Sachverständige)
Artenschutzgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Arzneimittel; medizinische S/1 53110 2912

Angelegenheiten
Arzneimittelgesetz; rechtliche VII/3 53110 2747

Angelegenheiten
Ärzte; Spitalsärzte VII/3 53110 2747
ASVG VII/2 53110 2763
Aufbereitungsanlagen von B/3-C 53110 4406

Trinkwasser
Aufschließungsbeiträge; R/1 53110 4594

Gemeindeaufsicht
Aufsicht; Gemeinden H/1 53110 2619
Aufsicht; Gemeindeverbände H/1 53110 2619

(Generalklausel)
Aufsicht; Lebensmittel S/1 53110 2912
Aufsicht; Pflegekinderheime VIII/2 53110 6386
Aufsicht; private Pensionistenheime IX/2 53110 6377
Aufsicht; private Pflegeheime IX/2 53110 6377
Aufsicht; private Pflegeplätze VH/1 53110 6341
Aufsicht; sanitäre; Kurorte; S/2 53110 2912

Heilvorkommen
Aufsicht; Sozialhilfeeinrichtungen VH/1 53110 6341
Aufsicht; Stiftungen IV/2 53110 6265
Aufsicht; Wasserleitungsverbände H/5 53110 4595
Aufzugsordnung R/1 53110 4594
Aufzugstechnik; Anlagen B/1-D 53110 4183
Aufzüge Sachverständige B/5 53110 4541
Ausbildungsbeihilfen V/2 53110 6116
Ausfuhr von Tieren und tierischen VI/2 53110 2892

Produkten
Ausgleiche; Insolvenzrecht I/8 53110 2191
Ausländerbeschäftigungsgesetz I/2 53110 3252

Strafverfahren
Ausländergrundverkehr VI/4 53110 2988
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Angelegenheit Abt. Telefon

Beratung; psychosoziale LKH Mauer VII/1 53110 6341
Beratung; psychosoziale; VII/1 53110 6341

LKH Klosterneuburg
Beratungsstelle LAD 53110 2012
Bergbehördliche Verfahren; BD 53110 4523

Vertretung des Landes
Bergführer I/4 53110 2599
Berufsausbildungsgesetz V/1 53110 2714
Berufsbildende mittlere und höhere V/3 53110 6126

Schulen
Berufsschulbaufonds V/3 53110 6126
Berufsschulen V/3 53110 6126
Berufsschulen; Landesberufsschulen B/1-C 53110 4182

Hochbau
Berufsschulen Lehrer V/3 53110 6126
Berufsschulen land- und forstwirt- VI/5 53110 6617

schaftliche
Berufsschulrat gewerbliche l/P-A 53110 2041

Personalangelegenheiten
Beschaffungsangelegenheiten l/AV 53110 2241
Beschäftigung; Ausländer- I/2 53110 3252
Besoldung I/P-ABC53110 2041
Bestattungswesen; rechtliche VII/3 53110 2747

Angelegenheiten
Bestattungswesen; medizinische S/1 53110 2912

Angelegenheiten
Betriebliche Abwasserreinigung; Was- B/3-C 53110 4406

serbau
Betriebsaktionenverbotsgesetz V/1 53110 2714
Betriebsbewilligungen; Arbeitnehmer- VII/2 53110 2763

schutz
Betriebshelferdienst VI/12 53110 2976
Betriebsneugründungen V/2 53110 6116
Betriebszeitengesetz; Sonn- und V/1 53110 2714

Feiertags-
Bewertung landwirtschaftlich B/4 53110 4524

genutzter Liegenschaften
Bewertung von Liegenschaften im B/4 53110 4524

Bauland
Bewässerungen landwirtschaftliche; B/3-B 53110 4402

Wasserbau
Bezirksforstinspektionen Aufsicht VI/11 53110 2963
Bezirkshauptmannschaften; l/P-A 53110 2041

Personalangelegenheiten
Bezirkskommission; Geschworne und I/2 53110 3252

Schöffen
Bezügegesetz l/P-A 53110 2041
Bezüge; Gemeinderat; Gemeinden H/1 53110 2619
Bibliothek (Amtsbibliothek) III/4 53110 2847
Bienenzuchtgesetz VI/4 53110 2988
Bildende Kunst zeitgenössische Hl/2 53110 3113
Bildstelle (Landesbildstelle) VIII/1 53110 3236
Bildungsangelegenheiten landwirt-

schaftliche
Binnenschiffahrt

VI/5 53110 6617

111/1 53110 4375
Blitzschutzanlagen Sachverständige B/5 53110 4541
Blitzschutzanlagen; Konzessions- BD 53110 4523

prüfungen
Bodenbeschaffung l/6a 53110 4853
Bodenprüfung; Straßenverwaltung B/2 53110 4870
Bodenreform; soweit die Landes- VI/3 53110 2988

regierung zuständig ist
Bordelle; Prostitutionsgesetz I/2 53110 3252
Brandschutztechnik; Sachverständige B/4 53110 4524

Angelegenheit Abt. Telefon

Ausländische Vertretungsbehörden;
Erhebungen

1/2 53110 3252

Ausmerzentschädigungen VI/2 53110 2892
Aussiedlungen aus

hochwassergefährdeten Gebieten
VI/12 53110 2976

Ausspielungen I/2 53110 3252
Ausstellungen Hl/2 53110 3113
Auszeichnungen l/AV 53110 2241
Autobahnen Bau Erhaltung B/2-A 53110 4091
Außenbeziehungen des Landes LAD 53110 2012
Außenhandelsgesetz V/1 53110 2714

Bachregulierungen; Wasserbau B/3-A 53110 4402
Bäder; Wasserbau B/3-C 53110 4406
Bäderanlagen; medizinische

Angelegenheiten
S/2 53110 2912

Bäderhygiene; rechtliche Angelegen-
heiten

VII/3 53110 2747

Bädertechnik B/10 53110 4228
Bauarbeiter-Urlaubsgesetz VII/2 53110 2763
Baubeiräte; Evidenz LAD 53110 2012
Bäuerliche Gästezimmer Förderung VI/12 53110 2976
Bauern-Sozialversicherung VI/6 53110 2763
Baugewerbe; Konzessionsprüfungen BD 53110 4523
Baugrundgeologie Sachverständige BD 53110 4523
Baugrundkataster BD 53110 4523
Bauhof Absdorf; Verwaltung B/6 724611 224
Bauhof Plosdorf Flußbauhof B/3-A 53110 4402
Bauhof Plosdorf Flußbauhof B/3-A 53110 4402
Bauland; Liegenschaftsbewertung B/4 53110 4524
Baulandeignung Sachverständige BD 53110 4523
Baurecht R/1 53110 4594
Baurechtsaktion des Landes NÖ R/3 53110 4226
Baustoffprüfung Straßenverwaltung B/2 53110 4870
Baustoffzulassung B/4 53110 4524
Bautechnik; Sachverständige B/4 53110 4524
Bauten; Hochbau GB/1 53110 4180
Bauvereinigungen; Wohnbau-

förderung; allgemein
I/6 53110 4853

Bauvereinigungen; SPÖ; Wohnbau-
förderung

I/6 53110 4853

Bauvereinigungen; Gemeinnützigkeit;
allgemein

1/10 53110 3294

Bauvereinigungen; SPÖ; Gemein-
nützigkeit

1/10 53110 3294

Bauwirtschaft Sachverständige B/4 53110 4524
Bauwirtschaft; allgemeine BD 53110 4523
Beamte Personalangelegenheiten I/P-ABC53110 2041
Beamte; Gemeindewachen

Dienstprüfung
I/2 53110 3252

Beaufsichtigung der Schüler; Kosten-
zuschüsse

VI11/1 53110 3236

Bebauungspläne; rechtliche
Angelegenheiten

R/1 53110 4594

Bebauungsplan Sachverständige B/4 53110 4524
Beglaubigungen Überbeglaubigungen l/AV 53110 2241
Begutachtung von Rechtsvorschriften LAD 53110 2012
Behindertenhilfe (Abschnitt III

NÖSHG)
VII/1 53110 6341

Behördenorganisation LAD 53110 2012
Beleuchtung öffentliche B/1-D 53110 4183
Beleuchtungstechnik Sachverständige B/5 53110 4541
Beratung; psychosoziale (allgemein) VII/1 53110 6341
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Beratung,  Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Dienstpaßangelegenheiten LAD 53110 2012
Dienstpostenplan I/P-ABC53110 2041
Dienstprüfungen l/P-B 53110 2041
Dienstprüfungen Straßenpersonal B/2 53110 4870
Dienstprüfungen technische BD 53110 4523
Dienstrecht I/P-ABC53110 2041
Dienstrecht Berufsschullehrer V/3 53110 6126
Dienstrecht; Gemeinden H/1 53110 2619
Dienstrecht Lehrer Pflichtschulen

allgemeinbildende
VIII/1 53110 3236

Dienstwohnungen l/AV 53110 2241
Disziplinarangelegenheiten LAD 53110 2012
Direktvermarktung landwirtschaft-

licher Produkte Förderung
VI/12 53110 2976

Diskriminierung; rassische;
Strafverfahren

I/2 53110 3252

Dokumentation R/2 53110 4230
Donaufestival; Förderung I1I/2 53110 3113
Dorferneuerung; Landesgeschäfts-

stelle
R/2 53110 4230

Dorferneuerung; Wohnbauförderung l/6a 53110 4853
Dorfhelferinnen VI/12 53110 2976
Drogen; medizinische Angelegen-

heiten
S/1 53110 2912

Drogenbeirat S/1 53110 2912
Druckerei l/AV 53110 2241
Druckrohrleitungsbau

Sachverständige
B/5 53110 4541

Düngemittelgesetz VI/4 53110 2988

ECO PLUS Gesellschaftsanteile V/2 53110 6116
EDV LAD 53110 2012
EGVG; Art. IX Abs. 1 Z. 4 6 7; Straf-

verfahren
I/2 53110 3252

Ehrengaben l/AV 53110 2241
Ehrenzeichen l/AV 53110 2241
Ehrungen l/AV 53110 2241
Eichwesen; Strafverfahren I/2 53110 3252
Einfuhr von Tieren und tierischen

Produkten
VI/2 53110 2892

Einigungskommissionen; Ernennung VI/4 53110 2988
Einsatzopferfonds VI/9 53110 3252
Einspruchsrecht der Landesbürger

und Gemeinden
l/3 53110 2523

Einzelabwasserbeseitigung B/3-C 53110 4406
Eisenbahnbau Sachverständige B/4 53110 4524
Eisenbahnwesen; rechtliche

Angelegenheiten
I/7 53110 2917

Elektrifizierungen Förderung VI/12 53110 2976
Elektrifizierung öffentliche B/1-D 53110 4183
Elektrizitätswesen I/5 53110 4502
Elektrizitätswirtschaft;

Sachverständige
B/5 53110 4541

Elektroinstallation; Anlagen B/1-D 53110 4183
Elektroinstallation; Konzessions-

prüfungen
BD 53110 4523

Elektronik Sachverständige B/5 53110 4541
Elektrotechnik; Sachverständige B/5 53110 4541
Elektrotechnikgesetz I/5 53110 4502
Emissionen; Dampfkessel; rechtliche

Angelegenheiten
I/5 53110 4502

Emissionsmessungen B/10 53110 4228
Energierecht I/5 53110 4502

Angelegenheit Abt. Telefon

Brücken; Planung Bau Erhaltung B/2-D 53110 4875
Brückenbau Sachverständige B/4 53110 4524
Brückendienst Personalangelegen-

heiten
l/P-C 53110 2041

Brückenverwaltung GB/2 53110 4870
Buchbinderei l/AV 53110 2241
Bücherei (Amtsbibliothek) 111/4 53110 2847
Büchereiwesen 111/2 53110 3113
Buchhaltung IV/1 53110 2441
Buchmachergewerbe I/2 53110 3252
Bundesbauten; Hochbau B/1-B 53110 4181
Bundesgebäudeverwaltung l/AV 53110 2241
Bundesheerangelegenheiten l/AV 53110 2241
Bundespräsidentenwahl I/3 53110 2523
Bundesstatistikgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Bundesstempelmarken l/AV 53110 2241
Bundesstraßen A Bau Erhaltung B/2-A 53110 4091
Bundesstraßen B Bau Erhaltung B/2-B 53110 4874
Bundesstraßen S Bau Erhaltung B/2-B 53110 4874
Bundesstraßen; rechtliche

Angelegenheiten
R/1 53110 4594

Bundesverwaltungsakademie Beirat LAD 53110 2012
Burgenkundliche Sammlung

(Landesbibliothek)
III/4 53110 2847

Büromaterial Materialamt l/AV 53110 2241
Buschenschank V/1 53110 2714
Buswartehäuschen; Gestaltung und

Förderung
BD 53110 4523

Campingplätze V/4 53110 6117
Chemikaliengesetz außer § 36 und

Gifte
R/4 53110 6271

Chemikaliengesetz Gifte VII/3 53110 2747
Chemikaliengesetz § 36 VI/4 53110 2988
Chemikaliengesetz Sachverständige S/2 53110 2912

Dampfkessel-Emissionsgesetz I/5 53110 4502
Dampfkesselüberwachungsorgane B/5 53110 4541
Dampfkesselwesen; rechtliche

Angelegenheiten
I/5 53110 4502

Dampfkesselwesen; Sachverständige B/5 53110 4541
Datenschutz ohne Strafverfahren LAD 53110 2012
Datenschutz Strafverfahren I/2 53110 3252
Datenverarbeitung LAD 53110 2012
Demoskopie LAD 53110 2012
Denkmalpflege III/2 53110 3113
Denkmalschutz III/2 53110 3113
Dentisten; rechtliche Angelegenheiten VII/3 53110 2747
Depotgebäude ohne Herreng. 9

kulturelle Angelegenheiten
III/2 53110 3113

Devisengesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
1 Diebstahlsmeldungen LAD 53110 2012
1 Dienstbekleidung l/AV 53110 2241
Dienstbekleidung Straßenverwaltung B/2 53110 4870
Dienste; soziale VII/1 53110 6341
Dienstfreistellungen Gewerkschaft l/AV 53110 2241
Dienstkraftwagenbetrieb B/8 373501 73
Dienstnehmerhaftung l/AV 53110 2241
Dienstnehmerschutz Landes-

bedienstete
l/AV 53110 2241

Dienstnehmerschutz Landes-
bedienstete Überprüfung

LAD 53110 2012

Dienstnehmervertretung l/AV 53110 2241
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Energiewirtschaft Geschäftsstelle BD 53110 4523
Energiewirtschaftsrecht 1/5 53110 4502
Entbindung von der Amtsver-

schwiegenheit
LAD 53110 2012

Entgeltfortzahlung VI1/2 53110 2763
Entsendung von Vertretern des

Landes
LAD 53110 2012

Entwässerungen landwirtschaftliche;
Wasserbau

B/3-B 53110 4402

Epidemiebekämpfung; medizinische
Angelegenheiten

S/1 53110 2912

Epidemiebekämpfung; rechtliche
Angelegenheiten

VII/3 53110 2747

Erhebungen für Vertretungsbehörden I/2 53110 3252
Erholungsfürsorge Ferienaktion VIII/2 53110 6386
Ernährungswesen Sachverständige S/3 53110 2912
Ersatzansprüche an Bedienstete;

Verzicht
l/AV 53110 2241

Erschließung; Heilbäder und Heilvor-
kommen

B/3-C 53110 4406

Erschütterungsschutz; technische
Angelegenheiten

B/10 53110 4228

Erwachsenenbildung III/2 53110 3113
Erzieher; Studienbeihilfen IX/2 53110 6377
Erziehungsaufsicht VIII/2 53110 6386
Erziehungsberatung VIII/2 5SH10 6386
Erziehungshilfe VIII/2 53110 6386
Europareferat LAD 53110 2012
Europäische Integration LAD 53110 2012
Eutergesundheits- und -kontrolldienst VI/2 53110 2892
Evidenz; Gemeindewachen I/2 53110 3252
Evidenz; Liegenschaften Bund Land B/7 53110 2733
Evidenz; Vereine auf Gewinn

gerichtete
I/2 53110 3252

Exekutionsangelegenheiten I/8 53110 2191

Fachkräfte in der Sozialhilfe VII/1 53110 6341
Fachprüfung für Agrardienst VI/3 53110 2988
Fachschulen land- und forstwirtschaft-

liche
VI/5 53110 6617

Fahrschulen 1/7 53110 2917
Fahrtkostenzuschuß l/P-C 53110 2041
Fahrtkostenzuschüsse Schulkinder VIII/1 53110 3236
Familienberatungsstellen;

medizinische Angelegenheiten
S/1 53110 2912

Familienberatungsstellen des Landes VII/1 53110 6341
Familienförderung; Familienhiife;

Verwaltungsfonds
1/10 53110 3294

Familienförderung (allgemein) 1/10 53110 3294
Familienforschung III/3 53110 2044
Familiengesetz 1/10 53110 3294
Familienhilfe Verwaltungsfonds 1/10 53110 3294
Familienlastenausgleich; Straf-

verfahren
I/2 53110 3252

Familienpolitik Landesbeirat 1/10 53110 3294
Feiertags- Wochenendruhe; Arbeit-

nehmer
VIi/2 53110 2763

Ferienaktion Erholungsfürsorge VIII/2 53110 6386
Fernsehangelegenheiten (ohne

Kabelfernsehen)
VIII/3 53110 3252

Fernwärmeförderung BD 53110 4523
Feuchtbiotope Förderung B/3-B 53110 4402
Feuerbeschau VI/9 53110 3252

Angelegenheit

Feuerlöschanlagen; Wasserbau
Feuerpolizei rechtliche Angelegen-

heiten
Feuerwehrangelegenheiten
Feuerwehrgerät; Förderung
Feuerwehrregister
Feuerwehrschule Verwaltung
Filmangelegenheiten
Finanzangelegenheiten
Finanzangelegenheiten der Landwirt-

schaftskammer
Finanzkontrollausschußberichte
Finanzsonderaktion für Gemeinden
Fischereiangelegenheiten
Fischereiwirtschaft; Sachverständige
Flächenwidmungspläne; rechtliche

Angelegenheiten
Flächenwidmungspläne; technische

Angelegenheiten
Fleischhauereibetriebe - Hygiene-

kontrollen
Fleischuntersuchung Schlachttier-

untersuchung
Fleischuntersuchung; veterinär-

medizinische Angelegenheiten
Flüchtlingsangelegenheiten
Flugplätze; rechtliche Angelegen-

heiten

Abt. Telefon

B/3-C 53110 4406
VI/9 53110 3252

VI/9 53110 3252
VI/9 53110 3252
VI/9 53110 3252
VI/9 53110 3252
VIII/3 53110 3252
IV/1 53110 2441
VI/12 53110 2976

LAD 53110 2012
IV/1 53110 2441
VI/4 53110 2988
VI/11 53110 2963
R/1 53110 4594

R/2 53110 4230

VI/2 53110 2892

VI/2 53110 2892

VI/2 53110 2892

VI/9 53110 3252
I/7 53110 2917

VI/3 53110 2988
B/5 53110 4541
B/5 53110 4541

B/3-A 53110 4402
B/3-A 53110 4402
B/3-A 53110 4402
111/1 53110 4375
II/4 53110 3144

I/8 53110 2191
B/5 53110 4541
B/3-C 53110 4406
B/6 724611 224

B/6 724611 224
VI/12 53110 2976

VI/12 53110 2976
B/3-C 53110 4406

BD 53110 4523
VI/12 53110 2976

III/2 53110 3113
B/3-C 53110 4406 4

VI/12 53110 2976
III/2 53110 3113
1/10 53110 3294
1/10 53110 3294

BD 53110 4523
B/3-B 53110 4402
B/3-C 53110 4406
VI/9 53110 3252

Flurverfassung
Flüssiggaslagerung Sachverständige
Flüssigkeiten brennbarer Lagerung

Sachverständige
Flußbauhof Plosdorf
Flußbauhof Plosdorf
Flußregulierungen; Wasserbau
Flußverkehrsrecht
Fondsangelegenheiten; privat-

rechtliche
Forderungen Einbringung
Fördertechnik Sachverständige
Förderung Abwasserbeseitigung
Förderung Alm- und Weidever-

besserungen
Förderung Almwege
Förderung Alternativenergie-

heizungen
Förderung bäuerliche Gästezimmer
Förderung betrieblicher Abwasser-

beseitigung
Förderung Buswartehäuschen
Förderung Direktvermarktung land-

wirtschaftlicher Produkte
Förderung Donaufestival
Förderung Einzelabwasserbeseiti-

gungsanlagen
Förderung Elektrifizierungen
Förderung Erwachsenenbildung
Förderung Familien
Förderung Familienhilfe Verwaltungs-

fonds
Förderung Fernwärme
Förderung Feuchtbiotope
Förderung Feuerlöschanlagen
Förderung Feuerwehrgerät
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Forstorgane der Bezirksverwaltungs-
behörden; fachliche Aufsicht

VI/11 53110 2963

Forstrecht VI/4 53110 2988
Forststraßenbauhof; Verwaltung VI/11 53110 2963
Forsttechnische Angelegenheiten VI/11 53110 2963
Forstwirtschaft Förderung VI/11 53110 2963
Forstwirtschaft Sachverständige VI/11 53110 2963
Fotografie künstlerische III/2 53110 3113
Freie Wohlfahrtspflege;

Beziehungen; Förderung
VII/1 53110 6341

Freie Wohlfahrtspflege; soziale
Dienste

VII/1 53110 6341

Freizeithygiene S/1 53110 2912
Fremdenverkehrsangelegenheiten V/4 53110 6117
Fremdenverkehrsförderungsfonds V/4 53110 6117
Friedhofsbenützungs- und Gebühren-

gesetz
VII/3 53110 2747

Funkeinrichtungen der Straßenver-
waltung

B/2-E 53110 4876

Fürsorgeerziehung VIII/2 53110 6386
Fürsorge Kriegsopfer VII/1 53110 6341
Fürsorgepersonal und Fachpersonal

Fortbildung
VIII/2 53110 6386

Fürsorge Säuglinge S/1 53110 2912
Futtermittelgesetz VI/4 53110 2988

Gartenbauangelegenheiten VI/5 53110 6617
Gasangelegenheiten I/5 53110 4502
Gasanlagen Sachverständige B/5 53110 4541
Gasinstallation; Anlagen B/1-D 53110 4183
Gasinstallation; Konzessions-

prüfungen
BD 53110 4523

Gassicherheitsgesetz I/5 53110 4502
Gästezimmer Bäuerliche Förderung VI/12 53110 2976
Gasversorgung; rechtliche

Angelegenheiten
I/5 53110 4502

Gebietsbauämter BD 53110 4523
Gebietsbauämter Personalangelegen-

heiten
l/P-C 53110 2041

Gebäude Museen ohne
Herrengasse 9 Depots

III/2 53110 3113

Gebäudeverwaltung l/AV 53110 2241
Gebührengesetz l/AV 53110 2241
Geburtstage Ehrengaben l/AV 53110 2241
Gedenkstätten III/2 53110 3113
Gefährdete Arten Tiere und Pflanzen

Strafverfahren
1/2 53110 3252

Gefahrenguttransporte; besondere
Genehmigung von Fahrzeugen und
Anhängern

B/8 373501 73

Gefahrenguttransporte; einge-
schränkte besondere Zulassung

B/2 53110 4870

Gefahrenguttransporte; rechtliche
Angelegenheiten

1/7 53110 2917

Gefahrenguttransporte;
Verpackungen

B/8 373501 73

Gehaltsvorschüsse l/P-C 53110 2041
Geistige Landesverteidigung 1/2 53110 3252
Geldaushilfen l/P-C 53110 2041
Gemeindeangelegenheiten 11/1 53110 2619
Gemeindeärzte VII/8 53110 2559
Gemeindeaufsicht in Bausachen R/1 53110 4594

Angelegenheit Abt. Telefon

Förderung Forstwirtschaft VI/11 53110 2963
Förderung Gemeindestraßen B/2 53110 4870
Förderung gemeinsame Anlagen B/6 724611 224
Förderung gewerbliche Wirtschaft V/2 53110 6116
Förderung Grünraumgestaltung BD 53110 4523
Förderung Gütenwege B/6 724611 224
Förderung Hausstandsgründungen 1/10 53110 3294
Förderung Heilbäder; Erschließung B/3-C 53110 4406
Förderung Heilvorkommen; B/3-C 53110 4406

Erschließung
Förderung Hochwasserschutzmaß- B/3-A 53110 4402

nahmen
Förderung Hoferschließung B/6 724611 224
Förderung Innovationen V/2 53110 6116
Förderung Investitionen Umwelt- R/3 53110 4226

schutz
Förderung Jugendfürsorgeverbände VIII/2 53110 6386
Förderung Jugendherbergen Jugend- VIII/2 53110 6386

verbände
Förderung Kultur III/2 53110 3113
Förderung kulturtechnische Maß- B/3-B 53110 4402

nahmen
Förderung Kunst III/2 53110 3113
Förderung Kunst zeitgenössische III/2 53110 3113
Förderung Landwirtschaft VI/12 53110 2976
Förderung landwirtschaftlicher B/6 724611 224

Anlagenbau
Förderung landwirtschaftliche Wohn- VI/12 53110 2976

bauförderung
Förderung Maschinenringe VI/12 53110 2976
Förderung Ortsbildpflege BD 53110 4523
Förderung Produktionsalternativen VI/12 53110 2976
Förderung Raumordnungsmaß- R/3 53110 4226

nahmen
Förderung Schutzräume VI/9 53110 3252
Förderung Siedlungswasserwirtschaft B/3-C 53110 4406
Förderung soziale Dienste VII/1 53110 6341
Förderung Telefonanschlüsse VI/12 53110 2976
Förderung Tierzucht VI/4 53110 2988
Förderung Umweltschutz Investition R/3 53110 4226
Förderung überbetrieblicher Zu- VI/12 53110 2976

sammenarbeit; landwirtschaftliche
Förderung Verkehrserschließung B/6 724611 224

ländlicher Gebiete
Förderung Volksbüchereiwesen III/2 53110 3113
Förderung Wasserversorgung B/3-C 53110 4406
Förderung Weideverbesserung B/6 724611 224
Förderung Weinwirtschaft VI/5 53110 6617
Förderung Wildbachverbauung B/3-A 53110 4402
Förderung Wirtschaft gewerbliche V/2 53110 6116
Förderung Wissenschaft III/2 53110 3113
Förderung Wohnbau; Eigenheime l/6a 53110 4853

■ Förderung Wohnbau Landwirtschaft VI/12 53110 2976
I Förderung Wohnbau Bauvereini- I/6 53110 4853

gungen; allgemein
Förderung Wohnbau SPÖ-Bauvereini- I/6 53110 4853

gungen
Förderung Wohnbau Gemeinden; I/6 53110 4853

allgemein
Förderung Wohnbau I/6 53110 4853

SPÖ-Gemeinden
Formulare Materialamt l/AV 53110 2241
Forstgärten Landesforstgärten VI/11 53110 2963
Forstliche Raumplanung VI/11 53110 2963
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Gemeindeaufsicht in Gemeinde- R/1 53110 4594
straßenangelegenheiten

Gemeinden; Wohnbauförderung; I/6 53110 4853
allgemein

Gemeinden; SPÖ-Gemeinden Wohn- I/6 53110 4853
bauförderung

Gemeinden Abwasserbeseitigung; B/3-C 53110 4406
Bau

Gemeinden; Landesfinanzsonder- IV/1 53110 2441
aktion

Gemeinden Wasserversorgung; Bau B/3-C 53110 4406
Gemeindesanitätsdienst; S/1 53110 2912

medizinische Angelegenheiten
Gemeindesanitätsdienst; rechtliche VII/3 53110 2747

Angelegenheiten
Gemeindestraßen Förderung B/2 53110 4870
Gemeindestraßen technische B/2-C 53110 4877

Angelegenheiten
Gemeindeverbände 11/1 53110 2619
Gemeindewachebeamte; Prüfung I/2 53110 3252
Gemeindewachen I/2 53110 3252
Gemeindewappen Heraldik III/3 53110 2044
Gemeinnützige Vereinigungen Wohn- I/6 53110 4853

bauförderung allgemein
Gemeinnützige Vereinigungen-SPÖ; I/6 53110 4853

Wohnbauförderung
Gemeinnützigkeit; Bauvereinigungen 1/10 53110 3294

(allgemein)
Gemeinnützigkeit; SPÖ Bauvereini- 1/10 53110 3294

gungen
Gemeinsame Anlagen Agrarische B/6 724611 224

Operationen; Bau
Gendarmerieangelegenheiten LAD 53110 2012
Genossenschaften Abwasser- B/3-C 53110 4406

beseitigung; Bau
Genossenschaften Wasserver- B/3-C 53110 4406

sorgung; Bau
Geohydrologie B/3-D 53110 3178
Geologischer Dienst BD 53110 4523
Gericht; Vertretung des Landes vor I/8 53110 2191
Geschäftsstelle für Energiewirtschaft BD 53110 4523
Geschichtsforschung III/3 53110 2044
Gesellschaftsanteile (allgemein) IV/1 53110 2441
Gesellschaftsanteile Betriebs- V/2 53110 6116

ansiedlung
Gesellschaftsanteile ECO PLUS V/2 53110 6116

GesmbH
Gesellschaftsanteile Fremdenverkehr V/4 53110 6117
Gesellschaftsanteile Gewerbliche V/2 53110 6116

Wirtschaft
Gesellschaftsanteile Standortberatung V/2 53110 6116
Gesellschaftsanteile Umweltschutz R/3 53110 4226
Gesellschaftsanteile Verkehrsverbund R/2 53110 4230
Gesetzblatt LAD 53110 2012
Gestaltung Buswartehäuschen BD 53110 4523
Gesteinskunde technische BD 53110 4523

Sachverständige
Gesundenuntersuchungen S/1 53110 2912
Gesundheitspflege S/1 53110 2912
Gesundheitswesen; medizinische S/1 53110 2912

Angelegenheiten
Gesundheitswesen; rechtliche VII/3 53110 2747

Angelegenheit Abt. Telefon

Gesundheitswesen; Sicherheits- B/10 53110 4228
technik

Gewässeraufsicht; rechtliche II1/1 53110 4375
Angelegenheiten

Gewässeraufsicht; technische B/9 53110 4229
Angelegenheiten

Gewässergüteuntersuchungen; B/10 53110 4228
technische Angelegenheiten

Gewässerregulierungen; Wasserbau B/3-A 53110 4402
Gewässerschutz Sachverständige B/9 53110 4229
Gewerbeangelegenheiten V/1 53110 2714
Gewerbetechnik; Sachverständige B/5 53110 4541
Gewerbliche Berufsschulen V/3 53110 6126
Gewerblicher Berufsschulrat l/P-A 53110 2041

Personalangelegenheiten
Gewerblicher Rechtsschutz V/1 53110 2714
Gewerbliche Sozialversicherung VII/2 53110 2763
Gifte Chemikaliengesetz VII/3 53110 2747
Glückspiel I/2 53110 3252
Grade; akademische; Strafverfahren I/2 53110 3252
Grenzgewässer B/3-A 53110 4402
Großräumige Siedlungswasserwirt- B/3-C 53110 4406

schaft; Bau
Grundbücher vor 1880 III/3 53110 2044
Grundbuchssachen I/8 53110 2191
Grunderwerb R/3 53110 4226
Grundlagenforschung; geologische BD 53110 4523
Grundlagenforschung; Raumordnung R/2 53110 4230
Grundlagenforschung; wasserwirt- B/9 53110 4229

schaftliche
Grundstücke im Bauland; Bewertung B/4 53110 4524
Grundverkehr VI/4 53110 2988
Grünraumgestaltung; Förderung BD 53110 4523
Güterwege; technische Angelegen- B/6 724611 224

heiten; Förderung
Güterwege; Kollaudierung VI/3 53110 2988

Hafen- und Ländeneinrichtungen; B/3-A 53110 4402
Wasserbau

Haftung der Dienstnehmer l/AV 53110 2241
Hauptschulen VIII/1 53110 3236
Hausbesorger VII/1 53110 6341
Hausstandsgründungen Förderung 1/10 53110 3294
Haustechnik; Bauten B/1-D 53110 4183
Hebammen; rechtliche Angelegen- VII/3 53110 2747

heiten
Hebezeuge Sachverständige B/5 53110 4541
Heeresgebühren l/AV 53110 2241
Heilbäder; Erschließung B/3-C 53110 4406
Heilquellenschutz Sachverständige BD 53110 4523
Heilvorkommen; Erschließung B/3-C 53110 4406
Heilvorkommen; rechtliche VII/3 53110 2747 (

Angelegenheiten
Heilvorkommen; sanitäre Aufsicht S/2 53110 2912
Heimfürsorge VIII/2 53110 6386
Heizungen Alternativenergie VI/12 53110 2976

Förderung
Heizungsanlagen Sachverständige B/5 53110 4541
Heizungstechnik; Anlagen B/1-D 53110 4183
Hochbau GB/1 53110 4180
Hochbau; Bundesbauten B/1-B 53110 4181
Hochbau; Entwicklung; Forschung B/1-A 53110 4184
Hochbau; Haustechnik B/1-D 53110 4183Angelegenheiten
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Angelegenheit Abt. Telefon

Katastrophenschäden; landwirtschaft-
liche Flächen Anlagen Bewertung

B/6 724611 224

Katasfrophenschutz (allgemein) VI/9 53110 3252
Katastrophenschutz; medizinische

Angelegenheiten
S/1 53110 2912

Kaufmännische Berufsschulen V/3 53110 6126
Kindergartenangelegenheiten VIII/6 53110 3236
Kindergarten; Bau B/1-C 53110 4182
Kindergarten; Heilpädagogischer des

Landes NÖ
IX/2 53110 6377

Kindergarten; Landhaus l/AV 53110 2241
Kindergarten; Personalangelegen-

heiten
l/P-B 53110 2041

Kinderpsychologischer Beratungs-
dienst

VIII/2 53110 6386

Kinderspielplatzgesetz R/1 53110 4594
Kinos VIII/3 53110 3252
Kirchen Kultusangelegenheiten IV/2 53110 6265
Klimatechnik; Anlagen B/1-D 53110 4183
Kollaudierung von Güterwegen VI/3 53110 2988
Kommissionsgebühren l/AV 53110 2241
Konkurse; Insolvenzrecht I/8 53110 2191
Konsumentenschutzgesetz IV/2 53110 6265
Kontrolleinrichtungen Prüfberichte LAD 53110 2012
Konzessionsprüfungen Baugewerbe BD 53110 4523
Konzessionsprüfungen Blitzschutz-

anlage
BD 53110 4523

Konzessionsprüfungen Elektro-
installation

BD 53110 4523

Konzessionsprüfungen Gas-
installation

BD 53110 4523

Konzessionsprüfungen Wasser-
leitungsinstallationen

BD 53110 4523

Koordinationsdienst LAD 53110 2012
Koordinierungsstelle für Wald-

schadensbekämpfung
VI/11 53110 2963

Kopierstelle l/AV 53110 2241
Kraftfahrlinien 1/7 53110 2917
Kraftfahrwesen (allgemein) I/7 53110 2917
Kraftfahrwesen; Ausnahmegenehmi-

gung
B/8 373501 73

Kraftfahrwesen; Ausrüstung B/8 373501 73
Kraftfahrwesen; Bauart B/8 373501 73
Kraftfahrwesen; Bewilligungen für

nicht zugelassene Anhänger
B/8 373501 73

Kraftfahrwesen; Einzelgenehmigung B/8 373501 73
Kraftfahrwesen; Routengenehmigung B/2 53110 4870
Kraftfahrwesen; Transportgenehmi-

gungen für überschwere Fahrzeuge
B/2 53110 4870

Kraftfahrzeugangelegenheiten
Sachverständige

B/8 373501 73

Kraftfahrzeugangelegenheiten
technische

B/8 373501 73

Kraftfahrzeugüberprüfungen B/8 373501 73
Krane Sachverständige B/5 53110 4541
Krankenanstalten; medizinische

Angelegenheiten
S/1 53110 2912

Krankenanstalten; Planung Errichtung B/1-A 53110 4184
Krankenanstalten; rechtliche

Angelegenheiten
VII/3 53110 2747

Krankenanstalten; Sicherheitstechnik B/10 53110 4228
Krankenanstalten; Strahlenschutz I/5 53110 4502
Krankenanstalten; Verwaltung VII/3 53110 2747

Angelegenheit Abt. Telefon

Hochbau; Kindergärten; öffentliche B/1-C 53110 4182
Pflichtschulen

Hochbau; Straßenverwaltung B/2-E 53110 4876
Hochwasserschutz; Wasserbau B/3-A 53110 4402
Hochzeitsjubiläen l/AV 53110 2241
Hoferschließung; technische B/6 724611 224

Angelegenheiten; Förderung
Höhlenschutz (ohne Sachverständige) II/3 53110 6238
Höhlenschutz Sachverständige BD 53110 4523
Hydrogeologie Sachverständige BD 53110 4523
Hydrographie B/3-D 53110 3178
Hydrologie B/3-D 53110 3178
Hypothekenbank NÖ (allgemein) IV/1 53110 2441
Hypothekenbank NÖ Organe LAD 53110 2012

Immissionsschutz; technische B/10 53110 4228
Angelegenheiten

Ingenieur; Führung der Standes- I/2 53110 3252
bezeichnung; Strafverfahren

Ingenieurkammerwesen BD 53110 4523
Ingenieurkammerwesen; Straf- I/2 53110 3252

verfahren
Initiativrecht Landesbürger und I/3 53110 2523

Gemeinden
Innerer Dienst LAD 53110 2012
Innovationsförderung V/2 53110 6116
Insolvenzrecht I/8 53110 2191
Institut für Landeskunde IIi/3 53110 2044
Invalideneinstellungsgesetz VII/2 53110 2763
Investitionsförderung V/2 53110 6116
Isotopentechnik B/10 53110 4228

Jagdrechtsangelegenheiten VI/4 53110 2988
Jagdwirtschaft Sachverständige VI/11 53110 2963
Jubiläen; Ehrengaben l/AV 53110 2241
Jugendförderung 1/10 53110 3294
Jugendfürsorge VIII/2 53110 6386
Jugendfürsorgeverbände Förderung VIII/2 53110 6386
Jugendgerichtshilfe VIII/2 53110 6386
Jugendheime; Landes- IX/2 53110 6377
Jugendherbergen Förderung VIII/2 53110 6386
Jugendhilfsfonds; Pfingstsammlung VIII/2 53110 6386
Jugendpolitik Landesbeirat 1/10 53110 3294
Jugendpsychologischer Beratungs- VIII/2 53110 6386

dienst
Jugendreferat 1/10 53110 3294
Jugendschutz I/2 53110 3252
Jugendverbände Förderung VIII/2 53110 6386
Jugendwohlfahrt VIII/2 53110 6386

Kabelfernsehen I/9 53110 2181
Kanalgebühren H/1 53110 2619
Kanzleiaufsicht LAD 53110 2012
Kanzleimaterial Materialamt l/AV 53110 2241
Kapitänsprüfungen II1/1 53110 4375
Kartensammlung (Landesbibliothek) III/4 53110 2847
Katastrophendienst Alarmierung und VI/9 53110 3252

Koordination
Katastrophenschäden VI/12 53110 2976
Katastrophenschäden; Straßen B/6 724611 224

Gemeinde Private Bewertung
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Angelegenheit Abt. Telefon

Landesjugendheime IX/2 53110 6377
Landesjugendreferat 1/10 53110 3294
Landeskindergarten; Errichtung B/1-C 53110 4182
Landeskrankenanstalten; Verwaltung VII/3 53110 2747
Landeskunde Institut III/3 53110 2044
Landeslehrer Berufsschulen V/3 53110 6126
Landeslehrer land- und forstwirt- l/P-B 53110 2041

schaftliche Schulen
Landeslehrer Pflichtschulen VIII/1 53110 3236

allgemeinbildende
Landesmuseum III/2 53110 3113
Landespensionistenheime IX/2 53110 6377
Landespensionistenheime; Errichtung B/1-C 53110 4182
Landespflegeheime IX/2 53110 6377
Landessanitätsrat S/1 53110 2912
Landessanitätsrat Bestellung S/1 53110 2912
Landessäuglingsheime IX/2 53110 6377
Landesschulrat Personalangelegen- l/P-A 53110 2041

heiten
Landesstraßen; Bau Erhaltung B/2-C 53110 4877

Verwaltung
Landesstraßen; rechtliche Angelegen- R/1 53110 4594

heiten
Landesverfassung LAD 53110 2012
Landesvermögen; Verwaltung IV/1 53110 2441
Landesverteidigung geistige I/2 53110 3252
Landesverteidigung militärische l/AV 53110 2241
Landesverteidigung umfassende l/AV 53110 '2241
Landesverteidigung wirtschaftliche I/2 53110 3252
Landesverteidigung zivile VI/9 53110 3252
Landesvertreter Entsendung LAD 53110 2012
Landeswappen Schutz l/AV 53110 2241
Landeswarnzentrale VI/9 53110 3252
Landes-Wasserwirtschaftsfonds NÖ B/3-C . 53110 4406
Landhauskindergarten l/AV 53110 2241
Landhausküche l/AV 53110 2241
Landschaftsschutz (ohne Sach- II/3 53110 6238

verständige)
Landschaftsschutz; Sachverständige BD 53110 4523
Landtagswahl 1/3 53110 2523
Landwirtschaft Sachverständige B/4 53110 4524
Landwirtschaftlicher Anlagenbau B/6 724611 224
Landwirtschaftliche Berufsschulen VI/5 53110 6617
Landwirtschaftliche Berufsschulen; B/1-A 53110 4184

Planung Errichtung
Landwirtschaftliche Berufsschulen; B/1-C 53110 4182

Planung Errichtung
Landwirtschaftliche Bewässerungen; B/3-B 53110 4402

Wasserbau
Landwirtschaftliche Bildungs- VI/5 53110 6617

angelegenheiten
Landwirtschaftliche Entwässerungen; B/3-B 53110 4402

Wasserbau
Landwirtschaftliche Fachschulen VI/5 53110 6617
Landwirtschaftliche Fachschulen; B/1-A 53110 4184 '

Planung Errichtung
Landwirtschaftliche Fachschulen; B/1-C 53110 4182

Planung Errichtung
Landwirtschaftliche Kulturtlächen VI/4 53110 2988
Landwirtschaftliche Materialseilbah- VI/4 53110 2988

nen
Landwirtschaftlicher Pflanzenschutz VI/4 53110 2988
Landwirtschaftliche Produkte VI/5 53110 6617

Angelegenheit Abt. Telefon

Krankenpflegeschulen; medizinische
Angelegenheiten

S/1 53110 2912

Krankenversicherung VII/2 53110 2763
Krankheiten ansteckende;

medizinische Angelegenheiten
S/1 53110 2912

Krankheiten; rechtliche
Angelegenheiten

VII/3 53110 2747

Kriegsgräber I/3 53110 2523
Kriegsopfer; Fürsorge VII/1 53110 6341
Küche Landhaus l/AV 53110 2241
Kulturelle Angelegenheiten III/2 53110 3113
Kulturflächen landwirtschaftliche VI/4 53110 2988
Kulturpflanzenschutz VI/4 53110 2988
Kulturschilling (ohne Erträgnisse für

Sport)
III/2 53110 3113

Kulturschilling (Erträgnisse für Sport-
zwecke)

I/4 53110 2599

Kulturtechnische Maßnahmen;
Wasserbau

B/3-B 53110 4402

Kultusangelegenheiten IV/2 53110 6265
Kundmachung von Rechtsvorschriften LAD 53110 2012
Kunst; kulturelle Angelegenheiten III/2 53110 3113
Kunst zeitgenössische; Förderung III/2 53110 3113
Kurorte; rechtliche Angelegenheiten VII/3 53110 2747
Kurorte; sanitäre Aufsicht S/2 53110 2912

Ladenschluß VII/2 53110 2763
LagerstättenkundeSachverständige BD 53110 4523
Land- und Forstwirtschaftsinspektion VI/10 53110 2827
Landarbeiterkammer finanzielle

Angelegenheiten
VI/12 53110 2976

Landarbeiterkammer rechtliche
Angelegenheiten

VI/4 53110 2988

Landarbeitsrecht; rechtliche
Angelegenheiten

VI/4 53110 2988

Landesabgabenamt IV/1 53110 2441
Landesagrarsenat; administrative

Angelegenheiten
VI/3 53110 2988

Landesagrarsenat; Sachverständige VI/3 53110 2988
Landesanstalten Personalangelegen-

heiten
l/P-B 53110 2041

Landesarchiv III/3 53110 2044
Landesausstellungen III/2 53110 3113
Landesbediensteten-Schutzgesetz l/AV 53110 2241
Landesbediensteten-Schutzgesetz;

Überprüfung
LAD 53110 2012

Landesbeirat Jugend-Familien-ältere
Generation

1/10 53110 3294

Landesbibliothek III/4 53110 2847
Landesbildstelle VI11/1 53110 3236
Landesbuchhaltung IV/1 53110 2441
Landesbürgerevidenzen I/3 53110 2523
Landesbürgerschaft I/3 53110 2523
Landesfeuerwehrschule Verwaltung VI/9 53110 3252
Landesfinanzsonderaktion für

Gemeinden
IV/1 53110 2441

Landesforstgärten VI/11 53110 2963
Landesgesetzblatt Abonnements I/9 53110 2181
Landesgesetzblatt Bezug von

Stücken
l/AV 53110 2241

Landesgesetzblatt Verlautbarung LAD 53110 2012
Landeshypothekenbank (allgemein) IV/1 53110 2441
Landeshypothekenbank; Organe LAD 53110 2012 Qualitätsklassen
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Angelegenheit Abt. Telefon

Lüftungstechnik; Anlagen B/1-D 53110 4183
LWZ VI/9 53110 3252

Marchfeldkanalgesetz ohne B/9 53110 4229

rechtliche Angelegenheiten
Marchfeldkanalgesetz rechtliche R/3 53110 4226

Angelegenheiten
Maschinenbau Sachverständige B/5 53110 4541
Maschinenringe Förderung VI/12 53110 2976
Massenbewegungen Sachverständige BD 53110 4523
Maß- und Eichgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Marktordnungsgesetz Vl/4 53110 2988
Materialamt l/AV 53110 2241
Materialseilbahnen; landwirtschaft- Vl/4 53110 2988

liche
Matrikenwesen II/6 53110 2586
Medikamente; medizinische S/1 53110 2912

Angelegenheiten
Medikamente; rechtliche Angelegen- VII/3 53110 2747

heiten
Medikamente; tierärztliche VI/2 53110 2892
Medizinische Anlagen; Strahlenschutz I/5 53110 4502
Medizinische Sachverständige S/1 53110 2912
Mehrphasenbuchhaltung IV/1 53110 2441
Meßanstalten öffentliche v/1 53110 2714
Mietrechtsgesetz; Verwaltungs- 1/10 53110 3294

angelegenheiten
Mikrofilmstelle l/AV 53110 2241
Milchuntersuchung VI/2 53110 2892
Militärische Landesverteidigung l/AV 53110 2241
Militärische Sondernutzung Straßen- B/2 53110 4870

grund
Mindestpflanzabstände Vl/4 53110 2988
Mineralöllagerung Sachverständige B/5 53110 4541
Mineralölordnung R/1 53110 4594
Moorbäder; Erschließung B/3-C 53110 4406
Mühlengesetz Vl/4 53110 2988
Müllbeseitigung; medizinische S/2 53110 2912

Angelegenheiten
Müllgebühren 11/1 53110 2619
Munitionstechnik Sachverständige B/4 53110 4524
Museale Angelegenheiten III/2 53110 3113
Musealgebäude (ohne III/2 53110 3113

Herrengasse 9)
Musik; kulturelle Angelegenheiten III/2 53110 3113
Musik zeitgenössische III/2 53110 3113
Musikschulen III/2 53110 3113
Mutterberatung; medizinische S/1 53110 2912

Angelegenheiten
Mutterberatung; rechtliche VIII/2 53110 6386

Angelegenheiten
Mutterschutz VII/2 53110 2763

Nahrungsmittelkontrolle; Lebens- S/3 53110 2912
mittelaufsicht

Nahrungsmittelkontrolle; rechtliche VII/3 53110 2747
Angelegenheiten

Namensänderung II/6 53110 2586
Namensfestsetzung II/6 53110 2586
Naßbaggerungen Sachverständige B/9 53110 4229
Nationalratswahl I/3 53110 2523
Nationalsozialistisches Gedankengut; I/2 53110 3252

Angelegenheit Abt. Telefon

Landwirtschaftliche Produkte Direkt-
vermarktung Förderung

VI/12 53110 2976

Landwirtschaftlicher Siedlungsfonds VI/12 53110 2976
Landwirtschaftliches Siedlungswesen VI/12 53110 2976
Landwirtschaftliche Sozialversiche-

rung
VI/6 53110 2763

Landwirtschaftliche Studienförderung VI/5 53110 6617
Landwirtschaftlicher Wegebau B/6 724611 224
Landwirtschaftlicher Wohnbaufonds VI/12 53110 2976
Landwirtschaftliche Wohnbauförde-

rung
VI/12 53110 2976

Landwirtschaftsförderung VI/12 53110 2976
Landwirtschaftskammer; finanzielle

Angelegenheiten
VI/12 53110 2976

Landwirtschaftskammer; rechtliche
Angelegenheiten

Vl/4 53110 2988

Lärmbekämpfung; medizinische
Angelegenheiten

S/2 53110 2912

Lärmmessung B/10 53110 4228
Lärmschutz; technische Angelegen-

heiten
B/10 53110 4228

Lärmschutz an Bundes- und Landes-
straßen

B/2-F 53110 4872

Lebensmittelaufsicht S/3 53110 2912
Lebensmittelangelegenheiten;

rechtliche
VII/3 53110 2747

Lebensmittelhygiene S/3 53110 2912
Legistik LAD 53110 2012
Lehrer; Berufsschulen V/3 53110 6126
Lehrer; land- und forstwirtschaftliche

Schulen
l/P-B 53110 2041

Lehrer; Pflichtschulen allgemein-
bildende

VIII/1 53110 3236

Lehrforstamt Ottenstein VI/11 53110 2963
Lehrlingsbeihilfen VIII/2 53110 6386
Lehrpläne; land- und forstwirtschaft-

liche Schulen
VI/5 53110 6617

Leichenwesen; medizinische
Angelegenheiten

S/1 53110 2912

Leichenwesen; rechtliche Angelegen-
heiten

VII/3 53110 2747

Lenkerprüfungen I/7 53110 2917
Lichtpausen l/AV 53110 2241
Lichtspieltheater VIII/3 53110 3252
Lichttechnik Sachverständige B/5 53110 4541
Liegenschaften Bund Land Evidenz B/7 53110 2733
Liegenschaftsbewertung; Bauland B/4 53110 4524
Liegenschaftsbewertung; landwirt-

schaftliche
B/4 53110 4524

Liegenschaftsverwaltung l/AV 53110 2241
Liegenschaftsverwaltung Autobahnen B/2-A 53110 4091
Liegenschaftsverwaltung Straßenver-

_ waltung
B/2-E 53110 4876

K i J  Literatur zeitgenössische III/2 53110 3113
Löschanlagen; Wasserbau B/3-C 53110 4406
Luftbildstelle BD 53110 4523
Luftfahrt; rechtliche Angelegenheiten I/7 53110 2917
Luftfahrt; technische Angelegenheiten B/10 53110 4228
Luftreinhaltung; medizinische

Angelegenheiten
S/2 53110 2912

Luftreinhaltung; rechtliche Angelegen-
heiten

R/4 53110 6271

Luftreinhaltung; technische
Angelegenheiten

B/10 53110 4228
Strafverfahren
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Angelegenheit Abt. Telefon

Pflanzenzuchtangelegenheiten VI/4 53110 2988
Pflegeaufsicht VIII/2 53110 6386
Pflegebewilligung VIII/2 53110 6386
Pflegeheime; Landes- IX/2 53110 6377
Pflegeheime; medizinische

Angelegenheiten
S/1 53110 2912

Pflegeheime; private; Aufsicht IX/2 53110 6377
Pflegeheime; private; Bewilligung IX/2 53110 6377
Pflegekinderheime Bewilligung

Aufsicht
VIII/2 53110 6386

Pflegeplätze; private; Aufsicht VII/1 53110 6341
Pflegeplätze; private; Bewilligung VII/1 53110 6341
Pflichtschulen allgemeinbildende VIII/1 53110 3236
Pflichtschulen; Errichtung B/1-C 53110 4182
Pipelinebau Sachverständige B/5 53110 4541
Pittental Unteres; Wasserleitungs-

verband
II/5 53110 4595

Planung von Bundes- und Landes-
straßen

B/2-F 53110 4872

Planungsorgan; wasserwirtschaft-
liches

B/9 53110 4229

Plasmapherese VII/3 53110 2747
Plosdorf Flußbauhof B/3-A 53110 4402
Plosdorf Flußbauhof B/3-A 53110 4402
Polizeiangelegenheiten I/2 53110 3252
Polytechnische Lehrgänge VIII/1 53110 3236
Porträtsammlung (Landesbibliothek) III/4 53110 2847
Postabfertigung LAD 53110 2012
Postübernahme LAD 53110 2012
Postzustellung Ausland l/AV 53110 2241
Preisrechtliche Angelegenheiten IV/2 53110 6265
Pressedienst I/9 53110 2181
Private Pensionistenheime; Aufsicht IX/2 53110 6377
Private Pflegeheime; Aufsicht IX/2 ■53110 6377
Privatzimmervermietung V/1 53110 2714
Produkte landwirtschaftliche;

Qualitätsklassen
VI/5 53110 6617

Produktionsalternativen Förderung VI/12 53110 2976
Produktsicherheitsgesetz IV/2 53110 6265
Prostitutionsgesetz I/2 53110 3252
Protokoll LAD 53110 2012
Prüfberichte der Kontrolleinrichtungen LAD 53110 2012
Prüfung; Gemeindewachebeamte I/2 53110 3252
Punzierungsgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Psychosoziale Beratung (allgemein) VII/1 53110 6341
Psychosoziale Beratung; LKH Mauer VII/1 53110 6341
Psychosoziale Beratung; LKH Kloster-

neuburg
VII/1 53110 6341

Pyrotechnik Sachverständige B/4 53110 4524

Qualitätsklassen landwirtschaft-
liche Produkte

VI/5 53110 6617

Qualitätsklassenkontrolle S/3 53110 2912

Radaranlagen Sachverständige B/5 53110 4541
Radioaktivität; rechtliche Angelegen-

heiten
I/5 53110 4502

Radioaktivität; rechtliche Angelegen-
heiten für medizinische Anlagen

I/5 53110 4502

Radioaktivität; Schutz S/2 53110 2912
Radioaktivität; Strahlenschutz;

technische Angelegenheiten
B/10 53110 4228

Radioaktivität; Überwachung VI/9 53110 3252

Angelegenheit Abt. Telefon

Naturschutz (ohne Sachverständige) II/3 53110 6238
Naturschutz; Sachverständige BD 53110 4523
Natürliche Heilvorkommen;

Erschließung
B/3-C 53110 4406

Natürliche Heilvorkommen; rechtliche
Angelegenheiten

VII/3 53110 2747

Normenwesen BD 53110 4523
Notstandsmaßnahmen VI/12 53110 2976
NÖVAK LAD 53110 2012

Obereinigungskommission VI/4 53110 2988
Oberflächenhydrologie B/3-D 53110 3178
Obstbauangelegenheiten VI/5 53110 6617
Öffentliche Pflichtschulen; Errichtung B/1-C 53110 4182
Öffentliches Wassergut; Verwaltung 111/1 53110 4375
Öffentlichkeitsarbeit des Inneren

Dienstes
LAD 53110 2012

Öffnungszeitengesetz VII/2 53110 2763
ÖNORMEN BD 53110 4523
Opferfürsorgeabgabe; Verwaltung VII/1 53110 6341
Orden l/AV 53110 2241
Organhaftpflicht l/AV 53110 2241
Organisation der Behörden LAD 53110 2012
Organstrafverfügungen;

Verzeichnisse
I/2 53110 3252

Örtliche Raumordnung; Bebauungs-
plan; Sachverständige

B/4 53110 4524

Örtliche Raumordnung; Flächen-
widmungsplan; technische
Angelegenheiten

R/2 53110 4230

Örtliche Raumordnung; rechtliche
Angelegenheiten

R/1 53110 4594

Ortsbildgutachten Sachverständige BD 53110 4523
Ortsbildpflege; Förderung BD 53110 4523
Ortsbildschutz; rechtliche Angelegen-

heiten
R/1 53110 4594

Parteienvertretung; unbefugte;
Strafverfahren

I/2 53110 3252

Pässe; Dienstpaßangelegenheiten LAD 53110 2012
Pendlerhilfe 1/10 53110 3294
Pensionistenheime; Landes- IX/2 53110 6377
Pensionistenheime; Landes-;

Errichtung
B/1-0 53110 4182

Pensionistenheime; medizinische
Angelegenheiten

S/1 53110 2912

Pensionistenheime; private; Aufsicht IX/2 53110 6377
Pensionistenheime; private;

Bewilligung
IX/2 53110 6377

Pensionsangelegenheiten l/P-B 53110 2041
Pensionsversicherung VII/2 53110 2763
Personalangelegenheiten I/P-ABC53110 2041
Personalangelegenheiten Lehrer

Berufsschulen
V/3 53110 6126

Personalangelegenheiten GB/2 l/P-C 53110 2041
Personalangelegenheiten Lehrer an

Pflichtschulen
VIII/1 53110 3236

Personalstand; Gemeindewachen I/2 53110 3252
Personalvertretungsangelegenheiten l/AV 53110 2241
Personalvertretungsrecht Gemeinden H/1 53110 2619
Personenstandsangelegenheiten II/6 53110 2586
Pfingstsammlung Jugendhilfsfonds VIII/2 53110 6386
Pflanzenschutzmittel; Landwirtschaft VI/4 53110 2988
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Beratung,  Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Sachverständige Eisenbahnbau B/4 53110 4524
Sachverständige Elektrizitäts- B/5 53110 4541

wirtschaft
Sachverständige Elektronik B/5 53110 4541
Sachverständige Elektrotechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Ernährungswesen S/3 53110 2912
Sachverständige Erschütterungs- B/10 53110 4228

schutz
Sachverständige Fischereiwirtschaft VI/11 53110 2963
Sachverständige Flächenwidmungs- R/2 53110 4230

plan
Sachverständige Flüssiggaslagerung B/5 53110 4541
Sachverständige Flüssigkeiten B/5 53110 4541

brennbare Lagerung
Sachverständige Fördertechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Forstwirtschaft VI/11 53110 2963
Sachverständige Gasanlagen B/5 53110 4541
Sachverständige gemeinsame Anla- B/6 724611 224

gen Agrarische Operationen
Sachverständige Gesteinskunde BD 53110 4523

technische
Sachverständige Gewässergüte- B/10 53110 4228

untersuchung
Sachverständige Gewässerschutz B/9 53110 4229
Sachverständige Gewerbetechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Güterwegebau B/6 724611 224
Sachverständige Hebezeuge B/5 53110 4541
Sachverständige Heilquellenschutz BD 53110 4523
Sachverständige Heizungsanlagen B/5 53110 4541
Sachverständige Höhlenschutz BD 53110 4523
Sachverständige Hydrogeologie BD 53110 4523
Sachverständige Isotopentechnik B/10 53110 4228
Sachverständige Jagdwirtschaft VI/11 53110 2963
Sachverständige Kraftfahrwesen B/8 373501 73
Sachverständige Krane B/5 53110 4541
Sachverständige Lagerstättenkunde BD 53110 4523
Sachverständige Landesagrarsenat VI/3 53110 2988
Sachverständige Landschaftsschutz BD 53110 4523
Sachverständige Landwirtschaft B/4 53110 4524
Sachverständige Lichttechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Liegenschaftsbewer- B/4 53110 4524

tung Bauland
Sachverständige Liegenschafts- B/4 53110 4524

bewertung landwitschaftliche
Sachverständige Luftfahrt B/10 53110 4228
Sachverständige Luftreinhaltung B/10 53110 4228
Sachverständige Lärmschutz B/10 53110 4228
Sachverständige Maschinenbau B/5 53110 4541
Sachverständige Massenbewegungen BD 53110 4523
Sachverständige Medizinische S/1 53110 2912
Sachverständige Mineralöllagerung B/5 53110 4541
Sachverständige Munitionstechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Naßbaggerungen B/9 53110 4229
Sachverständige Naturschutz BD 53110 4523
Sachverständige Ortsbild BD 53110 4523
Sachverständige Pipelinebau B/5 53110 4541
Sachverständige Pyrotechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Radaranlagen B/5 53110 4541
Sachverständige Raumordnung R/2 53110 4230
Sachverständige Rohstoffwirtschaft BD 53110 4523
Sachverständige Röntgentechnik B/10 53110 4228
Sachverständige Saunaanlagen S/2 53110 2912

medizinische Angelegenheiten
Sachverständige Schießtechnik B/4 53110 4524

Angelegenheit Abt. Telefon

Rauchfänge Kehrfristen VI/9 53110 3252
Raumordnung GR 53110 4225
Raumordnung; örtliche; rechtliche

Angelegenheiten
R/1 53110 4594

Raumordnung; technische
Angelegenheiten

R/2 53110 4230

Raumordnung; überörtliche;
rechtliche Angelegenheiten

R/1 53110 4594

Raumordnungsmaßnahmen;
Förderung

R/3 53110 4226

Raumplanung; forstliche VI/11 53110 2963
Rechnungsabschluß IV/1 53110 2441
Rechnungshofangelegenheiten LAD 53110 2012
Rechnungswesen IV/1 53110 2441
Rechtsanwaltsordnung; Strafverfah-

ren
I/2 53110 3252

Rechtsbüro I/8 53110 2191
Rechtsschutz gewerblicher V/1 53110 2714
Rechtsvorschriften; Kundmachung LAD 53110 2012
Regulierungen von Gewässern;

Wasserbau
B/3-A 53110 4402

Reinhaltung; Luft S/2 53110 2912
Reisegebühren l/P-C 53110 2041
Religionsgesellschaften; Aufsicht II/4 53110 3144
Rettungswesen; medizinische

Angelegenheiten
S/1 53110 2912

Rettungswesen; rechtliche
Angelegenheiten

VII/3 53110 2747

Rohrbau; Druckrohrbau
Sachverständige

B/5 53110 4541

Rohrleitungsangelegenheiten V/1 53110 2714
Rohstofforschung BD 53110 4523
Rohstoffwirtschaft Sachverständige BD 53110 4523
Rollfähren; Wasserbau B/3-A 53110 4402
Röntgentechnik B/10 53110 4228
Routengenehmigung B/2 53110 4870
Rundfunkangelegenheiten VIII/3 53110 3252

Saatgutangelegenheiten VI/4 53110 2988
Sachverständige Abbautechnik BD 53110 4523
Sachverständige Abfallwirtschaft B/9 53110 4229
Sachverständige Abwassertechnik B/9 53110 4229
Sachverständige Agrartechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Alm- und

Weideverbesserungen
B/6 724611 224

Sachverständige Artenschutz BD 53110 4523
Sachverständige Aufzüge B/5 53110 4541
Sachverständige Bäder medizinische

Angelegenheiten
S/2 53110 2912

Sachverständige Bädertechnik B/10 53110 4228
Sachverständige Baugrundgeologie BD 53110 4523
Sachverständige Baulandeignung BD 53110 4523
Sachverständige Bautechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Bauwirtschaft B/4 53110 4524
Sachverständige Bebauungsplan B/4 53110 4524
Sachverständige Beleuchtungstechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Blitzschutzanlagen B/5 53110 4541
Sachverständige Brandschutztechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Brückenbau B/4 53110 4524
Sachverständige Chemikaliengesetz S/2 53110 2912
Sachverständige Dampfkesselwesen B/5 53110 4541
Sachverständige Druckrohrleitungs- B/5 53110 4541

bau
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon Angelegenheit Abt. Telefon

Schreibstelle Allgemeine LAD 53110 2012
Schrottlenkungsgesetz; I/2 53110 3252

Strafverfahren
Schul- und Kindergartenfonds VIII/1 53110 3236
Schulbauordnung VIII/1 53110 3236
Schulbeihilfen für landwirtschaftliche VI/5 53110 6617

Fachschulen
Schulbuchangelegenheiten land- und VI/5 53110 6617

forstwirtschaftliche
Schulen allgemeinbildende Pflicht- VIII/1 53110 3236

schulen
Schulen berufsbildende mittlere und V/3 53110 6126

höhere
Schulen Errichtung B/1-C 53110 4182
Schulen gewerbliche V/3 53110 6126
Schulen gewerbliche Personal- l/P-B 53110 2041

angelegenheiten ohne Lehrer
Schulen kaufmännische V/3 53110 6126
Schulen land- und forstwirtschaftliche VI/5 53110 6617
Schulen land- und forstwirtschaftliche l/P-B 53110 2041

Personalangelegenheiten
Schulen Lehrer Pflichtschulen VIII/1 53110 3236

allgemeinbildende
Schulen Sonderschule Wr.Neustadt VIII/1 53110 3236
Schülerbeaufsichtigung Kosten- VIII/1 53110 3236

zuschüsse
Schülerbeihilfen für allgemein- VIII/1 53110 3236

bildende Pflichtschulen
Schülerbus VIII/1 53110 3236
Schulkinder Fahrtkostenzuschüsse VIII/1 53110 3236
Schulkinderfürsorge VIII/2 53110 6386
Schutzraumbauten Sachverständige B/4 53110 4524
Schutzräume Förderung VI/9 53110 3252
Schutzwasserbau B/3-A 53110 4402
Schwangerenberatung S/1 53110 2912
Schweinegesundheitsdienst VI/2 53110 2892
Seenverkehrsrecht II1/1 53110 4375
Seilbahnen; landwirtschaftliche VI/4 53110 2988

Materialseilbahnen
Seilbahnen; rechtliche Angelegen- I/7 53110 2917

heiten
Seilbahnen; Sachverständige B/5 53110 4541
Senioren Landesbeirat 1/10 53110 3294
Seniorengesetz 1/10 53110 3294
Sessellifte; rechtliche Angelegen- I/7 53110 2917

heiten
Sicherheitstechnik; Gesundheits- B/10 53110 4228

wesen
Siedlungsangelegenheiten; landwirt- VI/12 53110 2976

schaftliche
Siedlungsangelegenheiten; nichtland- I/6 53110 4853

wirtschaftliche
Siedlungswasserwirtschaft;

großräumige
Siedlungswasserwirtschaft; Wasser-

B/3-C

B/3-C

53110 4406 ______

53110 4406
bau

Smogalarm R/4 53110 6271
Sonderschulen VIII/1 53110 3236
Sonderschulen Errichtung B/1-C 53110 4182
Sonderschule Wr.Neustadt VIII/1 53110 3236
Sonn- und Feiertags-Betriebszeiten- V/1 53110 2714

gesetz
Sonn- und Feiertagsruhe VII/2 53110 2763
Sozialarbeiter; Fortbildung VIII/2 53110 6386

Sachverständige Schiffahrt B/9 53110 4229
Sachverständige Schlepplifte B/5 53110 4541
Sachverständige Schutzraumbauten B/4 53110 4524
Sachverständige Seilbahnen B/5 53110 4541
Sachverständige Sicherheits- B/10 53110 4228

technische Gesundheit
Sachverständige Sprenger- BD 53110 4523

schütterung
Sachverständige Sprengmitteltechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Sprengtechnik BD 53110 4523
Sachverständige Starkstromtechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Steinbruchgeologie BD 53110 4523
Sachverständige Strahlenschutz B/10 53110 4228
Sachverständige Straßenbau B/4 53110 4524
Sachverständige Straßen- und BD 53110 4523

Tunnelbaugeologie
Sachverständige tierärztliche VI/2 53110 2892
Sachverständige Toranlagen B/5 53110 4541
Sachverständige Umweltgeologie BD 53110 4523
Sachverständige Umweltschutz B/10 53110 4228
Sachverständige Umweltschutz S/2 53110 2912

medizinische Angelegenheiten
Sachverständige Verkehrs- B/6 724611 224

erschließung ländlicher Gebiete
Sachverständige Verkehrstechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Vermessungswesen B/7 53110 2733
Sachverständige veterinär- VI/2 53110 2892

medizinische
Sachverständige Waffentechnik B/4 53110 4524
Sachverständige Wärmetechnik B/5 53110 4541
Sachverständige Wasserbau B/9 53110 4229
Sachverständige Wasserkraftanlagen B/9 53110 4229
Sachverständige Wasserversorgung B/9 53110 4229
Sachverständige Zivilschutzbauten B/4 53110 4524
Sammlungswesen I/2 53110 3252
Sanitäre Aufsicht Kurorte S/2 53110 2912

Heilvorkommen
Sanitärinstallation; Anlagen B/1-D 53110 4183
Sanitätsdienst; Gemeinden VII/3 53110 2747
Sanitätsgemeinden VII/8 53110 2559
Sanitätsrat Landes- S/1 53110 2912
Sanitätsrat Landes-; Mitglieder S/1 53110 2912
Sanitätssammelstellen VI/9 53110 3252
Sanitätswesen; rechtliche Angelegen- VII/3 53110 2747

heiten
Säuglingsfürsorge S/1 53110 2912
Säuglingsheime IX/2 53110 6377
Sauna; Bäderhygiene; medizinische S/2 53110 2912

Angelegenheiten
Sauna; Bäderhygiene; rechtliche VII/3 53110 2747

Angelegenheiten
Schadenersatzrecht I/8 53110 2191
Schallaburg III/2 53110 3113
Schießtechnik Sachverständige B/4 53110 4524
Schiffahrt Sachverständige B/9 53110 4229
Schiffahrtsrecht II1/1 53110 4375
Schiffsführerprüfungen 111/1 53110 4375
Schischulen I/4 53110 2599
Schlachttieruntersuchung VI/2 53110 2892

Fleischuntersuchung
Schleusen; Wasserbau B/3-A 53110 4402
Schlepplifte rechtliche Angelegen- V/1 53110 2714

heiten
Schlepplifte Sachverständige B/5 53110 4541
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Straßenverwaltung GB/2 53110 4870
Straßenverwaltung Dienstbekleidung B/2 53110 4870
Straßenverwaltung Funkeinrichtungen B/2-E 53110 4876
Straßenverwaltung Hochbauten B/2-E 53110 4876

Planung Bau Erhaltung
Straßenverwaltung Liegenschafts- B/2-A 53110 4091

verwaltung Autobahnen
Straßenverwaltung Liegenschafts- B/2-E 53110 4876

verwaltung nichtöffentliches Gut
Straßenverwaltung Maschinen B/2-E 53110 4876

Geräte Kfz
Straßenverwaltung Personal- l/P-C 53110 2041

angelegenheiten
Straßenverwaltung Planung B/2-F 53110 4872
Straßenverwaltung Verkehrs- B/2-E 53110 4876

sicherungseinrichtungen
Straßenverwaltung Winterdienst B/2-E 53110 4876
Stromversorgung; rechtliche I/5 53110 4502

Angelegenheiten
Strukturverbesserungs- und V/2 53110 6116

Wirtschaftsförderungsfonds
Studienbeihilfen; Erzieher IX/2 53110 6377
Studienförderung (Schülerbeihilfen) VIII/1 53110 3236
Studienförderung landwirtschaftliche VI/5 53110 6617
Suchtgiftgesetz VII/3 53110 2747
Südbahngemeinden; Wasserleitungs- II/5 53110 4595

verband

Tagesmütter; Pflegebewilligung VIII/2 53110 6386
Talsperrenaufsicht B/3-A 53110 4402
Tanzschulen VIII/3 53110 3252
Telefonanschlüsse Förderung VI/12 53110 2976
Telegrafenwege-Leitungsrechte 1/5 53110 4502
Ternitz und Umgebung Wasser- 11/5 53110 4595

leitungsverband
Tierärztekammer; rechtliche VI/4 53110 2988

Angelegenheiten
Tierärztliche Angelegenheiten VI/2 53110 2892
Tierärztliche Hausapotheken VI/2 53110 2892
Tierbeschaufonds VI/2 53110 2892
Tiergesundheitsdienste VI/2 53110 2892
Tierimpfungen VI/2 53110 2892
Tierkörperbeseitigung; rechtliche VI/4 53110 2988

Angelegenheiten
Tierkörperbeseitigung; veterinär- VI/2 53110 2892

medizinische Angelegenheiten
Tierpässe Vl/2 53110 2892
Tierschutzangelegenheiten 1/2 53110 3252
Tierschutzangelegenheiten; veterinär- VI/2 53110 2892

medizinische
Tierseuchenbekämpfung; rechtliche VI/4 53110 2988

Angelegenheiten
Tierseuchenbekämpfung; veterinär- VI/2 53110 2892

medizinische Angelegenheiten
Tiertransporte Verladebeschau VI/2 53110 2892
Tierversuche; rechtliche Angelegen- VI/4 53110 2988

heiten
Tierversuche; veterinärmedizinische VI/2 53110 2892

Angelegenheiten
Tierversuchsgesetz; Strafverfahren 1/2 53110 3252
Tierzucht; rechtliche Angelegenheiten VI/4 53110 2988
Tierzucht; veterinärmedizinische VI/2 53110 2892

Angelegenheiten

Angelegenheit Abt. Telefon

Soziale Dienste VII/1 53110 6341
Soziale Verwaltung VII/2 53110 2763
Sozialhilfe VII/1 53110 6341
Sozialhilfe VII/1 53110 6341
Sozialhilfe Fachkräfte VII/1 53110 6341
Sozialhilfebeirat VII/1 53110 6341
Sozialhilfebeirat VII/1 53110 6341
Sozialhilfeeinrichtungen; Aufsicht VII/1 53110 6341
Sozialhilfeeinrichtungen; Bewilligung VII/1 53110 6341
Sozialhilfeeinrichtungen;

Sicherstellung
VII/1 53110 6341

Sozialversicherung; landwirtschaft-
liche

VI/6 53110 2763

Sozialversicherung; nichtlandwirt-
schaftliche

VII/2 53110 2763

Sparkassenaufsicht IV/2 53110 6265
Sparkassenregister IV/2 53110 6265
Spielautomaten VIII/3 53110 3252
Spitalsärzte VII/3 53110 2747
Spitäler; rechtliche Angelegenheiten VII/3 53110 2747
Spitäler des Landes; Verwaltung VII/3 53110 2747
Sportangelegenheiten 1/4 53110 2599
Sportschilling I/4 53110 2599
Sprengerschütterung Sachver-

ständige
BD 53110 4523

Sprengmitteltechnik Sachverständige B/4 53110 4524
Sprengtechnik Sachverständige BD 53110 4523
Staatsbürgerschaft I/3 53110 2523
Staatsverträge Kundmachung LAD 53110 2012
Stadterneuerung l/6a 53110 4853
Standesämter II/6 53110 2586
Standortberatung; Betriebsansiedlung V/2 53110 6116
Starkstromtechnik; Sachverständige B/5 53110 4541
Starkstromwegerecht 1/5 53110 4502
Statistik R/2 53110 4230
Statistik; Strafverfahren 1/2 53110 3252
Steinbruchgeologie Sachverständige BD 53110 4523
Stempelmarkenverschleiß l/AV 53110 2241
Stiftungsaufsicht IV/2 53110 6265
Stiftungsverwaltung 11/4 53110 3144
Stipendien (für Südtiroler) VIII/1 53110 3236
Stipendien landwirtschaftliche VI/5 53110 6617
Strafrecht I/8 53110 2191
Strafvollzugskommission; Vertrauens-

personen
I/2 53110 3252

Strahlenschutz; Gewerbe V/1 53110 2714
Strahlenschutz; medizinische

Angelegenheiten
S/2 53110 2912

Strahlenschutz; rechtliche Angelegen-
heiten

I/5 53110 4502

Strahlenschutz; rechtliche Angelegen-
heiten für medizinische Anlagen

I/5 53110 4502

I Strahlenschutz; technische
Angelegenheiten

B/10 53110 4228

Strahlenschutz; Überwachung VI/9 53110 3252
Straßenbau Gemeindestraßen

Förderung
B/2 53110 4870

Straßenbau Sachverständige B/4 53110 4524
Straßenbauabteilungen GB/2 53110 4870
Straßen- und Tunnelbaugeologie

Sachverständige
BD 53110 4523

Straßenpersonal B/2 53110 4870
Straßenpolizei I/7 53110 2917
Straßenrecht R/1 53110 4594
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Verkehrswesen I/7 53110 2917
Verlautbarung von Rechtsvorschriften LAD 53110 2012
Vermessungsangelegenheiten B/7 53110 2733
Vermessungsgesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Vermögen des Landes; Verwaltung IV/1 53110 2441
Vermögensrechnung IV/1 53110 2441
Verpflegskostenangelegenheiten; IX/2 53110 6377

Landesjugendheime
Verrechnung IV/1 53110 2441
Versorgung; Trinkwasser; S/2 53110 2912

medizinische Angelegenheiten
Vertragsbedienstete I/P-ABC53110 2041
Vertragsrecht I/8 53110 2191
Vertreter des Landes; Entsendung LAD 53110 2012
Vertretung des Landes vor Gerichten I/8 53110 2191
Vertretungsbehörden; Erhebungen I/2 53110 3252
Verwaltung des öffentlichen Wasser- II1/1 53110 4375

gutes
Verwaltungsabgaben l/AV 53110 2241
Verwaltungsakademie; NÖVAK LAD 53110 2012
Verwaltungsakademie des Bundes; LAD 53110 2012

Beirat
Verwaltungsfonds Hilfe für Familien 1/10 53110 3294
Verwaltungsreform LAD 53110 2012
Verwaltungssenat unabhängiger in LAD 53110 5528

NÖ
Verwaltungsvereinfachungs- LAD 53110 2012

vorschläge
Verwaltungsverfahren LAD 53110 2012
Veterinärangelegenheiten; rechtliche VI/4 53110 2988
Veterinärangelegenheiten; VI/2 53110 2892

veterinärmedizinische
Video künstlerisches III/2 53110 3113
Videovorführungen öffentliche VIII/3 53110 3252
Viehwirtschaftsgesetz VI/4 53110 2988
Volksabstimmungen I/3 53110 2523
Volksbefragungen I/3 53110 2523
Volksbegehren I/3 53110 2523
Volksbildung III/2 53110 3113
Volksbüchereiwesen III/2 53110 3113
Volksschulen VIII/1 53110 3236
Volkszählung R/2 53110 4230
Voranschlag IV/1 53110 2441
Vorflutbeschaffung; Wasserbau B/3-B 53110 4402
Vorsorgemedizin S/1 53110 2912

Wachkörper; Gemeinden I/2 53110 3252

Waffentechnik Sachverständige B/4 53110 4524
Wäganstalten öffentliche V/1 53110 2714
Wahlen; Bundespräsident I/3 53110 2523
Wahlen; Gemeinden H/1 53110 2619
Wahlen; Gemeindepersonalvertretung H/1 53110 2619
Wahlen; Landtag I/3 53110 2523
Wahlen; Nationalrat
Wählerevidenz

I/3
I/3

53110 2523
53110 2523

Waldschule (Wr.Neustadt) VIII/1 53110 3236
Wappen des Landes; Schutz l/AV 53110 2241
Wappenverleihungen; Gemeinden H/1 53110 2619
Wappen; Gemeinden; Heraldik III/3 53110 2044
Warenkennzeichnung V/1 53110 2714
Wärmetechnik Sachverständige B/5 53110 4541
Warn- und Alarmdienst VI/9 53110 3252
Waschmittelgesetz Kennzeichnung V/1 53110 2714

Angelegenheit Abt. Telefon

Tierzuchtförderung VI/4 53110 2988
Titel akademische; Strafverfahren I/2 53110 3252
Topographische Sammlung III/4 53110 2847

(Landesbibliothek)
Toranlagen Sachverständige B/5 53110 4541
Totalisateurgewerbe I/2 53110 3252
Transportangelegenheiten B/2 53110 4870
Triestingtalgemeinden; II/5 53110 4595

Wasserleitungsverband
Trinkwasserhygiene S/2 53110 2912
Trinkwasserkontrolle S/2 53110 2912
Tuberkulosebekämpfung; S/2 53110 2912

medizinische Angelegenheiten
Tuberkulosebekämpfung; rechtliche VII/3 53110 2747

Angelegenheiten
Tuberkulosehilfe S/2 53110 2912

Uberbeglaubigungen l/AV 53110 2241
Überbetriebliche Zusammenarbeit; VI/12 53110 2976

landwirtschaftliche Förderung
Überörtliche Raumordnung R/2 53110 4230
Überwachungsgebühren l/AV 53110 2241
Umfassende Landesverteidigung ULV l/AV 53110 2241
Umweltgeologie Sachverständige BD 53110 4523
Umweltschutz GR 53110 4225
Umweltschutz; Förderung von R/3 53110 4226

Investitionen
Umweltschutz; Gesellschaftsanteile R/3 53110 4226
Umweltschutz; Koordination R/4 53110 6271
Umweltschutz; medizinische S/2 53110 2912

Angelegenheiten
Umweltschutz; rechtliche R/4 53110 6271

Angelegenheiten
Umweltschutz; technische B/10 53110 4228

Angelegenheiten
Umweltschutz; wirtschaftliche R/3 53110 4226

Angelegenheiten
Umweltschutzanstalt R/3 53110 4226
Unfallversicherung VII/2 53110 2763
Universitätsorganisationsgesetz; I/2 53110 3252

Strafverfahren
Unteres Pittental; Wasserleitungs- II/5 53110 4595

verband
Unterhaltssachwalterschaft VIII/2 53110 6386
Unterhaltsvorschußgesetz VIII/2 53110 6386

Veranstaltungen VIII/3 53110 3252
Verbindungsstelle der Bundesländer LAD 53110 2012
Verbände Abwasserbeseitigung; Bau B/3-C 53110 4406
Verbände Wasserversorgung; Bau B/3-C 53110 4406
Vereine; auf Gewinn gerichtete; I/2 53110 3252

Evidenz
Vereinspatent 1852; Bewilligung I/2 53110 3252
Verfassungsdienst LAD 53110 2012
Verhütung ansteckender Krankheiten S/1 53110 2912
Verkehrserschließung ländlicher B/6 724611 224

Gebiete;
Verkehrserschließung ländlicher VI/3 53110 2988

Gebiete; Prüfung
Verkehrsrecht Schiffahrt II1/1 53110 4375
Verkehrstechnik Sachverständige B/4 53110 4524
Verkehrsverbund; R/2 53110 4230

Gesellschaftsanteile
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Beratung, Informationshinweise

Angelegenheit Abt. Telefon

Wirtschaftsförderungs- und V/2 53110 6116
Strukturverbesserungsfonds

Wirtschaftspolitik V/2 53110 6116
Wirtschaftstreuhänder Berufsordnung V/1 53110 2714
Wirtschaftswegebau; technische B/6 724611 224

Angelegenheiten; Förderung
Wissenschaft Förderung III/2 53110 3113
Wochenend- Feiertagsruhe; VII/2 53110 2763

Arbeitnehmer
Wohlfahrtspflege freie; VII/1 53110 6341

soziale Dienste
Wohlfahrtspflege freie; Beziehungen VII/1 53110 6341
Wohnbauförderung; I/6 53110 4853

Bauvereinigungen; allgemein
Wohnbauförderung; I/6 53110 4853

Bauvereinigungen-SPÖ
Wohnbauförderung; Eigenheime l/6a 53110 4853
Wohnbauförderung; Dorferneuerung l/6a 53110 4853
Wohnbauförderung; Gemeinden; I/6 53110 4853

allgemein
Wohnbauförderung; Gemeinden-SPÖ I/6 53110 4853
Wohnbauförderung; VI/12 53110 2976

landwirtschaftliche
Wohnbauförderung; Stadterneuerung l/6a 53110 4853
Wohnbauten; technische I/6 53110 4853

Überprüfung; allgemein
Wohnbauten; technische Ü I/6 53110 4853

berprüfung; SPÖ-Gemeinden
Wohnbeihilfen; allgemein I/6 53110 4853
Wohnbeihilfen; SPÖ-Gemeinden und I/6 53110 4853

Bauvereinigungen
Wohnhaussanierung l/6a 53110 4853
Wohnungsgemeinnützigkeit; 1/10 53110 3294

allgemein
Wohnungsgemeinnützigkeit; 1/10 53110 3294

SPÖ-Bauvereinigungen
Wr.Neustadt; Landessonderschule VIII/1 53110 3236

(Waldschule)

Zahlungsverkehr IV/1 53110 2441
Zeitgenössische Kunst; Förderung III/2 53110 3113
Zeitschriften (Landesbibliothek) III/4 53110 2847
Zentralregistratur LAD 53110 2012
Zivildienst l/AV 53110 2241
Zivile Landesverteidigung VI/9 53110 3252
Zivilrechtliche Angelegenheiten I/8 53110 2191
Zivilschutz VI/9 53110 3252
Zivilschutzbauten Sachverständige B/4 53110 4524
Ziviltechnikergesetz; Strafverfahren I/2 53110 3252
Ziviltechnikerwesen ohne BD 53110 4523

Strafverfahren
Zulassung; Baustoffe; Bauteile; B/4 53110 4524

Bauweisen
Zustellgesetz LAD 53110 2012
Zustellungen Ausland l/AV 53110 2241

Angelegenheit Abt. Telefon

Waschmittelgesetz rechtliche VI1/3 53110 2747
Angelegenheiten

Waschmittelgesetz Überwachung S/3 53110 2912
Washingtoner Artenschutzüberein- 11/3 53110 6238

kommen (CITES) ohne Sachver-
ständige

Wasseraufbereitungsanlagen; Bau B/3-C 53110 4406
Wasserbau; ohne B/3-B GB/3 53110 4407

Wildbachverbauung und Hydrologie
Wasserbau; B/3-B; GB/3 53110 4407

Wildbachverbauung
Wasserbau; Hydrologie B/3-D 53110 3178
Wasserbau; Sachverständige B/9 53110 4229
Wasserbau; Vorflutbeschaffung B/3-B 53110 4402
Wasserbeseitigung; medizinische S/2 53110 2912

Angelegenheiten
Wasserbewirtschaftung B/9 53110 4229
Wasserbuch 111/1 53110 4375
Wassergebühren U/1 53110 2619
Wassergenossenschaften 111/1 53110 4375
Wassergut öffentliches; Verwaltung II1/1 53110 4375
Wasserinstallation; Anlagen B/1-D 53110 4183
Wasserinstallation; Konzessions- BD 53110 4523

prüfungen
Wasserkraftanlagen Sachverständige B/9 53110 4229
Wasserleitungsanschlußgesetz 111/1 53110 4375
Wasserleitungsordnungen II1/1 53110 4375
Wasserleitungsverbände; Aufsicht II/5 53110 4595
Wasserrecht II1/1 53110 4375
Wasserstandsnachrichtendienst B/3-D 53110 3178
Wasserverbände; rechtliche 111/1 53110 4375

Angelegenheiten
Wasserverbände; Schutzwasserbau B/3-A 53110 4402
Wasserversorgung; Gemeinden; Bau B/3-C 53110 4406
Wasserversorgung; B/3-C 53110 4406

Genossenschaften; Bau
Wasserversorgung; Sachverständige B/9 53110 4229
Wasserversorgung; Verbände; Bau B/3-C 53110 4406
Wasserverunreinigung; Untersuchung B/10 53110 4228
Wasserwirtschaft; Siedlungen B/3-C 53110 4406
Wasserwirtschaftliche Grundlagen- B/9 53110 4229

forschung
Wasserwirtschaftliches Planungs- B/9 53110 4229

organ
Wasserwirtschaftsfonds B/3-C 53110 4406
Wasserwirtschaftsfonds Landes- NÖ B/3-C 53110 4406
Wegebau landwirtschaftlicher B/6 724611 224
Wehren B/3-A 53110 4402
Weideverbesserung technische B/6 724611 224

Angelegenheiten; Förderung
Weinbauangelegenheiten VI/5 53110 6617
Weinbaukommission VI/5 53110 6617

_ Weingesetz VI/5 53110 6617
K l  Weinkontrolle S/3 53110 2912

Weinwirtschaft; Förderung VI/5 53110 6617
Werkstätten l/AV 53110 2241
Wertausspielungen I/2 53110 3252
Wiener Neustädter Kanal; B/3-A 53110 4402

Verwaltung Instandhaltung
Wildbachverbauung B/3-A 53110 4402
Winkelschreiberei; Strafverfahren I/2 53110 3252
Winterdienst B/2-E 53110 4876
Wirtschaftliche Landesverteidigung I/2 53110 3252
Wirtschaftsförderung V/2 53110 6116
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NÖ Schriften
In dieser Reihe bereits erschienen:

Nr. 1 NÖ Legistische Richtlinien 1987
ISBN 3-85006-000-4 (März 1987)

Nr. 2 NÖ Agenden/Aktivitäten 1986/1987
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-001-2 (April 1987)

Nr. 3 Umweltschutz in Niederösterreich
"Lärmschutz" (Mai 1987)

Nr. 4 Energiesparen, Förderungen für pri-
vate Haushalte in Niederösterreich
1987
ISBN 3-85006-002-0 (Juni 1987)

Nr. 5 O.E. Pfeiffer, E. Strouhal, R. Wodak:
Recht auf Sprache - Verstehen und
Verständlichkeit von Gesetzen
Orac Verlag
ISBN 3-7015-4173-6 (Juli 1987)

Nr. 6 Baugestaltung landwirtschaftlicher
Bauten in Niederösterreich
(September 1987)

Nr. 7 NÖ Führungsrichtlinien
(November 1987)

Nr. 8 Schule - Berufsbildung - Wirtschaft.
Enquete der NÖ Landesregierung
ISBN 3-85006-003-9
(Dezember 1987)

Nr. 9 Hallo Niederösterreich - Ein
Behördenführer für junge Leute
ISBN 3-85006-004-7 (Jänner 1988)

Nr. 10 A. Kusternig, H. Feigl:
Bergbau in Niederösterreich
ISBN 3-85006-005-5 (Februar 1988)

Nr. 11 F. Oswald, H. Waldhauser:
Stichwort Niederösterreich.
Ein blau-gelber Almanach in
Wort und Bild.
ISBN 3-85006-006-3 (März 1988)

Nr. 12 NÖ Agenden/Aktivitäten 1987/1988
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
ISBN 3-85006-007-1 (April 1988)

Nr. 13 Fernwärme in Niederösterreich
"Seitenstetten" (April 1988)

Nr. 14 Umweltschutz in Niederösterreich
"Strahlenschutz” (April 1988)

Nr. 15 Umweltschutz in Niederösterreich
"Projekt Glanzstoff, St. Pölten" (April
1988)

Nr. 16 Niederösterreich '38, Niederöster-
reich '88. Texte eines Gedenkens, Bil-
der einer Ausstellung
ISBN 3-85006-008-X (Juni 1988)

Nr. 17 175 Jahre NÖ Landesbibliothek
ISBN -85006-009-8 (Juni 1988)

Nr. 18 Elektrifizierung in Niederösterreich
(Juni 1988)

Nr. 19 Der Bauer hatZukunft. NÖ Agrarenque-
te 1988
ISBN 3-85006-010-1 (Juni 1988)

Nr. 20 Mensch - Weg - Landschaft.
60 Jahre Güterwegebau in
Niederösterreich
ISBN 3-85006-011-X (August 1988)

Nr. 21 Wein - Kultur - Landwirtschaft
10 Jahre Sonderregionalprogramm
Raum Wachau/Krems
ISBN 3-85006-014-4
(September 1988)

Nr. 22 W. Liehr: Kommentar zum
NÖ Auskunftsgesetz
ISBN 3-85006-012-8 (September
1988)

Nr. 23 Die Verantwortung des Forschers.
Symposium vom 29. Mai 1987
ISBN 3-85006-013-6
(November 1989)

Nr. 24 P. Hacker, R. Spendlingwimrner:
Karstwasservorkommen Oberes
Erlauftal
ISBN 3-85006-015-2 (Jänner 1989)

Nr. 25 A.J. Egger, S. Polegeg:
Mineralische Rohstoffe in Nieder-
österreich.
Forschungsergebnisse 1978 - 1985
ISBN 3-85006-016-0 (Februar 1989)

Nr. 26 G. Schörner, R Schönstein:
Jährliches Rohstoffpotential der
forstlichen Biomasse Niederöster-
reichs
ISBN 3-85006-017-9 (Februar 1989)

Nr. 27 Integration in Niederösterreich.
Gemeinsame Erziehung von
behinderten und nichtbehinderten
Kindern im Kindergarten
ISBN 3-85006-018-7 (Februar 1989)

Nr. 28 NÖ Behindertenhilfe 2000.
Bestandaufnahme, Aufgaben, Ziel
ISBN 3-85006-019-5 (März 1989)

Nr. 29 Bayrische Hochstifte und Klöster
in Niederösterreich. Studien und For-
schungen aus dem NÖ Institut für
Landeskunde, Band 11
ISBN 3-85006-020-9 (März 1989)

Nr. 30 NÖ Forschungsbericht 1989
ISBN 3-85006-021-7 (März 1989)

Nr. 31 NÖ Agenden/Aktivitäten.
Jahrbuch der NÖ Landesver-
waltung 1988/1989
ISBN 3-85006-022-5 (April 1989)

Nr. 32 Hallo Niederösterreich - Ein
Behördenführer für Familien
ISBN 3-85006-023-3
(Dezember 1989)

Nr. 33 Statistisches Handbuch des
Landes Niederösterreich
ISBN 3-85006-025-X
(November 1989)

Nr. 34 Versuche und Ansätze zur
Industrialisierung des Waldviertels.
Vorträge und Diskussionen des ach-
ten Symposions des
NÖ Institutes für Landeskunde, Wei-
tra, 6. bis 8. Juli 1987
ISBN 3-85006-024-1 (Februar 1990)

Nr. 35 Die Vereinbarkeit öffentlicher Ämter.
Enquete des Landtages von Nieder-
österreich am 7. Juni 1989
ISBN 3-85006-026-8 (Februar 1990)

Nr. 36 Energiesparen. Förderungen für pri-
vate Haushalte in Nieder-
österreich 1990
ISBN 3-85006-027-6 (Februar 1990)

Nr. 37 NÖ Agenden/Aktivitäten
Jahrbuch der NÖ Landesverwaltung
1989/90
ISBN 3-85006-028-4 (April 1990)

Nr. 38 Probleme des niederösterreichischen
Weinbaus in Vergangenheit und Ge-
genwart. Vorträge des 9. Sympo-
siums des Niederösterreichischen In-
stituts für Landeskunde,
Retz, 4. -6. Juli 1988
ISBN 3-85006-029-2 (April 1990)

Nr. 39 Gemeinderatswahlen Niederöster-
reich 25. März 1990
Eine gemeindeweise Darstellung
ISBN 3-85006-030-6 (April 1990)

Nr. 40 Niederösterreich zwischen Heute
und der Weltfachausstellung 1995
ISBN 3-85006-031-4 (April 1990)

Nr. 41 Europäische Gemeinschaft - Chan-
cen und Risiken für Niederösterreich
Enquete, Wirtschaftsförderungsinsti-
tut der Handelskammer NÖ,
St. Pölten, 10. April 1989
ISBN 3-85006-032-2 (Juni 1990)

Nr. 42 “Meine Zukunft” Mal- und Aufsatz-
wettbewerb veranstaltet vom Land
Niederösterreich
ISBN 3-85006-033-0 (Oktober 1990)

Nr. 43 Mit Kindern auf dem Weg
Gedanken, Referate, Zusammenfas-
sung. NÖ Kindergartensymposium
1987- 1989
ISBN 3-85006-034-9
(Oktober 1990)

Nr. 44 Statistisches Handbuch des Landes
Niederösterreich
ISBN 3-85006-035-7
(September 1990)












